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Kapitel 1 


Einleitung und Motivation 
der Arbeit 


Die Finanzwissenschaft ist der Bereich der Volkswirtschaftslehre, der sich 
mit der Staatstätigkeit, insbesondere mit den Einnahmen und Ausgaben des 
Staates, befaßt. Ein Teilgebiet dieser Disziplin ist wiederum die Analyse von 
Steuerzahlungen. In diesem — wie auch in den meisten anderen Gebieten der 
Finanzwissenschaft - liegen bereits eine Vielzahl von Forschungsergebnissen 
vor.! Selten beschäftigen sich Wissenschaftler im Bereich der Finanzwissen- 
schaft jedoch mit der Analyse der gesetzeswidrigen Nicht-Steuerzahlung - 
besser bekannt unter dem Begriff Steuerhinterziehung. Diejenigen Arbei- 
ten, die sich dennoch mit dieser Materie befassen, beschränken sich meist 
auf die Modellierung und Analyse der Hinterziehungsentscheidung einzelner 
Steuerzensiten und den Einfluß bestimmter Parameter auf diese Entschei- 
dung.? Die vorliegende Arbeit macht insofern den Versuch, den bisherigen 
Forschungsstand zu ergänzen, als die gesamtwirtschaftlichen Wirkungen der 
Steuerhinterziehung untersucht werden sollen. 

Steuerhinterziehung scheint annähernd so alt zu sein wie die Erhebung 
von Steuern selbst. Schon aus der ägyptischen Pharaonenzeit existieren Do- 
kumente, die Strafen für die Hinterziehung von Abgaben wiedergeben.’ 
Selbst in der Bibel ist von Steuerbetrug die Rede: „Ist’s recht, daß ein 


!Vgl. dazu etwa die Kapitel zur allgemeinen und besonderen Steuerlehre in jedem 
gängigen finanzwissenschaftlichen Lehrbuch. 

?Für einen guten Überblick über diese mikroökonomischen Steuerhinterziehungsmo- 
delle vgl. Andreoni et al. (1998), Alm (1996), sowie Cowell (1985). 

®Vgl. Homburg (1997), S. 27. 


Mensch Gott betrügt, wie ihr mich betrügt? Ihr aber sprecht: ’Womit be- 
triigen wir dich?’ Mit dem Zehnten und der Opfergabe! Darum seid ihr auch 
verflucht; denn ihr betriigt mich allesamt“ (Buch des Propheten Meleachi, 
Kapitel 3, Vers 8 und 9). Und Jostock formulierte bereits in den vierzi- 
ger Jahren des zwanzigsten Jahrhunderts die nach heutigen Erkenntnissen 
allgemeingiiltige These: „Jedenfalls aber belehrt uns die Finanzgeschichte 
darüber, daß Steuerhinterziehung nicht nur in liberalen und individualisti- 
schen Zeiten, sondern immer vorgekommen ist, desgleichen daß sie auch 
keiner besonderen Staatsform zugehört, sondern sich bei allen Staats- und 
Verfassungsarten findet“ .? 

Allerdings sind insofern, als der Staat einerseits immer bessere Metho- 
den zur Verfolgung und Aufdeckung der Steuerhinterziehung zur Anwen- 
dung bringt und er andererseits das volkswirtschaftliche Rechnungswesen 
in der Neuzeit sehr stark ausgebaut hat, die Möglichkeiten der Steuerhin- 
terziehung für die Zensiten eingeschränkt. Bis auf wenige, spezielle Abgaben 
betreffende Ausnahmen kann nur dasjenige Individuum erfolgreich Steuern 
hinterziehen, das die ökonomische Handlung, an der sich die Steuer bemißt, 
vor der buchhalterischen Erfassung verbirgt. Mit anderen Worten ist heutzu- 
tage das Gros der Steuerhinterziehung mit einer ökonomischen Transaktion 
in der Schattenwirtschaft verbunden und umgekehrt; Steuerhinterziehung 
und Schattenwirtschaft sind also die beiden Seiten der gleichen Medaille - 
sie können demnach analytisch gemeinsam zu behandeln.’ 

Zum Thema Schattenwirtschaft gibt es seit Ende der siebziger Jahre eine 
relativ große Zahl an Untersuchungen, die sich aber in vier Gruppen auf- 
spalten: zum einen Analysen der Ursachen für die Abwanderung ökonomi- 
scher Transaktionen in den irregulären Sektor, zum zweiten Arbeiten zur 
Abschätzung des Umfangs der im verborgenen liegenden Transaktionen,’ 
drittens Ansätze zur Zurückdrängung des Schattensektors® sowie schließlich 
noch eine deutlich kleinere Gruppe, die sich mit den Wirkungen der Schat- 
tenökonomie beschäftigt.” Letztgenannte Arbeiten kennzeichnet jedoch eine 
Gemeinsamkeit: Keine von ihnen gibt eine komplette und strukturierte Ana- 


4 Jostock (1943), S. 30. 

5Zu einer exakten Definition, was in dieser Arbeit unter den Begriffen Steuerhinter- 
ziehung und Schattenwirtschaft verstanden werden soll und einer Abgrenzung gegen den 
Begriff Steuerumgehung vgl. Abschnitt 2.1. 

6Vgl. hierzu z.B. Schmölders (1980), Cassel (1982) sowie Frey und Weck (1983). 

T Beispiele hierfür sind Feige (1979), Tanzi (1980), Frey et al. (1982) sowie Kirchgässner 
(1983). 

8Vgl. z.B. Hofreither und Schneider (1989). 

9Quellen, die dieses Untersuchungsziel haben, werden im Laufe der gesamten Arbeit 
zitiert, weshalb hier auf eine beispielhafte Nennung verzichtet werden soll. 


lyse der Effekte des sekundären Sektors an und selten wird die Verbindung 
zur Steuerhinterziehung deutlich herausgearbeitet. Hier liegt ein weiterer 
Ansatzpunkt vorliegender Arbeit, die versucht, alle möglichen Wirkungen 
der Schattenwirtschaft auf die ökonomischen Teilprobleme Allokation, Dis- 
tribution und Stabilisierung zusammenzutragen und ihre Relevanz kritisch 
zu beleuchten. 

Der Untersuchungsgegenstand der Arbeit verliert zudem scheinbar nie- 
mals an Aktualität, da es ein beinahe alltägliches Thema in der öffent- 
lichen Diskussion ist. Sind bislang wegen der Methoden- und Meßproble- 
matik lediglich vorsichtige Schätzungen über das Ausmaß der Schattenwirt- 
schaft abgegeben worden,'® so werden in jüngster Zeit sogar Prognosen über 
den zukünftigen Umfang der Schattenwirtschaft abgegeben.!!!? Unterstellt 
man für einen aktuellen Vergleich einmal die Richtigkeit dieser Prognose und 
des für 1999 geschätzten Wertes für das Ausmaß des sekundären Sektors, 
wächst die Schattenwirtschaft mit einer Wachstumsrate von 6,8% bedeu- 
tend schneller als das offizielle Sozialprodukt, für das der Sachverständigen- 
rat eine Rate von 2,7% prognostiziert hat.!? Die Sekundärwirtschaft kann 
demnach als eine der Wachstumsbranchen der Ökonomie bezeichnet werden. 

Wahrscheinlich aufgrund des als relativ bedeutsam vermuteten Ausma- 
Bes der Schattenwirtschaft gibt es auch entsprechende öffentlich geäußer- 
te Mutmaßungen über ihre Wirkungen: So spricht die Deutsche Steuer- 
Gewerkschaft von Steuereinnahmeausfällen in Höhe von rund 120 Mrd. 
DM pro Jahr durch die Schattenwirtschaft.'* Vom Vorsitzenden der 
CSU-Mittelstands-Union Ernst Hinsken wird die These geäußert, daß die 
Schattenwirtschaft in Deutschland derzeit etwa fünf Millionen Vollzeitar- 
beitsplätzen entspricht, wodurch der Eindruck suggeriert wird, daß durch 
eine Beseitigung der Schattenwirtschaft das Arbeitslosigkeitsproblem in der 


10Uber die Methoden zur und die Meßproblematik bei der Erfassung schattenwirt- 
schaftlicher Transaktionen informieren aktuell, aber knapp, Bhattacharyya (1999) und 
Tanzi (1999) sowie ausführlicher Feige (1989), S. 26 ff. und Frey und Pommerehne (1982). 

!!Laut einer im Dezember 1999 veröffentlichten Schätzung des Instituts für Angewand- 
te Wirtschaftsforschung in Tübingen soll das Ausmaß der Schattenwirtschaft in Deutsch- 
land im Jahr 2000 ca. 640 Mrd. DM betragen und damit ca. 16 Prozent des offiziell 
angegebenen Sozialprodukts ausmachen. Vgl. ohne Verfasser (1999d), S. 18 sowie ohne 
Verfasser (2000), S. 14. 

12Nach Ansicht des Verfassers vorliegender Arbeit ist ein solches Vorgehen kritisch 
zu beurteilen. Angesichts der bereits problematischen Vorgehensweise bei einer ex-post- 
Schätzung, sollte von dem Versuch, die Entwicklung der Schattenwirtschaft in der Zukunft 
zu progostizieren, abgesehen werden. 

13 Vgl. Sachverständigenrat (1999), Tabelle 1, S. 2. 

l4Vgl]. ohne Verfasser (1999e), S. 7. 


Bundesrepublik zu lösen sei.!? Und schließlich muß das Thema Schatten- 
wirtschaft als Begründung dafür herhalten, den jüngsten Kabinettsbeschluß 
der Regierung zur Steuerreform zu kritisieren. Vor diesem Hintergrund ist 
die vorliegende Arbeit auch als ein Versuch anzusehen, einen Beitrag zu lei- 
sten, damit sich die oft relativ unsachlich oder mit falschen Behauptungen 
geführte Diskussion über die Schattenwirtschaft auf bestimmte, der wis- 
senschaftlichen Evaluation unterzogene Argumente und Wirkungen stützen 
kann. 

Die Analyse besteht aus zwei Teilen. Mit dem ersten Teil wird ein Über- 
blick über die möglichen Wirkungen der Schattenwirtschaft und Steuerhin- 
terziehung gegeben. Im zweiten Teil schließt sich eine exakte modelltheoreti- 
sche Untersuchung einzelner, ausgewählter Effekte an. Der erste Teil beginnt 
im Abschnitt 2.1 mit der Abgrenzung der Begriffe Schattenwirtschaft und 
Steuerhinterziehung und beschreibt darüber hinaus weitere Annahmen der 
Analyse. Im Abschnitt 2.2 werden die Wirkungen der Schattenwirtschaft 
kurz angerissen, die nicht den eigentlichen Untersuchungsgegenstand vorlie- 
gender Arbeit darstellen, bei der Beurteilung der Schattenwirtschaft jedoch 
ebenfalls von Bedeutung sind. 

Die Kapitel 3, 4 und 5 stellen den Kern des ersten Teils der Arbeit dar, 
wobei ihnen mit dem Teilkapitel 2.3 ein Abschnitt vorangestellt wird, der 
ihre Struktur begründet. Das Kapitel ’Allokation’ teilt sich wiederum in ver- 
schiedene Abschnitte. Das Unterkapitel ’Funktionsfähiger Wettbewerb’ be- 
trachtet die Wirkungen der Schattenwirtschaft auf die Wettbewerbssituati- 
on auf den Gütermärkten einer Ökonomie. Der Abschnitt ’Effizienz der Pro- 
duktionsstruktur’ untersucht, wie sich die Existenz des irregulären Sektors 
auf die Produktion in der Volkswirtschaft auswirkt. Über die Wirkung der 
Schattenwirtschaft auf das Angebot des Produktionsfaktors Arbeit berichtet 
das Unterkapitel ’Effekte auf das Arbeitsangebot’. Der Abschnitt ’Auftei- 
lung des Konsums über die Zeit’ stellt die Konsum-Spar-Entscheidung der 
Haushalte bei Existenz der Schattenwirtschaft dar. Im Abschnitt ’Bereit- 
stellung Öffentlicher Güter und soziale Sicherung’ wird in der Hauptsache 
die finanzielle Situation des Staates und der Sozialversicherungen analysiert. 
Daneben wird in Abschnitt 3.5.1 ein Modell präsentiert, das die Wirkungen 
der Steuerhinterziehung auf die theoretischen Höhe der Ausgaben für öffent- 


15Vgl. Schumacher et al. (1998) S. 248. 

16Vgl. Austermann (2000), S. 1, der die Steuerreform der Regierung unter anderem 
deshalb für nicht ausreichend erachtet, weil die Grenzsteuerbelastung nicht so deutlich 
reduziert wird, daß sie eine Verhaltensänderung der Bürger und Unternehmen nach sich 
zieht, die zu einer besseren Akzeptanz des Steuer- und Abgabensystems und damit zu 
einer Rückkehr von Wirtschaftsleistung aus der Schattenwirtschaft in die offizielle Öko- 
nomie führt. 


liche Güter beschreibt. Das Kapitel 4 ’Verteilung’ beschäftigt sich schließlich 
mit der Analyse der Effekte der Steuerhinterziehung auf die funktionale, re- 
gionale, sektorale, internationale und personelle Verteilung. 

Die Untersuchung der Wirkungen der Existenz der Schattenwirtschaft 
auf Fragestellungen der Stabilisierung wird in Kapitel 5 durchgeführt und 
gliedert sich zunächst in Effekte, die auf die unterstellten Transmissionsme- 
chanismen der Wirtschaftspolitik wirken, Effekte, welche die Datengrund- 
lage wirtschaftspolitischer Entscheidungen beeinflussen sowie direkte kon- 
junkturelle Effekte der Schattenwirtschaft bzw. ihre Wirkungen auf wichtige 
stabilisierungspolitische Zielgrößen, nämlich Beschäftigung, Preisniveausta- 
bilität und Wachstum. 

Der erste Teil schließt dann mit einer die zentrale Botschaft dieser Ar- 
beit enthaltenden wohlfahrtsökonomischen Würdigung der Wirkungen von 
Schattenwirtschaft und Steuerhinterziehung in Kapitel 6. Speziell wird in 
diesem Abschnitt versucht, die einzelnen Effekte zusammenzutragen und 
eine Schlußfolgerung der bis dahin vorliegenden Ergebnisse im Hinblick auf 
ihre wirtschaftspolitischen Implikationen zu ziehen. 

Der zweite Teil enthält nach einem einführenden Kapitel zwei ausführlich 
dargestellte Makromodelle unter Einbeziehung von Steuerhinterziehung. Bei 
dem ersten handelt es sich um ein statisches Einsektoren-Makromodell, in 
dem die Effekte der Schattenwirtschaft auf die gesamtwirtschaftliche Nach- 
frage und deren Determinanten analysiert werden können. Insbesondere 
der Einfluß unterschiedlicher Staatsausgabenstrukturen wird hier heraus- 
gearbeitet. Daneben wird durch eine sukzessive Erweiterung vom einfachen 
Einnahmen-Ausgaben-Modell über das IS-LM-Modell bis hin zur neoklas- 
sischen Synthese versucht, die Effekte von Zins- bzw. Preisniveauflexibilität 
herauszustellen. 

Das zweite präsentierte Modell ist ein neoklassisches Wachstumsmodell, 
zum einen ohne und zum anderen mit der Möglichkeit von Staatsverschul- 
dung. Hiermit ist es möglich, die Wirkungen der Steuerhinterziehung auf 
den Output der Ökonomie von der Angebotsseite aus zu analysieren. Der 
zweite Teil der Arbeit schließt dann in Kapitel 9 mit einem Fazit der bei- 
den dargestellten Modelle sowie einer Ergänzung zu der bereits in Kapitel 
6 präsentierten Würdigung der Wirkungen der Existenz von Schattenwirt- 
schaft und Steuerhinterziehung. 


Teil I 


Uberblick iiber die 
möglichen Wirkungen von 
Schattenwirtschaft und 
Steuerhinterziehung 


Kapitel 2 


Begriffsabgrenzung und 
Strukturierung der 
Analyse 


2.1 Begriffsabgrenzung 


Der Begriff Schattenwirtschaft wird in der Literatur auf vielfaltige Wei- 
se definiert. Die umfassendste Abgrenzung des Begriffs beinhaltet die Ge- 
samtheit aller ökonomischen Handlungen zur Bediirfnisbefriedigung in ei- 
ner Gesellschaft abziiglich dessen, was von der offiziellen Statistik als Wirt- 
schaftsleistung durch das Sozialprodukt ausgewiesen wird." Damit werden 
darunter vier Bereiche verstanden: zum einen die hauswirtschaftliche Selbst- 
versorgung, d.h. die Eigenproduktion von Gütern und Dienstleistungen zur 
Bediirfnisbefriedigung innerhalb eines Haushalts (z.B. Hausarbeit, Selbst- 
versorgung und Versorgung von Haushaltsmitgliedern mit Nahrungsmitteln 
sowie Krankenpflege innerhalb der Familie). Zweitens rechnet man dazu 
die gemeinschaftliche Produktion und Selbsthilfe. Wie beim ersten Bereich 
handelt es sich hier um die Produktion durch Haushalte. Der Unterschied 
besteht jedoch darin, daß in diesem Fall der Konsum über die Haushalts- 
grenzen hinweggeht. Beispiele hierfür sind die Nachbarschaftshilfe beim Ei- 
genheimbau, die ehrenamtliche Vereinsarbeit, sowie die gemeinschaftliche 
Kinderbetreuung. Als dritter Bereich sind die sogenannten Alternativöko- 
nomien zu nennen. Darunter versteht man Gemeinschaften von Individuen, 


!Vgl. Niessen und Ollmann (1986), S. 19 ff. sowie Gärtner (1988), S. 111. 


die sich gegenseitig mit ihren "Talenten’ helfen und organisierten Tausch- 
handel betreiben. Auch wenn dies meist nicht als Hauptzweck von solchen 
Vereinigungen genannt wird, so ist diese Art der wirtschaftlichen Betäti- 
gung dennoch mit der Vermeidung von Steuer- und Abgabenzahlungen 
verbunden.” Viertens zählt zu dieser Abgrenzung der Schattenwirtschaft 
die ’Untergrundwirtschaft’. Diese läßt sich nochmals unterteilen in illegale 
Tätigkeiten (etwa Drogenhandel oder Hehlerei) und in Aktivitäten, die an 
sich legal sind, bei denen jedoch der Aspekt der Abgabenhinterziehung die 
Zurechnung zur Untergrundwirtschaft rechtfertigt. Als Beispiel für letzte- 
re Kategorie kann die große Gruppe der schwarzarbeitenden Handwerker 
genannt werden, die zwar mit ihrer Tätigkeit keine kriminelle Handlung 
begehen, bei der aber der Tatbestand der Hinterziehung von Steuern und 
Abgaben einen Verstoß gegen das Gesetz darstellt. 

Vorliegende Arbeit möchte sich gleichwohl nur mit demjenigen Teil dieser 
umfassenden Schattenwirtschaftsabgrenzung beschäftigen, der nach interna- 
tionalen Konventionen? in die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung einbe- 
zogen werden sollte. Dadurch werden sämtliche Transaktionen ausgeschlos- 
sen, die nicht der Einkommenserzielung der Wirtschaftssubjekte dienen, wie 
etwa die haushaltliche Selbstversorgung oder die Nachbarschaftshilfe im ei- 
gentlichen Sinn.‘ 

Wenn im folgenden von Schattenwirtschaft die Rede ist, dann ist damit 
die Produktion bzw. das Einkommen gemeint, das durch ökonomische Trans- 
aktionen — monetär oder nichtmonetär - mit Einkommenserzielungsabsicht 
entsteht und laut internationalen Konventionen in der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung erfaßt werden soll, es aber nicht ist. Hinzu kommt, daß die 
Transaktion bewußt so ausgeführt sein muß, daß sie sich der statistischen 
Erfassung und damit der steuerlichen Beurteilung entzieht. 

Mit dieser Beschreibung sind auch Transaktionen in die Analyse mit 
einbezogen, bei denen sich hinsichtlich der Bewertung Schwierigkeiten erge- 
ben, weil es sich nicht um Käufe (Tausch eines Gutes gegen eine Forderung) 
handelt, sondern um Naturaltausche (Tausch eines Gutes gegen ein ande- 
res Gut). Dieses Bewertungsproblem läßt sich jedoch durch die Annahme 
lösen, daß jedes Gut, das im Naturaltausch den Besitzer wechselt, auch in 
der offiziellen Ökonomie gegen Geld gehandelt wird. Insofern läßt sich dieser 
Geldpreis dann für die Bewertung der Realtauschtransaktion benutzen. 


?In Deutschland soll es etwa 230 dieser Tauschringe geben. Teilweise sind sie so gut 
organisiert, daß sogar Ersatzwährungen innerhalb dieser ’Wirtschaftssysteme’ existieren. 
Vgl. Werle (1999), S. 75 sowie Creutzburg (1996), S. 37. 

3Vgl. Vereinte Nationen (1994) sowie Lützel (1993). 

4Vel. Wolff (1997), S. 331. 


Steuerhinterziehung wird hier wie folgt definiert: Steuerhinterziehung be- 
zeichnet Handlungen, die von Wirtschaftssubjekten bewußt und mit dem Ziel 
ausgeführt werden, daß weniger Steuern abgeführt werden als derjenige Be- 
trag, den der geltende Steuertarif der tatsächlichen Steuerbemessungsgrund- 
lage zuordnet. Entscheidend dabei ist, daß die Handlung illegal ist, daß also 
das Wirtschaftssubjekt mit positiver Wahrscheinlichkeit mit einer Bestra- 
fung zu rechnen hat. Die Ausgestaltung der Strafe bzw. die Straffunktion 
ist im Rahmen vorliegender Arbeit nicht von Bedeutung. Sie spielt zwar bei 
der individuellen Steuerhinterziehungsentscheidung eine bedeutende Rolle,® 
da im folgenden jedoch die Wirkungen der Schattenwirtschaft bei exogen 
vorgegebener Änderung des Hinterziehungsverhaltens analysiert werden sol- 
len, ist keine Berücksichtigung der verschiedenen Varianten der Bestrafung 
nötig. 

In diesem Fall ist definitorisch jede schattenwirtschaftliche Transakti- 
on mit der Hinterziehung von Steuern und parafiskalischer Abgaben (z.B. 
Sozialversicherungsbeiträgen) verbunden, da weder die Entstehung von Ein- 
kommen noch das Zustandekommen einer Transaktion der Steuerbehörde 
bekannt wird.” Wenn man zusätzlich noch annimmt, daß die Finanzver- 
waltung in der zu betrachtenden Ökonomie so gut funktioniert, daß alle 
offiziell erfaßten Einkommen und Transaktionen auch tatsächlich versteuert 
werden, dann ist Steuerhinterziehung nur möglich, wenn die Transaktion in 
die Schattenwirtschaft verlagert wird. In der folgenden Analyse werden alle 
diese Annahmen als erfüllt angesehen und die beiden Begriffe Schattenwirt- 
schaft und Steuerhinterziehung synonym verwendet.” 

Um Fehlinterpretationen zu vermeiden, soll vor dem Fortgang der Un- 
tersuchung noch eine Abgrenzung des Untersuchungsgegenstands Steuerhin- 
terziehung gegen die Steuerumgehung, die im Rahmen vorliegender Arbeit 
nicht betrachtet wird, vorgenommen werden. Gemeinsam ist beiden Hand- 


SVgl. Wrede (1993), S. 18. 

6Zur Übersicht über die mikroökonomische Analyse der Steuerhinterziehung bei un- 
terschiedlichen Straffunktionen vgl. z.B. Hagedorn (1991), S. 5 ff. 

”Diesen Zusammenhang sieht auch Cassel (1986), S. 77. 

8Von der Hinterziehung von Kapitaleinkommen, die durch das Bankgeheimnis oder 
durch eine Kapitalflucht ins Ausland ermöglicht wird, soll hier — zumindest soweit nicht 
explizit das Gegenteil gesagt wird - ebenfalls abstrahiert werden. 

Diese Annahme wird im übrigen auch empirisch zumindest für die Vereinigten Staa- 
ten gestützt, denn die Schätzergebnisse für das Ausmaß der Schattenwirtschaft von Bhat- 
tacharyya (1990) stimmen in etwa mit den Schätzungen über das hinterzogene Einkom- 
men von Crane und Nourzad (1986) überein. Bhattacharyya (1999), S. F350 kommt 
daraufhin zu der Bewertung, daß ,,... we have some indirect evidence to support the view 
that the hidden economy is approximately equal to the tax-evaded income.“ 


lungen, die dem Oberbegriff des Steuerentzugs zuzurechnen sind,’° daß der 
Steuerpflichtige dadurch seine Steuerzahlungen reduzieren kann. Steuerum- 
gehung wird dabei als eine mißbräuchliche Gestaltung der Rechtsvorschrif- 
ten angesehen.!! Der Unterschied zur Hinterziehung besteht jedoch in der 
Legalität der Handlung; Steuerumgehung verstößt nicht gegen das Gesetz 
und ist von daher nicht mit dem Risiko der Bestrafung verbunden. Aller- 
dings legt die Abgabenordnung in Deutschland fest, daß bei Entdeckung der 
mißbräuchlichen Gestaltung der Steueranspruch des Staates in der Form be- 
steht, „wie er bei einer den wirtschaftlichen Vorgängen angemessenen recht- 
lichen Gestaltung entsteht“.!? D.h., der Steuerpflichtige unterliegt dem Ri- 
siko, umgangene Steuerzahlungen nachträglich leisten zu müssen.!? 

Damit besteht allerdings ein Unterschied zum Begriff ’tax avoidance’ bei 
der Analyse der Steuerumgehung in modelltheoretischen wissenschaftlichen 
Arbeiten.!* Dort wird nämlich eine mögliche Nachzahlung der ’angemesse- 
nen’ Steuer ausgeschlossen. Mit Unsicherheit und Risiko ist die Umgehung 
hier nur dadurch verbunden, daß “strategies of avoidance often yield returns 
that depend upon future, uncertain events“.!° Da in vorliegender Arbeit die 
Untersuchung der Steuerumgehung ausbleiben soll, ist eine Auflösung die- 
ser Kontroverse nicht nötig. Wichtig ist lediglich, daß hier nur Handlungen 
des Steuerentzugs betrachtet werden, bei denen sich die Individuen einem 
Entdeckungsrisiko verbunden mit einer Bestrafung gegenübersehen - also 
ausschließlich die oben bereits definierte Steuerhinterziehung. 

Für die weitere Analyse wird von einem sehr vereinfachten Steuersy- 
stem ausgegangen. Es wird angenommen, daß das gesamte Einkommen der 
Ökonomie — egal, ob im offiziellen oder im Schattensektor entstanden - 
einkommensteuer- und sozialabgabenpflichtig und daß jeder Verkauf von 
Gütern und Dienstleistungen in der Ökonomie mehrwertsteuerpflichtig ist. 
Andere Steuern und Abgaben werden bei der folgenden Untersuchung nicht 
betrachtet. 

Auf eine explizite Analyse spezieller Effekte der Hinterziehung der 
Mehrwertsteuer wird im Rahmen dieser Arbeit verzichtet, da bei dem in 
den meisten Industrienationen angewandten System der Nettoallphasen- 
Umsatzsteuer lediglich die Hinterziehung der Steuer auf der letzten Pro- 
duktionsstufe sinnvoll ist. Damit bleibt ausschließlich der vom Anbieter 
der schattenwirtschaftlichen Transaktion geschaffene Mehrwert unbesteuert, 


1OVgl. Wrede (1993), S. 9 ff. 

!lvgl. § 42 Satz 1 AO. 

128 42 Satz 2 AO. 

13Vgl. dazu auch Ulmer (1986), S. 292 ff., insbesondere S. 294. 

14Vg]. etwa Cross und Shaw (1982), Alm (1988) sowie Alm und McCallin (1990). 
15 Alm und McCallin (1990), S. 193. 
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was letztlich einer Form der Einkommensteuerhinterziehung gleichkommt 
und daher im folgenden implizit als solche behandelt wird. Der zwischen 
Mehrwert- und Einkommensteuer bestehende Unterschied der Steuerfreiheit 
der Vorleistungen fallt im Zusammenhang mit der schattenwirtschaftlichen 
Produktion weg, da Produzenten des sekundären Sektors die Möglichkeit 
des Vorsteuerabzugs nicht nutzen können. D.h. die Anbieter bzw. die Nach- 
frager der Leistung des irregulären Sektors tragen die Mehrwertsteuer auf 
allen Vorstufen des gehandelten Gutes bzw. der Dienstleistung. 

Um die Wirkungen von Steuerhinterziehung und Schattenwirtschaft be- 
schreiben zu können, wird zudem ein Wirtschaftssystem als Referenz benö- 
tigt, das es ermöglicht, komparativ-statisch zu analysieren, was den Zustand 
einer Ökonomie mit Schattenwirtschaft von der Vergleichsbasis unterschei- 
det. Da einerseits die moderne Finanztheorie die Erkenntnis liefert, daß es 
gute Gründe für Eingriffe des Staates in die Ökonomie gibt,!® und ande- 
rerseits schattenwirtschaftliche Aktivitäten grundsätzlich das Ziel haben, 
einen Teil dieser Staatseingriffe - nämlich die Besteuerung - zu umgehen, 
wird als Vergleichsbasis nicht die reine Marktwirtschaft, sondern das System 
einer entwickelten Volkswirtschaft mit Staat gewählt, wobei von wirtschaft- 
lichen Außenbeziehungen abstrahiert und eine geschlossene Volkswirtschaft 
betrachtet wird.!” Für diese Wirtschaftsordnung wird angenommen, daß al- 
le bestehenden gesetzlichen Normen beachtet und angewandt werden und 
keines der Wirtschaftssubjekte sich schattenwirtschaftlich betätigt. Sämtli- 
che Transaktionen zur Einkommenserzielung werden von den Individuen in 
der offiziellen Ökonomie ausgeführt und sind statistisch erfaßt. Ferner wird 
davon ausgegangen, daß die gesetzlichen Regelungen genau das Wirtschafts- 
system beschreiben, das gesellschaftlich gewünscht wird. 

Aus der Untersuchung dieser Arbeit ausgeklammert ist somit die An- 
passungsreaktion der Wirtschaftssubjekte an die staatlichen Eingriffe, aus- 
gehend vom System einer reinen Marktwirtschaft. Obwohl die Individuen 
durch schattenwirtschaftliche Aktivitäten versuchen, den Ergebnissen ei- 
ner reinen Marktwirtschaft wieder näher zu kommen, sei vorab schon dar- 
auf hingewiesen, daß dennoch Unterschiede zwischen Marktwirtschaft und 
Schattenökonomie bestehen, was die Marktergebnisse betrifft. Der Haupt- 
grund hierfür liegt darin, daß es nicht allen Wirtschaftssubjekten und nicht 
bei allen ökonomischen Aktivitäten gleichermaßen möglich ist, den Staat 
zu umgehen.!® Als Beispiel sei der Unterschied zwischen einem Dachdecker 


16Vgl. etwa Musgrave et al. (1990), S. 4 f. 

17Zur Analyse des Phänomens Schattenwirtschaft in den ehemaligen osteuropäischen 
Planwirtschaften vgl. z.B. Cassel (1986) sowie Feld und Kirchgässner (1995). 

18 Vgl. Skinner und Slemrod (1985), S. 347. 
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und einem Fluglotsen angeführt. Während der Handwerker relativ leicht 
seine Leistungen an staatlichen Stellen vorbei anbieten kann, ist dies dem 
Fluglotsen in seinem erlernten Beruf nicht möglich, da er ausschließlich Ar- 
beitsleistungen erbringt, die nicht im irregulären Sektor nachgefragt werden. 

Für die Analyse der weiteren Abschnitte vorliegender Arbeit ist es sinn- 
voll, die entscheidenden Aspekte der so definierten Schattenwirtschaft bzw. 
Steuerhinterziehung noch einmal aufzuzählen: Erstens entfallen durch die 
Steuerhinterziehung Steuern, die im Rahmen einer ökonomischen Trans- 
aktion eigentlich zu zahlen wären. Damit entstehen geringere Kosten bei 
der wirtschaftlichen Transaktion. Die Folge ist, daß entweder ein höheres 
Nettoeinkommen bzw. ein höherer Nettogewinn für das Wirtschaftssubjekt 
resultiert oder Güter zu einem niedrigeren Preis angeboten werden, oder 
Kombinationen von beidem auftreten. Zweitens werden dem Staat durch die 
Steuerhinterziehung Einnahmen entzogen, welche diesem von Rechts wegen 
zustehen. Drittens ist der tatsächliche Umfang der ökonomischen Transakti- 
on einer Volkswirtschaft größer als in der Wirtschaftsstatistik ausgewiesen. 
Schließlich kommt viertens noch ein weiterer, bisher ungenannter Aspekt 
hinzu: Durch die Betätigung in der Schattenwirtschaft werden sonstige ge- 
setzliche Normen, wie etwa Arbeitssicherheitsbestimmungen, Baubestim- 
mungen oder Handwerksverordnungen, unterlaufen. 


2.2 Individuelle und nichtökonomisch-gesell- 
schaftliche Wirkungen 


Die Literatur diskutiert eine große Zahl von möglichen Wirkungen der Steu- 
erhinterziehung. Ziel dieses und des folgenden Kapitels ist es, diese ge- 
sammelt und strukturiert wiederzugeben und um eigene Überlegungen zu 
ergänzen. Die Struktur, in welche die Wirkungen der Schattenwirtschaft 
eingeordnet werden sollen, ist durch Abbildung 2.1 auf Seite 13 gegeben. 
Mögliche Wirkungen sind zunächst einmal, wie der obere linke Ast von 
Abbildung 2.1 zeigt, im individuellen Bereich zu suchen. Allerdings sind, 
was die Individuen anbetrifft, die Folgen der Schattenwirtschaft höchst un- 
terschiedlich. Es kommt entscheidend darauf an, in welcher Form das Wirt- 
schaftssubjekt mit der Schattenwirtschaft zu tun hat. Man muß daher un- 
terscheiden zwischen Anbietern von Leistungen des Schattensektors, Nach- 
fragern dieser Leistungen sowie Nichtteilnehmern an der Schattenwirtschaft. 
Auf die individuellen Folgen der Steuerhinterziehung soll im folgenden 
nicht genauer eingegangen werden. Offensichtlich ist jedoch, daß die Folgen 
für Teilnehmer an der Schattenwirtschaft positiv einzuschätzen sind. Ihr 
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Auswirkungen der 
Schattenwirtschaft 


bzw. Steuerhinterziehung 
Individuelle 


Soziale bzw. 
gesellschaftliche 
Nichtökonomische 


Fortsetzung 
durch Abb. 2.2 


Abbildung 2.1: Struktur zur Charakterisierung der Wirkungen der Steuer- 
hinterziehung 


erwarteter Nutzen aus der Teilnahme an der Schattenwirtschaft wird für 
sie ex-ante größer sein als das Risiko der zu befürchtenden Entdeckung und 
der damit verbundenen Bestrafung.!” Umgekehrt werden Nichtteilnehmer 
— sofern sie zumindest theoretisch die Möglichkeit zur Teilnahme haben - 
ihren Nettonutzen aus einer Teilnahme negativ einschätzen. 

Die sozialen oder gesellschaftlichen Folgen der Schattenwirtschaft kann 
man wiederum differenzieren, wie Abbildung 2.1 zeigt. Der Schwerpunkt 
dieser Arbeit liegt dabei auf der Diskussion der ökonomischen Wirkungen, 
wobei aber zuvor auch auf die nichtökonomischen kurz eingegangen werden 
soll. 

Die bedeutsamste Konsequenz überhaupt betrifft wohl den ’Gesell- 
schaftsvertrag’ eines Volkes. Damit sollen die Vereinbarungen - schriftlich 
in Gesetzestexten oder implizit durch langjährige gemeinsame Erfahrung 
— bezeichnet werden, die das Zusammenleben der Individuen einer Gesell- 
schaft regeln. In dieser Übereinkunft sind Normen, wie etwa das politische 
System®? - in modernen westlichen Industrienationen zumeist die repräsen- 


19Vgl. Pommerehne und Kirchgässner (1994), S. 856. 

20Pommerehne et al. (1994), S. 52 ff., Pommerehne und Weck-Hannemann (1996), S. 
168 sowie Pommerehne und Frey (1992), S. 8 ff. stellen dar, daß die Art des politischen 
Systems seinerseits auch Wirkungen auf die Steuerzahlungsmoral der Individuen haben 
kann. So weisen diese Autoren empirisch nach, daß das Ausmaß der Steuerhinterziehung 
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tative Demokratie — oder die Versorgung von Mitgliedern der Gesellschaft, 
die kein eigenes Erwerbseinkommen haben, kodiert. Wird nun — wie es bei 
dem hier betrachteten Fall der Schattenwirtschaft und Steuerhinterziehung 
vorliegt — von einem bedeutenden Teil der Bevölkerung dieser Vertrag nicht 
mehr eingehalten bzw. bei seiner Anwendung auf die eigene Person außer 
Kraft gesetzt, besteht die Gefahr, daß der gesamte ’Vertrag’ aus seiner Ver- 
ankerung gerissen wird und das System ’Gesellschaft’ nicht mehr funktio- 
niert. 

Was die gesetzlich fixierten Normen der Gesellschaft angeht, kann die 
Schattenwirtschaft aber auch als Signal interpretiert werden. Ihre Existenz 
und ihr Anwachsen können der Gesellschaft und insbesondere der Politik 
zeigen, daß die festgelegten Regeln nicht den Wünschen der Individuen ent- 
sprechen und ein Veränderungsbedarf vorliegt.?? Durch Steuerhinterziehung 
entsteht somit der Druck, bestehende Gesetze und Verordnungen zu über- 
denken. Dabei sind nicht nur finanziell relevante Vorschriften — wie etwa die 
Steuer- und Abgabenbelastung - zu überprüfen, sondern auch solche, die 
nicht unmittelbar finanzieller Natur sind - wie z.B. tarifliche Regelungen 
zur Arbeitszeit, die nicht den Wünschen der Individuen entsprechen, oder 
Baubestimmungen. 

Als ein weiterer entscheidender Aspekt kommt hinzu, daß die Schatten- 
wirtschaft ein kumulativer Prozeß ist, der aus zwei Quellen gespeist wird. 
Zum einen beteiligen sich um so mehr Individuen an schattenwirtschaft- 
lichen Aktivitäten, je mehr Personen ihnen selbst als Steuerhinterzieher 
persönlich bekannt sind.” Die Gründe dafür sind folgende: Erstens steigt 


in der direkten Demokratie geringer ist als beim System der repräsentativen Demokratie. 
Diese Effekte sollen hier jedoch nicht weiter thematisiert werden. 

21Pommerehne (1985), S. 1156f: „Eine weitverbreitete Verheimlichung von Teilen des 
Einkommens wird letztlich das bonum commune in Frage stellen, denn es ist damit zu 
rechnen, daß die Funktionstüchtigkeit einer Demokratie durch ein vollends als unfair 
angesehenes Steuersystem stark beeinträchtigt wird. Diese Gefahr besteht aber auch des- 
halb, weil die Nichteinhaltung der Steuergesetze zu Gesetzesübertretungen in weiteren 
gesellschaftlichen Bereichen führen kann“. Vgl. dazu auch Biedenkopf (1986), S. 109 ff. 

22Erwähnt werden muß, daß es auch Autoren gibt, welche die Meinung vertreten, daß 
„die Schattenwirtschaft dem sozialen Frieden eher dient als schadet“ (Petersen (1984), 
S. 149 sowie Sachverständigenrat (1980), Ziffer 296, S. 145.). Die Begründung für die- 
se Einschätzung fußt auf der Verbesserung der individuellen Selbstbestimmung (z.B. 
persönliche Einteilung der Arbeitszeit oder geringere Arbeitsteilung als in der offiziel- 
len Wirtschaft), die der einzelne durch die Betätigung in der Schattenwirtschaft erlangt. 
Dieser Standpunkt übersieht aber, daß gerade die Verfolgung dieser egoistischen Ziele die 
Spaltung der Gesellschaft eher fördert, weil bestimmte Individuen aufgrund ihrer persönli- 
chen Umstände (wie z.B. Ausbildung oder ausgeübter Beruf) von diesen Möglichkeiten 
ausgeschlossen sind. 

23Vgl. Schneider und Pöll (1998), S. 9 sowie Witte (1996), S. 143 f. 

24Vg]. Spicer und Lundstedt (1976), S. 300. 
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das Gefühl des persönlichen ökonomischen oder nichtökonomischen Nach- 
teils, wenn man viele Personen kennt, die die Vorteile der Schattenwirtschaft 
ausnutzen.?°’2° Zweitens sinkt für das Individuum das subjektive Risiko 
der Teilnahme an der Schattenwirtschaft, wenn ihm Erfahrungsberichte aus 
seinem persönlichen Bekanntenkreis zugänglich sind.’ Dies führt für ein 
Individuum, das sich bisher gerade noch nicht an der Schattenwirtschaft 
beteiligt hat, dazu, daß sein Nettonutzen steigt und somit die Schwelle zur 
Teilnahme überschritten wird. Drittens wird es durch die Teilnahme einer 
größeren Zahl von Personen an der Schattenwirtschaft leichter, Geschäfts- 
partner für das gewünschte Geschäft zu finden. So kann beispielsweise ein 
Hauseigentümer nur dann seinen Garten ’schwarz’ pflegen lassen, wenn er 
auch einen Anbieter einer solchen Leistung persönlich kennt.?® 

Zum anderen sind durch die experimentelle Analyse des Steuerhinter- 
ziehungsverhaltens Indizien dafür vorgelegt worden, daß die Entscheidung, 
Abgaben zu hinterziehen, auch positiv von der subjektiven Einschätzung 
der fiskalischen Ungerechtigkeit bestimmt wird.?? Unter fiskalischer Unge- 
rechtigkeit versteht man in diesem Zusammenhang den ’trade-off’ zwischen 
der relativen Steuerzahllast, gemessen durch den Abstand zwischen eige- 
nem Steuersatz und durchschnittlichem Steuersatz aller Individuen, und 
dem Nutzen, den man durch staatliche Ausgaben - Transferzahlungen oder 
Bereitstellung öffentlicher Güter — erlangt. Dieser ’trade-off’ verschlechtert 
sich durch ein Anwachsen des Ausmaßes der Schattenwirtschaft in einer 
Ökonomie. Während nämlich der eigene Steuersatz unverändert bleibt, sinkt 
zum einen c.p. der durchschnittliche Steuersatz auf das Gesamteinkommen 
(Summe aus deklariertem Einkommen und Einkommen aus der Schatten- 
wirtschaft) aller Individuen, und zum anderen geht tendenziell die Bereit- 
stellung öffentlicher Güter mangels Staatseinnahmen zurück.” 


25 Maital (1982), S. 257 formuliert dazu treffend: „Tax evasion falls solidly in the free- 
rider box. The more people seek free rides and evade taxes, the more those who do pay 
have to fork over, and the greater the incentive to evade ...“. Zur modelltheoretischen 
Analyse dieses Zusammenhangs vgl. Falkinger (1988), S. 388-395, Cowell und Gordon 
(1988), S. 305-321 sowie Falkinger (1995), S. 63-72. 

26 Ein weiteres Argument führt Tuchtfeldt (1984), S. 273 an: Ihm zufolge entsteht bei- 
spielsweise für Handwerksbetriebe durch die Konkurrenzsituation mit aufgrund der Hin- 
terziehung von Steuern kostengünstiger produzierenden Wettbewerbern der Anreiz, sich 
ebenfalls durch Verlagerung in die Schattenwirtschaft eine bessere Kostensituation zu 
verschaffen, um damit im dem Wettbewerb zu bestehen. 

27Vgl. Pommerehne (1995), Sp. 2262. 

28 Geschäftsanbahnungen nach Art der offiziellen Wirtschaft wie z.B. über Werbung 
sind wegen der Gefahr der Entdeckung durch die Behörden und der zu befürchtenden 
Bestrafung nur begrenzt möglich. 

29V gl. Spicer und Becker (1980), S. 171 ff. 

30Die Analyse der Wirkung der Steuerhinterziehung auf die Bereitstellung öffentlicher 
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Bereits existierende Steuerhinterziehung führt über diese beiden Kanäle 
somit in nachfolgenden Perioden zu einem weiteren Anstieg des Ausmaßes 
der Schattenwirtschaft. Diese kumulative Wirkung der Hinterziehung von 
Abgaben verschärft alle bisher dargestellten sowie weiter unten noch auf- 
zuführenden Folgen der Schattenwirtschaft. 

Eine weitere Wirkung der Steuerhinterziehung betrifft Situationen, in 
denen die Wirtschaftskraft eines Landes im zwischenstaatlichen Vergleich 
ausgedrückt werden soll. Wegen der Nichterfassung schattenwirtschaftlicher 
Transaktionen führt die international dazu üblicherweise verwendete An- 
gabe des offiziell gemessenen Sozialprodukts zu einer Fehlinformation. Ins- 
besondere ist ein Vergleich der ökonomischen Leistungsfähigkeit zwischen 
Entwicklungsländern, Industrienationen und planwirtschaftlich organisier- 
ten Ökonomien mit Skepsis zu betrachten. Entwicklungsländern fehlt meist 
ein gut funktionierendes staatliches Rechnungswesen, was dazu führt, daß 
Teile des offiziellen Sektors, die sich nicht absichtlich der Erfassung durch die 
Behörden entziehen wollen, der Schattenwirtschaft zuzurechnen sind, weil 
ihre Abbildung im Sozialprodukt nicht gelingt.”! In planwirtschaftlich orga- 
nisierten Ökonomien, wie es etwa die UdSSR war, wandern wirtschaftliche 
Aktivitäten ebenfalls nicht nur wegen des Ausweichens von Steuerzahlungen 
in die Schattenwirtschaft. Hier können die Bedürfnisse der Individuen durch 
den offiziellen Sektor nicht befriedigt werden, was die Wirtschaftssubjekte 
veranlaßt, durch eigene Produktion ihren Bedarf zu decken.*? Viele empi- 
rische Studien zur Schattenwirtschaft kommen jedoch überdies zu dem Er- 
gebnis, daß das Ausmaß des Schattensektors selbst bei ausschließlicher Be- 
trachtung vergleichbarer Industrienationen sehr unterschiedlich ist.°” Zum 
Vergleich der Wirtschaftsleistungen von Volkswirtschaften könnte demnach 
die Gegenüberstellung der jeweils ausgewiesenen ’offiziellen’ Sozialproduk- 
te ungeeignet sein. Zwar versuchen die nationalen Statistikbehörden, die 


Güter erfolgt auf den Seiten 50 ff. 

31Dariiber hinaus wird diskutiert, daß auch eine absichtliche Verzerrung der offiziel- 
len Daten des Sozialprodukts für diese Länder opportun sein könnte, da sie in einem 
solchen Fall mehr Entwicklungshilfegelder von den Industrieländern bekommen können. 
Vgl. Tuchtfeldt (1984), S. 271. 

32Vel. Grossman (1982), S. 245 ff. Allgemein bekannt ist, daß auch im sogenannten 
’Neuen Rußland’ die Schattenwirtschaft eine große Rolle spielt. Vgl. dazu Adam (1998), 
S. 1, Donath (1999), S. 1 sowie Lohoff (1999), S. 10. Siegl (1999), S. 20 berichtet so- 
gar, daß das Ausmaß der Steuerhinterziehung in Rußland Ende der neunziger Jahre mit 
20 Mrd. Dollar von offizieller Seite genauso hoch geschätzt wird wie der Umfang des 
Staatshaushalts. 

33 Vgl. Schneider (1999), Tabelle 4, S. 310 f., Frey und Weck-Hannemann (1984), Fig. 
4, S. 44, Cassel (1982), Übersicht 4, S. 351 sowie Frey und Pommerehne (1984), Tables 
1-4, S. 13-15. 
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Wirtschaftsleistung der Schattenwirtschaft abzuschätzen und bei der An- 
gabe des Sozialprodukts einer Volkswirtschaft die gesamte Wirtschaftskraft 
der Ökonomie anzugeben.*4 Allerdings ist fraglich, ob das teilweise unter- 
schiedliche Vorgehen in der Lage ist, in jedem Land das exakte Ausmaß 
der irregulären Ökonomie abzubilden und damit einen Vergleich der Wirt- 
schaftsleistungen zu ermöglichen.°® Insbesondere ist nicht klar, ob es den 
Statistikbehörden gelingt, die große Dynamik der Entwicklung der Schat- 
tenwirtschaft in den veröffentlichten Zahlen zu erfassen. Ein im Anhang 
angegebenes Beispiel, das aus Gründen der Verdeutlichung davon ausgeht, 
daß bei den offiziell angegebenen Einkommensgrößen die Schattenökonomie 
gar nicht berücksichtigt ist, zeigt, daß sich durch die Berücksichtigung der 
Schattenwirtschaft Verschiebungen in der Rangfolge der Wirtschaftskraft 
bei verschiedenen OECD-Ländern ergeben können.?® 

Die Wirtschaftsleistung gemäß den offiziellen Statistiken wird aber bei 
der Finanzierung supranationaler Organisationen oft als Kriterium zugrun- 
de gelegt. So wird beispielsweise die Europäische Union von ihren Mitglie- 
dern - zumindest zum Teil - gemäß deren Bruttoinlandsprodukt finanziert. 
Geht man nun davon aus, daß die wirtschaftliche Leistung des irregulären 
Sektors auch zur Wirtschaftskraft einer Ökonomie zählt und es den natio- 
nalen Statistikämtern nicht gelingt, diese exakt in das offiziell angegebene 
Sozialprodukt zu integrieren, kann es zu Verzerrungen bei der Finanzierung 
der EU kommen.” 


34], aut Auskunft des Statistischen Bundesamts glaubt die Behörde die Schattenwirt- 
schaft bei der Einkommensrechnung zu berücksichtigen. Allerdings wird das geschätzte 
Ausmaß der Sekundärwirtschaft nicht explizit hinzugerechnet, sondern zum einen im 
Rahmen der sowieso vorzunehmenden branchen- und sektorspezifischen Schätzung der 
nicht erfaßbaren Klein- und Kleinstbetriebe hinzugeschätzt und zum anderen indirekt 
ermittelt. So berichtet Döhrn (1990), S. 25, über das Vorgehen des Statistischen Bundes- 
amts zur Ermittlung der Produktion des Bauhauptgewerbes. Diese wird nicht aus den 
Umsätzen der Bauunternehmen berechnet, sondern aus dem Baustoffverbrauch hoch- 
gerechnet. Somit können - oder wollen - die Experten keine Auskunft darüber geben, 
welchen Umfang die Schattenwirtschaft in den veröffentlichten Zahlen ausmacht. Aller- 
dings spricht einiges dafür, daß das Ausmaß der Schattenwirtschaft, das in den Zahlen 
der offiziellen Statistik eingerechnet ist, eine Untergrenze ihres wahren Umfangs darstellt. 

35Siebert (1998) berichtet z.B. über ein im Vergleich zum Statistischen Bundesamt 
anderes Vorgehen, dessen sich die italienische Statistikbehörde bedient: Das Istituto Na- 
zionale Di Statistica addiert demnach explizit einen Aufschlag für die Schattenökonomie 
bei ihren veröffentlichten Einkommenszahlen. Für 1987 betrug dieser Zuschlag 15 Pro- 
zent und führte dazu, „Italien an Großbritannien vorbei in die exclusive Gruppe der fünf 
bedeutendsten Industrienationen zu befördern.“ Siehe Stobbe (1989), S. 287, Fn. 11. 

36 Vgl. Tanzi (1999), S. F340 ff. Dort wird auch diskutiert, daß es eventuell sogar poli- 
tisch opportun sein kann, das nationale Sozialprodukt möglichst gering auszuweisen. Vgl. 
dazu auch Stobbe (1989), S. 150, Fn. 14. 

37Dasselbe Argument gilt auch für die EU-Finanzierung durch die Mehrwertsteuer- 
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Abbildung 2.2: Struktur der gesamtwirtschaftlichen Wirkungen der Steuer- 
hinterziehung 


2.3 Strukturierung der Analyse der gesamt- 
wirtschaftlichen Wirkungen 


Der makroökonomischen Analyse der Wirkungen von Steuerhinterziehung 
und Schattenwirtschaft soll zunächst eine Struktur vorangestellt werden. 
Dabei wird das Schema von Musgrave benutzt. Es zeigt, wie die wirtschafts- 
und finanzpolitischen Eingriffe des Staates systematisiert werden können. 
Für die Untersuchung der Wirkungen von Steuerhinterziehung wird dieses 
Schema übernommen, da die Schattenwirtschaft genau dort ihre Wirkun- 
gen entfaltet, wo staatliche Maßnahmen versuchen, die Ergebnisse des wirt- 
schaftlichen Handelns der Privaten zu verändern. Abbildung 2.2 stellt die 
Ansatzpunkte der folgenden Diagnose der Schattenökonomie im Überblick 
dar. 


Eigenmittel der Mitglieder. Vgl. Schäfer und Wittmann (1985), S. 619. 
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Kapitel 3 


Allokation 


Als Allokationsfunktion staatlicher Finanzpolitk sehen Musgrave et al. 
(1990) zwar lediglich die Bereitstellung öffentlicher Güter und den „Pro- 
zeß, mit dem die Aufteilung der vorhandenen Ressourcen auf private und 
öffentliche Güter und die Zusammensetzung des öffentlichen Güterangebots 
bestimmt wird“.! Diese Einteilung greift jedoch für vorliegende Arbeit zu 
kurz, denn sie vernachlässigt Teilaspekte der Allokation, bei denen der Staat 
und die Schattenwirtschaft ebenfalls eine Rolle spielen. So zählt zu den vor- 
rangigen Aufgaben des Staates, einen funktionierenden Wettbewerb auf den 
Märkten einer Ökonomie zu sichern bzw. - falls nötig — herzustellen oder 
wieder herzustellen.” Im folgenden ist also zu untersuchen, wie sich die Exi- 
stenz der Schattenwirtschaft auf die Wettbewerbssituation auswirkt. 

Darüber hinaus zeichnet der Staat dafür verantwortlich, die effiziente 
Produktion durch sein Handeln so wenig wie möglich zu verzerren. Dies 
äußert sich darin, daß die steuerlichen Regelungen sowie sonstige Auflagen 
des Gesetzgebers im Hinblick auf dieses Ziel ausgestaltet werden sollten. 
Aber auch einer direkten Verschwendung von Ressourcen, die dann nicht 
mehr im Produktionsprozeß verwendet werden können, hat der Staat ent- 
gegenzuwirken. Die Produktionsstruktur ist demnach ein weiterer Ansatz- 
punkt der Analyse der Wirkungen von Steuerhinterziehung und Schatten- 
wirtschaft. 

1 Musgrave et al. (1990), S. 5. 

?Dies gilt bis auf wenige Ausnahmebereich, in denen bewußt der vollkommene Wettbe- 


werb nicht angestrebt wird. Von diesen Ausnahmebereichen soll im Rahmen vorliegender 
Arbeit abstrahiert werden. 
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Ferner ist es die Aufgabe der Finanzpolitik, bei der Ausgestaltung des 
Steuersystems darauf zu achten, daß mit der Besteuerung nach Möglichkeit 
keine negative Leistungsanreize auf das Arbeitsangebot verbunden sind. Ei- 
ne Analyse der Wirkung der Steuerhinterziehung auf das Arbeitsangebot 
muß somit im Rahmen vorliegender Arbeit ebenfalls durchgeführt werden. 

Dort wo der Staat versucht, die Aufteilung des Lebenskonsums zu ver- 
ändern, muß untersucht werden, wie dies durch die Schattenwirtschaft be- 
einflußt wird. Und schließlich ist zu analysieren, wie die Bereitstellung 
öffentlicher Güter sowie die soziale Absicherung der Individuen durch den 
Staat funktioniert, wenn es in der Ökonomie zu schattenwirtschaftlichen 
Aktivitäten und Steuerhinterziehung kommt. 


3.1 Funktionsfähiger Wettbewerb 


Seit der Veröffentlichung des Werkes ’An Inquiry into the Nature and Causes 
of the Wealth of Nations’ im Jahre 1776 durch Adam Smith gilt die ’invisi- 
ble hand’ der wettbewerblichen Selbststeuerung als das zentrale Lenkungs- 
instrument in einer Marktwirtschaft. Es sorgt dafür, daß das Eigennutzstre- 
ben der Individuen in gesellschaftlich optimale Marktergebnisse umgesetzt 
wird. Ebenso lange ist jedoch auch bekannt, daß die Wirtschaftssubjekte 
versuchen, den Wettbewerb außer Kraft zu setzen.* Aufgrund dessen sieht 
es die moderne Wirtschaftstheorie als Aufgabe des Staates an, den Wettbe- 
werb auf den Märkten zu sichern bzw. herzustellen. 

Zur Diagnose der Wirkungen von Schattenwirtschaft und Steuerhinter- 
ziehung im Hinblick auf dieses Ziel der Wirtschaftspolitik müssen jedoch 
zunächst Beurteilungskriterien festgelegt werden. Sinnvoll scheint es dabei, 
auf die Ergebnisse des Wettbewerbs auf den einzelnen Güter-, Dienstlei- 
stungs- sowie Faktormärkten der Ökonomie abzustellen und die Frage zu 
beantworten, wie die Schattenwirtschaft diese verändert. Ausgehend von 
der Definition Wettbewerb ist das Rivalisieren von Marktteilnehmern um für 
die einzelnen vorteilhafte Geschäftsabschlüsse unter Einräumung günstiger 
Geschäftsbedingungen wie Preis, Qualität oder sonstige Aktionsparameter,? 
sind als Marktergebnisse Mengen, Preise sowie sonstige Aktionsparameter 
zu sehen und bilden demnach den Ansatzpunkt der Analyse. 


3Vegl. Bartling (1980), S. 9. 

4Bereits Adam Smith selbst schrieb im 18. Jahrhundert: „Geschäftsleute des gleichen 
Gewerbes kommen selten, selbst zu Festen und zur Zerstreuung, zusammen, ohne daß 
das Gespräch in einer Verschwörung gegen die Öffentlichkeit endet oder irgendein Plan 
ausgeheckt wird, wie man die Preise erhöhen kann.“ Siehe Smith, A. (1974), S. 112. 

5Vgl. Bartling (1992), S. 735. 


20 


Was die sonstigen Aktionsparameter, wie etwa Qualität, Lieferzeit etc., 
betrifft, wird der Schattenwirtschaft zugesprochen, gerade dort zu besse- 
ren Marktergebnissen zu führen. So wird argumentiert, daß dieser Sektor 
etwa bei der Berücksichtigung individueller Kundenwünsche oder der Be- 
seitigung von Wartezeiten leistungsfähiger ist als die offizielle Ökonomie.® 
Eindeutig positiv sollte die Reaktion der sonstigen Aktionsparameter je- 
doch nicht gesehen werden. Denn es sind beispielsweise, was den Parameter 
Qualität anlangt, die Meinungen bezüglich einer Verbesserung der Markt- 
leistung geteilt. Einerseits kann argumentiert werden, daß aufgrund der ad 
hoc Bearbeitung von Aufträgen sowie der Umgehung von Normen, wie etwa 
der in der Handwerksordung festgelegten Ausbildungsstandards, die Qua- 
lität durch das Teilangebot des Schattensektors tendenziell schlechter wird.” 
Ein weiteres Argument für diese These liefert Gordon, indem er Qualität in 
Zusammenhang mit Reputation bringt. Er argumentiert, daß „the quality 
of goods purchased for cash may also be lower; cash vendors (als Anbie- 
ter von schattenwirtschaftlichen Leistungen zu verstehen, Anmerkung des 
Verfassers), unlike regular vendors, may not have reputations to protect, 
and thus may have less to lose selling inferior products“.® Witte hält die 
Qualität in der Schattenwirtschaft für „highly variable“? und führt dafür 
als Grund die unterschiedlichen Qualitätskontrollen in beiden Sektoren an. 
Wie schon Gordon auch argumentiert sie, daß in der Schattenwirtschaft die 
Reputation und damit die Sicherung der Qualität lediglich über Mund-zu- 
Mund-Propaganda funktioniert und Anbieter der Schattenwirtschaft somit 
wenig zu verlieren haben, wenn sie schlechte Qualität liefern. Für die of- 
fizielle Ökonomie gilt dies nicht, hier stellen Regularien und die staatliche 
Informationspolitik wichtige Qualitätssicherungsinstrumente dar.!® 

Dem entgegenstehend kommen empirische Untersuchungen zu dem ent- 
gegengesetzten Ergebnis.!! So wird etwa berichtet, „daß die Arbeits- und 
Produktqualität in der Schattenwirtschaft — objektiv — keineswegs schlech- 
ter als in der Normalwirtschaft ist und - subjektiv - von den Benutzern und 
Nachfragern als außergewöhnlich hoch eingeschätzt wird“ .!? 


6Vgl. Gross (1988), S. 39 sowie Karmann (1988), S. 106. 

"Vgl. Gretschmann und Heinze (1982), S. 138. 

®Gordon (1990), S. 245. 

Witte (1996), S. 134. 

10Vel. Witte (1996), S. 134. 

11 Vgl. Isachsen und Strøm (1982) zitiert nach Gretschmann (1984b), S. 110. 

12Gretschmann (1984b), S. 110. Lageman (1999), S. 331 erklärt diese Einschätzung 
damit, „daß das Gros der handwerklichen Schwarzarbeitsleistungen von im Handwerk 
ausgebildeten und überwiegend auch dort berufstätigen Arbeitskräften erbracht wird.“ 
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Als ein weiterer Effekt hinsichtlich der Wettbewerbswirkungen der 
Schattenwirtschaft wird angesehen, daß sich durch den Charakter der ’Heim- 
lichkeit’ die Transparenz der Märkte reduziert, was zusätzlich zu einem We- 
niger an Wettbewerb führt.!? 

Was den Preis als Marktergebnis anlangt, muß der Schattenwirtschaft 
eine Intensivierung des Wettbewerbs bescheinigt werden. Ein Grund dafür 
liegt in den geringen Kosten der Schattenwirtschaft, da sie Normen wie et- 
wa den Kündigungsschutz, Sicherheitsauflagen oder ähnliches umgeht, die 
Kostenfaktoren für das Angebot von Gütern und Dienstleistungen darstel- 
len. Darüber hinaus sind die Kosten für Anbieter des Schattensektors ge- 
rade um den Steuerbetrag niedriger, den ein Anbieter des offiziellen Sektors 
abzuführen hat. 

Mit diesen niedrigeren Kosten stellt der inoffizielle Sektor einerseits eine 
potentielle Konkurrenz dar, die dafür sorgt, daß der Preis und damit die Ge- 
winne der Unternehmen des offiziellen Sektors nicht unverhältnismäßig hoch 
werden.!? Zum anderen führt das tatsächliche Angebot der Untergrundwirt- 
schaft auf einem Markt dazu, daß der Preis niedriger ist, die Angebotskurve 
flacher verläuft und sich damit den langfristig niedrigsten möglichen Stück- 
kosten annähert sowie dazu, daß die Konsumentenrente sich gegenüber ei- 
ner Situation ohne zusätzliches Angebot durch den Schattensektor erhöht. 
Durch die Konkurrenzsituation aufgrund der Existenz der Schattenwirt- 
schaft entsteht also im offiziellen Sektor der Druck, Preisrigiditäten nach 
unten abzubauen bzw. gar nicht erst entstehen zu lassen.!® 

Was die Wettbewerbswirkung der Steuerhinterziehung und Schattenöko- 
nomie betrifft, sei außerdem noch ein grundsätzlicher Aspekt angerissen. 
Durch den Schattensektor muß der Konsument nun Angebote für Güter, 
die er kaufen möchte, aus zwei verschiedenen Sektoren, die sicherlich völlig 
unterschiedliche Strukturen aufweisen, beachten. Dadurch werden sich ten- 
denziell die Transaktionskosten erhöhen und damit die Markteffizienz sin- 
ken.!? 

Neben den Marktergebnissen des Wettbewerbs in Form der Ausprägun- 
gen Preis, Qualität und sonstige Aktionsparameter, die die Konsumenten 
betreffen, fällt es dem Staat außerdem zu, einen fairen Wettbewerb auf den 
Märkten zu ermöglichen und damit Anbieter vor unfairen Verhaltensweisen 


13Vgl. Langfeldt (1984b), S. 51 und S. 127 sowie Lageman (1999), S. 330. 

14Die Einhaltung dieser Regularien bindet Ressourcen und stellt aus diesem Grund 
einen Kostenfaktor für die Unternehmen des regulären Sektors dar. Vgl. Tuchtfeldt 
(1984), S. 267. 

15Vel. Haarland (1986), S. 20. 

16 Vgl. Schäfer (1984), S. 51 f. 

17 Vgl. Feige (1979), S. 12. 
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anderer Wettbewerber zu schützen. Dies drückt sich z.B. im Erlaß und in 
der Durchführung des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) 
aus.!® Die Existenz der Schattenwirtschaft führt nun was diesen Aspekt an- 
geht zu Verwerfungen: Anbieter des Schattensektors treten den Wettbewerb 
mit anderen Voraussetzungen an als ihre Wettbewerber aus der offiziellen 
Ökonomie. Dies ist natürlich in erster Linie der Fall bezüglich der Kosten 
der Leistungserstellung. Da Anbieter des irregulären Sektors keine Steuern 
und Abgaben abführen, können sie ihre Leistungen mit viel geringeren Ko- 
sten herstellen als Produzenten der regulären Ökonomie - sie erlangen damit 
ungerechtfertigte Wettbewerbsvorteile.1? 

Daneben verschaffen sich die Wirtschaftssubjekte der Schattenwirtschaft 
weitere Vorteile gegenüber der offiziellen Wirtschaft, die sie am Markt zu ih- 
ren Gunsten ausspielen: Zum einen sind dies fehlende Zulassungsvorausset- 
zungen für die Durchführung handwerklicher Tätigkeiten, deren Erlangung 
in der offiziellen Ökonomie mit Kosten etwa in Form von Ausbildungszeit 
oder Prüfungsgebühren verbunden sind.?? Zum anderen nutzen die Produ- 
zenten der Schattenökonomie „ungerechtfertigte Wettbewerbsvorteile durch 
Arbeit an Abenden, Wochenenden und Feiertagen“ aus,?! was Anbietern 
des regulären Sektors gesetzlich nicht erlaubt ist. Es ist also festzustel- 
len, daß aufgrund der zuletzt genannten Argumente durch die Existenz der 
Schattenwirtschaft der faire Wettbewerb zwischen konkurrierenden Anbie- 
tern der beiden Sektoren stark beeinträchtigt wird. 


3.2 Effizienz der Produktionsstruktur 


Bezüglich der Produktionseffizienz wird der Steuerhinterziehung in der Li- 
teratur ein schlechtes Zeugnis ausgestellt. Pommerehne und Kirchgässner?? 
etwa schreiben: „Zudem ergeben sich aufgrund der Schattenwirtschaft Wohl- 
fahrtsverluste in Form von allokativen Verzerrungen. Ist der Faktor Arbeit 
mobil und kann er, um der Besteuerung zu entgehen, aus der offiziellen 
Wirtschaft in die Schattenwirtschaft ausweichen, so ergibt sich zwischen den 
entsprechenden Bruttogrenzerträgen der beiden Sektoren eine Differenz in 


18Vgl. Herdzina (1999), S. 122. Nach Meinung von Herdzina (1999), S. 122 f., ge- 
schieht die Bekämpfung unlauteren Verhaltens letztlich auch im Sinne der Unterbindung 
wettbewerbsbehindernden Verhaltens und ist damit nicht vom Recht gegen Wettbewerbs- 
beschränkung zu trennen. Im Rahmen vorliegenden Problems der Darstellung der Wir- 
kungen der Schattenwirtschaft erscheint eine getrennte Analyse jedoch angebracht. 

19 Vgl. Döring (1989), S. 190 f. 

20Vel. Klinge (1989), S. 126. 

21 Zentralverband des Deutschen Handwerks (1997), S. 14 

22Pommerehne und Kirchgässner (1994), S. 856. 
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Kontraktkurve 


Abbildung 3.1: Offizieller Sektor und Schattenwirtschaft im Inputraum 


Höhe des Grenzsteuersatzes. Dies führt dazu, daß - verglichen mit einer 
Situation ohne Schattenwirtschaft - in der offiziellen Wirtschaft zu kapital- 
und in der Schattenwirtschaft zu arbeitsintensiv produziert wird.“ 

Mit Hilfe des Harberger-Modells und des Edgeworth-Box-Diagramms 
läßt sich diese Aussage graphisch darstellen.2? Als die zwei Sektoren sind 
die offizielle Ökonomie und die Schattenwirtschaft aufzufassen. Sie produzie- 
ren das homogene Gut ’Sozialprodukt’, wofür sie beide dieselbe Technologie 
benutzen. Es wird im folgenden angenommen, daß es sich bei der Produk- 
tionsfunktion dieser Technologie um eine linear homogene handelt. 

In der graphische Darstellung in Abbildung 3.1 bedeutet dies, daß die 
Isoquanten des Schattensektors den Isoquanten des offiziellen Sektors ent- 
sprechen, mit dem Unterschied, daß sie sich auf einen anderen Ursprung 
beziehen. Als Kontraktkurve ergibt sich dadurch eine Gerade zwischen dem 


23Zu den allgemeinen Annahmen dieses Modells vgl. Boadway und Wildasin (1984), 
S. 356 ff. 
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Output des 
Schattensektors 


Transformations- 


Tatsächliche 
Indifferenzkurven 


Fiktive Indifferenzkurve 
der Referenzsituation 


Output des 
offiziellen Sektors 


Abbildung 3.2: Der Produktionsmöglichkeitenraum 


Ursprung des offiziellen Sektors Oo und dem Ursprung des Schattensektors 
Os. In den Outputraum der Abbildung 3.2 übertragen, korrespondiert die 
Kontraktgerade mit der dargestellten linearen Transformationskurve. 

Was kann in diesem Modell nun als Referenzsituation ”Ökonomie mit 
Staat, aber ohne Schattenwirtschaft’ angesehen werden? Eine solche Si- 
tuation muß dadurch gekennzeichnet sein, daß der repräsentative Haushalt 
präferenzbedingt die Güter des Schattensektors nicht nachfragt, weil er sich 
annahmegemäß an die gesetzlichen Regelungen der Gesellschaft hält. Gra- 
phisch ausgedrückt bedeutet dies Indifferenzkurven mit unendlicher Stei- 
gung, bei denen der Nutzen unabhängig von der konsumierten Menge an 
Gütern aus der Schattenwirtschaft ist (Siehe Abbildung 3.2). Als Gleich- 
gewicht stellt sich damit der Punkt A ein, der in Abbildung 3.1 mit dem 
Punkt Os korrespondiert. Diese Situation zeichnet sich dadurch aus, daß 
die gesamte Produktion der Ökonomie im offiziellen Sektor stattfindet, dort 
folglich alle Faktoren eingesetzt werden und die Schattenwirtschaft keinen 
Output aufweist. Im Punkt Os entspricht das Faktorpreisverhältnis Lohn 
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zu Zins der Grenzrate der technischen Substitution des offiziellen Sektors. 
Die in der Referenzsituation herrschende Besteuerung durch eine proportio- 
nale allgemeine Einkommensteuer auf beide Faktoren und eine allgemeine 
Umsatzsteuer ist bei dieser Situation berücksichtigt.”* Die Ausgangslage ist 
also — aufgrund der Annahme, keine verzerrenden Steuern in die Analy- 
se des Modells einzubeziehen — durch eine unverzerrte Produktionsstruktur 
gekennzeichnet. 

Den status quo einer Ökonomie, in der die Schattenwirtschaft eine Rolle 
spielt, muß man sicherlich anders beschreiben. In diesem Fall werden Güter 
aus dem Schattensektor in gewissem Maße Substitute zu offiziellen Erzeug- 
nissen darstellen. Dementsprechend muß die tatsächliche Nutzenfunktion 
des repräsentativen Haushalts anders modelliert werden. Sie nimmt dann 
eine solche ’wohlverhaltende’ Gestalt an, wie sie in Abbildung 3.2 angegeben 
ist. Das heißt, daß im Gleichgewicht vom repräsentativen Haushalt partiell 
ausgenutzt wird, daß Güter der Schattenwirtschaft um den Steuerbetrag 
günstiger als Güter aus dem offiziellen Sektor sind. Weil aber ein bestimm- 
tes Maß an Moral noch vorhanden ist, wird die Nachfrage nicht vollständig 
zu den Schattenwirtschaftsgütern wechseln. Der dadurch zu beobachtende 
Effekt wird eine teilweise Verlagerung der Produktion vom offiziellen Sektor 
in die Schattenwirtschaft sein. Damit verbunden ist eine Wanderung der 
Produktionsfaktoren vom einen zum anderen Sektor. Da aber beide Sek- 
toren mit der gleichen Technologie produzieren, wird das Verhältnis der 
freigesetzten Faktoren genau dem Maß entsprechen, in dem sie von der irre- 
gulären Ökonomie aufgenommen werden. Aus diesem Grund verändert sich 
das Faktorpreisverhältnis gegenüber der Referenzsituation nicht. Die Öko- 
nomie befindet sich in dem in den Abbildungen 3.1 und 3.2 beschriebenen 
Punkt B. 

Nicht berücksichtigt ist bis hierhin jedoch das Risiko, das mit der Pro- 
duktion im Schattensektor verbunden ist. Die Betätigung in der Schatten- 
wirtschaft ist wegen der damit verbundenen Hinterziehung von Steuern und 
Abgaben verboten und damit dem Risiko der Entdeckung und Bestrafung 
ausgesetzt. Dieses werden die Faktorbesitzer insofern internalisieren, als sie 
eine Prämie fordern, die es ihnen ermöglicht, sich selbst gegen die mit einer 
Bestrafung verbundenen finanziellen Einbußen zu versichern’. Dabei haben 
aber die beiden Faktoren Arbeit und Kapital eine unterschiedliche Risikosi- 


24Vgl. dazu die Ergebnisse des Harberger-Modells in Boadway und Wildasin (1984), 
S. 356 ff. Eine verzerrende Besteuerung würde diese Bedingung im Prinzip auch nicht 
ändern. Es würde dann jedoch zu einer Übereinstimmung von Grenzrate der technischen 
Substitution und Netto-Faktorpreisverhältnis dadurch kommen, daß sich die Faktorpreise 
auf den Faktormärkten aufgrund des angenommenen Wettbewerbs entsprechend anpaß- 
ten. 
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tuation. Während sich der Einsatz von Kapital in einem Produktionsprozeß 
über den gesamten Bereich schwieriger und insgesamt nur bis zu einem ge- 
wissen Grad vor der Öffentlichkeit und damit vor den Fahndungsbehörden 
verbergen läßt, dürfte der Faktor Arbeit in der Regel einfacher zu verstecken 
sein. Die Folge davon ist, daß die Prämie zur ’Risikovorsorge’ für die beiden 
Faktoren unterschiedlich sein wird.?° Bezeichnet man die Risikoprämie für 
den Faktor Arbeit mit 6, und die für Kapital mit 0x, so gilt 0, < Ox. 
Darüber hinaus wird sicherlich ebenfalls gelten, daß beide Risikoprämien 
nach oben durch den Steuersatz der proportionalen Einkommensteuer be- 
grenzt sind, da sonst die Faktoren im Schattensektor nicht zur Produktion 
eingesetzt würden, weil es dann günstiger wäre, in der offiziellen Ökonomie 
zu produzieren. 

Da sich die Produzenten in beiden Sektoren annahmegemäß kompetitiv 
verhalten, werden sie ihre Grenzrate der technischen Substitution (GRtS) 
mit dem für sie relevanten Faktorpreisverhältnis in Übereinstimmung brin- 
gen. Im offiziellen Sektor ist dies w*/r*, wobei w* bzw. r* den die Voll- 
beschäftigung sichernden markträumenden Lohn- bzw. Zinssatz — der auf- 
grund der Mobilität der Faktoren für beide Sektoren gleich hoch sein muß 
— bezeichnet. Somit gilt 


WIEN. ; 


Fiir den Schattensektor ergibt sich analog 


er + Or) 


= GRIS chaWi; 
a) nn 


mit dem Ergebnis, daß die relativen Faktorpreise aufgrund der unterschiedli- 
chen Risikoprämien im irregulären Sektor in beiden Bereichen der Ökonomie 


verschieden sind: 
(= + 2) us ea + | 
r*(1+t) r*(1+ 6x) 


Dieser Zustand ist graphisch gesehen nur in einem Punkt möglich, der 
nicht auf der Kontraktkurve liegt. Das sich einstellende Gleichgewicht be- 
findet sich vielmehr an einer Stelle, diein den Abbildungen 3.1 und 3.2 etwa 
durch den Punkt C beschrieben werden kann. Es zeichnet sich dadurch aus, 
daß gegenüber der Situation B mehr vom Gut aus der offiziellen Ökonomie 


25Vgl. Loayza (1996), S. 135. 


21 


und weniger vom schattenwirtschaftlichen Gut nachgefragt wird. Dies er- 
klärt sich durch den höheren Preis der Güter aus der Schattenwirtschaft, 
der durch die Berücksichtigung der Risikoprämien bei den Produktionsfak- 
toren dieses Sektors zustande kommt. Weiterhin ist das neue Gleichgewicht 
dadurch gekennzeichnet, daß die Produktion nicht mehr effizient ist, da sie 
nicht in einem Punkt auf der Kontraktkurve stattfindet. In der sich einstel- 
lenden Situation wird der offizielle Sektor kapitalintensiver und der Schat- 
tensektor arbeitsintensiver als der jeweils andere Sektor produzieren. Der 
Grund dafür liegt darin, daß es für den Schattensektor wegen des erhöhten 
Risikos, das mit dem Einsatz des Faktors Kapital verbunden ist, billiger 
ist, Arbeit in der Produktion einzusetzen. Der offizielle Sektor ist von die- 
sem Effekt nicht betroffen und profitiert darüber hinaus davon, daß der 
Schattensektor Kapital durch Arbeit substituieren möchte und damit den 
relativen Faktorpreis reduziert. 


Der Schattenwirtschaft wird, was die Effizienz der Produktion anlangt, 
noch ein weiterer Mangel angelastet. Während in obiger Argumentation 
das Problem beschrieben wurde, daß die Produktionsfaktoren nicht in ihrer 
effizientesten Verwendung im Produktionsprozeß eingesetzt werden, kann 
es im Zusammenhang mit Steuerhinterziehung sogar zur Verschwendung 
von Ressourcen kommen. Zum einen werden die Privaten ihre schattenwirt- 
schaftlichen Aktivitäten vor den Behörden verheimlichen müssen und aus 
diesem Grund Güter und Leistungen produzieren, die ohne die Illegalität 
und Strafverfolgung der Steuerhinterziehung nicht benötigt würden.?® Als 
Beispiel für eine solche zusätzliche Produktion wäre das Errichten einer 
nicht einsehbaren, als Werkstatt dienenden Garage durch einen schwarzar- 
beitenden Kfz-Mechaniker zu nennen, der damit verhindern will, daß seine 
sonst im Hof durchgeführte schattenwirtschaftliche Betätigung von Passan- 
ten nicht gesehen werden kann. Außerdem müssen mitunter Betriebsabläufe 
anders konzipiert werden, um das Risiko der Entdeckung zu minimieren.?”? 
Zum anderen muß der Staat Ressourcen zur Aufdeckung der Hinterziehung 
aufwenden, die in der Referenzsituation ohne Steuerhinterziehung anderwei- 
tig für die Produktion von knappen Gütern eingesetzt werden könnten.?® 


26Vgl. Alm (1985), S. 246 sowie Pyle (1989), S. 131. 

2750 schreibt Kesselman (1997) auf den Seiten 300 f.: „Typically underground economy 
(UGE) operating styles will include smaller-scale production, fewer tools and equipment, 
and more time wasted between jobs. ... Additionally, UGE operators will have to use less 
efficient means of advertising and incur costs of concealment, such as changing phone 
numbers and addresses more frequently to reduce the risk of apprehension.“ 

28V gl. Pommerehne (1995), Sp. 2261 f. sowie Feld und Kirchgässner (1995), S. 611. 


28 


Demgegenüber steht jedoch die Argumentation, daß durch die Schat- 
tenwirtschaft auch Ressourcen eingespart werden.”” So entfallen im gesam- 
ten Schattensektor die gesetzlich geforderte Buchhaltung sowie der Teil 
der Steuerverwaltung, der an die Unternehmen übertragen wurde. Auch 
im Staatssektor unterbleiben Verwaltungsleistungen in den Bereichen stati- 
stische Erfassung und Aufbereitung sowie bei den Finanzbehörden. 


Zu einer weiteren Quelle von Ineffizienz durch die Existenz der Steuer- 
hinterziehung kommt es nach Meinung von Palda durch adverse Selektion.°® 
Wenn nämlich diejenigen Produzenten, die sich am besten der Steuer ent- 
ziehen können, gleichzeitig die Produktionstechnologie mit der geringsten 
Effizienz benutzen, kommt es eventuell zu einer Verdrängung der effizien- 
testen Produzenten durch die Steuerhinterzieher mit der Konsequenz eines 
Sinkens der gesamtwirtschaftlichen Produktionseflizienz. Dazu führt Palda 
auch ein Beispiel aus Tschechien an:*! Dort verdrängten kleine schwarz- 
arbeitende Blumenverkäufer ihre großen organisierten Wettbewerber vom 
Markt, indem sie Schnittblumen direkt von Holland aus unter Umgehung 
von Steuern oder Zollabgaben über die Grenze nach Tschechien schmuggel- 
ten und billiger anboten als die Konkurrenten. Bei der.Schmuggelei verdar- 
ben allerdings mehr Blumen als bei den großen Wettbewerbern, die für den 
Transport geeignete Kühlwagen benutzten, die Ware aber auch ordnungs- 
gemäß deklarierten und beim Verkauf Steuern abführten. Wie dieses Bei- 
spiel zeigt, kann es durch die Existenz der Schattenwirtschaft dazu kommen, 
daß der Kostenvorteil der Steuerhinterziehung reicht, den Effizienznachteil 
zu überwiegen und letztlich eine Verschlechterung der gesamtwirtschaftli- 
chen Effizienz zu bewirken. Dieser Effekt sollte aber insgesamt nicht von 
großer Bedeutung sein, da es bislang keine Evidenz für einen systematisch 
negativen Zusammenhang zwischen Güte der Produktionstechnologie und 
Möglichkeit bzw. Neigung zur Steuerhinterziehung gibt. 


3.3 Effekte auf das Arbeitsangebot 


Diskussionen über die Wirkung der Schattenwirtschaft auf das Arbeitsange- 
bot der Ökonomie kommen meist zu dem Ergebnis einer Steigerung des ge- 
samtwirtschaftlichen Arbeitsangebots.”? Unter der Annahme, daß der Nut- 
zen der Individuen von Freizeit und Konsum abhängt, setzt dies voraus, 


29V gl. Gross (1988), S. 38 f. 

30Vgl. Palda (1998), S. 1118 ff. 

31 Vgl. Palda (1998), S. 1119. 

32Vg]. z.B. Schneider (1998), S. 14 f. 
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daß die Opportunitätskosten der Freizeit bedingt durch zusätzliche Ver- 
dienstmöglichkeiten in der Schattenwirtschaft steigen und damit eine ge- 
ringere Menge von diesem Gut konsumiert wird, was gleichbedeutend mit 
der proklamierten Ausdehnung des Arbeitsangebots ist. Dieser Argumenta- 
tion liegt mithin ein Substitutionseffekt zwischen unbezahlter Freizeit und 
mit Einkommenserzielung und wachsenden Konsummöglichkeiten verbun- 
dener Arbeit zugrunde. Als untergeordnet angesehen wird dabei ein mögli- 
cher Einkommenseffekt, der den Individuen der Gesellschaft gerade wegen 
des durch die zusätzlichen Verdienstmöglichkeiten in der Schattenwirtschaft 
entstehenden höheren Einkommens einen Mehrkonsum auch von Freizeit 
ermöglicht und damit die Tendenz zu einer Reduktion des Arbeitseinsatzes 
bedeutet. 

Die mit der gerade angedeuteten Argumentation verbundenen Effekte 
sollen im folgenden anhand eines Modells veranschaulicht werden. Betrach- 
tet wird dabei die Arbeits-Freizeit-Entscheidung eines repräsentativen Indi- 
viduums, das die Nutzenfunktion 


U =U(c, 8) (3.1) 


hat. c bezeichnet darin den Konsum bzw. unter Ausschluß von Ersparnis das 
verfügbare Einkommen und £ die Freizeit, die das Individuum ’konsumiert’. 
Uber diese Nutzenfunktion wird angenommen, daß sie positive aber abneh- 
mende Grenznutzen in beiden Argumenten impliziert. Dem Individuum ste- 
he insgesamt die Zeit von £ in der Betrachtungsperiode zur Verfügung. Die 
Zeit davon, die es nicht in Form von Freizeit verbringt, arbeitet das Indivi- 
duum. In der Referenzsituation ist dies nur im offiziellen Sektor möglich, in 
dem ihm dafür ein Lohnsatz von w pro Zeiteinheit gezahlt wird. Bezeichnet 
L® die Arbeitszeit und t den Steuersatz einer proportionalen Einkommen- 
steuer, der das Arbeitseinkommen unterliegt, so ergibt sich das verfügbare 
Einkommen als 


c=(1-thw(l-O =(1-twL?®. (3.2) 


Die Nutzenmaximierung des Individuums fiihrt unter diesen Annahmen 
zu folgender Optimalitätsbedingung für die Wahl der Arbeitszeit LO: 
Ue 
— = (1-t)w, 3.3 
= dw (3.3) 
wobei U; bzw. U. jeweils den Grenznutzen der Freizeit bzw. des Konsums 
angeben. Diese Bedingung fordert also die Übereinstimmung der Grenzrate 
der Substitution zwischen Freizeit und Konsum mit dem Grenzertrag aus 
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c=(1-1)-w-(2-2) 


Abbildung 3.3: Die Konsum-Freizeit-Entscheidung des repräsentativen 
Haushalts 


einer Einheit Arbeit. Graphisch ist das Optimum der Tangentialpunkt von 
Indifferenzkurve und Budgetrestriktion, der in Abbildung 3.3 als Punkt A 
eingezeichnet ist. Die Budgetrestriktion des Individuums ist dabei eine Ge- 
rade mit einer negativen Steigung, die dem Betrag nach tana = (1 — t)w 
lautet. Als optimale Allokation von Freizeit und Konsum wählt der Haushalt 
einen Konsum in Höhe von c* und Freizeit in Höhe von £*, was bedeutet, 
daß das Individuum LO" Einheiten Arbeit anbietet. 

Bei Berücksichtigung der Schattenwirtschaft müssen nun die Zeitalloka- 
tionsmöglichkeiten des Individuums neben der Arbeit im offiziellen Sektor 
und der Freizeit um die Arbeit im Schattensektor ergänzt werden. Diese 
Zeit sei mit L’ bezeichnet. Da allerdings die Arbeit in der Schattenwirt- 
schaft in der Regel keine abhängige Beschäftigung, sondern eine selbständi- 
ge Tätigkeit darstellt, dürfte die Annahme eines ausschließlich konstanten 
Lohnsatzes unabhängig von der Menge an Arbeitszeit nicht mehr gerecht- 
fertigt sein. Vielmehr muß man den Zusammenhang zwischen Arbeitszeit 
und Einkommen bzw. Konsummöglichkeiten in einer Art Produktionsfunk- 
tion beschreiben.** Diese sei mit h(LS) bezeichnet und habe die (konven- 


33Vgl. Langfeldt (1984b), S. 54 ff. 
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Abbildung 3.4: Die Konsum-Freizeit-Entscheidung unter Berücksichtigung 
der Schattenwirtschaft 


tionellen) Eigenschaften positiver, aber abnehmender Grenzerträge. Die Be- 
gründung für diese Annahme ist darin zu sehen, daß sich das Individuum 
bei seiner Beschäftigung im irregulären Sektor ähnlich organisieren muß, 
wie es in der offiziellen Ökonomie ein Unternehmen bei der Produktion ei- 
nes Gutes tun muß. Wie das Unternehmen muß das Individuum sich um 
Aufträge bemühen, die Erledigung der Aufträge zeitlich organisieren und 
Vorleistungen einkaufen. Dies steht damit im Gegensatz zur tariflich geregel- 
ten und weitestgehend standardisierten abhängigen Beschäftigung in einem 
Unternehmen des offiziellen Sektors, bei der die Arbeitszeit zu einem fixen 
Preis zwischen Anbietern und Nachfragern gehandelt wird. Diesen unter- 
nehmerischen Aspekt wird das Individuum bei seiner Beschäftigung in der 
Schattenwirtschaft dergestalt umsetzen, daß es zuerst diejenigen Tätigkeit 
durchführt, die ihm den höchstmöglichen Ertrag, sprich Konsummöglich- 
keit, einbringt. Möchte es seine Beschäftigung im Schattensektor weiter 
ausdehnen, muß es dann auch Tätigkeiten ausführen, die einen geringe- 
ren zusätzlichen Ertrag liefern; der Grenzertrag wird also mit zunehmender 
Beschäftigung im Schattensektor sinken. 


32 


Bezüglich der Funktion h sei angenommen, daß ihr Grenzertrag für ei- 
ne hinreichend kleine Einheit Arbeit (LS) größer ist als der Nettolohnsatz 
im offiziellen Sektor; mithin gilt h’(L°) > (1 — t)w. Im weiteren Verlauf, 
so sei unterstellt, nehme der Grenzertrag der schattenwirtschaftlichen Er- 
tragsfunktion schnell ab, so daß es ein émit 0 « Ë < 2 gibt, für das gilt 
h'( = (1—t)w. In Abbildung 3.4 auf Seite 32 ist eine mit diesen Annahmen 
verbundene Budgetrestriktion dargestellt. Ausgehend von einer vollständi- 
gen Allokation der Zeit in Freizeit, dargestellt durch den Abschnitt 2, wird 
sich das Individuum bei einer Reallokation zugunsten von Arbeit zunächst 
in der Schattenwirtschaft betätigen. Verbunden damit ergeben sich Kon- 
summöglichkeiten in Höhe von h(£ — £). Ab dem Punkt C wird das In- 
dividuum Arbeit lieber in der offiziellen Ökonomie anbieten, da ihm dies 
einen höheren Konsum ermöglicht als eine weitere Ausdehnung der schat- 
tenwirtschaftlichen Betätigung. Insgesamt ergibt sich für den Haushalt eine 
Budgetrestriktion in der folgenden funktionalen Form: 


woe eee 


- - - 3.4 
h(2 — £) für < L< Z. m 


Damit kann es in der in Abbildung 3.4 dargestellten Graphik prinzipiell 
zu zwei unterschiedlichen Gleichgewichten kommen. Zum einen kann der 
Tangentialpunkt zwischen Nutzenfunktion und Budgetrestriktion im Gera- 
denabschnitt letzterer liegen und zum anderen ist eine Lösung rechts vom 
Punkt C möglich. Auf letztgenannten Fall sei nur kurz eingegangen, da es 
sich hierbei um einen Spezialfall handelt, der für eine entwickelte Volks- 
wirtschaft nicht repräsentativ sein dürfte. In einer solchen Situation wäre 
das neue Gleichgewicht nämlich dadurch gekennzeichnet, daß nur noch im 
Schattensektor gearbeitet und keine Arbeit mehr im offiziellen Sektor ange- 
boten würde - eine Tatsache, die sicherlich bei einzelnen Individuen zu be- 
obachten ist, jedoch ein repräsentatives Wirtschaftssubjekt nicht beschreibt. 

Der in Abbildung 3.4 eingezeichnete Fall stellt eine echte innere Lösung 
dar. Dies bedeutet, daß das Individuum neben der Betätigung in der Schat- 
tenwirtschaft auch im offiziellen Sektor arbeitet. Ausgehend vom Punkt £ 
wird das Individuum zunächst L9” Einheiten in der Schattenwirtschaft tätig 
sein. Ab dem Punkt £ ist dann die Betätigung in der offiziellen Wirtschaft 
für das Individuum mit einem höheren Ertrag verbunden, was dazu führt, 
daß das Individuum weitere LO” Einheiten Zeit im regulären Sektor arbei- 
tet. Im Optimum ’konsumiert’ es £* Einheiten Freizeit und hat dabei ein 
verfügbares Einkommen in Höhe von c*. 

Im Vergleich zum Optimum aus Abbildung 3.3, das in Abbildung 3.4 mit 
dem Punkt A nochmal eingezeichnet ist, wird im dargestellten Gleichgewicht 
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mehr Freizeit *konsumiert’ und damit weniger Arbeit angeboten als in der 
Situation ohne Schattenwirtschaft. Das liegt an der in der Graphik implizit 
unterstellten Nutzenfunktion. In diesem Fall dominiert der Einkommensef- 
fekt, der besagt, daß sich durch die zusätzlichen Verdienstmöglichkeiten in 
der Schattenwirtschaft die Konsummöglichkeitenmenge ausgedehnt hat und 
einen höheren ’Konsum’ des Gutes Freizeit ermöglicht, den Substitutionsef- 
fekt. Letzterer bedeutet, daß die höheren Verdienstmöglichkeiten durch die 
Schattenwirtschaft dazu führen, daß die Opportunitätskosten der Freizeit 
ansteigen und damit deren Konsum eingeschränkt wird. 

Verlaufen die Indifferenzkurven anders, könnte es gleichsam zu dem ge- 
genteiligen Ergebnis kommen, daß der Substitutionseffekt stärker als der 
Einkommenseffekt ist. In diesem Fall läge das Gleichgewicht etwa in Punkt 
D von Abbildung 3.4. Das Individuum würde mehr arbeiten als in der Refe- 
renzsituation und hätte dementsprechend ein höheres verfügbares Einkom- 
men. Damit ergibt sich als ein erstes Zwischenfazit, daß die Berücksichtigung 
der Schattenwirtschaft in der oben dargestellten Form zu einer uneindeuti- 
gen Reaktion des Arbeitsangebots führt. 

Bisher wurde jedoch im Modell die Tatsache nicht beachtet, daß die 
Betätigung in der Schattenwirtschaft gegen die gesetzlichen Bestimmungen 
verstößt und damit bei Entdeckung durch die Behörden mit Bestrafung ver- 
bunden ist. Dies bedingt, daß das Individuum für die Tätigkeit in der Schat- 
tenwirtschaft nur in dem Fall der Nichtentdeckung den Ertrag h(L°) erhält. 
Wird sein Handeln hingegen entdeckt, verkürzt sich das verfügbare Einkom- 
men um den Strafbetrag oh(L?), wobei o (0 < o < 1) den Strafsatz bezeich- 
net.’* Damit wird das verfügbare Einkommen des Individuums, das es im 
Schattensektor erwirtschaftet, zu einer Zufallsvariablen. Unterstellt man ei- 
ne Entdeckungswahrscheinlichkeit von p, so läßt sich jedoch der Erwartungs- 
wert dieser Größe in Abhängigkeit von L5 als (1 — p)h(L*) +p(1- o)h(L?) 
angeben. 

Die Budgetrestriktion, die sich unter Berücksichtigung der Unsicherheit 
ergibt, unterscheidet sich also qualitativ nicht von der zuvor dargestellten 
Situation. Im Vergleich zu der zunächst unterstellten ’Produktionsfunktion’ 
h(L*) der Schattenwirtschaft, bei der sich das Einkommen aus dem irre- 
gulären Sektor mit Sicherheit ergab, liegt nun eine entlang der Ordinate 
gestauchte Version dieser Funktion der graphischen Analyse zugrunde. Für 


34Es wird angenommen daß ọ > t gilt. Damit ist die Strafe einerseits eine echte Strafe 
in dem Sinne, als dem Individuum geringere Konsummöglichkeiten verbleiben als wenn 
es einer Beschäftigung in der offiziellen Okonomie nachgegangen wäre. Andererseits ist 
mit der Strafe eine Nachzahlung der entgangenen Steuer verbunden, da das in der Schat- 
tenwirtschaft erzielte Einkommen mit dem Steuersatz t nachversteuert werden muß. 
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die Lösung bedeutet dies zum einen, daß eine unechte Randlösung (Auftei- 
lung der Zeit nur in Arbeit im Schattensektor und Konsum von Freizeit) 
noch unwahrscheinlicher wird. Was aber die Uneindeutigkeit der Wirkung 
der Schattenwirtschaft auf das gesamtwirtschaftliche Arbeitsangebot an- 
geht, so bleibt es zum anderen bei obigem Fazit: Das Arbeitsangebot steigt 
oder sinkt, je nach zugrundeliegender Nutzenfunktion. 

Das bisher betrachtete Modell stellt in einer bestimmten Beziehung einen 
Sonderfall dar. Es impliziert nämlich, daß es sich bei dem betrachteten re- 
präsentativen Konsument um ein risikoneutrales Individuum handelt. Denn 
nur so ist es zu rechtfertigen, die Abbildung der Risikosituation durch die 
Budgetrestriktion vorzunehmen. Dies ist jedoch kein korrektes Vorgehen, 
wenn es sich bei dem Individuum — was üblicherweise zumindest nicht aus- 
geschlossen wird — um ein risikoaverses Wirtschaftssubjekt handeln kann. In 
diesem Fall muß die Unsicherheitssituation durch die Nutzenfunktion abge- 
bildet werden, was mit einer erhöhten Komplexität der Analyse einhergeht. 

Technisch läßt sich dies etwa durch die Maximierung des Erwartungs- 
nutzens des Individuums umsetzen. Dieser lautet unter Berücksichtigung 
der bereits als p eingeführten Entdeckungswahrscheinlichkeit: 


EU (c, £) = (1 — p)U (cu, © + pU (ca, £) (3.5) 
mit 
asda OTE toT C9 
bzw. 
“ae firdo<é<ho 0m 
(1 — ohl- £) fir l< L< 2. 


Dabei geben die Gleichungen (3.6) und (3.7) die Budgetrestriktionen des re- 
präsentativen Konsumenten für die Fälle wider, daß die Steuerhinterziehung 
nicht entdeckt bzw. sie aufgedeckt und er bestraft wird. 

Nimmt man nun an, daß sich der Tangentialpunkt - also die optimale 
Entscheidung des Individuums - in dem Bereich von £ befindet, an dem 
die Budgetrestriktion ihren Geradenabschnitt hat, gelten die jeweils oberen 
Zeilen von (3.6) bzw. (3.7). Damit ergibt sich als Optimalitätsbedingung: 


c, £) u 
Ec =~ OH (3.8) 
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wobei EU, den Erwartungsgrenznutzen aus Freizeit und EU. den Erwar- 
tungsgrenznutzen aus Konsum darstellt. Die rechte Seite von Gleichung 
(3.8) entspricht dabei der rechten Seite von Gleichung (3.3). Dennoch be- 
schreiben beide Gleichung nicht dasselbe optimale £*, wenn es sich bei 
dem repräsentativen Haushalt nicht um ein risikoneutrales Wirtschafts- 
subjekt handelt. Dies ergibt sich daraus, daß nach Jensens Ungleichung 
EU; (-) > U;(E(-)) ist, wenn U, eine konvexe Funktion in £ ist und umge- 
kehrt. Gleiches gilt auch für EU, und U..?° Damit verändern sich Zähler 
und Nenner der Grenzrate der Substitution in dieselbe Richtung und somit 
ist die Wirkung dieser Modifikation auf £* uneindeutig. 

Als Fazit ist also festzuhalten, daß die Wirkungen der Schattenwirtschaft 
auf das gesamtwirtschaftliche Arbeitsangebot nicht eindeutig sind. Wie ein- 
gangs erwähnt, ist es entscheidend, ob der Einkommens- oder der Substitu- 
tionseffekt die dominierende Rolle spielt. Es läßt sich jedoch zunächst kein 
Anhaltspunkt dafür finden, daß einer der beiden Effekte stärker sein könnte 
als der andere, weshalb im folgenden davon auszugehen ist, daß sowohl eine 
Ausdehnung als auch eine Reduktion des gesamtwirtschaftlichen Arbeitsan- 
gebots durch die Steuerhinterziehung stattfinden kann. 

Selbst bezüglich des Arbeitsangebots in der offiziellen Ökonomie sind 
keine sicheren Aussagen möglich. Zwar ist ein Rückgang gegenüber der Re- 
ferenzsituation am wahrscheinlichsten. Ein Anstieg ist jedoch theoretisch 
auch denkbar. Dies läßt sich anhand von Abbildung 3.4 zeigen. Durch die 
Berücksichtigung der Schattenwirtschaft wird ein Teil des Arbeitsangebots 
des Individuums in den irregulären Sektor verlagert, und damit wird ten- 
denziell weniger Arbeit im offiziellen Sektor angeboten. Findet jedoch eine 
Ausdehnung des Arbeitsangebots in großem Maße statt, wie es z.B. durch 
den Punkt D oder ein Optimum, das noch weiter links läge, der Fall wäre, 
ist auch eine Erhöhung der Arbeitszeit im offiziellen Sektor möglich. 


3.4 Aufteilung des Konsums über die Zeit 


Zur Analyse der Aufteilung des Konsums über die Zeit bzw. der Wir- 
kung der Fxistenz der Schattenwirtschaft auf die gesamtwirtschaftliche Er- 
sparnis bietet sich aus der Literatur zur ökonomischen Theorie das soge- 
nannte Lebenszyklus-Modell an. In diesem Modell wird im einfachsten 
Fall ein gegebenes Einkommen eines Individuums, das von diesem in der 
Arbeitsphase erwirtschaftet wird, zunächst gemäß einer allgemeinen Ein- 


35Vgl. Mas-Colell et al. (1995), S. 931. 
36Vgl. z.B. Atkinson und Stiglitz (1980), S. 73 ff. sowie Jha (1998), S. 149 ff. 
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kommensteuer versteuert und dann das Nettoeinkommen auf den Konsum 
in der Arbeits- und Rentenperiode, welches die einzigen beiden Perioden 
des Modells sind, aufgeteilt. Der Haushalt trifft somit eine Optimierungs- 
entscheidung beziiglich der Ersparnis in der ersten Periode, indem er sei- 
ne Nutzenfunktion, in der als Argumente der Konsum der beiden Perioden 
steht, unter Berücksichtigung der Budgetrestiktion als Nebenbedingung ma- 
ximiert. Als ein wichtiges Ergebnis dieser modelltheoretischen Analyse er- 
gibt sich, daß insbesondere die Besteuerung der Zinserträge die Aufteilung 
des Konsums über die Zeit beeinflußt - allerdings in uneindeutiger Richtung. 
Der Substitutionseffekt ist Ausdruck dessen, daß mit steigender Besteuerung 
der Zinserträge die Ersparnis zurück geht, da die Opportunitätskosten des 
Konsumverzichts in der ersten Periode steigen. Der entgegengesetzt wirken- 
de Einkommenseffekt führt zu einer Erhöhung der Ersparnis, weil sich durch 
die gestiegene Besteuerung die Konsummöglichkeiten in der zweiten Peri- 
ode reduzieren und dies vom Individuum durch eine Erhöhung der Ersparnis 
zum Teil kompensiert wird. 

Die Berücksichtigung der Besteuerung in diesem Modell ist zugleich der 
Ansatzpunkt für die Analyse der Wirkungen der Schattenwirtschaft. Die 
Idee dabei ist, daß das Individuum oder gesellschaftlich betrachtet die priva- 
ten Haushalte durch die Möglichkeit der Hinterziehung über die steuerliche 
Belastung in gewissen Grenzen mitentscheiden können. Somit besteht die 
Hoffnung, im Rahmen eines solchen Modells die Antwort auf die Frage nach 
der Veränderung der gesamtwirtschaftlichen Ersparnis bzw. der Aufteilung 
des Konsums über die Zeit aufgrund einer Veränderung der Hinterziehung 
zu erhalten. 

Dem steht jedoch ein logisches Problem entgegen, denn innerhalb 
des Modells kommt es zu einer Optimierung eines einzelnen Individuums 
bezüglich der Sparentscheidung. Daher muß bei der Integration einer Hinter- 
ziehungsmöglichkeit dem Individuum auch in dieser Beziehung die Möglich- 
keit einer Nutzenoptimierung gegeben werden. D.h. in einem um Steuer- 
hinterziehung erweiterten Lebenszyklus-Modell muß es zu einer simultanen 
Entscheidung über die optimale Ersparnis und die optimale Hinterziehung, 
gegeben das Einkommen, die Steuerart und deren Satz, die Entdeckungs- 
wahrscheinlichkeit sowie die Art der Strafe und deren Strafsatz kommen. Da- 
mit läßt sich dann jedoch nicht die hier interessierende Frage ’wie verändert 
sich die gesamtwirtschaftliche Ersparnis, wenn sich gesellschaftlich die Hin- 
terziehung ändert’ beantworten, sondern lediglich sagen, wie sich die Er- 
sparnis eines Individuums verändert, wenn die Entdeckungswahrscheinlich- 
keit oder der Strafsatz variieren. Mit anderen Worten: Das konventionelle 
Lebenszyklus-Modell läßt sich nicht direkt gesamtwirtschaftlich anwenden. 
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Dennoch soll nicht ganz auf die durch den Modellrahmen des 
Lebenszyklus-Modells gegebenen Analysemöglichkeiten, insbesondere des- 
sen graphische Darstellung, verzichtet werden. Allerdings müssen zur Beant- 
wortung der hier interessierenden Fragestellung Modellannahmen getroffen 
werden, die sich deutlich von denen des mikroökonomischen Lebenszyklus- 
modells unterscheiden. Zunächst einmal ist das Modell als Beschreibung der 
Situation der ökonomischen Verhältnisse der Summe aller privaten Haushal- 
te aufzufassen. Diese haben einen Planungsrahmen von zwei Perioden, wobei 
die erste die Erwerbsperiode ist, in der ein exogenes Einkommen in Höhe von 
Y erwirtschaftet wird. Die zweite Lebensphase ist die Ruhestandsperiode, 
in der kein Arbeitseinkommen mehr entsteht und der Konsum aus Erspar- 
nissen finanziert werden muß. Das gesamte Einkommen, bestehend aus dem 
Arbeitseinkommen Y und eventuell anfallenden Zinserträgen, ist mit einer 
Einkommensteuer mit dem Satz t zu versteuern. Die Budgetrestriktion für 
die privaten Haushalte lautet somit 


C2 


ak See, 


(3.9) 
wobei cı und ca den Konsum in der ersten bzw. zweiten Periode bezeichnen. 

Die Wahl der für die Gesellschaft optimalen Menge an gegenwärtigem 
und zukünftigem Konsum wird ausgehend von der durch Gleichung (3.9) 
gegebenen Restriktion gemäß folgender sozialer Wohlfahrtsfunktion ermit- 
telt: 

S=S (c1, c2), 

mit gs 38 > 0 und S, os < 0. 

Die graphische Lésung dieses Problems ist der Tangentialpunkt von In- 
differenzkurve und Budgetgerade im cı-c2-Raum und die Koordinaten der 
Lösung bestimmen den optimalen Konsum in der ersten bzw. zweiten Pe- 
riode. In Abbildung 3.5 auf Seite 40 ist diese als Punkt A eingezeichnet 
und als Referenzsituation bezeichnet. Die optimale Ersparnis des Individu- 
ums errechnet sich als Residualgröße aus gegebenem Nettoeinkommen und 
optimalem cı. 

Die Beantwortung der Frage nach der Wirkung der Hinterziehung auf 
die Aufteilung des Konsums bzw. die Wahl der Ersparnis erfolgt, indem die 
gerade beschriebene Referenzsituation mit einer Modellsituation verglichen 
wird, in die die Steuerhinterziehungsmöglichkeiten integriert sind. Um die 
einzelnen Effekte, die dabei auftreten werden, zu isolieren, soll im folgen- 
den zunächst die Hinterziehung von Lohnsteuer sowie die Hinterziehung der 
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Kapitalertragsteuer einzeln betrachtet werden, bevor dies in einem einzigen 
Modell zusammengefaßt wird. 

Die ausschließliche Hinterziehung der Lohnsteuer kann man sich so vor- 
stellen, daß die Individuen der Ökonomie aufgrund von veränderten Moral- 
vorstellungen einen Teil - vereinfachend wird angenommen, daß dieser bei 
allen Individuen gleich groß ist - ihrer Arbeit in der Schattenwirtschaft ein- 
setzen und somit unversteuertes Erwerbseinkommen erzielen. Möchten die 
Individuen sparen, ist dies jedoch zunächst nur in der offiziellen Ökonomie 
möglich, so daß die Nettokapitalertragsrate im Vergleich zur Referenzsitua- 
tion unverändert bleibt. 

Von der Gesamtzahl der Individuen wird ein Teil p entdeckt. Diese Wirt- 
schaftssubjekte müssen dann, außer die hinterzogene Steuer nachzuzahlen, 
noch eine Geldstrafe für ihr illegales Handeln entrichten. Das verfügbare 
Einkommen dieser Personen wird sich daher gegenüber der Referenzsitua- 
tion reduzieren. Dem gegenüber steht, daß der komplementäre Teil 1 — p 
der Gesellschaft nicht entdeckt wird und somit eine Einkommensverbesse- 
rung durch die Steuerhinterziehung erzielt. Aggregiert über alle Haushalte 
scheint es nun auf den ersten Blick uneindeutig zu sein, ob es durch die Steu- 
erhinterziehung zu einer Erhöhung oder Reduktion der Konsummöglichkei- 
ten kommt. Allerdings ist klar, daß jedes einzelne Individuum nur dann 
hinterzieht, wenn sein erwarteter Ertrag positiv ist. D.h. nur wenn die Kon- 
summöglichkeiten des Individuums bei Entdeckung, gewichtet mit p, zu- 
sammen mit den Konsummöglichkeiten bei Nichtentdeckung, gewichtet mit 
1 — p, größer sind als das Nettoeinkommen der Referenzsituation, kommt 
es zu Hinterziehung. Graphisch bedeutet dies, daß die Situation bei Exi- 
stenz der Schattenwirtschaft mit einer Budgetgeraden verbunden ist, die 
gegenüber der Referenzsituation nach außen verschoben ist. An der Stei- 
gung der Geraden ändert sich gegenüber der Referenzsituation nichts, weil 
der Nettokapitalertrag - mit anderen Worten der Relativpreis zwischen ge- 
genwärtigem und zukünftigem Konsum - unverändert geblieben ist. In Ab- 
bildung 3.5 auf Seite 40 ist die Konsummöglichkeitengrenze der Situation 
mit Schattenwirtschaft dargestellt und als erwartete Budgetgerade bezeich- 
net. 

Die in dieser Abbildung durch den Punkt B dargestellte Lösung zeigt, 
daß sowohl cı als auch ca durch die Existenz der Schattenwirtschaft gestie- 
gen sind. Dieses Ergebnis ist allgemeingültig, wenn es sich beim Konsum in 
beiden Perioden um normale Güter in dem ökonomischen Sinn handelt, daß 
deren Konsum mit steigendem Einkommen zunimmt. Weil das gesamtwirt- 
schaftliche Sparen nichts anderes ist als der mit dem Nettoabzinsungsfaktor 
errechnete Barwert des Konsums der zweiten Periode, also der Bruch auf der 
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Abbildung 3.5: Lohnsteuer-Hinterziehung im Lebenszyklus-Modell 


rechten Seite von Gleichung (3.9), läßt sich auch bezüglich dieser ein eindeu- 
tiges Ergebnis beschreiben. Da der Nenner dieses Bruchs wegen der in dieser 
Stufe noch angenommenen ordnungsgemäßen Versteuerung der Zinserträge 
gegenüber der Referenzsituation unverändert ist, stiegt die Ersparnis im 
selben Maße wie der Konsum ca. 

Alternativ soll nun in einem weiteren Modell davon ausgegangen werden, 
daß die Individuen ihr Einkommen wie in der Referenzsituation ausschließ- 
lich in der offiziellen Ökonomie erarbeiten, ohne daß sie dabei die Lohnsteuer 
umgehen können. Stattdessen wird jetzt angenommen, daß die Haushalte 
wiederum aufgrund von veränderten Moralvorstellungen einen bestimmten 
Teil ihrer Kapitalerträge vor dem Fiskus verheimlichen und somit den Ka- 
pitalertragssteueranteil der Einkommensteuer hinterziehen können - etwa 
durch eine Geldanlage in einem ’Steuerparadies’ im Ausland." 

Auch in diesem Modell muß die erwartete Konsummöglichkeitengren- 
ze der Gesellschaft berechnet werden. Wie oben ergibt sie sich als der mit 
der relativen Häufigkeit der Entdeckung bzw. Nichtentdeckung gewichte- 


37Es wird im folgenden vereinfachend davon ausgegangen, daß die Bruttoverzinsung 
von beiden Kapitalanlagen gleich ist. 
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Abbildung 3.6: Kapitalertragsteuer-Hinterziehung im Lebenszyklus-Modell 


te Durchschnitt aus Konsummöglichkeiten der Haushalte bei Entdeckung 
bzw. bei Nichtentdeckung. Im Gegensatz zum Modell der Lohnsteuerhin- 
terziehung stellt sich der Übergang von der Referenzsituation zum Zustand 
bei Existenz der Schattenwirtschaft graphisch nicht als eine Verschiebung 
nach außen, sondern als eine Drehung nach rechts dar, denn der Vorteil der 
Hinterziehung wird mit zurückgehendem gegenwärtigen Konsum bzw. mit 
steigender Ersparnis größer. Die erwartete Konsummöglichkeitengrenze ist 
in Abbildung 3.6 eingezeichnet. 

Maximiert die Gesellschaft nun ihre soziale Wohlfahrtsfunktion, ergibt 
sich als Optimum der Punkt B dieser Abbildung, der gegenüber der Situati- 
on A mit einem gestiegenen ca verbunden ist, wenn man wie oben annimmt, 
daß es sich dabei um ein normales Gut handelt. Sowohl der Einkommens- 
als auch der Substitutionseffekt gehen in die gleiche Richtung: Zum einen 
ist aufgrund der im Erwartungswert positiven Hinterziehung das erwartete 
Nettoeinkommen gestiegen, was einen Anstieg des Konsum zur Folge hat. 
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Und zum anderen ist der erwartete Relativpreis des Konsums der zweiten 
Periode gefallen. 

Uber die Veränderung des Konsums der ersten Periode läßt sich jedoch 
keine eindeutige Aussage treffen. Während der Einkommenseffekt auch hier 
positiv wirkt, kommt es aufgrund des Substitutionseffekts zu einem Rück- 
gang von cı, da dessen Relativpreis gestiegen ist. 

Wegen der uneindeutigen Reaktion von cı ist es auch nicht möglich, 
eine eindeutige Aussage über die Veränderung der gesamtwirtschaftlichen 
Ersparnis zu machen. Das Sparen der Haushalte in der ersten Periode ist 
auch hier wieder als der mit der Nettoverzinsung errechnete Barwert des 
Konsums der zweiten Periode anzusehen. Die Reaktion auf cz ist zwar ein- 
deutig positiv, da aber der Abzinsungsfaktor sich ebenfalls erhöht hat, läßt 
sich über die Veränderung des Bruchs dieser beiden Werte keine eindeutige 
Aussage treffen. 

Auf der Grundlage dieser beiden (Teil-)Modelle und deren Ergebnisse 
läßt sich nun das eigentliche Modell, welches die Einkommensteuerhinterzie- 
hung insgesamt erfaßt, beschreiben. Dabei ergibt sich auch die Gelegenheit, 
die Annahme zu verändern, daß die Kapitalertragsteuer durch Kapitaltrans- 
fer ins Ausland umgangen wird. Statt dessen läßt sich nun unterstellen, daß 
die Individuen, die einen bestimmten Teil ihrer Arbeitsleistung in der Schat- 
tenwirtschaft einsetzen, auch einen - der Einfachheit halber denselben - Teil 
ihrer Ersparnis als Kapital im Schattensektor wirtschaften lassen. Analy- 
tisch ist dies identisch mit der Annahme einer Geldanlage im Ausland; was 
die Interpretation im Gesamtkontext vorliegender Arbeit angeht, ist eine 
solche Annahme jedoch von Vorteil. 

Das gleichzeitige Auftreten von Lohnsteuerhinterziehung und Hinter- 
ziehung der Kapitalertragsteuer bedeutet graphisch eine Kombination ei- 
ner Verschiebung nach oben und einer Drehung nach außen der erwarteten 
Konsummöglichkeitengrenze gegenüber der Budgetrestriktion der Referenz- 
situation. Wieder stellen die Punkte A und B in Abbildung 3.7 auf Seite 43 
die optimale Konsumwahl in der Referenzsituation und in dem Zustand bei 
Existenz der Schattenwirtschaft dar. 

Beziiglich des Konsums der zweiten Periode bedeutet die Kombination 
der beiden Effekte eine eindeutig positive Reaktion, d.h. cz steigt, weil so- 
wohl der Substitutionseffekt als auch zum einen der Einkommenseffekt aus 
der Zinsertragshinterziehung und zum anderen der Einkommenseffekt aus 
der Lohnsteuerhinterziehung in dieselbe Richtung wirken. Beim Konsum der 
ersten Periode ist das Ergebnis nicht so klar. Der uneindeutigen Reaktion 
im Fall der Kapitalertragshinterziehung steht nun ein eindeutig positiver 
Effekt, der durch die Hinterziehung der Lohnsteuer entsteht, gegenüber. In 
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Abbildung 3.7: Einkommensteuerhinterziehung im Lebenszyklus-Modell 


der Summe bedeutet das zwar, daß der Gesamteffekt als uneindeutig ein- 
zuschätzen ist, ein Anstieg von cı ist jedoch wahrscheinlich, da gegenüber 
dem Modell der Kapitalertragsteuerhinterziehung ein weiterer Einkommens- 
effekt dafür spricht. 

Für die gesamtwirtschaftliche Ersparnis läßt sich in diesem Modell eben- 
falls keine eindeutige Aussage ableiten. Die Kombination von sicherem An- 
stieg des erwarteten verfügbaren Nettoeinkommens der privaten Haushalte 
und wahrscheinlichem Anstieg des Konsums der ersten Periode führt da- 
zu, daß über die Veränderung der Differenz beider Größen lediglich Unein- 
deutigkeit zu konstatieren ist. Der Vergleich mit der isolierten Analyse der 
Hinterziehung von Kapitalertragsteuer läßt jedoch eine Tendenzaussage zu. 
Im Rahmen jenes Modells war die Reaktion der gesamtwirtschaftlichen Er- 
sparnis ebenfalls uneindeutig. Durch die Integration der Hinterziehung von 
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Lohnsteuer - bei der die Ersparnis eindeutig gestiegen ist — in dieses Mo- 
dell wird die Wahrscheinlichkeit für einen Anstieg der Ersparnis demnach 
zunehmen. 

Insgesamt läßt sich also bezüglich der Aufteilung des Konsums über die 
Zeit festhalten, daß durch die Existenz der Schattenwirtschaft eine Tendenz 
zu einer Verlagerung des Konsums in die Zukunft besteht - ein exaktes Er- 
gebnis ist jedoch vor dem Hintergrund der Zulässigkeit verschiedener sozia- 
ler Wohlfahrtsfunktionen nicht abzuleiten. Die Reduktion des Relativpreises 
zwischen zukünftigem und gegenwärtigem Konsum durch den Anstieg des 
Nettokapitalertrags aufgrund der Hinterziehung von Steuern spricht aller- 
dings für diese Art der Reaktion. 

Ein weiterer, die vorstehenden Reaktionen verstärkender Effekt tritt hin- 
zu, wenn man die Exogenität des Bruttoeinkommens in dem Modell aufgibt. 
Wie Abschnitt 3.5.2 auf den Seiten 54 ff. sowie die statischen Einsektoren- 
Makromodelle aus Kapitel 7 zeigen, bewirkt die Existenz der Schattenwirt- 
schaft via Multiplikator- und Komplementäreffekte mit großer Wahrschein- 
lichkeit einen Anstieg des Volkseinkommens. In dem oben dargestellten Mo- 
dell bedeutet dies eine weitere Rechtsverschiebung der erwarteten Budget- 
restriktion gegenüber der Referenzsituation mit der Folge, daß es zu einem 
dritten positiven Einkommenseffekt auf die interessierenden Variablen des 
Modells kommt. Isoliert betrachtet führt dieser Einkommenseffekt zu ei- 
nem eindeutigen Anstieg sowohl des Konsums in beiden Perioden als auch 
der gesamtwirtschaftlichen Ersparnis. D.h. die Tendenz in Richtung einer 
Erhöhung der Ersparnis als Reaktion auf die Steuerhinterziehung verstärkt 
sich noch. 

Bei der Analyse ist allerdings bislang eine mögliche Asymmetrie zwischen 
Konsum und Sparen, bedingt durch unterschiedliche Risiken für diese beiden 
Arten der Einkommensverwendung unberücksichtigt geblieben. Unabhängig 
vom Risiko der Entdeckung illegalen Handels bei der Einkommensentste- 
hung kann es beim Sparen zu einem zusätzlichen Risiko kommen, wenn z.B. 
Banken Kontrollmitteilungen über den periodischen Vermögenszuwachs an 
die Finanzbehörden abgeben.?® Diese Informationen ermöglichen es den Fi- 
nanzbehörden eventuell, weitere Fälle von Steuerhinterziehung aufzudecken. 
Im Kontext obigen Modells bedeutet dies, daß bei Ersparnisbildung eine 
zusätzliche Risikoprämie unterstellt werden muß, die zu einer Drehung der 
erwarteten Budgetgerade nach innen führt. In Folge davon käme es zu einer 
Reduktion des Konsums der zweiten Periode und zu uneindeutigen Effekten 
auf den Gegenwartskonsum und die Ersparnis. 


38Vel. dazu z.B. Pacock und Shaw (1982a), S. 274. 
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Betrachtet man die Problematik näher, kommen jedoch Zweifel an der 
Relevanz dieses Effekts auf. Stellt man sich die in obigem Modell skizzierte 
Situation vor, in der die Ersparnis, deren Erträge nicht versteuert werden 
sollen, im Schattensektor angelegt wird, kann es zu keinen Kontrollmittei- 
lungen kommen. Es ist also nur diejenige Ersparnisbildung zusätzlich von 
Entdeckung durch Kontrollmitteilungen von Banken bedroht, bei der die 
Einkünfte in der Schattenwirtschaft entstanden sind, von denen aber die 
Ersparnis (=Investition) im offiziellen Sektor Erträge erwirtschaften soll. 
D.h. nicht das gesamte Sparen ist mit zusätzlichem Risiko verbunden, son- 
dern nur Sparen im offiziellen Sektor, wenn es aus Einkommen getätigt wird, 
das in der irregulären Ökonomie entstanden ist - in dem in Abbildung 3.8 
dargestellten Schema ist dies das grau unterlegte Feld (d). 


Elnkommensentstehung 


offizieller Sektor | Schattenwirtschaft 


Abbildung 3.8: Schema der Einkommensverwendung im Lebenszyklus- 
Modell 


Nun ist es jedoch leicht möglich, dieses zusätzliche Risiko auszuschalten, 
wenn das, was im offiziellen Sektor gespart werden soll, auch aus Einkommen 
stammt, das in der offiziellen Okonomie erwirtschaftet wurde. Mit anderen 
Worten, wenn die privaten Haushalte das Einkommen aus der Schattenwirt- 
schaft zu dem aus dem gesamten verfügbaren Nettoeinkommen geplanten 
Konsum cı verwenden (Feld (b) in Abbildung 3.8) oder lediglich im Schat- 
tensektor investieren (Feld (f)), können sie zusätzliches Risiko umgehen.°? 
Sparen im offiziellen Sektor können die Individuen dann aus Einkommen 
des offiziellen Sektors finanzieren. 

39 Vgl. dazu auch Kesselman (1997), S. 301: „More than workers in the legitimate 
economy, UGE (Schattenwirtschaft, Anm. d. Verfassers) participants may also have their 
consumption and investment choices biased. They may be inclined to consume a high 
proportion of their current incomes rather than accumulate savings or large consumer 
durables that would be visible to the taxman. The composition of their savings and 


investments will be biased towards underground or offshore activities so as to prevent 
detection of the original cheating.“ 
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Da das geschätzte Einkommen, das in der Schattenwirtschaft entsteht, 
in westlichen Industrienationen gesamtwirtschaftlich betrachtet nur bis zu 
höchstens einem Fünftel des Gesamteinkommens der Ökonomie ausmacht ‚?0 
dürfte eine Portfoliowahl nach der eben beschriebenen Weise zur Umgehung 
des zusätzlichen Entdeckungsrisikos leicht möglich sein. Daher wird im fol- 
genden davon ausgegangen, daß die zusätzlichen Risiken nicht hoch und die 
dadurch ausgelösten Effekte von geringer quantitativer Relevanz sind. 

Eine Ergänzung zu den bisherigen Modellergebnissen ist an dieser Stel- 
le jedoch nötig. Sie betrifft die bisher unberücksichtigte Rolle des Staa- 
tes, denn bei der Analyse der Aufteilung des Konsums und der Ersparnis 
der Privaten handelte es sich um eine partialanalytische Betrachtung ohne 
Berücksichtigung der Wirkungen auf die staatliche Ersparnis. Da es sich bei 
Steuerhinterziehung um eine Umverteilung von Einkommen vom Staat zu 
den Privaten handelt ~ wenn man einmal von sekundären Effekten wie die 
Veränderungen des Gesamteinkommens der Ökonomie durch die Existenz 
Schattenwirtschaft abstrahiert - müssen die Wirkungen, die beim Staat 
durch die Hinterziehung entstehen, ebenfalls beachtet werden. 

Aus gutem Grund wird jedoch in der ökonomischen Theorie beim Staat 
nicht von Ersparnis, sondern von Investition gesprochen. Daher ist im Ver- 
gleich zur Entwicklung der privaten Ersparnis die Wirkung der Schatten- 
wirtschaft auf die staatlichen Investitionen zu analysieren. Auf diese wirken 
zwei Effekte: Zum einen dürfte es, wenn man - wie bei jedem Wirtschafts- 
subjekt — eine positive Abhängigkeit der Ausgaben von den Einnahmen 
unterstellt, aufgrund des durch die oben erwähnte Umverteilung bedingten 
Rückgangs der Steuereinnahmen zu einer Reduktion der Ausgaben des Staa- 
tes kommen. Allerdings zeigen die Argumentation in Abschnitt 3.5.2 sowie 
die Modellergebnisse der statischen Einsektoren-Makromodelle aus Kapi- 
tel 7, daß der Rückgang der Steuereinahmen des Staates geringer ausfällt, 
als durch den reinen Umverteilungseffekt zu erwarten wäre, da es zu positi- 
ven Multiplikator- und Komplementäreffekten kommt, die für einen Anstieg 
der Bemessungsgrundlage der Steuern und damit für zusätzliche induzierte 
Steuereinnahmen sorgen. 

Da es aller Wahrscheinlichkeit nach dennoch zu einem leichten Rückgang 
der Einnahmen und damit der Ausgaben kommt, ist zudem interessant, ob 
sich die Ausgabenstruktur zwischen staatlichem Konsum und Investitionen 
verändert. Die konsumtiven Ausgaben sind vielfach gesetzlich oder vertrag- 
lich festgeschrieben und stellen somit keinen kurzfristig variablen Ausga- 
benposten dar. Daher ist in den meisten Fällen mit Ausgabenrückgängen 


40\gl. Johnson et al. (1998), S. 390 sowie Schneider und Enste (1999), S. 14, Table 7 
bzw. S. 45, Table 11. 
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des Staates eine Reduktion staatlicher Investitionen verbunden, während 
die konsumtiven Ausgaben kurzfristig konstant bleiben. Die Existenz der 
Schattenwirtschaft dürfte somit über einen Rückgang der Steuereinnahmen 
und der damit verbundenen Reduktion der Staatsausgaben die Relation zwi- 
schen den beiden Ausgabearten zugunsten der Konsumausgaben verändern. 

Zusammenfassend läßt sich also sagen, daß sich durch die Existenz der 
Schattenwirtschaft eine Tendenz zur Verlagerung des Konsums der Privaten 
in die Zukunft aufgrund der Erhöhung der erwarteten Nettokapitalertragsra- 
te ergibt. Wegen vorhandener gegenläufiger Effekte lassen sich jedoch keine 
eindeutigen Ergebnisse ableiten. Lediglich über den zukünftigen Konsum 
lassen sich eindeutige Aussagen präsentieren: er wird steigen. Bezüglich der 
Ersparnis kommt man ebenfalls zu uneindeutigen Schlüssen. Es existieren 
entgegengesetzte Effekte, deren Nettoauswirkung uneindeutig ist. Das Vor- 
handensein von drei unterschiedlichen Einkommenseffekten, die positiv auf 
die Ersparnis wirken, läßt jedoch eine Tendenz in Richtung Anstieg der 
Ersparnis der Privaten vermuten. 

Was die Ersparnis bzw. als deren Gegenpart die Investitionen als zentra- 
le Determinante wirtschaftlichen Wachstums angeht, hilft diese Erkenntnis 
jedoch nicht weiter, da es mit großer Wahrscheinlichkeit zu einer Reduktion 
staatlicher Investitionen kommt, wenn Steuerhinterziehung auftritt. Damit 
könnte man gewissermaßen von einem crowding-out staatlicher durch priva- 
te Investitionen aufgrund der Existenz der Schattenwirtschaft sprechen. Al- 
lerdings ist wegen der Unsicherheit der Teilergebnisse der Nettoeffekt nicht 
eindeutig auszumachen.*! 


Ein weiterer Aspekt ist im Zusammenhang mit der Aufteilung des Kon- 
sums über die Zeit und der Schattenwirtschaft außerdem noch zu analysie- 
ren. Es wird nämlich gemutmaßt, daß die Schattenwirtschaft die Schwarzar- 
beiter in die Lage versetzt „auf diese Weise ihr Lebenseinkommen über die 
Zeit anders zu verteilen, als sich aus staatlich und ständisch angeordnetem 
Zwangssparen und offiziellem Nettoeinkommen ergibt.“*? Unter angeord- 
netem Zwangssparen ist hauptsächlich die gesetzliche Rentenversicherung 
zu verstehen, die es den abhängig Beschäftigten wegen des direkten Ab- 
zugs der Beiträge von ihrem Bruttoentgelt nicht ermöglicht, über einen 
Teil ihres Einkommens in der Erwerbsperiode frei zu verfügen. Vielmehr 
ist dieser Teil an die Rentenversicherungsträger abzuführen. Im Gegenzug 
erwirbt der Arbeitnehmer dafür Rentenansprüche, die er jedoch erst in sei- 


4l Eine ausführliche modelltheoretische Analyse dieses Zusammenhangs wird in Kapi- 


tel 8 vorgenommen. 
42Schmidt (1988), S. 9. 
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ner Ruhestandsperiode einlösen kann. Die Rentenversicherung ist in diesem 
Sinne die Verpflichtung, Rticklagen fiir die Zeit nach dem Ausscheiden aus 
dem Erwerbsleben zu bilden. Schwarzarbeit eröffnet nun die Möglichkeit, 
dieses Zwangssparen zu umgehen. Da das erwirtschaftete Einkommen aus 
der Schattenwirtschaft bis auf die Risikoprämie, die für den Fall der Ent- 
deckung quasi als Versicherungsprämie fungiert, komplett für den Konsum 
zur Verfügung steht, ergibt sich für die Individuen die Gelegenheit, nun- 
mehr auch weniger private Ersparnis in Relation zu ihrem Bruttoverdienst 
zu bilden, als der Staat dies für die Ruhestandsperiode vorgesehen hat. 

Allerdings ist nun noch die Frage zu klären, ob diese Möglichkeit von den 
Schwarzarbeitern auch genutzt wird. Dies soll wiederum anhand der vom 
Lebenszyklus-Modell bekannten Graphik erläutert werden. In Abbildung 
3.9 auf Seite 49 ist im cı-c2-Raum wieder die Konsummöglichkeitengrenze 
der privaten Hauhalte mit einer Lebenszeit von zwei Perioden und einem 
Arbeitseinkommen nur in der ersten Periode dargestellt. Die Individuen se- 
hen sich in der Referenzsituation Konsummöglichkeiten gegenüber, die nach 
oben durch die mit dünner Linie gezeichnete, abknickende Budgetrestriktion 
begrenzt sind. Der erste Abschnitt der Budgetrestriktion, der eine endliche 
negative Steigung aufweist, entspricht der Konsummöglichkeitengrenze des 
oben dargestellten Modells in der Referenzsituation. Der Bereich dieser Ge- 
raden zwischen dem Abszissenabschnitt Y, bei dem das gesamte Volksein- 
kommen abzüglich Steuern von den Individuen bereits in der ersten Periode 
verkonsumiert würde, und č ist aber für die Individuen nicht erreichbar. 
Der Grund liegt in der direkten Einbehaltung der Rentenversicherungsbei- 
träge durch den Arbeitgeber. Die privaten Haushalte müssen also den Be- 
trag Y —¢, sparen. Graphisch bedeutet dies, daß ihre Konsummöglichkeiten 
nach rechts durch den senkrechten Abschnitt der Budgetrestriktion begrenzt 
sind. 

Um die so beschriebene Referenzsituation mit dem Zustand bei Exi- 
stenz der Schattenwirtschaft vergleichen zu können und die oben bereits 
beschriebenen Effekte dabei auszublenden, soll hier angenommen werden, 
daß der Erwartungswert einer hinterzogenen Einheit Einkommen genau eins 
beträgt. Dies hätte etwa in Abbildung 3.5 auf Seite 40 zur Folge, daß die 
erwartete Budgetrestriktion identisch mit der Budgetgeraden der Referenz- 
situation wäre. In Abbildung 3.9 allerdings bedeutet das im Vergleich zur 
Konsummöglichkeitengrenze der Referenzsituation, daß die negativ geneigte 
Budgetgerade auch für den Bereich des Abszissenabschnitts zwischen č und 
Y gilt. D.h. für die Individuen erhöhen sich in diesem Bereich tatsächlich 
die Konsummöglichkeiten. 
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Erwartete 
Budgetrestriktion 


Referenz- 
situation 


Abbildung 3.9: Gesetzliche Rentenversicherung im Lebenszyklus-Modell 


Ob aber die tatsächliche, wohlfahrtsoptimierende Aufteilung des Kon- 
sums wegen dieser, durch die Existenz der Schattenwirtschaft bedingte, Va- 
riation der Konsummöglichkeiten verändert wird, hängt vor allem von zwei- 
erlei Faktoren ab: zum einen von der Höhe der Zwangsersparnis und zum 
anderen vom Verlauf der Indifferenzkurven. Die Höhe der Zwangsersparnis 
ist deshalb von Bedeutung, weil sie bestimmt, an welcher Stelle die Budget- 
restriktion der Referenzsituation ihren Knick hat. Die Gestalt der Indiffe- 
renzkurven ist bedeutsam, weil von ihr abhängt, in welchem Bereich auf der 
Budgetgeraden der Tangentialpunkt liegt. Stecken hinter der sozialen Wohl- 
fahrtsfunktion Präferenzen, die mit einer Indifferenzkurve verbunden sind, 
die die Gestalt der in Abbildung 3.9 mit dicker Linie gezeichneten annimmt, 
macht die Möglichkeit, die sich durch die Steuerhinterziehung ergibt, keinen 
Unterschied in der tatsächlichen Aufteilung des Konsums. 

Lediglich im Fall von Indifferenzkurven, die eine Gestalt haben, wie etwa 
die durch die dünnen Linien dargestellten, kommt es durch die Schatten- 
wirtschaft zu dem in obigem Zitat beschriebenen Effekt der Verlagerung 
des Konsums in die Gegenwart. In der Referenzsituation läßt sich nämlich 
nur die untere der beiden Indifferenzkurven und das damit verbundene Nut- 
zenniveau erreichen. Die Haushalte konsumieren dann in der Zukunft nur 
in Höhe der vom Staat festgeschriebenen Mindestersparnis, während sie in 
Periode eins ¢; verbraucht. Durch die Möglichkeit der Steuerhinterziehung 
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können die Individuen ein höheres Nutzenniveau erreichen, indem sie in der 
ersten Periode mehr und in der zweiten Periode weniger konsumieren als in 
der Referenzsituation. 

Führt man sich vor Augen, daß die in westlichen Industrienationen fest- 
gelegte Zwangsersparnis relativ gering ist, läßt sich vermuten, daß bezüglich 
des durch die gesetzliche Rentenversicherung bedingten Zwangssparens ty- 
pischerweise kein Unterschied in der Aufteilung des Konsums zwischen der 
Referenzsituation und dem Zustand bei Existenz der Schattenwirtschaft 
besteht. Lediglich bei sehr extremen Präferenzen für heutigen gegenüber 
zukünftigem Konsum wird die Möglichkeit der Umgehung des staatlich ver- 
ordneten Sparens für den Ruhestand durch die Schwarzarbeit auch von den 
Individuen genutzt. 


3.5 Bereitstellung öffentlicher Güter und so- 
ziale Sicherung 


3.5.1 Wirkungen auf den theoretischen Umfang der 
Bereitstellung | 


Ein wichtiger Aspekt der finanzwirtschaftlichen Allokationspolitik des Staa- 
tes ist die Bereitstellung öffentlicher Güter.*? Der theoretische Ansatz zur 
Ermittlung der Bereitstellungsmenge öffentlicher Güter geht von einem 
wohlwollenden staatlichen Planer aus.** Dieser kennt die Präferenzen der 
Individuen und bestimmt die Menge an öffentlichem Gut, deren Finanzie- 
rung und damit implizit die Mengen, welche die Wirtschaftssubjekte vom 
privaten Gut konsumieren können. Falkinger liefert dazu ein Modell,*> bei 
dem die Individuen zusätzlich die Möglichkeit der Steuerhinterziehung ha- 
ben: In einer Ökonomie mit N identischen Individuen soll die Allokation 
zwischen privatem und öffentlichem Gut bestimmt werden. Die Nutzen- 
funktion der Individuen hat dabei die übliche Gestalt U = U(z,g), wobei z 
die Menge an privatem Gut und g die Menge an öffentlichem Gut angibt, 
die ein Individum konsumiert. Bezüglich des öffentlichen Gutes wird ange- 
nommen, daß es keine Rivalität im Konsum gibt; es handelt sich mithin um 
ein reines öffentliches Gut, bei dem alle Individuen der Ökonomie die glei- 
che Menge konsumieren. Außerdem wird unterstellt, daß die Individuen bei 


43 Auf eine Darstellung der Charakteristika dieser Art von Gütern soll an dieser Stelle 
verzichtet werden. Sie ist z.B. in Andel (1998), S. 420 ff. und in Brümmerhoff (1996), S. 
77 ff. zu finden. 

44\/g], Atkinson und Stiglitz (1980), S. 487 ff. 

45 Vgl. Falkinger (1991), S. 127-133. 
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ihrem Handeln die Menge an öffentlichem Gut als gegeben betrachten — also 
ausschließen, daß z.B. ihre Entscheidung zur Steuerhinterziehung Folgen für 
die Bereitstellungsmenge hat. Diese Annahme scheint dann gerechtfertigt, 
wenn es sich um eine hinreichend große Ökonomie handelt. 

Die Individuen haben alle ein gegebenes Einkommen von y, von dem 
sie einen Anteil ¢ als Steuern abführen müssen. Der Staat verwendet die 
Steuereinnahmen, um als Preisnehmer das öffentliche Gut auf einem Kon- 
kurrenzmarkt zu dem Produzentenpreis von q, der auf eins normiert wird, 
einzukaufen und den Individuen zum Konsum zur Verfügung zu stellen. 

Die Hinterziehungsentscheidung der Individuen wird in der Tradition 
von Allingham und Sandmo (1972) als Maximierung ihrer Erwartungsnut- 
zenfunktion modelliert. Die Individuen wählen e, den Betrag an hinterzoge- 
ner Steuer, so, daß die Funktion 


EU (z, g) = (1 — p)U (zu, 8) + pU (xa, 9) (3.10) 


mit £y = y(1—t)+e und z4 = y(1—t)— oe maximiert wird. p bezeichnet dabei 
die exogen gegebene Wahrscheinlichkeit, daß der Hinterzieher entdeckt wird, 
Zy bzw. rq stehen für die Geldmittel, welche die Wirtschaftssubjekte bei 
Nichtentdeckung bzw. Aufdeckung ihrer illegalen Aktivitäten zum Konsum 
des privaten Gutes, dessen Preis aus Vereinfachungsgriinden ebenfalls eins 
beträgt, zur Verfügung haben. o ist der exogen gegebene Strafsatz, der fällig 
ist, wenn die Hinterziehung aufgedeckt wird. Die Bedingung erster Ordnung 
fiir dieses Maximierungsproblem lautet 


(1 — p)Uz (Tu, 9) — poUr (za, g) = 0, (3.11) 


wobei U, fiir die erste partielle Ableitung nach dem ersten Argument der 
Nutzenfunktion steht. Dieser Ausdruck definiert eine implizite Funktion, die 
das optimale e in Abhängigkeit von t und g beschreibt. Angemerkt werden 
muß, daß nur dann Hinterziehung stattfindet, d.h. e > O ist, wenn 1-p-po > 
0 gilt. Es wird im folgenden angenommen, daß die exogenen Größen p und 
o sich so zueinander verhalten, daß diese Bedingung erfüllt ist. 

Für die Wahl der Parameter t und g maximiert der Staat als wohl- 
wollender Planer eine utilitaristische Erwartungsnutzenfunktion der Form 
EU (z(e(t, g), t), g). Nebenbedingung staatlichen Handels ist, daß die Ausga- 
ben für die Bereitstellung des öffentlichen Gutes den erwarteten Steuerein- 
nahmen entsprechen, d.h. 


(e(t, g),t,9) = g —N(ty — (1 — p— po)e) = 0. (3.12) 
Das Optimierungsproblem des Staates läßt sich durch die Lagrangefunktion 
L(t, g) = EU (x(e(t, g),t),g) — A® (e(t, g), t, g) (3.13) 
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beschreiben. Daraus ergeben sich folgende Bedingungen erster Ordnung: 


Lt = —[(1 — p)Uz (fu, 9) + pUz (ra, 9)]y + AV[y - (1 — p — po)e] = 0, 
(3.14) 


La = —[(1 — p)Ug (£u, g) + pUg (ra, 9)|y + A[1 +N (1 — p — po)eg] = 0, 
(3.15) 


mit e; bzw. e, als partielle Ableitungen des optimalen Hinterziehungsbetrags 
nach dem Steuersatz bzw. der Menge an öffentlichen Gütern. Diese beiden 
Gleichungen lassen sich zur entscheidenden Optimalitätsbedingung für die 
Bereitstellung öffentlicher Güter zusammenfassen: 


p i= PU a(tu, 9) + PVslza,g) _ 1+N(1—p—po)eg 
(1 — p)Uz(tu,g) + pUz(za,g) 1-(1-p-polal/y 


Um nun die Wirkungen der Steuerhinterziehung auf die Bereitstellung 
öffentlicher Güter analysieren zu können, muß als Referenz diejenige Op- 
timalitätsbedingung betrachtet werden, die man bei der Allokation öffent- 
licher Güter in einer Situation ohne Hinterziehung erhält. Diese wird als 
Samuelson-Bedingung bezeichnet und fordert, daß die Menge an öffentli- 
chen Gütern so festzulegen ist, daß die Summe der Grenzraten der Substi- 
tution (GRS) zwischen öffentlichem und privatem Gut über alle Individuen 
der Grenzrate der Transformation (GRT) entspricht. Formal läßt sich die 
Samuelson-Bedingung in einer dem vorliegenden Modell entsprechenden No- 
tation folgendermaßen beschreiben: 


U,(z*, 9") = 
U2(2°,0°) 


(3.16) 


(3.17) 


Gegenüber der Bedingung (3.17) wurde in vorliegendem Modell die Un- 
sicherheitssituation berücksichtigt, die sich durch die Steuerhinterziehung 
ergibt. Daher ist die Grenzrate der Substitution durch das Verhältnis der 
Erwartungsgrenznutzen EU, /EU, statt durch das Verhältnis der Grenznut- 
zen U,/U, zu beschreiben, was die linke Seite des Ausdrucks (3.16) erheblich 
komplizierter aussehen läßt als diejenige von Gleichung (3.17). Die Argu- 
mente der Grenznutzen bzw. Erwartungsgrenznutzen sind jedoch bis auf 
die Unsicherheit bei letzterem gleich, denn man kann zeigen, daß für den 
Erwartungswert der konsumierten Menge privaten Gutes Ex = y-g/N gilt. 
Unterschiede zwischen beiden Bedingungen ergeben sich dadurch, daß - ein 
linearer Verlauf des Grenznutzens ausgeschlossen — der Erwartungsgrenz- 
nutzen an jeder beliebigen Stelle ungleich dem Grenznutzen an dieser Stelle 
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ist. Nach Jensens Ungleichung gilt EU,(-) > U,(E(-)), wenn U, eine konvexe 
Funktion in z ist und umgekehrt.*® Für EU, und U, gilt eine entsprechen- 
de Beziehung. Daraus folgt, daß sich Zähler und Nenner der Grenzrate der 
Substitution durch die Berücksichtigung der Unsicherheit, die durch die 
Steuerhinterziehung in die Betrachtung einfließt, gleichermaßen verändern. 
Beide sind größer als im Ausdruck (3.17), wenn die Grenznutzenfunktion 
konvex in z ist, bzw. kleiner, wenn das Gegenteil gilt. Der Gesamteffekt der 
Steuerhinterziehung auf die GRS ist also uneindeutig. 

Auch was die Grenzrate der Transformation angeht, gibt es eine Modifi- 
kation in der Gleichung (3.16) gegenüber der Samuelson-Bedingung des Re- 
ferenzmodells. Unter Berücksichtigung der Steuerhinterziehung ist die GRT 
dann größer als eins und damit wird c.p. eine geringere Menge an öffentli- 
chen Güter bereitgestellt, wenn gilt 1+N (1-p-po)e, > 1-(1-p-po)al/y 
bzw. 


N yeg > -u. (3.18) 


Das Produkt My stellt das Gesamteinkommen der Ökonomie dar. Eine 
Größe, die sicherlich einen sehr hohen positiven Wert annimmt. Insofern 
hängt es entscheidend von den beiden Parametern eg und e; ab, ob die 
Ungleichung erfüllt ist: Was etwa e, anlangt, scheint es plausibel, daß der 
Steuerzahler sich gegenüber den Finanzbehörden loyal verhält und weni- 
ger Steuern hinterzieht, wenn ihm eine größere Menge öffentlicher Güter 
durch den Staat für den Konsum zur Verfügung steht. Falkinger (1988) 
zeigt jedoch, daß diese Reaktion nicht zwangsläufig auftritt.4” Vielmehr ist 
das Vorzeichen der Größe eg von der Elastizität des Grenznutzens bezüglich 
des Konsums öffentlicher Güter abhängig. Ist diese kleiner als minus eins, 
d.h. mit einer Ausdehnung des Angebots öffentlicher Güter geht der Grenz- 
nutzen überproportional zurück, steigt die hinterzogene Steuer, wenn mehr 
öffentliche Güter angeboten werden, und umgekehrt. 

Bezüglich der Größe e; kommt es zu unterschiedlichen Ergebnissen zwi- 
schen Theorie und Empirie. Während Allingham und Sandmo (1972) noch 
zu uneindeutigen Ergebnissen für die Reaktion der Hinterziehung auf eine 
Veränderung des Steuersatzes kommen,*® zeigt Yitzhaki (1974), daß bei ei- 
ner Straffunktion, die der in vorliegendem Modell entspricht, ein negativer 
Zusammenhang zwischen Steuersatz und hinterzogener Steuer besteht.*? 
Dagegen bestätigen empirische Untersuchungen den scheinbar plausibleren 

46\/g]. Mas-Colell et al. (1995), S. 931. 
47\Vgl. Falkinger (1988), S. 388-395. 


48Vgl. Allingham und Sandmo (1972), S. 329 f. 
#9 Vgl. Yitzhaki (1974), S. 202. 
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positiven Zusammenhang: mit steigendem Steuersatz steigt auch die Hin- 
terziehung.°° Damit ist der Unterschied zwischen den rechten Seiten der 
Gleichungen (3.16) und (3.17) ebenfalls nicht eindeutig. 

Auf beiden Seiten der modifizierten Samuelson-Bedingung sind also die 
Effekte der Steuerhinterziehung uneindeutig, so daß eine Aussage, in wel- 
che Richtung die Steuerhinterziehung das Angebot an öffentlichen Güter 
verändert, nicht möglich ist. 

Eine Ausnahme zu diesem Ergebnis stellt der Fall von öffentlichen 
Gütern dar, die bei Mengenänderungen keine Einkommenseffekte bei den 
Individuen auslösen. In diesem Fall ist die GRS unabhängig von der Höhe 
des Konsums des privaten Gutes. Falkinger (1991) zeigt „that under the 
assumption that public goods have zero income effects tax evasion has no 


impact on the optimal level of public good provision“.°! 


3.5.2 Effekte auf die finanzielle Situation des Staates 


Der vorangegangenen theoretischen Betrachtungen der Bereitstellung 
öffentlicher Güter steht in der Praxis ein eher pragmatisches Verhalten 
der Regierung im Zusammenhang mit dem Budget und den Steuereinnah- 
men gegenüber. Diese hat, unter der vereinfachenden Annahme, daß keine 
Änderungen der Bemessungsgrundlage der Einkommensteuer und Umsatz- 
steuer möglich sind, nur die zwei Optionen Erhöhung der Steuersätze sowie 
Senkung der Ausgaben und damit Reduktion der bereitgestellten Menge 
öffentlicher Güter. Da man die Steuersätze in der Praxis nicht völlig fle- 
xibel anpassen kann, ist die Versorgung der Gesellschaft mit öffentlichen 
Gütern zumindest positiv mit den Steuereinnahmen des Staates korreliert. 
Im Extremfall völliger Inflexibilität des Steuersatzes kommt es sogar zu einer 
vollständigen Korrelation. Daher muß bei der Analyse der Wirkungen der 
Schattenwirtschaft auf die Bereitstellung öffentlicher Güter ihre Wirkung 
auf die staatlichen Steuereinnahmen betrachtet werden. 

Aus naiver Sicht scheint die Wirkung eindeutig zu sein. Die Verlage- 
rung wirtschaftlicher Aktivität in die Schattenwirtschaft reduziert die Be- 
messungsgrundlage sowohl der Einkommens- als auch der Mehrwertsteuer. 
Damit kommt es zu Steuerausfällen in Höhe von Steuersatz der Einkom- 
mensteuer multipliziert mit dem Einkommen der Schattenwirtschaft plus 
Mehrwertsteuersatz multipliziert mit dem Umsatz abzüglich der eingekauf- 
ten Vorleistungen des Schattensektors.°? 


50\gl. z.B. Crane und Nourzad (1986), S. 221 ff. sowie Clotfelter (1983), S. 368 ff. 
51 Falkinger (1991), S. 130. 
52Eine solche ’naive’ Rechnung machen oft Handwerksverbände (vgl. Handwerkskam- 
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Diese Einschätzung ist jedoch nur dann korrekt, wenn zwischen Schat- 
tenwirtschaft und offizieller Ökonomie eine vollkommene und reine Substi- 
tutionsbeziehung besteht. Dabei bedeutet vollkommene Substitutionsbezie- 
hung, daß die wirtschaftlichen Aktivitäten derart von der offiziellen Öko- 
nomie in die Schattenwirtschaft verlagert werden, daß dort dieselbe Höhe 
an Einkommen entsteht und derselbe Umsatz getätigt wird wie sonst im 
offiziellen Sektor. Reine Substitutionsbeziehung meint, daß es keine andere 
Art von Verhältnis zwischen den beiden Sektoren gibt. 

Unbestritten existiert eine Art von substitutiver Beziehung zwischen den 
beiden Sektoren. Die mit Steuer- und Abgabenhinterziehung verbundene 
unechte ’Nachbarschaftshilfe’ beim privaten Hausbau ist ein Beispiel dafür. 
Ohne Schattenwirtschaft würde der Bauherr ebenfalls Maurer und Instal- 
lateure beschäftigen müssen, damit sein Haus entstehen kann. Durch diese 
Substitution verliert die offizielle Ökonomie Nachfrage aufgrund der Exi- 
stenz der Schattenwirtschaft.°° 

Aber diese Substitutionsbeziehung ist nicht die einzige ökonomische Ver- 
knüpfung, die zwischen den beiden Bereichen der Ökonomie besteht, in- 
sofern handelt es sich nicht um eine reine Substitutionsbeziehung’* Wie 
bereits bei den grundsätzlichen Überlegungen am Ende von Kapital 1.2 be- 
schrieben, bietet der Schattensektor Güter und Dienstleistungen zu einem 
geringeren Preis als der offizielle Sektor an. Aus diesem Grund wird auch 
Nachfrage bedient, die sonst nicht zum Zuge gekommen wäre.°? Als Bei- 
spiel dafür sei ein Blechschaden am Auto genannt, den der Besitzer selbst 
verursacht hat. Für den hohen Preis, den die Reparatur in einer Fachwerk- 
statt kosten würde, läßt er den Schaden nicht beheben. Hat er jedoch die 
Möglichkeit, den Schaden durch einen Anbieter der Schattenwirtschaft für 
einen geringeren Betrag reparieren zu lassen, läßt er den Auftrag ausführen. 
Ein anderes Feld, auf dem die Schattenwirtschaft zusätzlich Nachfrage an- 
regt, sind Aufträge, die in der Form in der offiziellen Wirtschaft nicht durch- 
geführt werden dürfen, weil sie gegen gesetzliche Bestimmungen verstoßen.°® 


mer Lüneburg-Stade (1999), S. 1), aber auch Gewerkschaften (vgl. ohne Verfasser (1999c), 
S. 15) auf. Wissenschaftliche Untersuchungen gehen mitunter ebenfalls so vor (vgl. Feige 
(1981), S. 212, wobei dieser sich bei seinen Berechnungen lediglich auf die Einkommen- 
steuerausfälle konzentriert). 

53V gl. Karmann (1988), S. 103. 

54Vgl. Schmähl und Prinz (1988), S. 208. 

55 Vgl. Gross (1988), S. 39. 

56 Ähnlich sehen das auch Gretschmann und Ulrich (1980). Sie schreiben dazu auf S. 
446: „Das Güterangebot der Sekundärökonomie setzt sich in einem großen Maße aus 
Produkten und Leistungen zusammen, die die Angebotsstruktur des markt- und staats- 
wirtschaftlichen Bereichs sowohl quantitativ als auch qualitativ ergänzen. Dabei handelt 
es sich vorwiegend um ’Minderheitsbedarfe’, die im Angebot des Staates und des Marktes 
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Beispielsweise ist dies bei bestimmten handwerklichen Dienstleitungen der 
Fall, die zwar von einem Facharbeiter ausgeführt werden können, aber nur 
von einem Handwerksmeister durchgeführt werden dürfen, wie z. B. die In- 
stallation einer Starkstromanlage. Ein weiteres Beispiel ist die illegale Un- 
tergrundwirtschaft, in der Einkommen etwa durch den Verkauf von Drogen 
entsteht. 

Als Ergebnis folgt daraus, daß die Schattenwirtschaft einen größeren 
Umfang hat als die Aktivitäten, die sie der offiziellen Ökonomie entzieht. 
Und das hat wiederum Rückwirkungen auf den offiziellen Bereich der Volks- 
wirtschaft. Einerseits kommt es zu Multiplikatoreffekten, weil Einkommen, 
das in der Schattenwirtschaft entsteht, gemäß der marginalen Neigung zum 
Konsum wieder verausgabt wird. Dies wird dann auch zu einem gewissen 
Teil zum Konsum in der offiziellen Ökonomie verwendet und somit dort 
Einkommen schaffen.°” 

Zum anderen kommt es zu Komplementäreffekten zwischen Schatten- 
wirtschaft und offiziellem Sektor.°® Zur Herstellung von Gütern und Dienst- 
leistungen in der Schattenwirtschaft ist es oft nötig, Vorleistungen aus der 
Primärökonomie im Produktionsprozeß einzusetzen. Beispielsweise wird bei 
der Reparatur des o.a. Blechschadens Autolack benötigt, der aus dem offizi- 
ellen Sektor bezogen werden muß. Desweiteren kommt es zu Käufen in der 
offiziellen Ökonomie, die nur dadurch angeregt werden, daß es die Möglich- 
keit von ergänzenden Käufen in der Sekundärökonomie gibt.°” Als Beispiel 
sei der private Wohnungsbau genannt: Viele Eigenheime dürften nur deshalb 
gebaut werden, weil der Bauherr bestimmte Bauleistungen in Eigenarbeit 
oder — was hier relevant ist — in ’unechter’ Nachbarschaftshilfe (Schwarzar- 
beit) erbringt bzw. erbringen läßt. Ein weiteres Beispiel ist der Besitz eines 
PKW. Auch dabei dürfte die Anschaffung und der Unterhalt für manchen 
Bezieher niedrigen Einkommens nur deshalb möglich sein, weil er jeman- 
den kennt, der ihm den Wagen ’schwarz’ instandsetzt, wenn eine Reparatur 
nötig wird. Der Komplementäreffekt führt also in den dargestellten Fällen 
zu einer verstärkten Nachfrage und damit zu zusätzlichem Einkommen auch 


unterrepräsentiert sind.“ 

57Vgl. Peacock und Shaw (1982b), S. 163 sowie Peacock und Shaw (1982c), S. 223. 
Schneider (1998) berichtet auf S. 13 von einer Wiederverausgabung schattenwirtschaft- 
lichen Einkommens in der offiziellen Ökonomie für Österreich in einer Größenordnung 
von mehr als zwei Drittel. Dieser Zusammenhang wird im zweiten Teil der vorliegenden 
Arbeit - insbesondere in Kapitel 7 — modelltheoretisch untersucht und soll deshalb an 
dieser Stelle nicht umfangreicher durchleuchtet werden. 

58 Vgl. Langfeldt (1984b), S. 71 sowie S. 129. 

59 Vgl. Döhrn (1990), S. 67 und S. 144. Döhrn bezeichnet diesen Teileffekt als ’Ver- 
bundeffekt’. Im Rahmen vorliegender Arbeit soll er zusammen mit den vorstehend dar- 
gestellten Wirkungen als Komplementäeffekt bezeichnet werden. 
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Multiplikatoreffekt 
J 


Komplementärefjekt 


Referenz- 
situation 


Offizielle Ökonomie Schattenwirtschaft 


Abbildung 3.10: Tatsächlicher Umfang von offizieller Ökonomie und Schat- 
tenwirtschaft im Vergleich zur Referenzsituation 


im offiziellen Sektor, weil es zu einer Nachfrage im Schattensektor kommt 
oder bei Bedarf kommen kann. 

Die einzelnen Effekte sind in Abbildung 3.10 schematisch dargestellt. Die 
Referenzsituation ist durch das Rechteck BLKC dargestellt. Gegenüber die- 
sem Ausmaß wirtschaftlicher Leistung wird der offiziellen Wirtschaft durch 
die Substitutionsbeziehung mit der Sekundärökonomie die Fläche ILKJ ent- 
zogen. Die Schattenwirtschaft hat jedoch wegen der zusätzlichen Nachfrage, 
die sie bedient, ein größeres Ausmaß und ihre Wirtschaftsleistung stellt ins- 
gesamt die Fläche HGFE dar. 

Aber auch die offizielle Ökonomie gewinnt durch die Existenz der Se- 
kundärökonomie hinzu: zum einen aufgrund des o.a. Multiplikatoreffekts, 
der durch das zusätzliche Rechteck CJED symbolisiert werden soll, und 
zum anderen durch den Komplementäreffekt - in der Graphik dargestellt 
durch die Fläche AHIB. Die offizielle Ökonomie umfaßt daher tatsächlich 
die Fläche des Rechtecks AHED. 

Als Ergebnis ist zunächst festzuhalten: Insgesamt „fällt die gesamtwirt- 
schaftliche Aktivität höher aus, als dies ohne die Schattenwirtschaft der Fall 
wäre“; das Sozialprodukt wird nun durch das Rechteck AGFD dargestellt, 
im Vergleich zu BLKC in der Referenzsituation. Über die Veränderung des 
Umfangs der Wirtschaftsleistung der offiziellen Ökonomie und damit der 
Bemessungsgrundlage der Steuereinnahmen scheint zunächst einmal keine 
Auskunft möglich zu sein. In der Tat kommt es einerseits zu Einbußen des 


60Langfeldt (1984b), S. 126. 
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Einkommens (und des Umsatzes) des Primärsektors durch die Schatten- 
wirtschaft. Dem gegenüber stehen jedoch andererseits auch Zugewinne. Bei 
Konstanz des durchschnittlichen Steuersatzes von Einkommens- und Um- 
satzsteuer bedeutet das eine uneindeutige Entwicklung des Steueraufkom- 
mens.°®! 

Sicher ist jedoch, daß es nicht zu einem Rückgang der Steuereinnahmen 
in dem Ausmaß kommt, wie es aufgrund der ’naiven’ Vorstellung zu befürch- 
ten war. Theoretisch ist es sogar möglich, daß es trotz oder besser gerade 
wegen der Schattenwirtschaft zu einer Zunahme der Steuereinnahmen und 
damit der Bereitstellung öffentlicher Güter kommen kann.®” 

Einen weiteren Zusammenhang zwischen Steuereinnahmen und Schat- 
tenwirtschaft sehen Cross und Shaw.®* Sie weisen auf das Verhältnis zwi- 
schen der mit der Aktivität in der Sekundärökonomie verbundenen Steuer- 
hinterziehung und der Steuerumgehung hin. Da Steuerumgehung zwar nicht 
mit dem Entdeckungs- und Bestrafungsrisiko verbunden ist, jedoch eben- 
falls Kosten aufgrund der Informationsbeschaffung verursacht, existiert eine 
Substitutionsbeziehung zwischen beiden Formen der Steuervermeidung. Die 
Steuersubjekte wählen im Rahmen ihrer Erwartungsnutzenmaximierung die 
drei Alternativen Steuerzahlung, -hinterziehung und -umgehung so, daß de- 
ren (Erwartungs-) Grenznutzen gleich groß sind.*4 

Geht man nun davon aus, daß Steuerumgehung als Alternative zur Steu- 
erzahlung in der Referenzsituation möglich ist, muß die Interaktion zwischen 
der Hinterziehungs- und der Umgehungsentscheidung bei der hier vorzuneh- 
menden Analyse berücksichtigt werden. Durch die Existenz der Schatten- 
wirtschaft dürfte nämlich sowohl die Steuerzahlung als auch die Steuerum- 
gehung durch Hinterziehung substituiert worden sein. Umgekehrt würden 
sich dann bei einem Wegfall der Schattenwirtschaft die Steuerumgehungs- 
aktivitäten erhöhen. Man muß also schließen, daß der Umfang der Steuer- 
hinterziehung nicht vollständig dem Fiskus zufällt, wenn man die Schatten- 
wirtschaft verhindern kann. 

In der Literatur wird noch ein weiterer, indirekter Effekt der Existenz der 
Schattenwirtschaft diskutiert, der einen Anstieg der Einnahmen des Staa- 
tes bedingt. Es handelt sich dabei um einen zusätzlichen Ertrag durch die 
sogenannte Seigniorage, also den Gewinn aus der Ausgabe von Bargeld. Aus- 


61 Wie bereits oben erwähnt wird hier davon ausgegangen, daß die Steuersätze zumin- 
dest kurzfristig nicht flexibel sind. 

62Dje Analyse im zweiten Teil vorliegender Arbeit liefert dazu eine modelltheoretische 
Begründung. 

63 Vgl. Cross und Shaw (1981), S. 489-491. 

64\/gl. Alm (1988), S. 35ff sowie Cross und Shaw (1982), S. 38 ff. 

65 Vgl. z.B. Seitz (1995), S. 52 f. sowie Rogoff (1998), S. 282 f. 
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gangspunkt der Uberlegung ist die Hypothese, da8 zur Abwicklung schatten- 
wirtschaftlicher Transaktionen besonders häufig Bargeld benutzt wird, da 
es den Charakter der Anonymität aufweist und damit das Risiko der Ent- 
deckung minimiert.°%67 Da also die Schattenwirtschaft zusätzliches Bargeld 
benötigt, entsteht — unter der Annahme, daß die Zentralbank dieses auch 
zur Verfügung stellt - ein zusätzlicher Gewinn aus der Ausgabe von Geld- 
noten und Münzen. Bei einem für Deutschland von Enste und Schneider 
geschätzten Umfang der Schattenwirtschaft von ca. 640 Mrd. DM im Jahr 
200068 und einer gleichhohen Umlaufgeschwindigkeit wie in der offiziellen 
Ökonomie von ca. 8,°° bindet der irreguläre Sektor in Deutschland ca. 80 
Mrd. DM, die zunächst zu einer Bilanzverlängerung bei der Bundesbank 
führen.’ Zwar muß man davon ausgehen, daß die Bundesbank bei Bedarf 
bereit sein muß, dieses Bargeld auf Wunsch wieder zurückzunehmen, aber 
dennoch erhält der Staat von den Teilnehmern der Schattenwirtschaft jähr- 
lich einen zinslosen Kredit in dieser Größenordnung.‘! Bei einem Zinssatz 
von 5 Prozent wären das immerhin jährlich 4 Mrd. DM an zusätzlichen 
Einnahmen des Staates durch die Existenz der Schattenwirtschaft. 
Zusätzlich zu den Veränderungen auf der Einnahmenseite ist das Staats- 
budget auch bei den Ausgaben von der Existenz der Schattenwirtschaft be- 
troffen. Um diese nämlich auf ein gewisses Maß zu beschränken, muß der 
Staat durch Kontrolle und Bestrafung erreichen, daß Steuerhinterziehung 
aus Sicht der Individuen eine mit Risiko verbundene Handlung ist. Dabei 
wirkt sich der Aufwand, der zur Überwachung der gesetzlichen Vorgaben 
nötig ist, zum einen in Form von Kosten der Durchführung der Steuerfahn- 


66 Vgl. Feige (1996), S. 5. 

67Ob die Existenz der Schattenwirtschaft tatsächlich ein Mehr an Bargeldhaltung in- 
duziert, wird ausführlich in Abschnitt 5.1 auf den Seiten 89 ff. diskutiert. Aus diesem 
Grund soll an dieser Stelle lediglich die theoretische Möglichkeit zusätzlicher Einnahmen 
dargestellt werden, ohne dessen Relevanz zu bewerten. Im Vorgriff auf die erwähnte Text- 
stelle kann jedoch bereits gesagt werden, daß eine Bewertung wegen der Uneindeutigkeit 
der Wirkungen des Schattensektors auf die Bargeldhaltung sowieso nicht abschließend 
möglich ist. 

68\/gl. ohne Verfasser (2000), S. 14. 

6955 gibt sowohl Argumente für eine im Vergleich zur offiziellen Ökonomie höhere 
Umlaufgeschwindigkeit in der Schattenwirtschaft als auch für den umgekehrten Fall. Vgl. 
zu einer Diskussion z.B. Klovland (1984), S. 435 f. Vereinfachend wird daher an dieser 
Stelle von einer gleichhohen Umlaufgeschwindigkeit ausgegangen. 

70Das geschätzte Ausmaß der Schattenwirtschaft stellt eigentlich deren Wertschöpfung 
und nicht deren Umsatz dar. Da sich das für Transaktionen benötigte Bargeld am Um- 
satz des Schattensektors bemessen müßte, sollte der Umfang der Bilanzverlängerung bei 
der Bundesbank sogar noch um einiges höher sein. Über den Umsatz der sekundären 
Ökonomie liegen jedoch keine Schätzungen vor. 

TiVgl. Seitz (1995), S. 53. 
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dung im engeren Sinne aus. Zum anderen sind jedoch fast die gesamten 
Kosten der Steuerverwaltung bis auf die Finanzbuchhaltung anzusetzen, da 
z.B. eine Steuererklärung nicht von einem Finanzbeamten geprüft werden 
müßte, wenn es das Phänomen Steuerhinterziehung nicht gäbe. Oder an- 
ders gewendet: ohne die Existenz der Steuerverwaltung würde keines der 
Individuen mehr Steuern zahlen.’? 

Zwar stehen diesen Kosten auch Einnahmen aus Geldbußen gegenüber, 
in der Summe dürfte es sich trotzdem eher um einen Mehraufwand als einen 
Zusatzertrag handeln.’® 

Insgesamt ist also die Wirkung der Existenz der Schattenwirtschaft auf 
den Staatsetat unbestimmt, weil die Effekte sowohl auf die Einnahmen als 
auch auf die Ausgaben des Staates nicht eindeutig sind. Dennoch soll un- 
ter Berücksichtigung von subjektiven Währscheinlichkeiten eine tendenzielle 
Aussage getroffen werden. Denn es ist einerseits ein geringfügiger Rückgang 
der Steuereinnahmen wahrscheinlicher als ihr Anstieg und andererseits sind 
auch Mehrausgaben wegen des Versuchs der Unterbindung von Steuerhin- 
terziehung eher anzunehmen als ein positiver Ertrag aus den Geldbußen. 
Wenn es also mithin zu einer Belastung des Staatsbudgets kommt, dann ist 
ein Rückgang der bereitgestellten Menge an öffentlichen Gütern und damit 
eine Einschränkung der Versorgung der Gesellschaft die Folge. 


3.5.3 Wirkungen auf die Sozialversicherungen 


Auch was die Wirkung der Schattenwirtschaft auf die Sozialversicherungen 
(SV) betrifft, erfaßt die ’naive’ Einschätzung, daß der finanzielle Verlust der 
SV den Einkommen der Schattenwirtschaft multipliziert mit dem Beitrags- 
satz der Sozialversicherung entspricht, die Problematik nicht adäquat.’* 
Auch hier treten nämlich komplexe Effekte auf, die sich vor allem bei den 


72Vel. Skinner und Slemrod (1985), S. 346. 

73Ejner Äußerung des Finanzministers des Landes Baden-Wiirttemberg zufolge haben 
die 225 Steuerfahnder des Landes im Jahr 1998 hinterzogene Steuern in Höhe von 270 
Millionen DM aufgespiirt, pro Fahnder also gut eine Million DM und damit sicherlich 
mehr als ihr Gehalt beträgt. Vgl. ohne Verfasser (1999b), S. 6. Bei den Kosten der Steu- 
erfahndung muß man jedoch zudem deren Nebenkosten berücksichtigen, die sich aus den 
Ausbildungskosten der Fahnder, deren benötigten Sachmitteln, deren Lohnzusatzkosten 
sowie den mit ihrer Tätigkeit verbundenen Verwaltungskosten bei den Finanzbehörden 
und Gerichten zusammensetzen. Außerdem muß bei einem Vergleich von Ertrag und 
Kosten der Steuerfahndung in Betracht ziehen, daß nur ein Teil — etwa zwei Drittel - 
der entdeckten hinterzogenen Steuern auch eingetrieben werden können, weil es oftmals 
an Vermögen fehlt, aus dem der Finskus seine Ansprüche bedienen könnte. Vgl. ohne 
Verfasser (1999b), S. 6. Insgesamt dürfte also obige Aussage gerechtfertigt sein. 

74Die ’naive’ Berechnung des finanziellen Verlustes der Sozialversicherungen findet sich 
etwa bei Schumacher et al. (1998), S. 247. 
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verschiedenen Teilgebieten der Sozialversicherungen in ihren Wirkungen un- 
terscheiden. Aus diesem Grund soll an dieser Stelle eine getrennte Analyse 
fiir die einzelnen Komponenten der sozialen Sicherung vorgenommen wer- 
den, wobei sich die Struktur am deutschen System mit seinen vier Säulen 
Arbeitslosenversicherung (AV), Sozialhilfe, Rentenversicherung (RV) sowie 
Gesetzliche Krankenversicherung (GKV) orientiert. Die Einzelheiten in der 
Ausgestaltung der verschiedenen Sozialversicherungsarten gemäß dem deut- 
schen Recht werden im folgenden jedoch ausgespart. 


Arbeitslosenversicherung 


Bezüglich der Arbeitslosenversicherung wird von einem System ausgegan- 
gen, das die abhängig Beschäftigten vor den wirtschaftlichen Folgen der Ar- 
beitslosigkeit schützen soll, indem es einen Transfer zahlt, falls die Versicher- 
ten arbeitslos werden. Die Versicherten zahlen dafür eine Prämie in Form 
von Beiträgen in Abhängigkeit von ihrem Bruttoverdienst. Diesbezüglich 
wird angenommen, daß das gesamte Bruttoarbeitseinkommen der offiziellen 
Ökonomie der Versicherungspflicht unterliegt und sich die Beitragseinnah- 
men der AV als Produkt aus dieser Größe und einem konstanten Beitrags- 
satz ergeben.” Die Leistung der Arbeitslosenversicherung besteht aus der 
Zahlung eines Lohnersatztransfers an arbeitslose Versicherte, der einem be- 
stimmten Prozentsatz des letzten Nettoarbeitseinkommens dieser Individu- 
en entspricht. In Anlehnung an die Ausgestaltung der AV in der Bundesre- 
publik Deutschland wird angenommen, daß der Transfer zeitlich begrenzt 
ist und Langzeitarbeitslose von der so genannten Arbeitslosenhilfe versorgt 
werden, die eher mit der Sozialhilfe vergleichbar ist, weshalb diese Art von 
Leistung auch mit der Sozialhilfe zusammen analysiert wird. 

Zur Analyse der Wirkung von Steuerhinterziehung und Schattenwirt- 
schaft auf die Arbeitslosenversicherung ist eine getrennte Beurteilung der 
Veränderung von Einnahmen und Ausgaben vorzunehmen. Auf der Ein- 
nahmenseite ist dabei die Veränderung des Bruttoarbeitseinkommens der 
offiziellen Wirtschaft die entscheidende Größe. Das Bruttoarbeitseinkom- 
men ist eine Teilmenge des Volkseinkommen, das sich außer der genannten 
noch aus den Komponenten Einkommen aus Kapital sowie Einkommen aus 
selbständiger Tätigkeit und Gewinnen zusammensetzt. Insofern ist in zwei 
Schritten zu analysieren, wie erstens die Schattenwirtschaft auf das Volks- 


75Wie auch an den meisten anderen Stellen in vorliegender Arbeit wird auf eine An- 
passung des Beitragssatzes als Reaktion auf eine mögliche Veränderung des Beitragsauf- 
kommens und die damit verbundenen Sekundärwirkungen nicht eingegangen. Darüber 
hinaus wird von der im deutschen System integrierten Beitragsbemessungsgrenze für die 
Beitragszahlungen aus Vereinfachungsgründen abstrahiert. 
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einkommen der Primärökonomie wirkt und zweitens, ob und inwiefern es 
zu Veränderungen der Anteile der Einkommensarten des Volkseinkommens 
kommt. 

Weiter oben bei der Untersuchung der Entwicklung der Bemessungs- 
grundlage der Steuereinnahmen ist die Veränderung des offiziellen Volksein- 
kommens durch die Existenz der Schattenwirtschaft bereits erörtert worden. 
Es treten dabei verschiedene, teilweise gegenläufige Effekte auf. Zum einen 
reduziert sich das Volkseinkommen, weil es zu Abwanderungen der wirt- 
schaftlichen Leistungen in die Schattenwirtschaft kommt. Dieser Effekt wird 
als Substitutionseffekt bezeichnet. Dem gegenüber stehen der Multiplikator- 
und der Komplementäreffekt. Aufgrund ersterem kommt es zu einer tenden- 
ziellen Ausweitung des Einkommens auch in der offiziellen Ökonomie, weil 
das Einkommen der Schattenwirtschaft gemäß der marginalen Neigung zum 
Konsum verausgabt wird und somit wiederum Einkommen entstehen läßt. 
Der Komplementäreffekt beruht darauf, daß Güter, die speziell in der Schat- 
tenwirtschaft hergestellt werden, Vorleistungen beinhalten, die aus der offi- 
ziellen Ökonomie stammen und dort Einkommen geschaffen haben. In der 
Summe ist es also uneindeutig, in welche Richtung sich das Volkseinkom- 
men der offiziellen Ökonomie durch die Existenz des irregulären Sektors 
verändert, wobei jedoch mit einer höheren Wahrscheinlichkeit mit einem 
Rückgang gerechnet werden muß.’® 

Der darüber hinaus entstehende Effekt auf die funktionelle Verteilung 
zwischen Arbeits- und Kapital- bzw. Gewinneinkommen ist ebenfalls unein- 
deutig. Zum einen muß argumentiert werden, daß sich, bedingt durch die 
asymmetrische Risikoverteilung zwischen den Produktionsfaktoren Arbeit 
und Kapital, die Produktionsstruktur in der offiziellen Ökonomie sehr wahr- 
scheinlich zu Lasten des Produktionsfaktors Arbeit verschiebt. Der Faktor 
Arbeit, der sich wegen seiner Flexibilität einfacher vor Entdeckung schützen 
kann, wird zum Teil in die Schattenwirtschaft abwandern, während das Ka- 
pital weitestgehend in der offiziellen Ökonomie produktiv eingesetzt wird.’7 
Damit dürfte aufgrund dieser Argumentation der relative Anteil des Ar- 
beitseinkommens am Volkseinkommen des regulären Sektors im Vergleich 
zur Referenzsituation zurückgehen. 

Dem entgegen steht jedoch, daß Tätigkeiten in der Schattenwirtschaft 
von den Individuen meist alleine und in Eigenregie ausgeführt werden. Indi- 
viduen, die sich aufgrund ihrer Neigung zu eigenverantwortlichen Beschäfti- 
gungen selbständig betätigen wollen, können dies gewissermaßen in der Se- 


76 ine modelltheoretische Analyse mit diesem Ergebnis wird im zweiten Teil vorliegen- 


der Arbeit -insbesondere in Kapitel 7 - durchgeführt. 
TTVgl. dazu auch die Ergebnisse des Abschnitts 3.2 vorliegender Arbeit. 
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kundärökonomie tun. Im offiziellen Sektor werden diese Personen deshalb 
eine abhängige Tätigkeit wählen, um eine gewisse wirtschaftliche Sicherheit 
zu haben. Vergleicht man die Situation mit Schattenwirtschaft mit der Refe- 
renzsituation, könnte man auch andersherum argumentieren, daß bei einem 
Wegfall des irregulären Sektors z.B. einige Handwerker versuchen würden, 
ihren ’Kundenstamm’, den sie in der Schattenwirtschaft bedienen, auch im 
offiziellen Sektor im Rahmen einer selbständig ausgeübten Tätigkeit zu ver- 
sorgen. In diesem Fall fielen keine Beitragseinnahmen an, weil Einkommen 
aus selbständiger Tätigkeit nicht versicherungspflichtig ist. 

Als Fazit der Analyse der Einnahmensituation der Arbeitslosenversiche- 
rung ist also festzuhalten, daß unbestimmt ist, wie sich die Beitragseinnah- 
men durch die Existenz der Schattenwirtschaft entwickeln. In der Summe 
spricht zwar einiges für einen Rückgang der Einnahmen, sicher ist jedoch, 
daß der Rückgang geringer ausfällt als das Produkt aus Einkommen der 
Schattenwirtschaft multipliziert mit dem Beitragssatz der AV. 

Auch die Ausgaben für die Arbeitslosentransfers werden von der Exi- 
stenz der Schattenwirtschaft beeinflußt. Da diese dem Produkt aus der 
Zahl der Arbeitslosen und dem durchschnittlichen letzten Nettoarbeitsein- 
kommen entsprechen, muß die Wirkung der Schattenwirtschaft auf die bei- 
den Faktoren dieses Produkts analysiert werden. Die Zahl der Arbeitslosen 
hängt wiederum entscheidend von der Beschäftigung des offiziellen Sektors, 
ausgedrückt in Arbeitsstunden, und dessen Verteilung auf die Erwerbsper- 
sonen ab. Abstrahiert man von Veränderungen der Produktivität der Fak- 
toren, so entwickelt sich die Beschäftigung direkt proportional zum Einkom- 
men der offiziellen Wirtschaft. Da dieses uneindeutig auf die Existenz der 
Schattenwirtschaft reagiert, muß dasselbe auch für die Beschäftigung gefol- 
gert werden. Auch hier spricht der Substitutionseffekt für einen Beschäfti- 
gungsrückgang, während Komplementär- und Multiplikatoreffekt auf einen 
Anstieg hinweisen. Folgt man jedoch der wahrscheinlichen Annahme, daß 
die Wirtschaftsleistung des offiziellen Sektors und damit die Beschäftigung 
dort eher zurückgehen wird, ergibt sich daraus aber noch nicht unmittelbar 
ein Anstieg der Zahl der Arbeitslosen. Dazu müßte nämlich der Rückgang 
der Beschäftigung nicht gleichmäßig bei allen Beschäftigten des offiziellen 
Sektors anfallen, sondern nur wenige Individuen betreffen. Ein gleichmäßiger 
Beschäftigungsrückgang verursacht im Extremfall keinen einzigen Arbeits- 
losen, weil jedes Individuum weniger arbeitet, aber keines völlig beschäfti- 
gungslos wird. Von einem solchen Extremfall kann jedoch nicht ausgegangen 
werden. Auf der anderen Seiten dürfte es ebensowenig zum Gegenteil kom- 
men. In diesem Fall würde der Beschäftigungsrückgang lediglich einzelne In- 
dividuen treffen, die dann als arbeitslos registriert werden müssen, während 
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bei allen übrigen Beschäftigten keine Arbeitszeitverkiirzung stattfindet. Ins- 
gesamt muß gefolgert werden, daß die Existenz der Schattenwirtschaft die 
Zahl der Arbeitslosen erhöht. Wegen der eben dargestellten Effekte fällt die- 
ser Anstieg jedoch moderater aus als der Rückgang des Volkseinkommens 
der offiziellen Ökonomie. 

Zur ’induzierten’ Zahl der Arbeitslosen müssen noch diejenigen hinzu 
gezählt werden, die sich freiwillig arbeitslos melden. Wenn die Existenz der 
Schattenwirtschaft den Individuen die Möglichkeit eröffnet, Arbeitseinkom- 
men im inoffiziellen Sektor zu erwirtschaften und zusätzlich Arbeitslosen- 
unterstützung zu kassieren, wird so manches Individuum die Gelegenheit 
nutzen und sich offiziell als arbeitslos registrieren lassen.’® In der Summe 
muß man also davon ausgehen, daß die Zahl der Leistungsempfänger der 
AV durch die Schattenwirtschaft zunehmen wird. 

Eine Zunahme an Leistungsempfängern führt jedoch nicht zwangsläufig 
zu einem Anstieg der Ausgaben der Arbeitslosenversicherung, wenn gleich- 
zeitig die Zahlung pro Arbeitslosem entsprechend zurückgeht. Zu einem 
Rückgang der durchschnittlichen Leistung dürfte es durch die Schatten- 
wirtschaft in der Tat kommen. Der Grund besteht darin, daß bei einem 
angenommenen Rückgang des Bruttoarbeitseinkommens des offiziellen Sek- 
tors und bei konstanten Steuer- und Abgabensätzen das Nettoarbeitsein- 
kommen entsprechend sinkt. Somit kommt es durch die Schattenwirtschaft 
zu einer Verringerung der Bemessungsgrundlage und damit zu einer sin- 
kenden durchschnittlichen Arbeitslosenunterstützung. Dieser Effekt bleibt 
allerdings aus, wenn man die Phase unmittelbar nach dem Übergang von 
der Referenzsituation zur Situation mit Schattenwirtschaft betrachtet. In 
diesem Fall bliebe zunächst die durchschnittliche Zahlung pro Versicher- 
tem unverändert, weil diese sich noch auf das letzte Arbeitseinkommen in 
der Referenzsituation bezieht. Von diesem Sondereffekt, den Übergang von 
einem zum anderen Zustand betreffend, soll bei vorliegender Beurteilung 
jedoch abstrahiert werden. 

Als Fazit muß nun festgehalten werden, daß sich die Ausgaben der Ar- 
beitslosenversicherung wegen zwei gegenläufiger Effekte uneindeutig ent- 
wickeln. Die Schattenwirtschaft induziert einerseits einen Anstieg an Lei- 
stungsempfängern der AV, jedoch andererseits auch einen Rückgang der 
durchschnittlichen Ausgaben pro Leistungsempfänger. Auch die Einnahmen 


78Vel. Langfeldt (1984b), S. 135. Dem hält Lageman (1999), S. 331 jedoch entgegen: 
„Das Gros der Schwarzarbeiter dürfte indessen einer geregelten Beschäftigung, zumeist 
im Handwerk, nachgehen und die Schwarzarbeit außerhalb der regulären Arbeitszeit 
ausüben.“ Im folgenden soll daher davon ausgegangen werden, daß es zwar Einzelne 
gibt, die sich freiwillig arbeitslos melden, um eine Beschäftigung im Schattensektor nach- 
zugehen, die Zahl dieser Individuen wird jedoch als vergleichsweise gering angesehen. 
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der AV reagieren nicht eindeutig auf das Auftreten der Schattenwirtschaft. 
Zwar ist der Riickgang der Einnahmen das wahrscheinlichere Ergebnis; ein 
Anstieg ist jedoch nicht auszuschließen. Daher muß der Schluß gezogen wer- 
den, daß die Wirkung der Schattenwirtschaft auf die Arbeitslosenversiche- 
rung unbestimmt ist. Daß es zu einer finanziellen Einbuße wie nach ’naiver’ 
Einschätzung kommt, ist jedoch wenig wahrscheinlich, da sowohl ein eventu- 
eller Anstieg der Ausgaben als auch ein Rückgang der Einnahmen moderat 
ausfallen dürfte. 


Sozialhilfe 


Die Sozialhilfe ist keine Sozialversicherung im eigentlichen Sinne, da sie 
Leistungen gewährt, die nicht an die Bedingung einer vorherigen Prämien- 
zahlung gebunden sind. Ihre Leistungen in Form von Transferzahlungen bis 
zur Höhe des Existenzminimums werden vielmehr durch allgemeine Steuer- 
einnahmen finanziert. Dennoch soll sie an dieser Stelle auch bezüglich ihrer 
Reaktion auf die Existenz der Schattenwirtschaft gewürdigt werden, da sie 
die anderen Systeme sozialer Sicherung sinnvoll ergänzt. Wie oben bereits 
erwähnt, werden an dieser Stelle ebenfalls die Transfers an Langzeitarbeits- 
lose beurteilt. Auch diese sind in engerem Sinne keine Versicherungszah- 
lungen; die Gewährung von Leistungen ist zwar daran gebunden, daß der 
Empfänger sich an der Versicherung beteiligt hatte, die Leistungsdauer ist 
in diesem Fall jedoch überschritten, so daß die finanzielle Unterstützung 
ebenfalls aus Steuermitteln getragen wird. 

Wegen des Fehlens von Beitragseinnahmen und der Finanzierung aus 
dem Staatsbudget braucht hier keine gesonderte Analyse der Einnahmen 
der Sozialhilfe vorgenommen werden. Die Ergebnisse obiger Untersuchung 
der Wirkung der Schattenwirtschaft auf die Steuereinnahmen gelten hier 
analog. Damit genügt es, die Veränderung der Ausgabenseite durch die 
Steuerhinterziehung zu betrachten. Auch hier muß wieder die Veränderung 
der Zahl der Leistungsempfänger und der durchschnittlichen Leistung pro 
Kopf betrachtet werden. Bezüglich der Zahl der Leistungsempfänger ist in 
freiwillige und unfreiwillige Bezieher von Sozialhilfe zu unterscheiden. ’? 

Unfreiwillige Sozialhilfeempfänger werden hier — ohne auf nähere Einzel- 
heiten einzugehen - als Personen angesehen, die aus bestimmten Gründen, 
die sie nicht selbst zu verantworten haben, nicht am Erwerbsleben im re- 
gulären Sektor teilnehmen können. Insofern erhöht sich ihre Zahl nicht, 
wenn die wirtschaftliche Aktivität von der offiziellen Ökonomie in die Schat- 


79Hier und im folgenden sollen in dem Begriff Sozialhilfe die Zahlungen von Transfers 
an Langzeitarbeitslose eingeschlossen sein. 
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tenwirtschaft verlagert wird. Im Gegenteil könnte sogar argumentiert wer- 
den, daß die Gelegenheit der wirtschaftlichen Betätigung im Bereich des 
Schattensektors, in dem beispielsweise jeder beliebige Grad an Teilzeitar- 
beit möglich ist oder der betriebswirtschaftliche und verwaltungstechnische 
Aufwand zum Betreiben eines Handels mit selbstgefertigten Gütern wie et- 
wa Bastelarbeiten gegenüber einer Betätigung in der offiziellen Ökonomie 
deutlich geringer ist, manchem potentiellen Sozialhilfeempfänger dazu ver- 
hilft, sich gerade noch selbst das finanzielle Existenzminimum zu sichern. 
Damit läßt sich der Antrag auf Sozialhilfe, der nach ihrer Ansicht mit dem 
Verlust von sozialem Ansehen verbunden ist, für diese Personen vermeiden. 
Eine quantitative Bedeutung wird diesem Effekt an dieser Stelle jedoch nicht 
zugesprochen. 

Ähnliches gilt für den Personenkreis der unfreiwilligen Langzeitarbeits- 
losen, die aufgrund fehlender bzw. nicht mit der Arbeitsnachfrage überein- 
stimmender beruflicher Ausbildung oder mangelnder beruflicher und räum- 
licher Mobilität kein eigenes Erwerbseinkommen haben. Auch hier hängen 
die Gründe der Bedürftigkeit nicht mit der Schattenwirtschaft zusammen. 
Insofern dürfte die Zahl der unfreiwilligen Leistungsempfänger durch die 
Existenz der Schattenwirtschaft in etwa unverändert bleiben. 

Einzig die Individuen, die freiwillig beschäftigungslos sind und Sozial- 
hilfe beziehen, dürften ihre Handlung an den Möglichkeiten, die sie durch 
die Existenz der Schattenwirtschaft hinzugewinnen, ausrichten und somit 
Effekte auf die Ausgaben der Sozialhilfe auslösen. Die Existenz der Schat- 
tenwirtschaft ermöglicht es solchen Personen, ein doppeltes Einkommen zu 
erzielen. Einerseits erwirtschaften sie Einkommen durch eine Beschäftigung 
in der Schattenwirtschaft, und andererseits beziehen sie Unterstützungszah- 
lungen durch die Sozialhilfe. Dieser Personenkreis sorgt mithin dafür, daß 
mit der Schattenwirtschaft eine höhere Zahl an Leistungsempfängern bei 
der Sozialhilfe verbunden ist. 

Die durchschnittliche Transferzahlung pro Leistungsempfänger dürfte 
nicht viel unter dem gesetzlich festgelegten Höchstsatz liegen, da Indivi- 
duen, die Leistungsmißbrauch begehen und sich damit strafbar machen, 
dann auch in der Regel gleich den Höchstsatz beantragen werden. Letzterer 
wird durch die Schattenwirtschaft nicht beeinflußt, sondern entspricht dem 
sozio-kulturellen Existenzminimum.°® Insgesamt ergibt sich, daß die Sozi- 
alhilfe mit einer Erhöhung der Ausgaben durch die Existenz der Schatten- 
wirtschaft zu rechnen hat. Die Ausgaben der Sozialhilfe steigen annähernd 
um die Höhe des Existenzminimums, multipliziert mit der Zahl der durch 
die Schattenwirtschaft induzierten freiwilligen Leistungsempfänger. 


80Vgl. Andel (1998), S. 234. 
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Dieser Effekt diirfte jedoch in der Summe gering sein, denn der Anteil 
der Sozialhilfeempfänger, die Leistungen unrechtmäßig erhalten, ist entge- 
gen der weitläufigen Meinung in der öffentlichen Diskussion gering. Der So- 
zialdezernent der Stadt Stuttgart, Roland Klinger, spricht von einem Anteil 
von weniger als fünf Prozent der mißbräuchlichen Bezieher von Sozialhilfe in 
seinem Bereich.®! Weiter zitiert er eine differenzierte Analyse im Kreis Ra- 
vensburg, die eine Mißbrauchsquote von 1,37 Prozent ausweist. Man kann 
also abschließend von einem eher geringen Schaden auf der Ausgabenseite 
der Sozialhilfe ausgehen. 


Rentenversicherung 


Die Rentenversicherung versichert gegen den Wegfall des Einkommens eines 
Individuums im Altersruhestand.®? Die Versicherungsprämie bemißt sich 
dabei — wie bei der Arbeitslosenversicherung - gemäß einem konstanten 
Beitragssatz am Bruttoarbeitsentgelt der offiziellen Okonomie.8* Die Beson- 
derheit bei der Finanzierung der RV ist das Finanzierungssytem, das entwe- 
der nach dem Kapitaldeckungs- oder nach dem Umlageverfahren funktio- 
niert. Beim Kapitaldeckungsverfahren zahlen die Individuen während ihrer 
Erwerbsphase die Beiträge auf ihr persönliches Rentenkonto ein. Der ange- 
sparte Betrag und seine Zinsen werden, bereinigt um eine Umlage zum Aus- 
gleich unterschiedlicher Rentenbezugsdauern einer Kohorte, während des 
Ruhestands dann als Rente zurückgezahlt. Beim Umlageverfahren wird das 
heutige Beitragsaufkommen aller Erwerbstätigen gemeinsam für die Renten- 
zahlungen an die heutigen Rentenempfänger - die früheren Beitragszahler 
— verwendet. In diesem System ist die individuelle Rente zum einen von der 
Höhe des individuellen Einkommens, gemessen durch die Beitragseinzahlun- 
gen während der Erwerbsphase, und zum anderen von der Höhe des durch- 
schnittlichen Nettoeinkommens der dann noch Erwerbstätigen während der 
Rentenbezugsperiode abhängig. 

Die Analyse der Wirkungen der Schattenwirtschaft auf die Rentenversi- 
cherung muß demnach für die beiden Finanzierungssysteme getrennt vorge- 
nommen werden. Beim Umlageverfahren muß darüber hinaus einerseits eine 
Querschnittsanalyse durchgeführt werden, die untersucht, wie sich Beitrags- 
einnahmen durch die Erwerbstätigen und Rentenzahlungen an die Renten- 
empfänger, bezogen auf ein bestimmtes Betrachtungsjahr, verändern. Ande- 


81 Vgl. Faltin (2000). 

82 Von Erwerbs- und Berufsunfähigkeits-, sowie von Witwen- und Waisenrente sei ab- 
strahiert. 

83Davon, daß im deutschen Rentenversicherungssystem eine Beitragsbemessungsgrenze 
für die Beitragszahlungen exisitiert, soll aus Vereinfachungsgründen abstrahiert werden. 
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rerseits muß im Rahmen eines Längsschnitts analysiert werden, wie sich die 
Beitragseinnahmen und die Rentenzahlungen einer Kohorte im Zeitablauf 
verhalten. Dabei ist im Rahmen der Untersuchung noch zu unterscheiden, 
wann der Ubergang von der Referenzsituation zur Okonomie mit Schatten- 
wirtschaft stattfindet. 

Zunächst zur Querschnittsanalyse des umlagefinanzierten Rentensy- 
stems. Die Beitragseinnahmen E der Rentenversicherung entsprechen dem 
Produkt aus Beitragssatz o, der hier, unter den Annahmen des Ausbleibens 
von demographischen Veränderungen sowie Konstanz der rentenrechtlichen 
Regelungen, als exogen fixiert angesehen wird, und der Summe der Brutto- 
arbeitsentgelte W aller Erwerbstätigen N. Damit gilt: 


E = Wo = Nwo (3.19) 


mit w = W/N, d.h. w ist das durchschnittliche Bruttoeinkommen eines 
Erwerbstätigen. 

Die Ausgaben der Rentenversicherung in einer Periode sind gleich der 
Summe aller Rentenzahlungen. Dabei ist die durchschnittliche Rente eines 
Individuums im Ruhestand gesetzlich als Bruchteil p des durchschnittli- 
chen Nettoeinkommens der Erwerbstätigen festgelegt.84 Das durchschnitt- 
liche Nettoeinkommen 7 ergibt sich dabei als 


n=w(l-t-o) (3.20) 


mit t als dem Steuersatz der proportionalen Einkommensteuer. 

Gibt 1/x (mit x > 1) das Verhältnis der Zahl der Rentenempfänger zur 
Zahl der Erwerbstätigen und somit N - 1/x die absolute Zahl der Rentner 
an, kann man die Ausgaben A der Rentenversicherung schreiben als: 


1 
A= pn = pw(l -t — a (3.21) 


Da man unterstellen kann, daß in der Referenzsituation ein ausgegliche- 
ner Etat bei der RV vorliegt, kommt man zu folgender Bedingung: 


Nos=pat= t= o) N (3.22) 


84Die Anpassung der Rente an die Veränderungen des Nettoeinkommens vollzieht sich 
in der Bundesrepublik Deutschland mit einem Jahr Verzögerung. Von diesem ‘timelag’ 
soll im Rahmen vorliegender Untersuchung jedoch abstrahiert und von einer sofortigen 
Anpassung ausgegangen werden. 
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bzw. 
1 . 
o=p(l-t- de (3.23) 


Letztere Gleichung führt zu folgendem Ergebnis: Das Budget der Ren- 
tenversicherung ist auf eine Periode bezogen unabhängig von der Höhe des 
Bruttoeinkommens W der Erwerbstätigen. Insofern haben Veränderungen 
dieser Größe, die sich durch die Existenz der Schattenwirtschaft ergeben, 
keine Wirkungen auf die finanzielle Situation der Rentenversicherung. 

Ein weiteres Ergebnis ist, daß die Höhe des Beitragssatzes vom demo- 
graphischen Faktor 1/x, von der rentenrechtlichen Regelung p sowie vom 
Steuersatz t abhängt. Da es keinen Anhaltspunkt dafür gibt, daß die Steuer- 
hinterziehung Effekte auf die demographische Entwicklung der Bevölkerung 
oder die gesetzlichen Bestimmungen über das relative Absicherungsniveau 
der Rentenempfänger hat, bleibt als einzige Möglichkeit die Rückwirkung 
über den Steuersatz. Die Veränderung des Steuersatzes wird jedoch auf kei- 
nen Fall direkt von der Schattenwirtschaft ausgelöst, sondern ist höchstens 
Ausdruck einer Anpassung der Regierung an sich ändernde Steuereinnah- 
men, um vorher fixierte Ausgaben tätigen zu können. 

Da die Veränderung der Steuereinnahmen aufgrund der Existenz der 
Schattenwirtschaft uneindeutig ist und darüber hinaus die flexible Anpas- 
sung der Steuersätze unter Konstanthaltung der Staatsausgaben fraglich 
ist, soll die Wirkung dieser Steuersatzvariation auf die RV hier nicht weiter 
thematisiert werden bzw. angenommen werden, daß dieser konstant bleibt. 
Unter dieser Annahme kommt man schließlich zu dem Gesamtergebnis, daß 
die umlagefinanzierte Rentenversicherung durch die Existenz der Schatten- 
wirtschaft weder den Beitragssatz verändern muß noch die Ausgeglichenheit 
ihres Budget einbüßt.®° 

Gleichwohl kommt es für die Kohorte eines bestimmten Jahrgangs, de- 
ren Mitglieder zunächst eine gewisse Zeit erwerbstätig sind und dann in 
ihrem Ruhestand Rente beziehen, im Zeitablauf zu Wirkungen durch die 
Abgabenhinterziehung. Wichtig dabei ist, wann der Wechsel zu einem Sy- 
stem mit Schattenwirtschaft im Laufe der verschiedenen Lebensabschnitte - 
während der Erwerbsperiode oder während der Ruhestandsperiode - statt- 
findet. Während der Periode ihrer Erwerbstätigkeit bedeutet der Übergang 
zur Schattenwirtschaft für die Individuen der Kohorte eine Veränderung 


85 Dieses Ergebnis gilt in der langen Frist. Kurzfristig kommt es sicherlich bei der Ren- 
tenversicherung zu finanziellen Einbußen, wenn wegen der Abgabenhinterziehung die Ein- 
nahmen der Rentenversicherung zurückgehen. Dem stehen allerdings dann auch keine 
Ansprüche der Versicherten gegenüber, so daß die Existenz der Schattenwirtschaft lang- 
fristig keine finanziellen Einbußen für die Rentenversicherung bedeutet. 
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ihres Periodennettoeinkommens. Geht man von einer Zunahme des Ge- 
samteinkommens der Okonomie aus, kommt es auch zu einem Anstieg des 
Nettoeinkommens der Individuen, da dieses sich aus den Nettoeinkommen 
der offiziellen Okonomie und den Einkommen aus der Schattenwirtschaft 
zusammensetzt.86 

Dieser Anstieg läßt sich auch formal zeigen, wenn man mit Yo das Brut- 
toeinkommen der Referenzsituation, mit YO das Bruttoeinkommen aus der 
offiziellen Ökonomie in der Situation mit Schattenwirtschaft und mit YS 
das Einkommen aus dem Schattensektor bezeichnet. Es gilt Y9+Y° > Yo. 
Die Nettoeinkommen betragen Yy(1-t- o) bzw. YY(1-t-0)+Y°. Die 
These 


Y°(1-t~o)+Y° > VY(1-t—o) (3.24) 


gilt immer dann, wenn man 0 < (1—t-—a) < 1 unterstellt. Durch Umstellen 
erhält man nämlich: 


Vo S47” =e), (3.25) 


was unter der Voraussetzung Y° > Yo — Y° eine wahre Aussage darstellt. 

Allerdings ist klar, daß sich das Brutto- bzw. Nettoeinkommen der offizi- 
ellen Ökonomie - und dieses sind die Bezugsgrößen der Beitrags- bzw. Ren- 
tenzahlungen - durch den Übergang von der Referenzsituation zur Situation 
mit Schattenwirtschaft ändern - mit großer Wahrscheinlichkeit reduzieren — 
werden. Für die Zahlung der Rentenversicherungsbeiträge der Kohorte sowie 
Zahlung der Renten an diese Kohorte bedeutet der Übergang während der 
Erwerbsphase also eine Reduktion der Beiträge verbunden mit geringeren 
späteren Rentenzahlungen. Dieses kann jedoch nicht als negative Wirkung 
der Schattenwirtschaft angesehen werden, da die betroffene Kohorte den 
Übergang zur Situation mit Schattenwirtschaft selbst bestimmt hat und 
man somit davon ausgehen kann, daß sie eine rationale Wahlentscheidung 
gemäß ihren Präferenzen durchgeführt hat. 

Befindet sich die Kohorte demgegenüber jedoch bereits in der Rolle der 
Rentenempfänger, wenn es zu einem Übergang von der Referenzsituation 
zur Ökonomie mit Schattenwirtschaft kommt, so ist ihre Rente nur noch 
von der Höhe der Nettoeinkommen der Erwerbstätigen aus dem offiziellen 
Sektor in der jeweiligen Periode abhängig. Da dieses wahrscheinlich sinken 
wird, kann man von einer Reduktion der Rentenzahlungen an die Kohorte 


86Die Argumentation über die Veränderung des Gesamteinkommens der Ökonomie 


durch die Schattenwirtschaft findet sich im Abschnitt 3.5.2. Außerdem werden im zweiten 
Teil vorliegender Arbeit modelltheoretische Untersuchungen dazu präsentiert. 
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ausgehen, über die die Kohorte - im Gegensatz zum vorher beschriebenen 
Fall — nicht selbst entschieden hat. D.h. die Kohorte dürfte während ihres 
Altersruhestandes durchaus finanziell negativ betroffen sein.°” Im Hinblick 
auf die gesamte Analyse der Wirkungen der Schattenwirtschaft auf die Ren- 
tenversicherung sollte dieser Effekt jedoch nur von geringem Gewicht sein, 
da er lediglich temporär auftritt. 

Bei der Analyse eines Rentenversicherungssystems, das auf dem Kapital- 
deckungsverfahren beruht, kommt man ebenfalls zu einer Unabhängigkeit 
von der Schattenwirtschaft und darüber hinaus zu einer durch die Renten- 
empfänger selbst bestimmten Veränderung des Absicherungsniveaus. Das 
Kapitaldeckungsverfahren bedeutet, daß die Rentenzahlungen für ein Indi- 
viduum aus seinen angesparten und verzinsten Beiträgen, bereinigt um eine 
Umlage zum Ausgleich unterschiedlicher Rentenbezugsdauern einer Kohor- 
te, bestehen. Ein Individuum erhält also als Rente nur das, was es selbst 
angespart hat. Der Eingriff des Staates in ein solches Rentenversicherungssy- 
stem beschränkt sich somit lediglich darauf, einen Mindestbeitrag festzuset- 
zen, der gewährleistet, daß die Rentner in der Zukunft ausreichend finanzi- 
ell abgesichert sind. Sinkt nun durch die Schattenwirtschaft das individuelle 
Bruttoarbeitseinkommen als Bemessungsgrundlage der Rentenversicherung, 
reduzieren sich die Einzahlungen auf das persönliche Rentenkonto und damit 
die Rente, die ein Individuum später erhält. Die Schattenwirtschaft wirkt 
sich also nicht anders aus als der Wechsel eines Erwerbstätigen zu einem 
schlechter bezahlten Arbeitsplatz. Das einzige, was durch die Existenz der 
Schattenwirtschaft unterlaufen werden kann, ist die staatlich gewollte Min- 
destsicherung durch die Rente bzw. die Allokation des Konsums über die 
Zeit, die der Staat durch die RV zu beeinflussen versucht.°® Während ohne 
Abgabenhinterziehung die Individuen lediglich eine höhere Altersabsiche- 
rung durch private Zusatzversorgung wählen konnten, haben sie nun auch 
die Möglichkeit, stattdessen ihren Lebenskonsum Richtung Gegenwart zu 
verlagern, indem sie ihr eigentliches Bruttoeinkommen nur zum Teil als Be- 
messungsgrundlage der Sozialversicherungsabgaben angeben und den Rest 
zum vollständigen heutigen Konsum zur Verfügung haben.®° 


87 Vgl. Schmähl (1986), S. 81 f. 

88Damit einher geht die Gefahr, daß Individuen wegen des Verzichts auf ausreichende 
Absicherung in der Ruhestandsperiode einer Unterstützung durch die staatliche Sozial- 
hilfe bedürfen. Daraus ergäbe sich dann eine indirekte Wirkung der Schattenwirtschaft 
auf die Sozialhilfe. Dieser Zusammenhang soll jedoch in vorliegender Arbeit nicht thema- 
tisiert werden, da eine solche Wirkung von vielerlei Annahmen abhängt, deren Gültigkeit 
in dieser Arbeit nicht nachgewiesen werden könnten. 

89Ein ausführliche Betrachtung dieses Aspekts findet sich im Abschnitt ’Aufteilung des 
Konsums über die Zeit’ auf der Seite 36 ff. Dort wird allerdings festgestellt, daß dieser 
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Gesetzliche Krankenversicherung 


Die Beurteilung der Wirkungen der Schattenwirtschaft auf die Kranken- 
versicherung wird in vorliegender Arbeit auf die Gesetzliche Krankenver- 
sicherung beschränkt, weil diese ihren Beitrag am Einkommen der Versi- 
cherten bemißt. Im Gegensatz dazu steht die Ausgestaltung der privaten 
Krankenversicherung sowie der Zusatzversicherungen, deren Versicherungs- 
prämien fixe Beträge sind, die sich an persönlichen und versicherungsmathe- 
matischen Charakteristika der Versicherten orientieren. Damit dürfte diese 
Art von Versicherungen von der Schattenwirtschaft unbeeinflußt bleiben, 
da letztgenannte Größen sich im Hinblick auf die Steuerhinterziehung nicht 
verändern. 

In Anlehnung an das deutsche System wird unterstellt, daß die GKV 
sowohl gegen die Ausgaben zur Wiederherstellung der Gesundheit als auch 
gegen den Wegfall des Erwerbseinkommens durch eine längerfristige, aber 
vorübergehende krankheitsbedingte Erwerbsunfähigkeit versichert. Wie bei 
den beiden anderen Sozialversicherungen auch wird wiederum vereinfa- 
chend angenommen, daß das gesamte Bruttoarbeitseinkommen der Volks- 
wirtschaft als Bemessungsgrundlage der Versicherungsbeiträge zugrunde- 
liegt. 

Auch hier ist wieder eine separate Betrachtung von Einnahmen und Aus- 
gaben des Sozialversicherungsträgers vorzunehmen. Bei den Ausgaben sind 
an dieser Stelle zusätzlich noch die beiden (Teil-) Leistungen zu trennen. 
Während die Ausgaben zur Wiederherstellung der Gesundheit einkommens- 
unabhängige Zahlungen aus Sicht der Versicherungsträger sind, stellt die 
Lohnfortzahlung eine Komponente dar, die von dem im offiziellen Sektor 
erwirtschafteten Nettoeinkommen des Versicherten abhängt. 

Da sich die Einnahmen auch bei diesem Teil der SV gemäß dem Beitrags- 
satz proportional zum Bruttoarbeitseinkommen aus dem offiziellen Sektor 
entwickeln, gilt hier dieselbe Aussage wie bei der Arbeitslosenversicherung: 
Die Einnahmen verändern sich uneindeutig durch die Existenz der Schatten- 
wirtschaft. Dies gilt zum einen, weil sich das gesamte Volkseinkommen we- 
gen der Wechselwirkung zwischen Substitutionseffekt bzw. Komplementär- 
und Multiplikatoreffekt uneindeutig verändert und zum anderen aufgrund 
der unbestimmten Wirkung auf die Komponente Bruttoarbeitseinkommen 
als Teil des Volkseinkommens der offiziellen Ökonomie. 

Die Ausgaben zur Wiederherstellung der Gesundheit der Versicherten 
werden von der Existenz der Schattenwirtschaft unbeeinflußt bleiben, wenn 
(a) die Zahl der Leistungsempfänger sich nicht verändert und wenn (b) 


Effekt in modernen Industrienationen vermutlich nicht zum tragen kommt. 
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die durchschnittliche Leistung pro Versichertem konstant bleibt. Beziiglich 
letzterem Aspekt ist kein Zusammenhang mit der Hinterziehung von Steuern 
und Abgaben festzustellen. Weder dürfte der durchschnittliche Versicherte 
häufiger oder weniger oft krank sein, wenn die Schattenwirtschaft existiert, 
noch ist mit signifikant höheren Ausgaben pro Krankheitsfall zu rechnen.”! 

Was die Zahl der Leistungsempfänger anlangt, so ist Bezug auf obige Dis- 
kussion bei den Einnahmen der Arbeitslosenversicherung zu nehmen. Dort 
wie hier sprechen bestimmte Argumente dafür, daß es gegenüber der Refe- 
renzsituation mehr abhängig Beschäftigte und somit Versicherungspflichtige 
gibt, während es andererseits auch Hinweise für den umgekehrten Zusam- 
menhang gibt. Quantitativ dürfte die Veränderung der Zahl der Versiche- 
rungspflichtigen - wenn sich die Effekte nicht sowieso gegenseitig aufhe- 
ben - keine große Rolle spielen. Zudem muß man berücksichtigen, daß eine 
Veränderung der Zahl der Versicherten mit einer gleichstarken Veränderung 
auf der Einnahmenseite verbunden ist. In der Summe dürften sich die Aus- 
gaben der GKV für die Wiederherstellung der Gesundheit als durch die 
Schattenwirtschaft weitestgehend unbeeinflußt herausstellen.°” 

Bezüglich der Ausgaben der GKV für die Lohnfortzahlung kommt man 
zu einem ähnlichen Ergebnis. Hier sind die Aspekte (a) Zahl der Leistungs- 
empfänger und (b) durchschnittliche Zahlung pro Leistungsempfänger zu 
untersuchen. Der zweite Aspekt hängt von der Entwicklung der Nettoein- 
kommen der offiziellen Ökonomie ab. Dazu ist oben bereits eine umfang- 
reiche Diskussion mit dem Ergebnis geführt worden, daß die Veränderung 
der Nettoeinkommen durch die Existenz der Schattenwirtschaft uneindeutig 
ist. Eine größere Wahrscheinlichkeit dürfte jedoch einem Zurückgehen der 
Nettoeinkommen beigemessen werden, was an dieser Stelle tendenziell einen 
Rückgang der Ausgaben der GKV bedeutet. 


90Zwar wurde dem Autor vorliegender Arbeit im Rahmen einer Diskussionsveran- 
staltung das Argument vorgetragen, daß die körperliche Belastung und der körperliche 
Verschleiß durch eine zusätzliche Beschäftigung in der Schattenwirtschaft zu einem Zu- 
sammenhang zwischen Schattenwirtschaft und Krankenstand der Beschäftigten führt. Es 
dürfte jedoch schwierig sein, wissenschaftlich exakt einen solchen Zusammenhang nach- 
zuweisen, weshalb in vorliegender Arbeit von keiner Interdependenz ausgegangen wird. 

91Ujnter Berücksichtigung der Möglichkeit, daß einzelne in der offiziellen Ökonomie 
beschäftigte Arbeitnehmer sich krank melden, um Aufträge in der Schattenwirtschaft 
auszuführen, erhöht sich zwar die Zahl der Krankheitstage pro Versichertem. Für die 
Ausgaben der Krankenversicherung hat das jedoch vernachlässigbare Wirkungen. Zwar 
kommt es zu Arztbesuchen, bei denen sich die Individuen Atteste für einen Zeitraum 
besorgen, in dem sie schwarzarbeiten wollen. Da diese Personen dabei aber keiner Heil- 
behandlung bedürfen, entstehen bei der Versicherung somit lediglich geringfügige Kosten. 

92Vgl. dazu auch Schmähl (1986), S. 81. 
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Leistungsempfänger der Lohnfortzahlung sind Personen, die eine solche 
langwierige Krankheit oder Verletzung haben, daß sie ihrer Arbeit mehr als 
sieben Wochen, aber dennoch nur vorübergehend, nicht nachgehen können. 
Sieht man einmal von Simulanten ab, so dürften dies Personen sein, die 
bezüglich dieses Zustands keine eigene Entscheidung getroffen haben, son- 
dern Opfer von unglücklichen Umständen geworden sind. Auf jeden Fall 
besteht kein Zusammenhang mit der Schattenwirtschaft, weshalb gefolgert 
werden muß, daß diese (Teil-) Leistung der GKV nicht oder wegen des 
tendenziellen Rückgangs der Nettoeinkommen und damit der Bemessungs- 
grundlage der Zahlungen nur geringfügig negativ beeinflußt wird. 

Insgesamt gilt also, daß die Schattenwirtschaft zwar die Einnahmen der 
GKV verändert, wobei die Richtung der Veränderung uneindeutig ist, die 
Ausgaben jedoch gegenüber der Referenzsituation in etwa konstant bleiben. 


Als Fazit für die Reaktion der Sozialversicherungen auf die Existenz der 
Schattenwirtschaft ist zunächst festzuhalten, daß sich ein sehr unterschiedli- 
ches Bild für die einzelnen Komponenten der sozialen Sicherung ergibt. Bei 
der Arbeitslosenversicherung kommt es zu uneindeutigen Veränderungen so- 
wohl bei den Einnahmen als auch bei den Ausgaben, wobei ein finanzieller 
Verlust das wahrscheinlichere Resultat ist. Gleichzeitig ist es aber wenig 
wahrscheinlich, daß dieser Verlust ein solches Ausmaß annimmt, wie es sich 
nach ’naiver’ Vorstellung (Umfang der Schattenwirtschaft multipliziert mit 
den Beitragssätzen der Sozialversicherungen) auf die Sozialversicherungen 
auswirken soll. Die Sozialhilfe betreffend kommt man zu einer eindeutigen 
finanziellen Einbuße, die sich jedoch nur auf einen Anstieg der Ausgaben 
bezieht, da die Einnahmen - weil steuerfinanziert — hier nicht analysiert 
wurden. Diese finanzielle Einbuße dürfte jedoch von einer geringen Größen- 
ordnung sein, wie sachkundige Aussagen belegen.?? Bei der Rentenversi- 
cherung entsteht hingegen kein finanzieller Verlust, da die Veränderungen 
der Einnahmen und Ausgaben gleichgerichtet und — zumindest langfristig 
- vom Umfang her gleichgroß sind. Somit konterkarieren sich diese Effekte 
gegenseitig.’ Es kommt zwar dadurch eventuell zu einem Rückgang des 
Leistungsniveaus; dies ist jedoch eine Problematik, die weiter oben unter 
dem Aspekt „Aufteilung des Konsums über die Zeit“ anzusiedeln ist. Bei 
der Gesetzlichen Krankenversicherung ist — wie bei der Arbeitslosenversi- 
cherung - die Folge der Existenz der Schattenökonomie eine unbestimm- 


93 Vgl. Faltin (2000). 

94 Diese Auffassung wird, wie oben bereits dargestellt, folgendermaßen begründet: „Hier 
entsteht durch die Schattenwirtschaft in der gesetzlichen Rentenversicherung nur eine 
vorübergehende Lücke. Je weniger Beiträge heute erwirtschaftet werden, desto weniger 
zukünftige Ansprüche an die Rentenversicherung entstehen.“ Langfeldt (1984b), S. 130. 
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te Veränderung der Einnahmen, wobei auch hier ein Rückgang mit einer 
höheren Wahrscheinlichkeit eintritt. Da die Ausgaben jedoch in etwa kon- 
stant bleiben, ist der finanzielle Verlust sicher auch nicht so groß wie es der 
'naiven’ Einschätzung entspricht. 

Anders als bei der Versorgung mit Öffentlichen Gütern dürfte bei den 
Sozialversicherungen die Reaktion der Regierung auf einen eventuellen fi- 
nanziellen Verlust ausfallen. Da das Leistungsniveau der einzelnen Kom- 
ponenten weitestgehend gesetzlich festgeschrieben ist und somit nicht sehr 
flexibel ist, dürfte hier der Beitragssatz der Aktionsparameter für eine An- 
passung sein.”® Dies bedeutet dann zwar keine Einbußen bei der Versorgung 
der Individuen, wie dies bei den öffentlichen Gütern als Wirkung der Schat- 
tenwirtschaft zu befürchten ist, aber dafür haben die Individuen, die sich 
durch ihre wirtschaftliche Betätigung in der offiziellen Wirtschaft noch an 
der Finanzierung der Sozialversicherungen beteiligen, mit einer höheren Be- 
lastung durch die Beitragssätze zu rechnen. 


95Eine Ausnahme stellt die Rentenversicherung dar, bei der es, wie oben dargestellt, 
nicht zu einer finanziellen Einbuße kommt. 
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Kapitel 4 
Verteilung 


Der Zweck staatlicher Verteilungspolitik liegt nach Musgrave in der ,, Korrek- 
tur der Verteilung von Einkommen und Vermögen in Übereinstimmung mit 
dem, was die Gesellschaft als ’fairen’ oder ’gerechten’ Verteilungsstand an- 
sieht“.! Ausgangspunkt für diese Korrektur ist die sogenannte Markt- oder 
Primärverteilung, die in der theoretischen Situation einer Marktwirtschaft 
ohne Staat entsteht. Das Ergebnis staatlicher Umverteilungspolitik wird 
als Sekundärverteilung bezeichnet und gibt die Verteilung der (Netto-)Ein- 
kommen auf die Einkommensklassen, Produktionsfaktoren, Regionen oder 
Sektoren an, nachdem der Staat beispielsweise durch Steuererhebung oder 
Transferzahlungen in die Ökonomie eingegriffen hat. Bezüglich der den 
Untersuchungen vorliegender Arbeit zugrunde liegenden Referenzsituation 
wird auch in diesem Kapitel angenommen, daß alle Individuen sich in die- 
sem Zustand an die gesetzlichen Regelungen halten, d.h. Schattenwirtschaft 
und Steuerhinterziehung existieren (noch) nicht. Darüber hinaus wird unter 
Umgehung einer Gerechtigkeits- oder Ethikdiskussion unterstellt, daß die 
Gesetze genau den Wünschen der Gesellschaft entsprechen. Insofern wird 
hier davon ausgegangen, daß die Sekundärverteilung in der Referenzsitua- 
tion diejenige Verteilung ist, die als ’fair’ und ’gerecht’ angesehen wird. 
Die Existenz der Schattenwirtschaft beeinflußt diesen Umverteilungs- 
prozeß des Staates nun an mehreren Stellen. Zunächst entsteht durch das 
unterschiedliche Ausmaß der Teilnahme von Individuen, Sektoren, Regionen 
oder Produktionsfaktoren an der Schattenwirtschaft eine andere Primärver- 
teilung als in der Referenzsituation. D.h. die der staatlichen Umvertei- 
lung zugrunde liegende Marktverteilung wird durch die Existenz des se- 


1Musgrave et al. (1990), S. 6. 
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kundären Sektors verändert. Außerdem wird durch die mit der Betätigung 
in der Schattenwirtschaft verbundene Steuerhinterziehung das wichtige Ver- 
teilungsinstrument Besteuerung umgangen.? Insofern wirkt die staatliche 
Umverteilung anders als geplant. Und schließlich ergibt sich durch die Exi- 
stenz der Schattenwirtschaft ein anderes Preissystem als in der Referenzsi- 
tuation, wodurch die reale Einkommensverteilung ebenfalls betroffen ist. 

Ein weiterer Aspekt, der das Erreichen des Zieles staatlicher Umver- 
teilungspolitik beeinträchtigen kann, ist die Verläßlichkeit der empirischen 
Basis, der das staatliche Handeln zugrunde liegt.” In der Referenzsituation 
würde die Einkommensstatistik noch ein unverfälschtes Bild der Primärver- 
teilung zeigen und bildete damit die Grundlage staatlicher Verteilungspoli- 
tik. In der Situation mit Schattenwirtschaft ist dies anders. Die beobachtba- 
re Verteilung entspricht nun nicht der tatsächlichen Marktverteilung, son- 
dern erfaßt nur das Einkommen, das in der offiziellen Ökonomie erwirtschaf- 
tet wird. Greift der Staat jetzt regulierend ein, bemißt er seine Maßnahmen 
jedoch nach der vermeintlichen (statistisch belegten) Verteilung des Einkom- 
mens. Die Folge davon ist, daß eine Politik, die eigentlich die beobachtete 
in die gewünschte Verteilung überführen soll, fehl läuft, weil stattdessen die 
tatsächliche Marktverteilung in eine so nicht beabsichtigte Sekundärvertei- 
lung verwandelt wird.* 

Somit ist zunächst festzuhalten, daß die wichtigste Wirkung der Exi- 
stenz der Schattenwirtschaft im Rahmen des Verteilungsaspekts darin be- 
steht, daß die durch die Gesellschaft angestrebte Sekundärverteilung nicht 
erreicht wird, weil sich die Wirtschaftssubjekte verschieden stark schatten- 
wirtschaftlich betätigen und damit ihre Einkommensposition in unterschied- 
lichem Ausmaß verändern. In den folgenden Abschnitten ist über dieses 
grundsätzliche Ergebnis hinaus noch zu klären, durch welche Effekte und 
in welche Richtung die funktionale, regionale, sektorale und personelle Di- 
mension der Verteilung durch die Steuerhinterziehung beeinflußt wird. Die 
Analyse beschränkt sich dabei allerdings auf qualitative Aussagen. Eine 
quantitative Beurteilung anhand der Meßgrößen der Verteilung, wie etwa 
des Gini-Koeffizienten oder der Lorenz-Kurve, erfolgt nicht. 


?Schmähl und Prinz (1988), S. 199 weisen mit Recht darauf hin, daß auch die Umver- 
teilung durch das System der Sozialversicherung von der Schattenwirtschaft betroffen ist. 
Eine spezielle Berücksichtigung der verschiedenen Effekte dieses Aspekts würde jedoch zu 
sehr ins Detail gehen und den Rahmen dieser Arbeit sprengen, weshalb darauf verzichtet 
werden soll. 

3Vel. Tanzi (1980), S. 451. 

Vgl. Cullis und Jones (1998) S. 206 f.. 
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4.1 Funktionale Verteilung 


Die funktionale Verteilung fragt nach der relativen Einkommensposition der 
Produktionsfaktoren. Im Rahmen vorliegender Untersuchung wird die Ana- 
lyse dabei auf die Unterscheidung zwischen Arbeit und Kapital beschränkt, 
wobei das Kapitaleinkommen umfassend definiert ist und alle Produktions- 
faktoren außer Arbeit einschließt. Üblicherweise wird dabei die Aufteilung 
des Volkseinkommens analysiert.° Im Zusammenhang mit der Schattenwirt- 
schaft ergibt sich an dieser Stelle ein Problem, wenn man dieses Vorgehen 
übernimmt. Der Grund liegt in der Definition des Einkommensbegriffs: Das 
Volkseinkommen beinhaltet zwar keine indirekten Steuern, allerdings sind 
in diesem Konzept noch direkte Steuern enthalten. Das Einkommen der 
Schattenwirtschaft, bei dem keine direkten Steuern gezahlt werden, das dem 
Individuum also netto zufließt, wäre somit nicht kompatibel mit diesem 
Einkommensbegriff. Insofern ist bei folgender Analyse auf das verfügbare 
Einkommen abzustellen und die Aufteilung dieser Größe auf die Produkti- 
onsfaktoren zu betrachten. 

Eine weitere Schwierigkeit stellt die Erwerbsstruktur dar. Da diese sich 
im Zeitablauf verändert, wird bei intertemporalen Vergleichen eine Be- 
reinigung in dem Sinne vorgenommen, daß eine konstante Erwerbsstruk- 
tur unterstellt wird. Bei der in vorliegender Untersuchung vorgenommenen 
komparativ-statischen Analyse zwischen dem Referenzzustand und einer 
Situation mit Schattenwirtschaft ist zwar eine zeitliche Veränderung der 
Erwerbsstruktur ausgeschlossen, dennoch dürfte die Struktur der Produkti- 
onsfaktoren in den genannten Situationen unterschiedlich sein. In der Schat- 
tenwirtschaft dürfte nämlich ein Großteil der Produktion in selbständiger 
Tätigkeit ausgeführt werden, so daß bei obiger Abgrenzung der Produktions- 
faktoren bezüglich der funktionalen Verteilung innerhalb der Schattenöko- 
nomie eine Lohnquote von annähernd Null zu beobachten wäre. Daher wird 
im folgenden angenommen, daß der Einsatz des Produktionsfaktors Arbeit 
in der Schattenwirtschaft - auch wenn er selbständig tätig ist - den Lohn- 
einkommen zugerechnet wird. 

Betrachtet man nun wieder die Referenzsituation, in der sich alle Wirt- 
schaftssubjekte gesetzestreu verhalten, ergibt sich für die Ökonomie ein ver- 
fügbares Einkommen von Y” = X +Q, wobei X das Produkt aus Arbeitsein- 
satz in Stunden L, dem (Brutto-)Reallohnsatz pro Stunde w und eins minus 
dem Steuer- und Abgabensatz t ist, und Q den Kapitaleinsatz in Geldein- 
heiten K mal (Brutto-)Realzinssatz r multipliziert mit 1 — t darstellt. 


5Vgl. Frenkel und John (1996), S. 97 ff. 
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In einer Situation mit Schattenwirtschaft gilt ein anderer Zusammen- 
hang. Das Lohneinkommen ergibt sich nun als 


X = L°w? (1 - t) + Low (1 - 02), (4.1) 


wobei die Superskripte O und S den Arbeitseinsatz und den Lohnsatz im 
offiziellen bzw. im Schattensektor angeben. Der Faktor 9, stellt den be- 
reits im Abschnitt ’Effizienz der Produktionsstruktur’ auf den Seiten 23 ff. 
erläuterten Risikoaufschlag dar, denn die Beschäftigung im irregulären Sek- 
tor ist zwar steuerfrei, aber mit der Gefahr der Entdeckung und finanziellen 
Bestrafung verbunden. Vom Bruttoverdienst muß deshalb ein gewisser Teil 
zugunsten einer Risikovorsorge zurückgelegt werden. Auf das makroökono- 
mische Aggregationsniveau bezogen entspricht die Summe der Risikovorsor- 
ge aller Individuen den Bußgeldeinnahmen des Staates in derselben Periode. 
Für das verfügbare Einkommen des Faktors Kapital gilt analog 


Q = K°r°(1—t) + K°rS (1 — 0x), (4.2) 
so daß sich in diesem Fall das verfügbare Einkommen der Ökonomie als 
Y’=X+Q (4.3) 


ergibt. 

Da sich Lohn- und Kapitalquoten in beiden zu vergleichenden Situatio- 
nen jeweils zu eins ergänzen, genügt es, die Veränderungen der Lohnquote 
durch die Existenz der Schattenwirtschaft zu analysieren. 

Trotz dieser Erleichterung ist die Wirkung der Schattenökonomie auf die 
funktionale Verteilung nicht eindeutig auszumachen. Es verändern sich zu 
viele Parameter beim Übergang von der Ausgangssituation in den Zustand 
der Volkswirtschaft mit einem regulären und einem irregulären Sektor. So ist 
z.B. eine eindeutige Aussage über die Einsatzmengen der beiden Faktoren 
nicht möglich. Mit großer Wahrscheinlichkeit wird sowohl die Beschäftigung 
als auch der Kapitaleinsatz durch die Existenz der Schattenwirtschaft höher 
sein als in der Referenzsituation.® Ihre Aufteilung auf die beiden Sektoren ist 
jedoch unklar. Abbildung 3.10 auf Seite 57 gibt dazu eine Anschauung. Zwar 
bezieht sie sich auf das Gesamteinkommen der Ökonomie, ihre Übertragung 
auf die Beschäftigung der Faktoren dürfte jedoch ohne weiteres möglich sein. 

Einerseits reduziert sich zwar der Faktoreinsatz im offiziellen Sektor 
durch den Transfer von ökonomischer Leistung vom regulären in den 
Schattensektor. Da sich aber andererseits positive Wirkungen durch den 


6Vgl. Cassel (1986), S. 86. 
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Multiplikator- und den Komplementäreffekt ergeben, kann noch nicht ein- 
mal zweifelsfrei gesagt werden, daß die Beschäftigung im offiziellen Sektor 
durch die Schattenwirtschaft zurückgeht. Insgesamt dürfte jedoch die Aus- 
sage, daß der Faktoreinsatz in der Summe über beide Sektoren steigt, als 
gesichert gelten. 

Aber auch die (Brutto-)Faktorentgelte verändern sich, ohne daß eindeu- 
tige Auskünfte über deren Richtung auszumachen sind. Es ließe sich zwar ar- 
gumentieren, daß die Faktorpreise wegen der gestiegenen Nachfrage von der 
Tendenz her höher sein müßten als in der Referenzsituation. Diese Schluß- 
folgerung setzt jedoch voraus, daß sich das Faktorangebot nicht verändert 
hat, was zumindest beim Faktor Arbeit unplausibel erscheint, da z.B. viele 
Handwerker nach Feierabend zusätzlich einige Stunden schwarzarbeiten. 

Auch Überlegungen, die auf den ökonomischen Zusammenhang zwischen 
bestimmten Parametern obiger Gleichungen abstellen, führen nicht entschei- 
dend weiter. So sollte etwa der Nettolohn im offiziellen Sektor genauso hoch 
sein wie in der Schattenwirtschaft, damit es zu keinen Wanderungsbewegun- 
gen zwischen den Sektoren kommt. Allerdings gilt diese Aussage lediglich 
für die Grenzlöhne und nicht für die in obigen Gleichungen enthaltenen 
Durchschnittslöhne. Wegen der abhängigen Beschäftigungsverhältnisse in 
der regulären Wirtschaft läßt sich dort zwar unterstellen, daß beide Größen 
identisch sind. Gilt jedoch die These, daß es sich bei den Arbeitsleistungen 
in der Schattenwirtschaft um selbständige Tätigkeiten handelt, ist dies im 
irregulären Sektor nicht der Fall. Vielmehr wird dort der Durchschnittslohn 
oberhalb des Grenzlohns liegen. Die Begründung ist darin zu sehen, daß 
sich ein Schwarzarbeiter bei der Annahme seiner ersten Aufträge die lukra- 
tivsten aussuchen wird und erst danach Aufträge annimmt, die geringere 
Einkünfte beinhalten.’ Für den Zinssatz kann man analog unterstellen, daß 
der (Netto-)Grenzzins in beiden Sektoren derselbe ist, aber hier gilt sogar 
für beide Sektoren der Unterschied zwischen Grenz- und Durchschnittszins, 
und damit ist für obige Gleichungen kein Zuwachs an Information gewonnen. 

Dennoch gibt es Argumente, die für eine Verschiebung der funktiona- 
len Verteilung zugunsten des Faktors Arbeit sprechen. Das erste stützt sich 
dabei auf das unterschiedliche Risiko für die Beschäftigung beider Faktoren 
in der Schattenwirtschaft.® Eine generelle Verschiebung von wirtschaftlicher 
Leistung vom regulären in den Schattensektor führt in Verbindung mit der 
durch das unterschiedliche Risiko bedingten Veränderung der Produktions- 
struktur zu einer Änderung der Faktorpreise zugunsten des Faktors Arbeit 
und damit zu einer höheren Lohnsumme. 


"Vgl. Tanzi (1983), S. 13. 
8Vgl. dazu Abschnitt ’Effizienz der Produktionsstruktur’ auf den Seiten 23 ff. 
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Ein weiteres Argument, das fiir eine Verbesserung der funktionalen Ver- 
teilung aus Sicht des Faktors Arbeit spricht, ist die These, daß der Faktor 
Arbeit in der Schattenwirtschaft hauptsächlich selbständig tätig ist. Damit 
würde sich seine Position bei der funktionalen Verteilung auch dann verbes- 
sern, wenn es zu keiner Veränderung der Wirtschaftsstruktur käme. Denn 
aufgrund der Organisationsstruktur in Verbindung mit der Beschränkung 
der Betrachtung auf lediglich zwei Faktoren wird in der offiziellen Ökonomie 
eine eventuell anfallende Produzentenrente der Kapitalquote zugerechnet. 
Wird dieselbe Produktion nun im irregulären Sektor getätigt, profitieren die 
arbeitenden Individuen von der dort vorherrschenden Organisationsstruk- 
tur und erhalten einen gewissen Anteil anfallender Produzentenrente und 
verbessern dadurch ihre relative Position gegenüber den Kapitalbesitzern. 

Ein drittes Argument stützt sich schließlich auf die These, daß durch den 
Übergang zu einer dualen Ökonomie zusätzliche wirtschaftliche Güter und 
Leistungen in der Schattenwirtschaft angeboten und nachgefragt werden. 
Diese dürften hauptsächlich handwerkliche Dienstleistungen sein, die in der 
offiziellen Ökonomie wegen ihres hohen Preises keiner nachfragen würde. 
Damit kommt es jedoch gesamtwirtschaftlich betrachtet zu einer sektoralen 
Verschiebung zugunsten von Sektoren, die arbeitsintensiv produzieren, wie 
etwa das Handwerk. Somit würde auch aufgrund dieses Effekts die Nachfra- 
ge nach dem Faktor Arbeit ansteigen und in der Tendenz zu einem höheren 
Faktorpreis führen. In Verbindung mit der auch höheren relativen Einsatz- 
menge dieses Faktors verbessert sich dadurch ebenfalls die relative Position 
im Rahmen der funktionalen Einkommensverteilung. 

Als Fazit kann festgehalten werden, daß die Wirkung der Schattenwirt- 
schaft auf die funktionale Verteilung nicht eindeutig zu bestimmen ist. Ei- 
nige Argumente weisen jedoch auf eine Verbesserung der relativen Position 
des Faktors Arbeit hin. 


4.2 Regionale, sektorale und internationale 
Verteilung 

Der Analyse der regionalen, sektoralen und internationalen Verteilung wird 

in ökonomischen Lehrbüchen zur Verteilungstheorie meist ein geringes Ge- 

wicht beigemessen.” Diesem Vorgehen soll an dieser Stelle gefolgt und nur 


kurz mögliche Effekte der Schattenwirtschaft auf diese Kategorien der Ver- 
teilung angedeutet werden. 


Vgl. Bartmann (1981) sowie Külp (1994). 
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Was die Sektoren oder Branchen einer Volkswirtschaft angeht, so diirfte 
die Berücksichtigung der Schattenwirtschaft eine andere Einkommensvertei- 
lung als in der Referenzsituation hervorbringen. Während das Einkommen, 
das auf Hochtechnologiesektoren wie etwa Automobil, Chemie, Energiewirt- 
schaft sowie Maschinenbau entfällt, durch die Schattenwirtschaft unbeein- 
flußt bleiben dürfte, weil Erzeugnisse dieser Branchen wegen der Komple- 
xität des Produktionsprozesses oder aufgrund von ’economies of large scale’ 
nicht oder nur in geringem Umfang im sekundären Sektor hergestellt werden 
können,!® wird das tatsächliche Einkommen, das in der Bauwirtschaft oder 
im Handwerk entsteht, höher sein als in der offiziellen Statistik angegeben. 
Das bedeutet, daß die tatsächliche Verteilung unter Berücksichtigung der 
Schattenwirtschaft sich gegenüber der Referenzsituation zugunsten dieser 
Sektoren verschiebt.!! 

Es sind jedoch nicht nur Sektoren von der Umverteilung positiv betrof- 
fen, in denen sich ein Teil der wirtschaftlichen Produktion in der Schat- 
tenwirtschaft vollzieht und die somit in einer die Sekundärökonomie ein- 
schließenden Betrachtung relativ an Bedeutung gewinnen. Darüber hinaus 
profitieren auch Branchen, die zwar in der offiziellen Ökonomie produzie- 
ren, die sich aber wegen der Existenz des irregulären Sektors bedingt durch 
den positiven Komplementäreffekt einer zusätzlichen Nachfrage gegenüber 
sehen. Als Beispiel für eine solche Branche sind die Bau- und die Automo- 
bilzulieferindustrie zu nennen.!? 

Ähnliche Überlegungen dürften auch für die internationale Verteilung 
gelten. Da bestimmte Länder ein höheres Ausmaß an Schattenwirtschaft 
als andere Länder haben, wird die tatsächliche Verteilung des Volkseinkom- 
mens von den international veröffentlichten Statistiken abweichen. Das gilt 
allein schon innerhalb der OECD. In Anhang A auf den Seiten 216 f. ist da- 
zu eine Beispielrechnung zu finden, die zeigt, daß es unter Berücksichtigung 
der Schattenwirtschaft eine Rangfolgeverschiebung bei der Wirtschaftslei- 
stung einer Ländergruppe geben kann. Nun muß man allerdings davon 
ausgehen, daß sich die Volkswirtschaftliche Gesamtrechung innerhalb der 
OECD-Staaten auf einem ähnlichen Qualitätsniveau befindet. Im Vergleich 
zu Schwellenländern, Transformationsstaaten oder gar Entwicklungsländern 
dürfte es aber erhebliche Abweichungen geben. Vor dem Hintergrund, daß 


1OVgl. Jessen et al. (1985), S. 408. Petry und Wied-Nebbeling (1987), S. 88 zählen 
auch die Kreditwirtschaft zu dem Bereich der Ökonomie, der für schattenwirtschaftliche 
Aktivitäten nicht in Frage kommt. Dies trifft sicherlich auch für Europa und Nordamerika 
tatsächlich zu; für Fernost gilt hingegen „der Bank- und Zahlungsverkehr im Untergrund 
ist in Ostasien ganz üblich ...“ Siehe ohne Verfasser (1999a), S. 28. 

11 vgl. Dohrn (1990), S. 79. 

12Vel. Döhrn (1990), S. 169. 
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einerseits die Statistikbehörden westlicher Industrienationen versuchen, die 
Schattenwirtschaft in ihre veröffentlichten Wirtschaftsdaten zu integrieren, 
was bei den Nichtindustriestaaten nicht zu erwarten ist, und andererseits 
das Ausmaß des irregulären Sektors in diesen Ländern deutlich höher ist, wie 
Tabelle 4.1 auf Seite 84 ausweist,!? muß man bezüglich der tatsächlichen 
internationalen Verteilung unter Berücksichtigung der Schattenwirtschaft 
folgern, daß diese nicht so stark divergiert, wie es die Statistiken ausweisen. 
Auch was Regionen innerhalb eines Landes angeht, kann es durch die 
Existenz der Schattenwirtschaft zu Wirkungen auf die Einkommensvertei- 
lung kommen. Als Beispiel dafür sei das Nord-Süd-Gefälle in Italien an- 
geführt. Während die offiziellen Statistiken enorme Unterschiede in der Ver- 
teilung der Einkommen zwischen dem reichen Norden und dem Süden des 
Landes aufzeigen, dürfte, bedingt durch das hohe Ausmaß der Schattenwirt- 
schaft im Süden, die tatsächliche Ungleichverteilung nicht so gravierend wie 
dargestellt sein. Ein Indiz als Beleg für diese These ist auch darin zu se- 
hen, daß es trotz der ausgewiesenen großen Armut der Süditaliener nicht zu 
übermäßig starken Wanderungsbewegungen Richtung Norden kommt. 


13 Die in der Tabelle angegebenen Schätzwerte wurden mit Hilfe der sogenannten Elek- 
trizitatsmethode ermittelt. Dabei handelt es sich um eine indirekte Methode zur Erfas- 
sung des Umfangs der Schattenwirtschaft, bei der versucht wird, die Nichtmeßbarkeit des 
irregulären Sektors dadurch zu umgehen, daß ’Spuren gelesen werden’, die die Schatten- 
wirtschaft bei ihren Transaktionen hinterläßt. Die Notwendigkeit, auf eine andere Me- 
thode als die auf Bargeldumlauf basierenden Ansätze auszuweichen, ergibt sich, wenn 
entweder der Tauschhandel eine große Rolle innerhalb der Ökonomie spielt, wie z.B. bei 
Entwicklungsländern, oder ein hoher Anteil an ausländischen Devisen bei Transaktionen 
benutzt wird, wie z.B. in Transformationsstaaten. Die Idee der Methode ist, daß die Pro- 
duktion von Gütern und Dienstleistungen Energie benötigt. Dort, wo relativ viel Energie 
verbraucht wird, aber nur ein geringes offizielles Sozialprodukt ausgewiesen wird, muß 
die Schattenwirtschaft ein gewisses Ausmaß einnehmen. Man unterscheidet bei der Elek- 
trizitätsmethode den Ansatz von Kaufmann von der Lackö-Methode. Die Vorgehensweise 
von Kaufmann geht dabei von zwei Grundannahmen aus. Erstens besteht im Zeitablauf 
ein konstanter Zusammenhang von Energieverbrauch und Produktion und zweitens gibt 
es ein Basisjahr ohne Existenz der Schattenwirtschaft. Ausgehend von der Relation von 
Energiebedarf zu Sozialprodukt im Basisjahr wird dann für jedes Jahr ein erwartetes 
BIP berechnet. Die Differenz zum gemessenen BIP gibt den Umfang der Schattenwirt- 
schaft an. Der Ansatz von Lackö bezieht sich im Gegensatz dazu zunächst lediglich auf 
den Elektrizitätsverbrauch der privaten Haushalte, um technologische Schwankungen im 
Unternehmensbereich herauszufiltern. Dieser wird dann für das zu untersuchende Land 
gemessen oder ökonometrisch geschätzt. Grundannahme bei diesem Ansatz ist, daß in 
jedem Land das Verhältnis von privatem Elektrizitätsverbrauch und Umfang der Schat- 
tenwirtschaft gleich ist. Für ein Referenzland, in dem beide Größen bekannt sind, wird 
dieses Verhältnis ermittelt und mittels diesem der Umfang der Schattenwirtschaft aus 
dem Elektrizitätsverbrauch für das zu untersuchende Land berechnet. Zur weiteren und 
ausführlicheren Darstellung der Methoden und deren Kritik vgl. Enste und Schneider 
(1998), S. 9 f. sowie Schneider und Enste (2000), S. 96 ff. 
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Durchschnittliches Ausmaß der 
Schattenwirtschaft im Zeitraum 
1989-1993 (in % des BIP) 


Ländergruppen 


Entwicklungsländer 
Afrika 43,9* 
Lateinamerika 
Asien 
Transformationsstaaten 
Frühere Sowjetunion 
Osteuropa 
OECD-Länder 
Elektrizitätsmethode 15,4* 
Zum Vergleich: Bargeldansatz 12,9 


* = Schätzung mit Hilfe der Elektrizitätsmethode nach Lackò 


Quelle: Enste und Schneider (1998), Table 6.1, S. 39. 


Tabelle 4.1: Das Ausmaß der Schattenwirtschaft in verschiedenen Wirt- 
schaftsräumen. 


4.3 Personelle Verteilung 


Unter dem Aspekt personelle Verteilung ist zu analysieren, wie Steuerhin- 
terziehung das verfügbare Einkommen eines Haushalts in bestimmten Ein- 
kommensklassen gegenüber der Referenzsituation verändert. Bezüglich der 
Einkommensklassen wird vereinfachend eine Zweiteilung in untere und obe- 
re Einkommensgruppen, bezogen auf das Medianeinkommen, vorgenommen; 
es werden also Niedrigverdienerhaushalte im Vergleich zu Haushalten mit 
hohem Einkommen betrachtet. Beim verfügbaren Einkommen handelt es 
sich um das gesamte Nettoeinkommen des Haushalts. D.h., in der Referenz- 
situation ist dies das Nettoeinkommen, das im offiziellen (und einzigen) Sek- 
tor erwirtschaftet wird, während bei der Situation mit Schattenwirtschaft 
noch das Einkommen aus dem irregulären Sektor hinzuaddiert werden muß. 
Außerdem scheint es vernünftig, auf das Realeinkommen eines Haushalts ab- 
zustellen. Damit werden Preiseffekte berücksichtigt, die sich ergeben, weil 
Güter aus der Schattenwirtschaft und Produkte, die dem offiziellen Sektor 
entstammen, einen unterschiedlichen Preis haben können und sich somit die 
Preisstruktur in der Ökonomie verändert. 

Die Veränderung der personellen Einkommensverteilung zwischen der 
unteren und oberen Einkommensklasse muß nach obigen Vorüberlegungen 
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in die Effekte auf das nominale Bruttoeinkommen sowie in Preiseffekte zer- 
legt werden. Was das Bruttoeinkommen angeht, so miissen Hypothesen 
bezüglich der Teilnahme von Niedrigverdienern und Empfängern hoher Ein- 
kommen an der Schattenwirtschaft aufgestellt werden. Beispielsweise kann 
man davon ausgehen, daß in der Gruppe der Bezieher niedriger Einkommen 
ein hoher Anteil an nichtselbständigen Handwerkern enthalten ist. Da der 
Hauptbestandteil der schattenwirtschaftlichen Produktion die handwerkli- 
chen Dienstleistungen darstellen dürfte, haben diese Individuen durch die 
Existenz der Schattenwirtschaft verstärkt die Möglichkeit, zusätzliches Ein- 
kommen zu erwirtschaften und somit die Einkommensverteilung zu ihren 
Gunsten zu verändern. Dieser Effekt wirkt dahingehend, daß die Existenz 
der Schattenwirtschaft den unteren Einkommensgruppen ermöglicht, ihre 
Einkommensituation und damit ihre relative Verteilungsposition zu verbes- 
sern. Auch die Tatsache, daß viele Beamte und Angestellte, die sich auf- 
grund ihrer Ausbildung unterproportional an der Schattenwirtschaft beteili- 
gen dürften, eher der oberen Einkommensklasse hinzuzurechnen sind, würde 
zu dem vorläufigen Ergebnis führen, daß der Effekt der Schattenwirtschaft 
auf die Einkommensverteilung ein nivellierender ist.!? 

Als ein weiterer Effekt in Richtung Nivellierung könnte aufgeführt wer- 
den, daß alle arbeitslos Gemeldeten und ein großer Teil der Nichterwerbstäti- 
gen der unteren Einkommensklasse angehören. Diese Personen haben sicher- 
lich durch die verfügbare Zeit, die mit ihrer Nichtbeschäftigung verbunden 
ist, verstärkt die Möglichkeit, sich in der Schattenwirtschaft zu betätigen.!° 
Dem entgegen steht jedoch das Argument, daß Arbeitslose einen schlech- 
ten Zugang zur Schwarzarbeit haben. Die Gründe dafür sind, daß sie erstens 
nicht gut mit den benötigten Arbeitsgeräten ausgestattet sind, da sie keinen 
Zugang zu externen Ressourcen, wie etwa die Geräte Ihres Arbeitgebers, ha- 
ben, zweitens in der Regel weniger gut ausgebildet sind und drittens wegen 
der fehlenden Beschäftigung auch weniger häufig mit potentiellen Kunden 
in Kontakt kommen.!® In der Summe dürfte also der Zusammenhang zwi- 
schen Schattenwirtschaft und Arbeitslosigkeit und damit die Wirkung der 
sekundären Ökonomie auf die Einkommensverteilung in dieser Beziehung 
als uneindeutig einzuschätzen sein. 


14V g]. Langfeldt (1984b), S. 133. 

15Fine Studie des Allensbach-Instituts für die Bundesrepublik Deutschland aus dem 
Jahre 1975 bestätigt diese These. Sie kommt zu dem Ergebnis, „daß Arbeitnehmer, die 
ein unterdurchschnittliches Einkommen aufweisen, signifikant häufiger einer bezahlten 
Freizeitarbeit nachgehen“. Siehe Institut für Demoskopie Allensbach (1975) zitiert nach 
Langfeldt (1984b), S. 132. 

16Vel. Jessen et al. (1985), S. 415. 
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Fiir einen polarisierenden Effekt der Existenz der Schattenwirtschaft 
spricht jedoch die Überlegung, daß Selbständige und Freiberufler eher in 
der Gruppe der Einkommenstarken zu finden sind. Diese Berufsgruppen 
sind schon in der offiziellen Ökonomie eigenverantwortlich tätig, und somit 
liegt es nahe zu vermuten, daß ein Teil von ihnen dies auch in der Schatten- 
wirtschaft tut. Als Beispiel dafür sei der Inhaber eines Handwerksbetriebs 
genannt, der einen Teil seines Umsatzes ’schwarz’, d.h. ohne Abführung von 
Steuern und Sozialabgaben tätigt. Mit diesem Argument führte die Schat- 
tenwirtschaft zu einer Verbesserung der Einkommenssituation der Besser- 
verdiener und damit zu einer Polarisierung der personellen Einkommensver- 
teilung.17 

Auch was die Preiseffekte anlangt, benötigt man Hypothesen, welche 
Einkommensgruppe stärker von der Schattenwirtschaft profitiert. Maßgeb- 
lich ist dafür die Inanspruchnahme von Leistungen der Schattenwirtschaft. 
Da diese vermutlich einen niedrigeren Preis haben als Produkte aus der re- 
gulären Wirtschaft, sind Nachfrager nach diesen Leistungen — zumindest ei- 
ne Teilüberwälzung durch die Produzenten unterstellt — begünstigt. Es gibt 
jedoch keine theoretischen Argumente dafür, daß eine der beiden Einkom- 
mensgruppen stärker als Nachfrager der schattenwirtschaftlichen Produkte 
auftritt. Allerdings berichten empirische Studien davon, daß gerade die Be- 
zieher hoher Einkommen verstärkt und Individuen mit geringem Einkom- 
men eher weniger stark als Nachfrager im irregulären Sektor auftreten.!8 
Somit lautet die Schlußfolgerung, daß bezüglich der realen Umverteilung 
durch die Schattenwirtschaft von einem tendenziell polarisierenden Effekt 
ausgegangen werden muß. 

Zusammen mit der uneindeutigen Position der nominalen Nettoeinkom- 
men der beiden Einkommensgruppen ergibt sich als Fazit, daß die personelle 
Einkommensverteilung zwar von der Schattenwirtschaft verändert wird, die 
Richtung der Veränderung ist jedoch unklar. Effekte bezogen auf zwei globa- 
le Einkommensklassen, wie sie im Rahmen dieser Analyse eingeteilt wurden, 
dürften nicht eindeutig zu identifizieren sein.!? 


177 diesem Ergebnis kommen auch Williams und Windebank (1993). Sie schreiben 
auf Seite 359 f.: „Indeed, research has shown that poorer households engage in less in- 
formal economic activity than richer ones. Hence, we can speak of ’resource deprived’ 
households who suffer both under- or unemployment and cannot compensate for this 
with informal economic activity and ’resource rich’ households which engage in a large 
amount of informal economic activities alongside their employment“. Ihre Begriindung 
dazu führen sie auf Seite 361 auf: „In sum, the unemployed have the free time but they 
do not have the other resources and opportuinties necessary to engage in a wide range of 
informal economic activity“. 

18V5], Niessen und Ollmann (1986), S. 181 und S. 227 sowie Pestieau (1985), S. 148 f. 

19Bei einer Dreiteilung der Einkommensklassen in Niedrigeinkommensbezieher, Mit- 
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Unbenommen davon ist allerdings die Veränderung der personellen Ver- 
teilung auf Haushaltsebene. Dort wird sicherlich festzustellen sein, daß akti- 
ve Teilnehmer an der Schattenwirtschaft ihre relative Einkommensposition 
verbessern, während sich diese fiir Nichtteilnehmer verschlechtern diirfte.?° 


telklasse und Gruppe von Beziehern hoher Einkommen arbeitet Witte (1996), S. 132 
und S. 140, eine Umverteilung zu Lasten der Mittelklasse heraus. Sie führt hauptsächlich 
zwei Gründe dafür an: zum einen sind die Möglichkeiten der Hinterziehung für Niedrig- 
einkommensbezieher und Einkommensstarke größer als für die Mittelklasse. Erstere sind 
ihrer Argumentation nach öfter in der Schattenwirtschaft involviert, so daß die Gelegen- 
heit zur Hinterziehung höher ist, während die Gruppe der Bezieher hoher Einkommen so 
komplexe Einkommens- und Vermögenstransaktionen hat, daß auch sie bessere Möglich- 
keiten zur Hinterziehung besitzt als die Individuen der Mittelklasse. Ihr zweites Argument 
für eine geringere Hinterziehung der Mittelklasse ist, daß „the poor and the rich are of- 
ten less accepting of mainstream morals and ethics. This may make tax evasion more 
acceptable, at least for members of these groups.“ Witte (1996), S. 132. 

20 Abschließend sei noch auf zwei Quellen verwiesen, die sich formal-analytisch mit der 
Wirkung der Steuerhinterziehung auf die Einkommensverteilung beschäftigen. Es handelt 
sich dabei um Kakwani (1978) und Persson und Wissen (1984). Auf eine ausführliche 
Darstellung dieser Modelle wurde in vorliegender Arbeit verzichtet, da beide von relativ 
restriktiven Annahmen bezüglich der Nutzenfunktion der Individuen ausgehen und ihre 
Ergebnisse dementsprechend nur sehr eingeschränkt gelten. 
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Kapitel 5 
Stabilisierung 


Der Begriff Stabilisierung soll hier — ähnlich wie bei Musgrave, Musgra- 
ve und Kullmer! - umfassend interpretiert werden: Neben konjunkturell 
bedingten Schwankungen sollen auch andauernde Effekte auf die Größen 
Beschäftigung, Preisniveaustabilität und Wachstum beurteilt werden.? Die 
Struktur nachfolgender Analyse ergibt sich aus Abbildung 2.2 auf der Seite 
18. Es gilt also zunächst die Effekte der Schattenwirtschaft auf die staatliche 
Stabilisierungspolitik zu identifizieren, wobei hier zwischen zwei Kanälen zu 
unterscheiden ist. Zum einen kann das Vorhandensein der Schattenökono- 
mie sich derartig auswirken, daß theoretische Transmissionsmechanismen 
staatlicher Geld- und Fiskalpolitik nicht mehr so funktionieren, wie das die 
Entscheidungsträger dieser Politik unterstellen. Zum anderen ist es denkbar, 
daß die Wirtschaftspolitik bestimmte Maßnahmen aufgrund von Daten be- 
schließt und durchführt, die wegen der Existenz des statistisch unzureichend 
erfaßten irregulären Sektors nicht die tatsächliche Situation der Ökonomie 
wiedergeben. Ferner ist zu beurteilen, ob die Existenz der Schattenwirtschaft 
eventuell selbst Wirkungen auf die konjunkturelle Reaktion obengenannter 
Zielgrößen etwa dergestalt hat, daß sie als ’automatic stabilizer’ oder um- 
gekehrt destabilisierend wirkt. Schließlich wird über die Konjunkturzyklen 
hinweg zu analysieren sein, ob und in welche Richtung die Steuerhinterzie- 
hung die Beschäftigung, die Stabilität des Preisniveaus sowie das wirtschaft- 
liche Wachstum der Ökonomie verändert. 

! Vgl. Musgrave et al. (1990), S. 13. 

?Eine Untersuchung im Hinblick auf das vierte Ziel ’außenwirtschaftliches Gleichge- 
wicht’, das Musgrave et al. (1990), S. 13 nennen, wird im Rahmen dieser Arbeit nicht 


vorgenommen, da sich die Analyse in vorliegender Arbeit, wie bereits in Kapitel 2.1 auf 
den Seiten 7 ff. beschrieben, auf eine geschlossene Volkswirtschaft bezieht. 
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5.1 Wirkungen auf die wirtschaftstheoreti- 
schen Transmissionsmechanismen 


Bei der Betrachtung der Wirkungen der Schattenwirtschaft auf die Funk- 
tionsweise der Stabilitätspolitik im Zusammenhang mit einer Veränderung 
der wirtschaftstheoretischen Transmissionsmechanismen muß in Geld- und 
Fiskalpolitik unterschieden werden. Die Fiskalpolitik arbeitet vereinfacht 
mit zwei Instrumenten. Bezüglich einer expansiv ausgerichteten Politik ist 
zum einen das Mittel der Staatsausgabenerhöhung und zum anderen die 
Senkung von Steuern zu nennen. Die Funktionsweise der Erhöhung staatli- 
cher Ausgaben dürfte dabei — ohne deren Finanzierung zu beurteilen - durch 
die Schattenwirtschaft nicht beeinträchtigt werden, da diese ausschließlich 
im offiziellen Sektor getätigt werden. Somit unterscheiden sich die Referenz- 
situation und der Zustand der parallelen Existenz von offiziellem und Schat- 
tensektor nicht. D.h. auch unter Berücksichtigung des sekundären Sektors 
ist die Wirkung der Fiskalpolitik dergestalt, daß die zusätzlichen Käufe des 
Staates Einkommen schaffen, das wiederum gemäß der marginalen Konsum- 
neigung von den Privaten verausgabt wird und dadurch erneut Einkommen 
entstehen läßt. Der sich ergebende Multiplikatoreffekt führt zu einem An- 
stieg der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage und damit - unabhängig davon, 
ob es einen weiteren Sektor (den Schattensektor) gibt - zu einem Anstieg 
der gesamten Wirtschaftsleistung der Ökonomie. 

Bei einer Steuersenkung ist die Wirkungsweise ähnlich. Die privaten 
Wirtschaftssubjekte haben ein erhöhtes verfügbares Einkommen und ver- 
ursachen damit einen positiven Multiplikatoreffekt gemäß ihrer margina- 
len Neigung zum Konsum. Ein relevanter Stéreffekt dieses Zusammenhangs 
durch die Existenz der Schattenwirtschaft ist nicht zu erkennen.” 

Anders verhält es sich mit der Wirkungsweise der Geldpolitik. Hier muß 
zunächst die Funktion des Geldangebots analysiert werden. Dazu soll erst 
eine kurze Herleitung des Geldschöpfungsmultiplikators vorgenommen wer- 
den, um dann den Einfluß der Existenz der Schattenwirtschaft auf diese 
Größe beurteilen zu können. Den Ausgangspunkt bildet die Überlegung, daß 
in einem Mehrbankensystem Geld sowohl von der Zentralbank in Form von 
Zentralbankgeld als auch als Giralgeld von den Geschäftsbanken geschaffen 
wird. Beides geschieht allerdings nicht unabhängig. Vielmehr ist notwendige 


3Wenn eine zu hohe Steuerbelastung als Ursache für die Betätigung in der Schatten- 
wirtschaft gesehen wird, dann würde eine Steuersenkung dazu führen, daß wirtschaftliche 
Aktivität wieder zurück in den offiziellen Sektor wandert. Die mit diesem Effekt verbunde- 
nen Sekundärwirkungen der Steuersenkung sollen im Rahmen vorliegender Arbeit jedoch 
nicht weiter untersucht werden. 
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Voraussetzung fiir den Giralgeldschöpfungsprozeß, daß eine gewisse Menge 
Zentralbankgeld im Geldkreislauf vorhanden ist. Der Geldschöpfungsmulti- 
plikator m drückt demnach aus, wie groß die gesamte Geldmenge M durch 
die Giralgeldschöpfung werden kann, wenn ausgehend von einer Zentral- 
bankgeldmenge oder monetären Basis B die Geschäftsbanken ihre gesamten 
Möglichkeiten zur Schaffung von Giralgeld ausnutzen? 

Die monetäre Basis ist in ihrer einfachsten Form definiert als 


B:=C +Z, 


wobei C den Bargeldumlauf wiedergibt und Z für die Mindestreserveeinlagen 
der Geschäftsbanken bei der Zentralbank steht. Als Geldmengenaggregat 
soll in diesem Fall die Geldmenge Mı betrachtet werden, die folgendermaßen 
definiert ist: 


Mı := C+D. 


Die Größe D stellt dabei die Sichteinlagen der Nichtbanken bei den 
Geschäftsbanken dar. 

Aufgrund der gesetzlichen Regelungen sind die Geschäftsbanken ver- 
pflichtet, Mindestreserveeinlagen bei der Zentralbank zu halten; ihre Höhe 
entspricht einem konstanten Satz z := Z/D (mit 0 < z < 1). Definiert 
man nun als die in der folgenden komparativ-statischen Analyse entschei- 
dende Größe die sogenannte Bargeldquote i - das Verhältnis von Bargeld 
zu Sichteinlagen in der Ökonomie - als 


C 
=j 
gelangt man ausgehend von der Definition mı = M,/B nach Verwendung 
der oben dargestellten Beziehungen über folgenden Rechenweg 
M C+D iD+D iD+D 
B  C+Z iD+Z iD+zD 
zum Geldschöpfungsmultiplikator: 


(5.1) 


mı = 


_1+i 
itz 

In Abhängigkeit von i verändert sich dieser Geldschöpfungsmultiplikator 
wie folgt: 


(5.2) 


mı 


Om, _ l-z 


ði  (i+z) 
Vgl. Jarchow (1993), S. 118 ff., insbesondere S. 120. 


<0. (5.3) 
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D.h. mit steigender Bargeldquote sinkt der Multiplikator. Dies erklart sich 
dadurch, daß mit sinkendem relativen Anteil der Sichteinlagen an der Geld- 
menge die Möglichkeit der Geschäftsbanken abnimmt, Giralgeld zu schaffen. 

Die in Gleichung (5.3) dargestellte Abhängigkeit ist nun der Ansatz- 
punkt für den Einfluß der Schattenwirtschaft auf die Geldpolitik. Unter- 
stellt man nämlich, daß gegenüber der Referenzsituation die Ökonomie mit 
Schattenwirtschaft relativ mehr Bargeld für ihre ökonomischen Aktivitäten 
benötigt, ändert sich in Folge der höheren Bargeldquote der Geldschöpfungs- 
multiplikator und damit der Zusammenhang zwischen der durch die Zentral- 
bank gesteuerten monetären Basis und der für die Geldpolitik bedeutsamen 
Zwischenzielgröße M,. Der Grund für einen höheren Bargeldbedarf ist zum 
einen darin zu sehen, daß die Akteure der Schattenwirtschaft dem Risiko 
der Entdeckung dadurch zu entgehen versuchen, daß sie ihre Transaktio- 
nen mit Bargeld abwickeln. Andererseits wird die Wertaufbewahrung von 
’schwarzen’ Gewinnen bzw. Einkommen ebenfalls aus Risikominimierungs- 
gründen verstärkt durch Bargeld erfolgen, obwohl dieses Opportunitäts- 
kosten in Form entgangener Zinserträgen beinhaltet.° Eine Ökonomie mit 
Schattenwirtschaft, so wird argumentiert, weise daher eine höhere Bargeld- 
quote auf als eine Volkswirtschaft ohne irregulären Sektor. Damit wird also 
der Geldangebotsprozeß durch die Schattenwirtschaft verändert; bei einer 
bestimmten Geldbasis kann der Ökonomie gegenüber der Referenzsituation 
nun nur noch eine geringere Geldmenge zur Verfügung gestellt werden.’ Die 
Gefahr, die damit verbunden ist, besteht in einer Unterversorgung der Öko- 
nomie mit Geld, was zu einer Deflation mit ihren negativen Konsequenzen 
führen kann.’ 


5Vgl. Cagan (1958), S. 313 sowie Gutmann (1977), S. 26. Dieser Meinung schließt sich 
auch die Deutsche Bundesbank an. In ihrem Geschaftsbericht für das Jahr 1977 heißt es 
als Begründung für die Zunahme des Bargeldumlaufs: „Auch ist nicht von der Hand zu 
weisen, daß in manchen Bereichen die Barzahlung wieder zugenommen hat, insbesondere 
in ’grauen Zonen’ des Wirtschaftsverkehrs, in denen Leistungen ohne Steuern und Sozi- 
alabgaben erbracht und bar abgerechnet werden.“ Deutsche Bundesbank (1978), S. 24. 

6Vgl. Bowsher (1980), S. 14. 

"Vgl. Gutmann (1985), S. 12 sowie Langfeldt (1984b), S. 124 f. 

8Der Effekt dieser Unterversorgung mit Geld wird modelltheoretisch im Abschnitt 
7.10 auf den Seiten 156 ff. deutlich, wo das Einsektoren-Makromodell um den Geldmarkt 
erweitert wird. 

9Seitz (1995), S. 49 sieht in der verstärkten Bargeldnachfrage und der damit verbun- 
denen Ausweitung des relativen Anteils des Zentralbankgeldes an der Geldmenge - unter 
der von ihm angenommenen Akkommodierung der erhöhten Nachfrage durch die Zen- 
tralbank — aber auch einen Vorteil für die Geldpolitik und schreibt: „Dadurch erhöht 
sich die Bindung des Bankensystems an die Notenbank, die potentielle Wirksamkeit der 
Geldpolitik steigt und die negative Zinselastizität der Geldnachfrage wird gefestigt.“ Die 
Annahme, daß die Notenbank die zusätzliche Bargeldnachfrage jederzeit akkommodiert, 
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Allerdings ist die positive Korrelation zwischen Schattenwirtschaft und 
Bargeldquote nicht unumstritten. So ist Feige der Meinung, daf die Schat- 
tenwirtschaft eher weniger Bargeld benötigt als die reguläre Okonomie: „I 
suspect that the irregular sector is much more integrated than the regular 
sector is (that is, it requires a smaller number of financial and intermediate 
transactions to produce a dollar of final output)“.!® Ferner führt er als ein 
weiteres Argument den hohen Anteil an Dienstleistungen im Schattensektor 
an und schreibt: „As the official input-output accounts reveal, the industrial 
sector requires almost twice as many intermediate transactions to produce 
a dollar of final output as the service sector does“.!! 

Vor dem Hintergrund beider Argumente ist die Wirkung der Schatten- 
wirtschaft auf die Kassenhaltungsgewohnheiten unklar, und somit ist auch 
der Effekt der Steuerhinterziehung auf den Geldschöpfungsmultiplikator und 
damit die Wirkung der Geldpolitik uneindeutig. Auch empirische Beobach- 
tungen helfen nicht, die Unklarheiten zu beseitigen. Bowsher etwa stellt 
für die Vereinigten Staaten in den Jahren 1960 bis 1979 eine Erhöhung 
der Bargeldquote von 25% auf 38% fest und dies, obwohl der unbare Zah- 
lungsverkehr in Form von Kreditkartennutzung oder Reiseschecks im selben 
Zeitraum an Bedeutung zugenommen hat.!? Gleichzeitig ist für das Ausmaß 
der Schattenwirtschaft in Relation zum offiziell gemessenen Sozialprodukt in 
dieser Periode ein Anstieg von ca. 3% auf 14% festgestellt worden.!? Beide 
Beobachtungen zusammengenommen sprechen für einen positiven Zusam- 
menhang von Ausmaß der Schattenwirtschaft und Bargeldquote.!* Auch 
eine empirische Studie in Norwegen bestätigt den erhöhten Bargeldbedarf 
in der Schattenwirtschaft. So kommt diese Untersuchung für das Jahr 1980 
zu dem Ergebnis, daß „about 80 percent of hidden labour services is paid 
in cash“ .1? 
wird in vorliegender Arbeit aber nicht geteilt. Insofern werden auch die daraus gezogenen 
Schlußfolgerungen nicht weiter verfolgt. 

10Feige (1979), S. 7. 

11 Feige (1979), S. 7. 

12 Vgl. Bowsher (1980), S. 11. 

13 \gl. Molefsky (1982), S. 55. 

147u dieser Schlußfolgerung kommt auch eine empirische Studie jüngeren Datums von 
Rogoff (1998), der die Steuerquote als Regressor des Kehrwerts der Bargeldquote benutzt 
(vgl. Rogoff (1998), S. 277 ff.). Seine Hypothese, daß mit steigender Steuerquote die 
Steuerhinterziehung zunimmt und damit mehr Bargeld nachgefragt wird, bestätigt sich 
für die meisten OECD-Staaten. Rogoff folgert daraus (S. 277): „These results are at least 
consistent with the view that domestic tax evasion constitutes a major motivation for 


holding currency.“ 
!5Isachsen et al. (1982), S. 210. 
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Abbildung 5.1: Die zeitliche Entwicklung der Bargeldquote 7 und des Um- 
fangs der Schattenwirtschaft in Deutschland 


Für die Bundesrepublik Deutschland wird eine Gegenüberstellung von 
Bargeldquote und geschätztem Ausmaß der Schattenwirtschaft für den Zeit- 
raum 1975 bis 1997 in Abbildung 5.1 vorgenommen. 

In der Graphik ist zunächst einmal ein Anstieg des relativen Ausmaßes 
der Schattenwirtschaft von knapp 6% auf ca. 15% innerhalb von gut zwanzig 
Jahren zu beobachten. Die Bargeldquote bewegt sich im Zeitraum 1975 bis 
1987 relativ stabil zwischen 0,45 und 0,49, um dann 1988 zunächst auf ihren 
Maximalwert 0,5 anzusteigen und dann im Jahr 1990 abrupt auf 0,37 zu 
sinken. Sie steigt in den folgenden zwei Jahren zwar wieder auf den Wert 
von 0,43 im Jahr 1992, aber von diesem Jahr an gerechnet vollzieht sich ein 
fast permanenter Rückgang bis auf 0,36 im Jahr 1997. Bei der Interpretation 
des Zeitpfades der Bargeldquote muß beachtet werden, daß in dem Jahr 1990 
die Währungsunion mit den ostdeutschen Ländern stattfand. Der abrupte 
Rückgang der Bargeldquote in diesem Jahr dürfte daher auf die Tatsache 
zurückzuführen sein, daß in diesem Zusammenhang die Sparguthaben der 
ehemaligen DDR-Bürger in D-Mark umgestellt wurden und sich somit die 
in D-Mark gehaltenen Sichteinlagen stark erhöht haben. Insgesamt deutet 
der graphische Verlauf ohne Berücksichtigung dieses Sonderfaktors jedoch 
eher auf einen systematischen Rückgang der Bargeldquote hin. Auf keinen 
Fall dürfte es in Deutschland das in den Vereinigten Staaten beobachtete 
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Phänomen eines gleichzeitigen Anstiegs von Bargeldquote und relativem 
Ausmaß der Schattenwirtschaft gegeben haben,!®!” so daß auch die Empirie 
keine eindeutigen Ergebnisse aufweist.'® 

Da sich die empirischen Zusammenhänge zwischen der Hinterziehung 
von Steuern und der Veränderung der Kassenhaltungsgewohnheiten in den 
betrachteten Ländern deutlich unterscheiden, sind weitere eingehende Un- 
tersuchungen auf diesem Gebiet nötig. Solange deren Ergebnisse nicht vorlie- 
gen, kann eine als negativ zu beurteilende Wirkung der Schattenwirtschaft 
auf die Geldpolitik in dem Sinne, daß sie über eine Unterversorgung mit 
Geld zu einer Deflation führt, nicht eindeutig konstatiert werden. 

Aber auch aus theoretischer Sicht ist der mögliche Effekt der Schat- 
tenwirtschaft auf den Geldschöpfungsmultiplikator nicht dramatisch. Die 
Zentralbank kann nämlich außer der Geldbasis, die sie direkt steuert, auch 
die Geldmenge beobachten. Einer Veränderung des Geldschöpfungsmulti- 
plikators durch die Existenz der Sekundärökonomie kann die Notenbank 
also vollständig durch eine Veränderung der Zentralbankgeldmenge entge- 
gensteuern. Eine Störung der Geldangebotspolitik in dem Sinne, daß die 
Steuerung ihrer geldpolitischen (Zwischen-)Ziele verhindert wird, ist der 
Existenz der Schattenwirtschaft somit nicht zu bescheinigen.!? 


Ein weiteres Problem stellt der mögliche Einfluß der Steuerhinterziehung 
auf die Geldnachfrage und damit auf den geldpolitischen Transmissionsme- 
chanismus dar. Dies hätte zur Konsequenz, daß dadurch die Erreichung 
der wirtschaftspolitischen Ziele der Geldpolitik Preisniveaustabilität und 
Beschäftigung gestört wären. 

Auch hier wird wieder über eine durch die Schattenwirtschaft beding- 
te erhöhte Nachfrage nach Geldmengenkomponenten argumentiert, die zu 
strukturellen Verwerfungen führt. So sieht Gutmann durch die Existenz des 
irregulären Sektors einen Anstieg der Geldnachfrage aufgrund des Transak- 


16Bei dem Unterschied in der qualitativen Aussage beider Vergleiche dürfte auch die 
zeitliche Verschiebung um 15 Jahre keinen strukturellen Bruch darstellen. Eher im Ge- 
genteil paßt dieser Vergleich gut, da Deutschland in der Entwicklung und Akzeptanz 
im unbaren Zahlungsverkehr um etwa diese Zeitspanne hinter den Vereinigten Staaten 
zurückliegt. Vgl. Petersen (1982), S. 204. 

17 Dieses Ergebnis erhält auch die bereits erwähnte Untersuchung von Rogoff (1998), der 
für Deutschland, Italien, Japan und die Niederlande einen nicht-signifikanten Zusammen- 
hang zwischen der Steuerquote als indirektes Maß für den Umfang der Schattenwirtschaft 
und der Bargeldquote erhält. Vgl. Rogoff (1998), S. 278, Table 4. 

18Diese Schlußfolgerung wird von Klovland bestätigt, der ausführt: „the amount of 
currency used to fuel the hidden economy, exhibit a fairly wide range of variation.“ 
Klovland (1984), S. 434. 

19 Vgl. Langfeldt (1984a), S. 201 sowie Bowsher (1980), S. 17. 
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tionsmotivs,?° wobei sich die Geldnachfrage aus Bargeld und Sichteinlagen 
zusammensetzt. Von besonderer Bedeutung fiir die Argumentationskette ist 
in diesem Zusammenhang, daf diese Komponente der Geldnachfrage nicht 
zinsreagibel ist. Daraus ergibt sich, daß die Zinselastizität der Geldnachfra- 
ge sinkt, mit der Folge, daß der geldpolitische Transmissionsmechanismus 
gestört wird. Zu einer Stimulierung der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage 
bedarf es dann einer stärkeren Erhöhung der Geldmenge bzw. Reduzierung 
der Geldmarktzinsen als in der Referenzsituation. 

Dieser Wirkungszusammenhang ist nun bezüglich seiner empirischen Re- 
levanz und seines theoretischen Hintergrundes zu beurteilen. Von der theo- 
retischen Warte aus ist zum einen zu klären, ob es tatsächlich eine Struktur- 
veränderung der Kassenhaltung gibt und zum anderen, ob eine Veränderung 
der Zinselastizität der Geldnachfrage den geldpolitischen Transmissionsme- 
chanismus in dem Sinne stört, daß dies die Zielerreichung verhindert oder 
beeinträchtigt. 

Das Argument, daß die wirtschaftlichen Transaktionen in der Se- 
kundärökonomie für ihr Funktionieren zusätzliches Geld benötigen, scheint 
plausibel. Fraglich ist jedoch, ob die zusätzliche Aktivität nicht auch eine 
Erhöhung der Kassenhaltung aufgrund des Vorsichts- und des Spekulations- 
motivs in gleichem relativen Ausmaß bedingt. Insbesondere die zinsabhängi- 
ge Spekulationskasse ist hier zu beachten. In der Tat ist die Geldhaltung aus 
Spekulationszwecken durch das Vermögensaufbewahrungsmotiv bestimmt, 
und diese sollte eigentlich in zinstragenden Wertpapieren erfolgen. Da die 
Anlage von Vermögen in Rententitel jedoch mit einem Kurs- bzw. Zinsände- 
rungsrisiko verbunden ist, wird auch ein Teil ihres Portfolios von den Wirt- 
schaftssubjekten zu jeder Zeit in Geld gehalten, weil es je nach Zinshöhe 
und -erwartungen rentierlicher sein kann, das Vermögen (noch) nicht in 
Wertpapieren anzulegen.?! 

Der Schattensektor schafft nun ebenso wie die offizielle Wirtschaft Ein- 
kommen und Gewinne, die vermögenserhaltend oder -vermehrend angelegt 
werden müssen. Aus diesem Grund dürfte die Schattenwirtschaft auch mit 
einem Anstieg der ökonomischen Vermögenswerte einhergehen, die entweder 
in zinstragenden Wertpapieren oder in Spekulationskasse gehalten werden. 
Kommt es zu einer Reduktion der Zinssatzes wird im Vergleich zur Refe- 
renzsituation ein größerer absoluter Vermögensbetrag in Geld umgeschich- 
tet; mit anderen Worten: die Zinsreagibilität der Nachfrage nach Spekulati- 
onskasse und damit die Zinsreagibilität der gesamten Geldnachfrage steigt 
durch die Existenz der Schattenwirtschaft gegenüber der Referenzsituation. 


20Vel. Gutmann (1985), S. 11. 
2lVgl. Prinz (1999), S. 159. 
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Für die Veränderung der Zinselastizitat der Geldnachfrage läßt sich mit- 
hin keine eindeutige Richtung bestimmen. Es stehen sich zwei gegenläufige 
Effekte gegenüber: zum einen die Reduktion der Zinselastizität durch eine 
Erhöhung der Transaktionskasse und zum anderen der gerade beschriebe- 
ne Effekt einer Erhöhung der Zinsreagibilität. Welcher dieser beiden Effek- 
te überwiegt und ob es überhaupt zu einer Veränderung kommt ist unbe- 
stimmt. 

Selbst wenn man jedoch davon ausgeht, daß sich die Zinselastizität der 
Geldnachfrage durch die Schattenwirtschaft verändert, ist eine signifikante 
Verschlechterung der geldpolitischen Steuerungsmöglichkeiten nicht zu er- 
warten. Da der Zusammenhang zwischen Steuerung durch die Zentralbank 
und Veränderung der geldpolitischen Ziele von der Theorie der Geldpolitik 
als relativ locker bezeichnet wird?? — die Notenbank in ihrem Handeln also 
sowieso keine exakte Kontrolle ausübt - wäre eine solche Veränderung der 
Zinselastizität der Geldnachfrage zu ertragen. Die Geldpolitik würde sicher- 
lich nicht signifikant negativ beeinflußt, zumal die dargestellte Wirkung der 
Schattenwirtschaft über die Veränderung der Zinselastizität kontinuierlich 
über eine längere Zeitperiode hinweg erfolgt.?° 

Der Zusammenhang von Schattenwirtschaft und Geldnachfrage ist em- 
pirisch für die Bundesrepublik Deutschland im Zeitraum 2. Quartal 1965 bis 
4. Quartal 1982 von Langfeldt untersucht worden.?* Dabei wurden Kleinst- 
quadratschätzungen der Geldnachfragefunktion nach dem Cochrane-Orcutt 
Verfahren durchgeführt, indem der Beobachtungszeitraum, ausgehend von 
der ersten Stützperiode 65/2 bis 69/4, sukzessive jeweils um vier Quartale 
verlängert wurde. Als abhängige Variable sind dabei die reale Geldmenge 
Mı und als erklärende Variablen eine Konstante, das reale Sozialprodukt, 
ein Zinssatz sowie die reale Geldmenge der Vorperiode benutzt worden. Der 
Analyse lag die Idee zugrunde, daß dann auf einen Einfluß der Schatten- 
wirtschaft auf die Geldnachfrage zu schließen ist, wenn die Ergebnisse der 
Schätzungen durch Verlängerung des Stützbereichs instabil werden. Insbe- 
sondere am Koeffizienten des Zinssatzes müßten sich Veränderungen zeigen, 
wenn die Hypothese richtig ist, daß die Geldnachfrage durch die Schat- 
tenwirtschaft zinsunelastischer wird. Die Analyse beruht dabei auf der Er- 
kenntnis, daß das Ausmaß der Schattenökonomie im Verhältnis zum offizi- 
ell gemessenen Sozialprodukt im Untersuchungszeitraum stark angewachsen 


22Dies beruht zum einen darauf, daß es ’den’ allgemein akzeptierten und theoretisch 
unzweifelhaften Transmissionsmechanismus nicht gibt und zum anderen, daß die geldpo- 
litischen Handlungen mit einer langen und sich ändernden Zeitverzögerung wirken. Vgl. 
Issing (1996), S. 155 sowie S. 174 ff. 

23\/gl. Langfeldt (1984a), S. 193. 

24\Vgl. Langfeldt (1984a), S. 196 ff. 
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Schätzperiode Konstante Sozialprodukt Zinssatz ’Lag’ der Geld- 
nachfrage 
0,726 
(5,74)** 
1965/2-1970/4 0,783 
(7,78)** 
1965/2-1971/4 0,761 
(10,62) ** 
1965/2-1972/4 0,829 
(14,04) ** 
1965/2-1973/4 0,780 
(16,85) ** 
1965/2-1974/4 


1965/2-1975/4 


1965/2-1976/4 0,9941 

1965 /2-1977/4 0,9956 

1965 /2-1978/4 0,9963 

1965 /2-1979/4 0,9973 

1965 /2-1980/4 0,9972 

1965 /2-1981/4 0,9975 
(35,32)** 


1965/2-1982/4 0,820 0,9976 
(36,43) ** 


Quelle: Langfeldt (1984a), Tabelle 2, S. 198. 


Tabelle 5.1: Schätzergebnisse der Geldnachfragefunktion für die Bundesre- 
publik Deutschland. 


ist. Dies bestätigt eine Studie von Kirchgässner.?° Dieser schätzte für die 
Bundesrepublik Deutschland im Zeitraum 1960 bis 1980 den relativen Um- 
fang des irregulären Sektors. Dabei bediente er sich vier verschiedener Ver- 
fahren: der Bargeldmethode nach Tanzi,?° der Bargeldmethode nach Klov- 
land,?” der Transaktionsmethode nach Feige?® sowie des Modell-Ansatzes 
von Weck.?? Alle ermittelten Zeitreihen weisen in dem zwanzigjährigen Zeit- 
raum mindestens eine Vervierfachung des relativen Ausmaßes der Schatten- 
wirtschaft aus.?® 

25 Vgl. Kirchgässner (1984), S. 378 ff. 

26Ve). Tanzi (1980) bzw. Kirchgässner (1984), S. 388. 

27Vgl. Klovland (1980) bzw. Kirchgässner (1984), S. 389. 

28 Vgl. Feige (1979), Feige (1980) bzw. Kirchgässner (1984), S. 394. 


29 Vgl. Weck (1983) bzw. Kirchgässner (1984), S. 396 f. 
30Vel. Kirchgässner (1984), Tabelle 1, S. 399. 
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In Tabelle 5.1 auf Seite 97 sind die Ergebnisse der Schätzungen der 
Geldnachfragefunktion von Langfeldt angegeben. Die Werte in Klammern 
unter den Regressionskoeffizienten stellen die jeweiligen t-Werte dar. Mit 
** bzw. * sind statistisch signifikante Koeffizienten auf dem 1% bzw. 5% 
Niveau gekennzeichnet. Wie man aus der Tabelle entnehmen kann, bleiben 
die Ergebnisse erstaunlich stabil. Insbesondere der Koeffizient des Zinssat- 
zes schwankt von Schätzung zu Schätzung nur gering. Die Schlußfolgerung 
aus diesen Ergebnissen muß lauten, daß die Schattenwirtschaft die Kas- 
senhaltung und damit die Zinselastizität nicht signifikant verändert. Somit 
kann der oben vermutete Einfluß der Steuerhinterziehung auf den geldpoliti- 
schen Transmissionsmechanismus zumindest für den Beobachtungszeitraum 
für die Bundesrepublik Deutschland ausgeschlossen werden. 

Als Fazit dieser Betrachtung ist festzuhalten, daß zwar argumentiert 
wird, daß die Existenz der Schattenwirtschaft die Wirkungsweise der Geld- 
politik beeinflußt. Theoretische Überlegungen und empirische Studien lassen 
jedoch Zweifel an der Signifikanz und Relevanz dieser Effekte aufkommen, 
so daß (vorerst) gefolgert werden muß, daß der irreguläre Sektor hier keine 
Wirkungen hat. 


5.2 Wirkungen auf die Datengrundlage wirt- 
schaftspolitischer Entscheidungen 


Ein weiterer Punkt, an dem die Schattenwirtschaft die Stabilisierungspolitik 
beeinflussen kann, befindet sich dort, wo die staatlichen Stellen Daten der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung und der Wirtschaftsstatistik benut- 
zen, um ihre Maßnahmen zu bemessen. Diese Daten geben jedoch nicht das 
Bild der gesamten Ökonomie wieder, sondern nur das, was gemessen wer- 
den kann. Somit fehlen Beobachtungen aus dem irregulären Sektor, dessen 
Charakteristik es ist, sich der direkten Messung zu entziehen. 

Die im Rahmen der Stabilisierungspolitik in erster Linie betrachte- 
ten Daten sind bezüglich der Beschäftigungspolitik die Arbeitslosenzah- 
len, was die konjunkturelle Entwicklung angeht, die Veränderungsrate des 
Bruttoinlandsprodukts, die Inflation betreffend, die prozentuale Verände- 
rung des Konsumentenpreisindex und schließlich speziell für die potential- 
orientierte Geldpolitik die Veränderung des gesamtwirtschaftlichen Produk- 
tionspotentials.?! Diese Größen sollen nun im Hinblick auf Verzerrungen 


31 Die ebenfalls wichtigen Daten über die Veränderung des Wechselkurses und die Zah- 


lungsbilanzstatistik können im Rahmen dieser Arbeit vernachlässigt werden, da lediglich 
eine geschlossene Volkswirtschaft betrachtet wird. Das Gebiet der Vermögensrechnung 
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durch die Existenz der Schattenwirtschaft und die dadurch eventuell be- 
dingten Wirkungen auf die Stabilisierungspolitik analysiert werden. 


5.2.1 Arbeitslosenquote 


Was die Zahl der arbeitslos Gemeldeten angeht, ist keine direkte 
Verfälschung der Daten durch die wirtschaftliche Aktivität der irregulären 
Ökonomie festzustellen. Ein Einfluß besteht hier jedoch indirekt, weil es 
einen Anreiz gibt, als Schwarzarbeiter den Status eines Arbeitsuchenden 
anzunehmen. Dieser Anreiz ist umso ausgeprägter, je höher die Arbeitslo- 
senunterstützung ist. Man kann sich das etwa so vorstellen, daß ein Indivi- 
duum, das aufgrund friktioneller oder konjunktureller Arbeitslosigkeit seine 
Beschäftigung verliert, mit der Möglichkeit konfrontiert wird, im Schatten- 
sektor Erwerbseinkommen zu erwirtschaften und gleichzeitig Arbeitslosen- 
unterstützung zu erhalten. Eine solche Person wird sich je nach Risiko- 
neigung und Höhe von Arbeitslosenunterstützung und ’Schwarzeinkommen’ 
im Vergleich zum Erwerbseinkommen im ofliziellen Sektor weniger inten- 
siv um eine Rückkehr in den offiziellen Sektor bemühen und somit trotz 
Erwerbstätigkeit im Sekundärsektor als arbeitsuchend gelten. 

Damit überschätzt die offizielle Arbeitslosenquote die Zahl der wirklich 
arbeitsuchenden Erwerbslosen.?? Die Zahl der Individuen, die tatsächlich 
vom Wegfall des Erwerbseinkommens negativ betroffen sind, dürfte infol- 
gedessen niedriger sein als die Zahl der registrierten Arbeitslosen. Darauf 
deutet zumindest die Tatsache hin, daß es trotz der hohen Zahl von Ar- 
beitslosen in vielen Industrienationen nicht zu sozialen Unruhen in Form 
von großen Demonstrationen für Beschäftigung kommt.?? Andererseits gilt 
der Umkehrschluß nicht, daß jeder registrierte Arbeitslose ein Schwarzarbei- 
ter ist. Dies belegt zunächst die Tatsache, daß viele Individuen Weiterbil- 
dungsmaßnahmen oder Arbeitsbeschaffungsma8nahmen in Anspruch neh- 
men und sich ’Vollzeit’ an diesen beteiligen. Außerdem deuten die Ergebnis- 


braucht an dieser Stelle auch nicht thematisiert werden, da dies bereits im Kapitel ’Ver- 
teilung’ auf den Seiten 76 ff. diskutiert wurde. 

32Von dem Effekt, daß die offizielle Arbeitslosenquote die tatsächliche Zahl der Ar- 
beitsuchenden unterschätzt, weil viele Beschäftigungslose während der Zeit, in der sie 
Weiterbildungsmaßnahmen besuchen oder aus anderen definitorischen Gründen, nicht zu 
den Arbeitslosen gezählt werden, soll hier abgesehen werden. 

33Vgl. Langfeldt (1984a), S. 188 f. sowie Tuchtfeldt (1984), S. 270. Dabei wird da- 
von ausgegangen, daß die meisten Individuen nicht mit dem Empfang von Einkommen in 
Form von Unterstützungszahlungen zufrieden sind, sondern auch eine sinnvolle Beschäfti- 
gung wie etwa eine Erwerbsarbeit suchen. Unter dieser Annahme dürfte sich dann auch 
breite Unzufriedenheit einstellen, wenn es eine Millionenzahl unbeschäftigter Arbeitsloser 
gibt. 
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se von empirischen Untersuchungen der Schattenwirtschaft darauf hin, daß 
im irregulären Sektor hauptsächlich Personen tätig sind, die nicht arbeitslos 
gemeldet sind.*4 Es ist aus diesen Gründen nicht möglich, anzugeben, um 
wieviel die offizielle Arbeitslosenquote den wahren Wert überzeichnet.°° 

Das Problem der Überschätzung der tatsächlichen Arbeitslosigkeit tritt 
auch in Ländern auf, in denen die Arbeitslosenquote auf andere Weise er- 
mittelt wird als durch eine zentrale Arbeitsbehörde, die gleichzeitig die Un- 
terstützungszahlungen gewährt. So kommt es z.B. in den Vereinigten Staa- 
ten ebenfalls zur Überschätzung der Daten zur Erwerbslosigkeit.3® 

Auch empirisch läßt sich der Zusammenhang zwischen Umfang der 
Schattenwirtschaft und Arbeitslosenquote nachweisen. Tabelle 5.2 auf Seite 
101 zeigt dazu den geschätzten Umfang der Schattenwirtschaft in Relati- 
on zum Bruttoinlandsprodukt für eine Reihe von OECD-Ländern in der 
ersten Hälfte der 90er Jahre.?” Außerdem ist für jedes Land die nach der 
OECD-Statistik standardisierte durchschnittliche Arbeitslosenquote für den 
Zeitraum 1990 bis 1995 angegeben. Der Vergleich der beiden Zahlen zeigt 
grob, daß Staaten mit umfangreicher Schattenwirtschaft auch eine hohe Ar- 
beitslosenquote aufweisen, was auf den oben dargestellten Zusammenhang 
hindeutet, daß ein Teil der offiziell registrierten Arbeitslosen im irregulären 
Sektor tätig sind. Wenn es zu diesem Zusammenhang zwischen Umfang 
der Schattenwirtschaft und Arbeitslosenquote auch Ausnahmen gibt - z.B. 
hat Italien trotz eines doppelt so großen Schattensektors wie Kanada etwa 
die gleiche Arbeitslosigkeit — beträgt der Korrelationskoeffizient zwischen 
beiden Größen für die angegebenen Länder 0,55 und bestätigt damit die 
positive Wechselwirkung.*® 


34Vg]. Rürup (1983), S. 144. Niessen und Ollmann (1986), S. 176 weisen dies in einer 
Untersuchung für Deutschland auch empirisch nach. Als Begründung für diesen Zusam- 
menhang kann aufgeführt werden, daß nach Personen, die aufgrund ihrer geringen Qua- 
lifikation beschäftigungslos sind, gerade auch aus diesem Grund im Schattensektor keine 
Nachfrage besteht. 

35Vel. Langfeldt (1984b), S. 135. 

36Vgl. Gutmann (1985), S. 6. Die Ermittlung der Arbeitslosenzahlen in den Vereinigten 
Staaten erfolgt mittels Haushaltsbefragung. Auf die Frage, welcher Beschäftigung man 
nachgeht, werden dort die Schwarzarbeiter nicht ihre illegale Tätigkeit angeben, sondern 
sich als arbeitslos bzw. arbeitsuchend bezeichnen. 

37 Leider ist der Quelle nicht zu entnehmen, für welchen genauen Zeitraum bzw. -punkt 
die Zahlen stehen. Das Veröffentlichungsdatum läßt jedoch den Rückschluß zu, daß die 
Schätzungen höchsten das Jahr 1996 miteinschließen können. Aus diesem Grund ist die 
in der dritten Spalte angegebene durchschnittliche Arbeitslosenquote für den Zeitraum 
1990 bis 1995 berechnet worden. 

38Dieses Ergebnis wird durch Tanzi (1999), S. F343 bestätigt: „For OECD countries 
there seems to be a broad relation between panel data estimates of the size of the under- 
ground economy and the official unemployment rates. Over the years, the unemployment 
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Geschätzter Umfang der Durchschnittliche 
Schattenwirtschaft in % des Arbeitslosenquote im 

BIP in der ersten Zeitraum ’90 bis ’95 
Hälfte der 90er Jahre 


Österreich 


Schweiz 6,90 2,68 
Großbritannien 7,15 9,15 
Japan 8,00 2,48 
Kanada 10,00 10,15 
Frankreich 10,40 10,77 
Deutschland 10,43 6,25 
Schweden 10,63 6,58 
USA 13,87 6,42 
Belgien 15,25 8,23 
Spanien 


Italien 
Quelle: Johnson et al. (1998), Bertelsmann Stiftung (1998), S. 210 auf Basis der Zahlen 


des OECD Economic Outlooks verschiedener Jahrgänge sowie eigene Berechnungen. 


Tabelle 5.2: Vergleich von Umfang der Schattenwirtschaft und Arbeitslosen- 
quote in verschiedenen OECD-Ländern. 


Die Frage, ob die fehlerhafte Arbeitslosenstatistik, welche die wahre Zahl 
der Arbeitslosen überschätzt, die Beschäftigungspolitik beeinflußt, soll an- 
hand von vier wichtigen beschäftigungspolitischen Instrumenten beantwor- 
tet werden. Diese sind: Qualifizierungsmaßnahmen, Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen (ABM), Tariflohnveränderungen sowie vorzeitige Verrentung 
von Erwerbsfähigen. Die Argumentation stützt sich dabei auf Beobachtun- 
gen über die Durchführung der Beschäftigungspolitik in Deutschland. 

Bezüglich aller genannten Instrumente läßt sich wohl unterstellen, daß 
sie reagibel bezüglich der Arbeitslosenquote sind. Der Druck auf die Träger 
der verschiedenen Maßnahmen nimmt zu, wenn die Quote ansteigt. D.h. eine 
durch die Schattenwirtschaft bedingte Erhöhung der Zahl der registrierten 
Arbeitslosen führt dazu, daß die Beschäftigungspolitik angekurbelt wird, 
obwohl das Problem der Erwerbslosigkeit sich nicht verändert hat, da die 
zusätzlichen Arbeitslosen einer Beschäftigung im irregulären Sektor nach- 
gehen. 


rates have been increased broadly in line with the reported increase in the estimates of 
the underground economy.“ 
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Bei Qualifizierungs- und Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen ist jedoch der 
Schaden begrenzt, da solche Maßnahmen nur von Individuen in Anspruch 
genommen werden können, die während dieser Zeit keiner Tätigkeit nachge- 
hen. Damit kommen diese beschäftigungspolitischen Aktionen nur ’echten’ 
Arbeitslosen, in dem Sinne, daß sie nicht in erster Linie Schwarzarbeiter 
sind, zugute.?” Das Angebot an solchen Maßnahmen wird also wahrschein- 
lich steigen, wenn es schattenwirtschaftlich induziert zu einem Anstieg der 
Arbeitslosenquote kommt. Die Nachfrage ist jedoch nach oben durch die 
wahre Zahl der Arbeitslosen beschränkt, so daß die Wirkung der Schatten- 
wirtschaft in diesem Fall nicht als negativ anzusehen ist. 

Auch bei Tariflohnverhandlungen sollten die Verhandlungspartner der 
Arbeitslosenquote Beachtung schenken. Ausgehend von einem unelastischen 
Arbeitsangebot und einer mengenbestimmenden Arbeitsnachfrage auf dem 
Arbeitsmarkt müßte aufgrund theoretischer Zusammenhänge eine Erhöhung 
der Arbeitslosenquote verantwortungsbewußte, dem Beschäftigungsziel ver- 
pflichtete Tarifparteien zu einer moderateren Lohnsteigerung veranlassen, 
damit wieder mehr Personen Arbeit finden. Eine im Anhang B auf den Sei- 
ten 218 f. durchgeführte Korrelationsanalyse zeigt jedoch, daß dieser Zusam- 
menhang bei den untersuchten Ländern der G7-Gruppe nicht durchgängig 
gilt. Insbesondere in Deutschland, aber auch in Frankreich, ist im Beobach- 
tungszeitraum von 1983 bis 1997 keine signifikante Korrelation festzustellen. 
Allerdings weist die Analyse für andere Länder, wie etwa Japan, Großbri- 
tannien und Kanada, einen hochsignifikanten Zusammenhang aus, der den 
obengenannten Zusammenhang hohe Arbeitslosigkeit führt zu moderaten 
Lohnsteigerungen stark stützt. 

Doch wie würden sich die durch die Verfälschung der Arbeitslosensta- 
tistik verursachten Tarifvereinbarungen auswirken? Zum einen kann argu- 
mentiert werden, daß der Tarifabschluß wegen der durch die Schattenwirt- 
schaft induzierten Erhöhung der Arbeitslosenquote niedriger ausfällt als in 
der Referenzsituation. In einem solchen Fall kommt es zu einer unbeabsich- 
tigten Umverteilung des Einkommens von Arbeitnehmern zu Arbeitgebern, 
die sich bei Kenntnis der wahren Arbeitsmarktdaten nicht ergeben hätte. 
Dies bringt Nachteile für die Arbeitnehmer, während die Unternehmen und 
ihre Eigentümer davon profitieren. Auch die ’echten’ Arbeitslosen profitie- 


39Von Individuen, die einer ’Doppelbeschäftigung’ ~ einerseits als Weiterbil- 
dungsschüler und andererseits als Schwarzarbeiter — nachgehen, soll abgesehen werden. 
Dies wird damit begründet, daß bei einem solchen Engagement vermutet werden kann, 
daß das Individuum nach Beendigung der Weiterbildungsmaßnahmen die neu erworbene 
Qualifikation auch am offiziellen Arbeitsmarkt einsetzen möchte. Damit erfolgt für diese 
Personen die Registrierung als Arbeitsloser nicht im oben dargestellten Sinne fehlerhaft 
und datenverfälschend. 
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ren, indem die Arbeitgeber ceteris paribus mehr Arbeitskräfte beschäftigen 
werden, weil der Tariflohn geringer ansteigt. 

Andererseits käme es zu keiner Wirkung in der Sekundärökonomie, wenn 
die Tarifverhandlungen nicht durch die Höhe der Arbeitslosenquote beein- 
flußt wären, wie es die Analyse des Anhangs B für bestimmte Länder nahe- 
legt. In einem solchen Fall würde zwar die Arbeitslosenstatistik verfälscht - 
wie obige Ausführungen es darstellen -, der Tarifabschluß wäre aber nicht 
betroffen und somit könnte man auch in dieser Beziehung weder von nega- 
tiven noch von positiven Wirkungen sprechen. 

Was den Effekt der Schattenwirtschaft auf die Frühverrentung angeht, 
muß von einer negativen Wirkung ausgegangen werden. Führt nämlich die 
durch den irregulären Sektor indirekt induzierte Erhöhung der Arbeitslo- 
senquote zu einer Beschäftigungspolitik dergestalt, daß Arbeitslose relativ 
einfach in den vorzeitigen Ruhestand wechseln können, profitieren davon 
zum Teil auch die ’unechten’ Arbeitslosen aus der Schattenwirtschaft. Die- 
se Personen werden, solange sie noch nicht das eigentliche Rentenalter er- 
reicht haben, vorübergehend zu ’unechten’ Rentnern in dem Sinne, daß sie 
Rentenzahlungen erhalten, obwohl sie ihre Erwerbsperiode noch nicht ab- 
geschlossen haben und im irregulären Sektor beschäftigt sind. Im Vergleich 
zu arbeitslos Gemeldeten reduziert sich für diese Individuen das Risiko der 
Entdeckung ihres illegalen Handels, weil sie nun nicht mehr den Anforde- 
rungen in Form von ’dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen’ unterliegen. 
Die Rentenzahlungen an solche ’unechten’ Frührentner stellen finanzielle 
Belastungen für die Gesellschaft dar, die sich ohne die Existenz der Schat- 
tenwirtschaft nicht ergeben würden, daher sind sie als negativ anzusehen. 
Allerdings unterscheidet sich in diesem Fall die Zahlung von Rente prinzi- 
piell nicht von der Zahlung von Arbeitslosenunterstützung an Personen, die 
wegen ihres Erwerbseinkommens in der Sekundärwirtschaft nicht bedürftig 
sind.? Für die Beurteilung muß nun gefolgert werden, daß dieser dargestell- 
te Effekt nur dann ausbleibt, wenn die beschäftigungspolitische Maßnahmen 
der Frühverrentung nicht durch die Arbeitslosenquote beeinflußt wird, wo- 
von jedoch nicht auszugehen ist. 

Als Fazit läßt sich festhalten, daß es durch die indirekte Beeinflussung 
der Arbeitslosenquote durch die Existenz der Schattenwirtschaft zum Teil 
zu negativen Wirkungen auf die Beschäftigungspolitik kommt. Dennoch sind 
Ökonomen der Meinung, dieses Problem nicht dadurch zu lösen, eine Berei- 
nigung der Arbeitslosenquote dergestalt vorzunehmen, daß versucht wird, 


40Ejn Unterschied besteht jedoch hinsichtlich der Herkunft der Zahlungen, die zum 


einen von der Rentenversicherung zu tragen sind und zum anderen von der Arbeitslosen- 
versicherung. 
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die ’unechten’ Arbeitslosen zu schätzen und aus der Statistik herauszurech- 
nen. So schreibt etwa Cassel dazu: „Wenn sich registrierte Arbeitslose schat- 
tenwirtschaftlich betätigen, sollte das nicht darüber hinwegtäuschen, daß in 
den meisten Fällen eine Präferenz zugunsten einer offiziellen Erwerbstätig- 
keit besteht; denn sie bietet außer dem geregelten Einkommen und der sozia- 
len Absicherung noch eine Reihe immaterieller Vorteile, die mit dem sozialen 
Status des Berufstätigen, den offiziellen Kommunikations- und Emanzipati- 
onsmöglichkeiten sowie mit der gewerkschaftlichen Interessenwahrnehmung 
u.ä. verbunden sind. Schattenwirtschaftliche Aktivitäten sind eben in vie- 
lerlei Hinsicht nur eine Second-best-Lösung im Vergleich zum gesicherten 
Arbeitsplatz in der offiziellen Wirtschaft“ .*! 


5.2.2 Wachstumsrate des Sozialprodukts 


Was die konjunkturelle Entwicklung und ihre Steuerung durch die staatliche 
Stabilisierungspolitik angeht, ist die Wachstumsrate des Bruttoinlandspro- 
dukts wohl der bedeutendste Indikator. Diese wird ermittelt, indem man die 
jährliche prozentuale Veränderung des Inlandsprodukts berechnet. Wird bei 
der Berechnung des BIP jedoch nur der offizielle Sektor erfaßt, spiegelt die 
Wachstumsrate nicht die konjunkturelle Situation der gesamten Ökonomie 
wider, sondern nur die des offiziellen Sektors. Damit entsteht für die Stabi- 
lisierungspolitik die Gefahr „auf Phantome hereinzufallen, statt das ’wah- 
re’ Ausmaß der Zielabweichung zu diagnostizieren (Diagnoseproblem)“ und 
„aufgrund der Fehldiagnose falsch zu therapieren (Therapieproblem)“ .?? 

Da für wirtschaftspolitische Handlungen jedoch die Wachstumsrate des 
BIP relevant ist, ergibt sich zunächst noch kein Problem daraus, daß das Ni- 
veau des irregulären Sektors statistisch nicht erfaßt ist.*? Wachsen nämlich 
beide Sektoren mit derselben Rate, ist die offiziell angegebene Wachstums- 
rate auch gleichzeitig die der gesamten Volkswirtschaft. 

Problematisch wird die Nichterfassung der Schattenwirtschaft erst dann, 
wenn beide Sektoren sich unterschiedlich entwickeln. Dabei ist zudem ent- 
scheidend, wie groß der Sekundärsektor im Vergleich zum offiziellen ist. 
Cassel hat dazu ein Modell entwickelt, das im folgenden dargestellt wird.*? 


41 Cassel (1984a), S. 174. Diese Einschätzung wird durch die Ergebnisse einer Befragung 
von Arbeitern, die direkt von Arbeitslosigkeit bedroht werden, bestätigt. Vgl. Jessen et 
al. (1985), S. 416 f. 

42 Cassel (1984a), S. 170. Vgl. zu dieser Problematik auch Adam und Ginsburgh (1985), 
S. 16. 

43Vgl. Schäfer und Wittmann (1985), S. 618. 

44Vel. Cassel (1984b), S. 223 f. 
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Ausgangspunkt ist die Definition 
Y := Y° +YS5, 


die besagt, daß sich das gesamtwirtschaftliche Sozialprodukt Y aus der Pro- 
duktion des offiziellen Sektors Y? und der Schattenwirtschaft Y° zusam- 
mensetzt. Die gesamtwirtschaftliche Wachstumsrate y ergibt sich daraus 
als: 


B yOYO r Sys 
Y= yopys * yoyys’ 


wobei y? und 7° die Wachstumsraten der beiden Sektoren fiir sich genom- 

S 
men bezeichnen. Mittels einiger Umformungen und der Definition a = Is, 
erhält man daraus 


(l+a)y=7° +a7° 
bzw. 


0.8 0,850 
rer.) (5.4) 

Gleichung (5.4) gibt an, wie groß der Fehler ist, den man macht, 
wenn man anstatt der gesamtwirtschaftlichen Wachstumsrate lediglich die 
Veränderungsrate des offiziellen BIP als Indikator benutzt. Wie bereits oben 
erwähnt, wird dieser Fehler durch die Differenz der Wachstumsraten beider 
Sektoren (y* — y?) und den Umfang der Schattenwirtschaft in Relation 
zum statistisch ausgewiesenen Sozialprodukt a bestimmt. Der Indikator ist 
um so mehr verzerrt, je größer die Differenz der Veränderungsraten und je 
größer a ist. 

In Tabelle 5.3 ist eine Simulation angegeben, die den Fehler in Abhängig- 
keit von Kombinationen der Werte von a und der absoluten Höhe der Diffe- 
renz der Wachstumsraten beider Sektoren angibt. Der Wert der letzten Zeile 
und Spalte der Tabelle ist dabei beispielsweise folgendermaßen zu interpre- 
tieren: Wenn der Umfang der Schattenwirtschaft 50% des Sozialprodukts 
der offiziellen Ökonomie ausmacht und diese mit einer um 10 Prozentpunkte 
niedrigeren Jahresrate wächst als der irreguläre Sektor, wird die gesamtwirt- 
schaftliche Wachstumsrate um 3,33 Prozentpunkte unterschätzt, wenn man 
lediglich die Wachstumsrate der offiziellen Ökonomie als Indikator benutzt. 


Legt man nun Schätzwerte der irregulären Wirtschaft für Deutschland 
zugrunde, zeigt sich, daß der Fehler, den man mit der Wachstumsrate der 
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Quelle: Eigene Berechnungen. 


Tabelle 5.3: Indikatorfehler bei verschiedenen Kombinationen von a und der 
Differenz der Wachstumsraten beider Sektoren in % 


offiziellen Okonomie als Indikator fiir das gesamtwirtschaftliche Wachstum 
macht, in der Praxis gering ist. Schneider weist von 1995 auf 1996 einen 
Zuwachs der Schattenwirtschaft von 481 Mrd. DM um 6,9% auf 514 Mrd. 
DM und fiir das darauffolgende Jahr um 6,6% auf 548 Mrd. DM aus.*® 
Dabei beträgt der Umfang der Sekundärökonomie in Relation zum offiziel- 
len Sozialprodukt 14,5 bzw. 15 Prozent. Die Wachstumsrate des offiziellen 
Bruttoinlandsprodukts betrug im selben Zeitraum 1,3% bzw. 2,2%.*° Damit 
nimmt die Differenz der Wachstumsraten beider Sektoren die Werte 5,6% 
bzw. 4,4% an. Nach Gleichung (5.4) läßt sich aus diesen Zahlen berech- 
nen, daß in den Jahren 1996 und 1997 das Wirtschaftswachstum um 0,71 
bzw. 0,57 Prozentpunkte unterschätzt wurde. Die tatsächliche Wachstums- 
rate des deutschen Sozialprodukts betrug also auf Basis der unterstellten 
Schätzwerte 1996 2% und 1997 2,8%. 

Aber auch für Italien, für das Johnson et al. einen Umfang von ca. 20% 
des offiziellen BIP schätzen,?’ muß die Differenz der Wachstumsraten beider 
Sektoren 6 Prozentpunkte und mehr betragen, damit es zu einem Fehler von 
zumindest einem Prozentpunkt kommt. Umgekehrt ergibt sich, daß bei einer 
Wachstumsdifferenz der Sektoren von lediglich 3 Prozentpunkten in einem 
Land die Schattenwirtschaft schon halb so groß wie die offizielle Ökonomie 
sein muß, damit der Fehler die Größenordnung von einem Prozentpunkt 
erreicht, wie die vierte Spalte von Tabelle 5.3 zeigt. 


45V gl. Schneider (1998), Tabelle 3.1, S. 23. 


46Vel. Sachverständigenrat (1998), Tabelle 1, S. 1. 
47Vgl. Johnson et al. (1998), S. 390. 
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Alles in allem kann die Datenverfälschung der Wachstumsrate als Indi- 
katorvariable fiir die Stabilisierungspolitik als geringes Problem bezeichnet 
werden.*® Dies gilt um so mehr, als die nationalen Statistikbehörden in mo- 
dernen Industrienationen versuchen, bei der Ermittlung des Sozialprodukts 
im Rahmen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung die Schattenwirt- 
schaft mit einzubeziehen.*? Wenn nämlich ein Teil der Produktionsleistung 
des irregulären Sektors und dessen Wachstum bereits in den Daten des of- 
fiziellen Sozialprodukts und dessen Veränderungsrate enthalten sind, dann 
reduzieren sich die in Tabelle 5.3 angegebenen Fehler zum Teil erheblich. 

Die Verfälschung entscheidungsrelevanter Daten wirkt sich zudem unter- 
schiedlich aus, je nachdem, welche wirtschaftstheoretische Konzeption der 
Stabilisierungspolitik zugrunde liegt. Sie wirkt sich etwa für eine antizykli- 
sche Wirtschaftspolitik insofern nachteilig aus, als die Gefahr besteht, auf- 
grund des Diagnoseproblems noch nicht einmal die gegenwärtige konjunk- 
turelle Situation identifizieren zu können und damit die Position im Kon- 
junkturzyklus nicht zu kennen. Daraus ergibt sich ein weiteres Argument 
für die monetaristische Doktrin, daß der Staat nicht den Versuch unter- 
nehmen sollte, antizyklisches ’fine tuning’ zu betreiben.°® Diesem Problem 
unterliegt die potentialorientierte Verstetigungspolitik nicht in gleichem Ma- 
ße, da es für ihr Gelingen nicht erforderlich ist, den Konjunkturzyklus zu 
identifizieren. Gleichwohl ist es auch in diesem Fall nötig, die wirtschaftspo- 
litischen Maßnahmen an Indikatorgrößen zu bemessen, die eventuell durch 
die Schattenwirtschaft verfälscht sind. Daß dieses Problem ebenfalls gra- 
vierende Folgen haben kann, wird in Abschnitt 5.2.4 am Beispiel der po- 
tentialorientierten Geldpolitik und der Messung des gesamtwirtschaftlichen 
Potentialwachstums dargestellt. 


5.2.3 Inflationsrate 


Auch bezüglich der offiziell angegebenen Inflationsrate sind Verfälschungen 
durch die Existenz der Schattenwirtschaft zu befürchten, da die Preise der 
Transaktionen des Sekundärsektors nicht in die Berechnung der ausgewie- 
senen Preissteigerungsrate eingehen. Im Gegensatz zu den veröffentlichten 
Daten der Sozialproduktsrechnung nehmen die Statistikbehörden hier noch 
nicht einmal Schätzungen vor, die den Meßfehler verkleinern würden. Ei- 
ner der Gründe dafür besteht darin, daß keine einhellige Meinung darüber 


48 Vgl. dazu auch Petry und Wied-Nebbeling (1987), S. 109 f. 

49 Vgl. beispielsweise die am Ende von Kapitel 2.2 dargestellten Ausführungen über 
die ’Messung’ der Wirtschaftsleistung durch das Statistische Bundesamt für Deutschland 
und das Istituto Nazionale Di Statistica für Italien. 

50ygl. Pyle (1989), S. 136 sowie Cassel (1984a), S. 180. 
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vorliegt, in welche Richtung und in welchem Ausmaf die Wirkungen der 
Schattenwirtschaft auf die Inflationsrate erfolgen. 

Weitgehende Einigkeit herrscht noch, was die Wirkung auf die Preise im 
Sekundärsektor und damit das gesamtwirtschaftliche Preisniveau angeht.*! 
Bedingt durch den Wegfall von Steuern und Abgaben sowie kostenrelevan- 
ter sonstiger Reglementierungen sind Güter und Dienstleistungen aus der 
Schattenwirtschaft im Preis günstiger als dieselben Produkte des offiziellen 
Sektors.°? 

Beim Preisniveau noch mehr als bei der Sozialproduktsrechnung kommt 
es fiir die wirtschaftspolitischen Entscheidungen jedoch nicht auf den Ni- 
veauwert des Indexes an, sondern auf dessen Veränderungsrate. Dabei läßt 
sich ein ähnlicher Zusammenhang wie der aus Gleichung (5.4) herleiten. 
Der Unterschied ist jedoch, daß in die Berechnung des Preisindexes auch 
Güter und Dienstleistungen eingehen, die nicht in der Schattenwirtschaft 
hergestellt werden können, wie etwa Hochtechnologieerzeugnisse. Die Exi- 
stenz des irregulären Sektors verändert somit den Durchschnittspreis für 
diese Waren nicht. Folgendes Modell beschreibt in einfachster Form, wie ein 
gesamtwirtschaftlicher Preisindex und die daraus abgeleitete Inflationsra- 
te zu ermitteln sind. Die Preissteigerungsrate des offiziellen Sektors ergibt 
sich zunächst aus dem Preisanstieg der ausschließlich in der Primärökono- 
mie produzierten Güter Pg sowie der Preissteigerungsrate der Produkte, die 
auch im Schattensektor hergestellt werden können (ÊQ ), wobei das Super- 
skript O angibt, daß sich diese Erhöhung der Preise nur auf den regulären 
Sektor bezieht. Beide Größen werden dabei mit zwei Faktoren, die sich zu 
eins ergänzen, gewichtet, die besagen, welches relative Ausmaß diese beiden 
Güter bzw. Gütergruppen im Verbrauch der privaten Haushalte annehmen 
(Güter, die ausschließlich im offiziellen Sektor hergestellt werden können, 
werden mit 8 gewichtet). Es gilt daher für die Inflationsrate der offiziellen 
Ökonomie (PP), die auch durch die zentrale Statistikbehörde veröffentlicht 
wird, 


= BPg + (1-B)PB. 


Bei der eigentlich relevanten gesamtwirtschaftlichen Inflationsrate P 
muß die Erhöhung der Preise der in der Schattenwirtschaft hergestellten 
Güter ebenfalls berücksichtigt werden. Für diese Produkte ist eine durch- 
schnittliche Preissteigerungsrate zu errechnen. Dabei sind die jeweiligen 

5lIm Abschnitt 5.5 auf den Seiten 120 ff. werden die Argumente über die Wirkungen 
der Schattenwirtschaft auf das Preisniveau, dessen Veränderung sowie dessen Stabilität 


ausführlich diskutiert. Deshalb bleibt es an dieser Stelle bei einem kurzen Überblick. 
52 Vgl. Schmidt (1994), S. 305 sowie Pommerehne und Kirchgässner (1994), S. 856. 
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Veränderungsraten der Preise mit einem Faktor zu gewichtet, der das re- 
lative Volumen beider Sektoren am Verkauf dieser Güter angibt. Dieser 
Faktor sei mit a bezeichnet und stellt den Anteil des Schattensektors am 
Gesamtumsatz dieses Gutes dar. Das Gewicht des offiziellen Sektors an den 
Transaktionen dieses Produkts ist dementsprechend (1—a). Für die gesamt- 
wirtschaftliche Inflationsrate gilt daher: 


P = BPs + (1-B)[(1- a) Pp + aP5). 


Der Fehler, den man durch die Orientierung am veröffentlichten Preis- 
anstieg des offiziellen Sektors macht, wird dann analog zu Gleichung (5.4) 
durch folgenden Ausdruck angegeben: 


P~ Ê? = (1 — jal ÊS - PS). (5.5) 


D.h. er hängt wieder von der Differenz der Veränderungsraten beider Sek- 
toren ab, jedoch im Gegensatz zur Gleichung (5.4) hier nur bezogen auf 
vergleichbare Güter. Weiterhin spielt in Gleichung (5.5) auch das relative 
Ausmaß der Schattenwirtschaft eine Rolle. Allerdings ist die Größe a inhalt- 
lich nicht mit dem a aus Gleichung (5.4) identisch. œ dürfte einen höheren 
Wert annehmen, weil es das Ausmaß der Schattenwirtschaft in Relation zu 
vergleichbaren Gütern beschreibt. Als ein neuer Bestandteil taucht in Glei- 
chung (5.5) der Faktor (1 — 8) auf, der ausdrückt, daß die Wirkung der 
Schattenwirtschaft auf die Güter und Dienstleistungen beschränkt ist, die 
sich in beiden Sektoren herstellen lassen. Ist 8 groß, ist der Diagnosefehler 
bezüglich der Inflationsrate gering. 

In der Praxis ist dieser Wert durchaus von Bedeutung. Güter und 
Dienstleistungen, die nicht in der Schattenwirtschaft hergestellt werden 
können, nehmen im Wägungsschema des Verbraucherpreisindexes aller pri- 
vaten Haushalte des Statistischen Bundesamtes in Deutschland einen Anteil 
von ca. 51% an.53 Diese Gruppe umfaßt hauptsächlich Hochtechnologieer- 
zeugnisse (z.B. Kraftfahrzeuge, synthetische Textilien und Elektrogeräte), 
Importgüter (z.B. Scotch Whiskey, Tabak, Kaffee und Tee) sowie Güter und 
Dienstleitungen, die von öffentlich-rechtlichen Unternehmen angeboten wer- 
den (z.B. Wasser- und Stromversorgung, TÜV-Gebühren und Kulturveran- 
staltungen wie etwa Theater und Oper). Die restlichen knapp 50% der Güter 
und Dienstleistungen sind nun nicht nur handwerkliche Dienstleistungen am 
Bau oder in der Kfz-Branche. Vielmehr fallen darunter auch alle landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse oder Nahrungsmittel, die von Metzgern, Bäckern 
oder Landwirten, Fischern und Jägern hergestellt und unter Hinterziehung 


53Vgl. Statistisches Bundesamt (1999). 
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von Steuern verkauft werden können. Auch einfache Gebrauchsgüter wie 
etwa einfache Möbel, kunstgewerbliche Gegenstände sowie einfache Klei- 
dungsstücke gehören zu dieser Kategorie. 

Bezüglich der entscheidenden Größe von Gleichung (5.5), der Differenz 
der Preissteigungsraten beider Sektoren, herrscht unter den Ökonomen die 
Mehrheitsmeinung vor, daß es hier zu keiner systematischen Abweichung 
vom Wert Null kommt. Der Grund dafür liegt darin, daß es keinen eindeu- 
tigen Grund gibt, warum sich die Preise in der Schattenwirtschaft anders 
entwickeln sollten als im offiziellen Sektor.°* Als Fazit ist also festzuhalten, 
daß die Problematik der Datenverfälschung durch die Existenz der Schat- 
tenwirtschaft bei der Inflationrate als eher unbedeutend einzuschätzen ist, 
da keine Evidenz für eine Verzerrung der offiziellen Daten gegeben ist.55 


5.2.4 Wachstumsrate des Produktionspotentials 


Wie oben bereits angedeutet, entsteht im Zusammenhang mit der Nicht- 
erfassung des irregulären Sektors bei der Messung stabilisierungspolitisch 
relevanter Daten eine besondere Problematik bei der potentialorientierten 
Verstetigungspolitik. Insbesondere im Bereich der Geldpolitik ist es bei die- 
sem Konzept von Bedeutung, das Wachstum des gesamtwirtschaftlichen 
Produktionspotentials richtig einzuschätzen, da die Ökonomie entsprechend 
mit Geld zu versorgen ist. Das Geldmengenwachstum sollte unter dieser 
Prämisse dem geschätzten Wachstum des Produktionspotential, bereinigt 
um die Veränderungsrate der Umlaufgeschwindigkeit und der unvermeidba- 
ren Inflationsrate, entsprechen.°® 

Das gesamtwirtschaftliche Potentialwachstum kann nun jedoch aufgrund 
der Existenz bzw. der Nichterfassung der Schattenwirtschaft unterschätzt 
werden, was zu einer Unterversorgung der Ökonomie mit Geld führt. Die 
Folge davon wäre eine deflationäre Wirkung der so bemessenen Geldpoli- 
tik, da ein Teil der Transaktionen der Wirtschaftssubjekte nicht monetär 
alimentiert wäre.°” 

Zunächst einmal ist die Problematik bezüglich des Produktionspotenti- 
als eine ähnliche wie oben bereits angesichts des Sozialprodukts dargestellt. 
Beide Werte geben inhaltlich eine Produktionsstromgröße der Ökonomie 
an. Und auch hier ist stabilisierungspolitisch lediglich die Veränderungsrate 
relevant. Damit läßt sich zur Darstellung des Fehlers, der durch die Nicht- 


547, einer ausführlicheren Diskussion siehe Abschnitt 5.5. 
55Vgl. Schäfer (1986), S. 81. 

56Vgl. Pätzold (1993), S. 212 f. 

57Vgl. Langfeldt (1984b), S. 123 f. 


110 


beriicksichtigung der Schattenwirtschaft gemacht wird, an dieser Stelle wie- 
der die Gleichung (5.4) von Seite 105 benutzen. Das y jener Gleichung muß 
dann lediglich als Potentialwachstumsrate des jeweiligen Sektors und das a 
als Relation von Produktionspotential der Schattenwirtschaft und das der 
offiziellen Okonomie interpretiert werden. D.h. der Fehler hangt wiederum 
neben dem relativen Ausmaß des Schattensektors im Vergleich zum offizi- 
ellen Sektor entscheidend von der Differenz der Wachstumsraten — hier der 
Produktionspotentiale — beider Sektoren ab. 

Besondere Schwierigkeiten tauchen jedoch bezüglich der Schätzung des 
Produktionspotentials und dessen Wachstums in der Schattenwirtschaft auf. 
Dieses läßt sich nämlich nicht so einfach ermitteln wie die tatsächliche Pro- 
duktion im irregulären Sektor; wenn auch die Schätzung letzterer Größe von 
einigen theoretischen und praktischen Schwierigkeiten begleitet ist. 

Zur Berechnung des Produktionspotentials existiert eine Vielzahl ver- 
schiedener Methoden.°® Die Problematik, die mit der Messung des Produk- 
tionspotentials für die Schattenwirtschaft verbunden ist, soll hier anhand 
des für Deutschland bedeutsamsten Verfahrens beschrieben werden, weil es 
sich dabei um die Methode handelt, derer sich die Deutsche Bundesbank 
bedient.°? Ausgangspunkt dieses Verfahrens ist die Annahme einer gesamt- 
wirtschaftlichen Produktionsfunktion in Abhängigkeit der beiden Produk- 
tionsfaktoren Arbeit und Kapital und unter Berücksichtigung des techni- 
schen Fortschritts. Für einen Stützbereich werden zunächst die Parameter 
dieser Funktion aus bereits vorhandenen Daten geschätzt, dann die poten- 
tiellen Einsatzmengen der Produktionsfaktoren prognostiziert und in einem 
dritten Schritt durch Einsetzen in die geschätzte Produktionsfunktion das 
Produktionspotential berechnet. 

Wie muß nun diese Vorgehensweise für die Schätzung des Produktions- 
potentials des Schattensektors aussehen? Die Intuition verleitet zunächst 
dazu, anzunehmen, daß in der Schattenökonomie im Vergleich zum offizi- 
ellen Sektor eine andere Produktionstechnologie zum Einsatz kommt. Wie 
die Überlegungen im Abschnitt ’Effizienz der Produktionsstruktur’ auf den 
Seiten 23 ff. zeigen, muß jedoch davon ausgegangen werden, daß beide Sek- 
toren sich bei Abwesenheit des Entdeckungs- und Bestrafungsrisikos nicht 
nur der gleichen Technologie, sondern auch derselben Arbeits- und Kapital- 
intensität bedienen. Die in der Realität zu beobachtenden Unterschiede in 
der Relation der Einsatzmengen der Produktionsfaktoren, die vermutlich zu 
dieser intuitiven Fehleinschätzung führen, erklären sich aus der Asymmetrie 

58 Vgl. Heise (1991), S. 553 ff. 


59 Vgl. Deutsche Bundesbank (1995), S. 41 ff. Für die ausführliche methodische Erläute- 
rung des Vorgehens der Deutschen Bundesbank siehe insbesondere S. 55 f. 
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des Faktorpreisverhältnisses nach Einbeziehung von Risikoprämien fiir die 
Produktionsfaktoren. Dennoch gilt, daß selbst nach Anpassung des Faktor- 
einsatzes an die unterschiedlichen Faktorpreisrelationen beide Sektoren mit 
derselben Technologie produzieren. Aus diesem Grund kann die im ersten 
Schritt des Bundesbank-Verfahrens geschätzte Produktionsfunktion für den 
Schattensektor übernommen werden. 

Ernsthafte Schwierigkeiten entstehen jedoch bei der Ermittlung der po- 
tentiellen Faktoreinsatzmengen des Schattensektors. Wegen der hinlänglich 
bekannten Erfassungsproblematik schattenwirtschaftlicher Vorgänge sind 
weder Daten über die Höhe der Investitionen noch bezüglich des Nutzungs- 
grads der Sachkapazitäten, die beide zur Anwendung der Methode der Bun- 
desbank benötigt werden, bekannt. Auch Alternativen zur Schätzung des 
potentiellen Kapitaleinsatzes bei Normalauslastung fehlen an dieser Stelle. 
Ebenfalls unbekannt ist das potentielle Arbeitsvolumen der Schattenwirt- 
schaft, weil auch hier weder die Zahl der potentiellen Erwerbspersonen noch 
deren durchschnittliche Arbeitszeit im Schattensektor zu ermitteln sind. 

Die Schätzung des Produktionspotentials der Schattenwirtschaft scheint 
also unmöglich zu sein — ebenso wie die Berechnung seiner Veränderungs- 
rate. Daher ist als Fazit für die Funktionsweise der Verstetigungspolitik im 
Zusammenhang mit der Existenz der Schattenwirtschaft eine Warnung aus- 
zusprechen. Zwar startet die Verstetigungspolitik im Vergleich zur Global- 
steuerung nicht mit der Hypothek, die konjunkturelle Situation einschätzen 
zu müssen, was aufgrund der Unsicherheit bezüglich der Entwicklung im 
Schattensektor mit großen Schwierigkeiten verbunden ist. Aber im Ge- 
gensatz zur Globalsteuerung, die zumindest gewisse Vorstellungen über 
die tatsächliche Situation der Sekundärökonomie aufgrund von indirekten 
Schätzungen hat, sind die Informationen über das Potentialwachstum ge- 
ring. Damit hat letztlich das stabilisierungspolitische Konzept der potential- 
orientierten Verstetigung mit noch größeren Datenschwierigkeiten zu kämp- 
fen als die Globalsteuerung keynesianischer Prägung. Allerdings gilt auch 
hier die in Tabelle 5.3 auf Seite 106 zusammengestellte, für westliche In- 
dustrienationen beruhigende Simulation des Schätzfehlers mit plausiblen 
Werten. Demnach ist in der Praxis die Gefahr, daß die Stabilisierungspo- 
litik aufgrund von Datenproblemen die Ökonomie destabilisiert, insgesamt 
als gering einzuschätzen. 
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5.3 Intrinsische stabilisierende Wirkung der 
Schattenwirtschaft 


Neben der indirekten Wirkung der Existenz der Schattenwirtschaft über 
die Funktionsweise staatlicher Stablisierungspolitik soll in diesem Abschnitt 
nun untersucht werden, inwiefern der irreguläre Sektor möglicherweise auch 
eine eigenständige zyklische Komponente darstellt, die den gesamtwirt- 
schaftlichen Konjunkturverlauf beeinflußt. Ein solcher schattenwirtschaft- 
licher Konjunkturzyklus wird sich mit dem der offiziellen Ökonomie über- 
lagern und zusammen mit diesem die gesamtwirtschaftlichen Konjunktur- 
schwankungen bilden. Unter der Annahme, daß die Phasenlänge der kon- 
junkturellen Bewegung in beiden Sektoren gleich ist, was aufgrund des glei- 
chen ökonomischen Umfelds sicherlich plausibel ist, ergeben sich dazu fol- 
gende zwei gegensätzliche Möglichkeiten: Der Konjunkturverlauf der Schat- 
tenwirtschaft kann sich parallel zur offiziellen Ökonomie vollziehen. Man 
spricht dann von einem prozyklischen Verlauf, der für die Gesamtwirtschaft 
eine Verstärkung der konjunkturellen Ausprägungen bedeutet. Andererseits 
ist eine entgegengesetzte Bewegung möglich, die man als antizyklisch be- 
zeichnet und die dazu führt, daß die konjunkturellen Ausschwünge der Öko- 
nomie abgemildert werden. Für beide Alternativen existieren Argumente, 
die im folgenden diskutiert werden. 

Für einen prozyklischen Verlauf der konjunkturellen Entwicklung der 
Schattenwirtschaft spricht zunächst, daß die Nachfrage der Sekundäröko- 
nomie durch dieselben Nachfragedeterminanten, nämlich Zinsen sowie 
Einkommens-, Absatz- und Preiserwartungen, bestimmt wird wie der of- 
fizielle Sektor.®° Es ist daher zu erwarten, daß die konjunkturelle Reakti- 
on auf Veränderungen dieser Daten in beiden Teilbereichen der Ökonomie 
dieselbe ist. Dieser Effekt würde noch verstärkt, wenn die Nachfrage nach 
Gütern der Schattenwirtschaft eine höhere Einkommenselastizität aufwie- 
se als in der offiziellen Ökonomie.®! In diesem Fall führte ein Anstieg der 
Wirtschaftsleistung der offiziellen Ökonomie in einer Boomphase zu einem 
Anstieg der Einkommen der Privaten, die diese überproportional zu Ausga- 
ben für Güter und Dienstleistungen des irregulären Sektors verwendeten. 

Zu diesen Überlegungen über einen prozyklischen konjunkturellen Ver- 
lauf beider Sektoren aufgrund von Nachfragedeterminanten kommt hinzu, 


60 Vgl. O’Higgins (1985), S. 132 sowie Langfeldt (1984b), S. 69. 

6l Für diese These spricht etwa, daß ein Hauptbestandteil der Produktion der Schatten- 
wirtschaft handwerkliche Dienstleistungen sind. Reparaturen an Haus oder Auto gehören 
jedoch nicht zu den lebensnotwendigen Konsumgütern, so daß bei diesen Gütern eine hohe 
Einkommenselastizität in der Tat plausibel ist. Vgl. O’Higgins (1985), S. 132. 
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daß einige Güter und Dienstleistungen aus Schattenwirtschaft und offiziel- 
lem Sektor in komplementärer Beziehung zueinander stehen. Als ein Beispiel 
dafür sind handwerkliche Dienstleistungen im Baubereich aus dem Schat- 
tensektor und Baustoffe aus der offiziellen Ökonomie zu nennen. Für diese 
Güter gilt, daß eine Nachfrageschwäche oder Nachfrageboom sie beide glei- 
chermaßen trifft.6? 

Als weiteres Argument für den parallel zur offiziellen Wirtschaft verlau- 
fenden Konjunkturzyklus des Sekundärsektors spricht, daß der ökonomische 
Anreiz für einen Wechsel vom regulären in den Schattensektor gerade im 
Boom besonders hoch ist. Diese wirtschaftliche Phase ist von einer Über- 
auslastung der Produktionsfaktoren — gerade auch des Faktors Arbeit - be- 
stimmt. Bei der Wahl der Allokation der Arbeitszeit auf die beiden Sektoren 
ist dann die Grenzbelastung durch Steuern und Abgaben von besonderer 
Bedeutung und führt bei manch einem Wirtschaftssubjekt zu der Überle- 
gung, zusätzliche Arbeitsleistung frei von Steuern in die Schattenwirtschaft 
zu verlagern. Darüber hinaus deutet die etwa durch Kündigungsschutzbe- 
stimmungen und ähnliches hervorgerufene mangelnde mengenmäßige Flexi- 
bilität der regulären Wirtschaft darauf hin, daß in einem Boom Nachfrage 
in den Schattensektor fließt.6* 

Als Fazit vorstehender Überlegungen liegt der Schluß nahe, eine pro- 
zyklische Wirkung der Schattenwirtschaft anzunehmen. Gerade die letzten 
beiden Aspekte können jedoch ebenso für die Argumentation der Gegenpo- 
sition genutzt werden. Die größere Flexibilität des Schattensektors, die auf- 
grund der Nichtbeachtung gesetzlicher Regelungen entsteht, kann sich statt 
mengenmäßig auch bezüglich der Preise äußern. Das Fehlen von Arbeitszeit- 
und Arbeitsschutzbedingungen sowie die Freiheit von Tariflohnrigiditäten 
ist mit Sicherheit nicht nur ein positiver Kostenfaktor, sondern auch eine 
Flexibilitätsreserve preislicher Art für die Produzenten der Schattenwirt- 
schaft, die z.B. in einer Phase der Unterauslastung der Kapazitäten genutzt 
werden kann. Dies stellt mithin einen Gegenpol zur Preisrigidität des re- 
gulären Sektors dar und wirkt in einer solchen Situation stabilisierend auf 
die gesamtwirtschaftliche Konjunktur.® 

Auch bezüglich des ökonomischen Anreizes, einer Betätigung in der 
Schattenwirtschaft nachzugehen, steht eine andere Überlegung der obi- 


62 Vgl. Langfeldt (1984b), S. 69 sowie Dohrn (1990), S. 179 f. 

63 Vgl. O’Higgins (1985), S. 132 sowie Langfeldt (1984b), S. 70. 

64V gl. Langfeldt (1984b), S. 70. 

65 Vgl. Cassel (1984a), S. 178, Schäfer (1986), S. 83 sowie Karmann (1988), S. 105 f. 
Ohne eine Begründung dafür anzugeben, geht auch der Sachverständigenrat (1980), Ziffer 
296, S. 145 von einer „antizyklischen Schwankung im Umfang der Schattenwirtschaft“ 
aus. 
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gen Darstellung entgegen. Geht man nämlich von einem Einkommenser- 
haltungsmotiv bei den Individuen aus, bietet gerade eine Verschlechterung 
der konjunkturellen Situation im offiziellen Sektor den Anreiz, sich verstärkt 
in der Schattenökonomie zu betätigen, um Einkommensverluste zu kompen- 
sieren. Stimmt diese Einkommenserhaltungshypothese, wirkt die dadurch 
induzierte Nachfrage ebenfalls wiederum antizyklisch und damit konjunk- 
turstabilisierend.®” 

Vor dem Hintergrund der genannten Argumente bleibt vorerst unklar, 
ob die Schattenwirtschaft pro- oder antizyklisch im Vergleich zu den Kon- 
junkturphasen der offiziellen Ökonomie ist. Von der Nachfrageseite her ist 
zwar die prozyklische Entwicklung des Schattensektors relativ dominant, 
angebotsseitig gilt dies jedoch nicht. Im ersteren Fall spricht einerseits die 
spürbare Grenzbelastung durch Steuern und Abgaben dafür, daß es in Zei- 
ten einer Überhitzung zu einer Verlagerung vom offiziellen in den Schatten- 
sektor kommt, was dort ebenfalls prosperierend wirkt. Andererseits kann 
auch die höhere Flexibilität der Schattenwirtschaft für eine prozyklische 
Entwicklung sprechen. Dem gegenüber führt eine Art Einkommenserhal- 
tungshypothese dazu, daß in einer Rezession in der offiziellen Wirtschaft 
sich die Individuen vermehrt im Schattensektor betätigen, was zu einem an- 
tizyklischen Verlauf der Konjunktur des irregulären Sektors beiträgt. Glei- 
chermaßen wird auch als Beleg für einen antizyklischen Schattensektor das 
Flexibilitätsargument bemüht. 

Von empirischer Seite wird ebenfalls wenig dazu beigetragen, diese 
Uneindeutigkeit aufzulösen. Die erste empirische Untersuchung zum Zu- 
sammenhang zwischen offizieller und Schattenwirtschaft wurde 1980 von 
Feige durchgeführt. In einer einfachen Regressionsanalyse versuchte er, 
die Veränderung des von ihm errechneten ’Stagflationsindex’ (die Summe 
aus Inflations- und Arbeitslosenrate) durch das relative Ausmaß bzw. das 
Wachstum der Schattenwirtschaft in den Vereinigten Staaten zu erklären.°® 
Als Ergebnis erhielt Feige einen positiven Zusammenhang, was als Indiz 
dafür zu werten ist, daß sich beide Sektoren antizyklisch zueinander verhal- 
ten: Während es im offiziellen Sektor zu einer Stagflation kommt, boomt der 
Schattensektor.°® Für die Bundesrepublik Deutschland existieren ebenfalls 


66V gl. Karmann (1988), S. 106, O’Higgins (1985), S. 131 sowie Gretschmann (1984a), 
S. 645. 

87Vel. Tuchtfeldt (1984), S. 274. 

68\/gl. Feige (1980) zitiert nach O’Higgins (1985), S. 130. 

69er Ansatz von Feige beinhaltet eine theoretisch umstrittene Annahme. So ist zu 
beachten, daß zwar ein Anstieg der Arbeitslosigkeit ein Zeichen einer Rezession ist, eine 
Erhöhung der Inflationsrate jedoch eher im Boom zu erwarten ist. D.h., die Interpretation 
des Anstiegs der ungewichteten Summe beider Indikatoren als Zeichen einer konjunktu- 
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auf empirischen Untersuchungen über das Ausmaß der Schattenwirtschaft 
basierende Aussagen über einen antizyklischen Zusammenhang zwischen of- 
fizieller Ökonomie und dem Schattensektor im Zeitraum 1960 bis 1980.70 

Eine ausführliche Untersuchung des Zusammenhang zwischen ofhzieller 
Ökonomie und Schattenwirtschaft stellte O’Higgins an.’! Dabei führte er 
Regressionen für neun verschiedene Zeitreihen des Ausmaßes der Schatten- 
wirtschaft für den Zeitraum 1960 bis 1980 durch. Die Zeitreihen stammten 
dabei aus Schätzungen anderer Ökonomen für die Staaten Kanada, Bun- 
desrepublik Deutschland, Vereinigte Staaten und Vereinigtes Königreich. 
Erklärende Variablen in seinen Regressionsmodellen waren die Arbeitslo- 
senrate, die Inflationsrate sowie die absolute Höhe des BIP zu konstanten 
Preisen der offiziellen Ökonomie. Ohne den Gang der Analyse detailliert zu 
beschreiben, ‘? soll deren Schlußfolgerung hier übernommen werden: „The 
empirical analysis, therefore, allows some cautious conclusion. The data con- 
firm the differences between the countries in the significance and direction 
of the formal economy variables, suggesting that conclusions from one coun- 
try should not be uncritically adopted as being valid for others. Given this 
caution, variations in the size of the hidden economy appear to be positively 
related to GNP and, less certainly, to inflation“.’® D.h., damit läßt sich die 
Uneindeutigkeit der obigen Argumentation nicht auflösen, wenn auch eine 
leichte Tendenz in Richtung prozyklischem Zusammenhang besteht. 

Bei einer jüngeren Untersuchung, ob der Konjunkturzyklus der offiziellen 
und der Schattenökonomie in Neuseeland im Zeitraum 1968 bis 1994 asym- 
metrisch verläuft — also Ausschläge von unterschiedlichem Ausmaß nach 
unten und oben hat -, bestätigt sich diese Tendenz und Giles erhält quasi 
als Nebenprodukt das Ergebnis, daß sich beide Sektoren konjunkturell sehr 
deutlich parallel entwickelt haben. ’? 


rellen Abschwächung ist nicht unproblematisch. Vor diesem Hintergrund sollte daher die 
Schlußfolgerung von Feige mit größter Vorsicht interpretiert werden. Sie wird in vorliegen- 
der Arbeit nur deshalb aufgeführt, weil andere Untersuchungen zu ähnlichen Ergebnissen 
kommen. 

70 The development of the shadow economy had its first peak between 1965 and 1967, 
i.e. at the beginning of the recession in the second half of the sixties. As the official 
economy recovered, there was a relative and absolute decline of the shadow sector. After 
1973, i.e. after the commencement of the severe recession of the seventies, there was a 
boom in the shadow economy, which continues unbroken until 1980.“ Kirchgässner (1983), 
S. 206. 

”lvVgl. O'Higgins (1985), S. 127-143. 

72Vel. dazu O’Higgins (1985), S. 135 ff., insbesondere Tabelle 3 auf Seite 138. 

730Q’Higgins (1985), S. 139 f. 

T4Vgl. Giles (1997), S. 225 ff. 
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Abschließend muß also gefolgert werden, daß aufgrund der durch em- 
pirische Untersuchungen ermittelten leichten Tendenzen zugunsten eines 
prozyklischen Zusammenhangs zwischen Schattenwirtschaft und offizieller 
Ökonomie die Existenz des irregulären Sektors die Stabilität der gesamten 
Volkswirtschaft eher schwächt als erhöht. Diese Tendenz läßt sich, wie oben 
gezeigt wurde, auch durch eine ökonomische Argumentation untermauern. 
Dennoch sollte die Schlußfolgerung nicht als endgültig betrachtet, sondern 
sensibel mit neuen empirischen Analysen verglichen werden, denn auch ent- 
gegengesetzte empirische Befunde würden durch ökonomische Argumente 
gestützt. 


5.4 Beschäftigung 


Daß die Schattenwirtschaft Arbeitsplätze ’kostet’, ist eine oft zu hörende 
Aussage von Wirtschaftsverbänden, Gewerkschaften und Politikern, die eine 
stärkere Bekämpfung illegaler ökonomischer Betätigung im Schattensektor 
fordern. Eine solche Aussage beantwortet jedoch nicht die hier gestellte Fra- 
ge nach den Beschäftigungswirkungen der Steuerhinterziehung, denn sie be- 
zieht sich lediglich auf Arbeitsplätze im offiziellen Sektor, die sozialabgaben- 
und steuerpflichtig sind. Die Gründe für die verbale Diskriminierung zwi- 
schen Arbeitsplätzen in der offiziellen und in der Schattenökonomie sind 
in den zusätzlichen, mit einem offiziellen Arbeitsplatz verbundenen Cha- 
rakteristika zu suchen. So ist eine Beschäftigung im offiziellen Sektor (in 
den meisten Fällen) mit der gesetzlich geforderten Abführung von Steuern- 
und Abgaben verbunden, was sicherlich das eigentliche Hauptziel der For- 
derung nach Rückverlagerung von Beschäftigung in den offiziellen Sektor 
darstellt. Darüberhinaus beziehen sich die Forderungen auf die Vorstellung 
eines besseren sozialen Ansehens eines offiziellen Arbeitsplatzes, auf die mit 
der Zahlung von Sozialabgaben verbundene soziale Absicherung, auf die ge- 
werkschaftliche Interessenvertretung sowie auf weitere ’weiche’ Faktoren.’® 

Im Rahmen dieses Abschnitts soll jedoch lediglich die Beschäftigung 
vor dem Hintergrund der Möglichkeit zur Erzielung von Erwerbseinkünften 
betrachtet werden. Damit schließt sich eine Diskriminierung zwischen den 
Sektoren aus, und es ist die gesamtwirtschaftliche Beschäftigung, d.h. die 
Summe aus Arbeit im offiziellen und Arbeit im Sekundärsektor zu analysie- 
ren. Eine ökonomische Untersuchung dieser Art bezieht sich dann auf den 
Arbeitsmarkt, den Ort, an dem Arbeitsangebot und Arbeitsnachfrage auf- 
einandertreffen. Daher ist zunächst zu untersuchen, wie diese beiden Größen 


75 Vel. Cassel (1984a), S. 174. 


117 


durch die Existenz der Schattenwirtschaft beeinflußt werden. Bezüglich des 
Arbeitsangebots ist dies bereits in Abschnitt 3.3 auf den Seiten 29 ff. gelei- 
stet worden, mit dem Ergebnis, daß es uneindeutig ist, ob das Arbeitsange- 
bot aufgrund der Existenz der Schattenwirtschaft steigt oder fällt. 

An dieser Stelle ergibt sich nun die Frage, ob mit der Uneindeutigkeit die- 
ses Ergebnisses bereits ein uneindeutiges Fazit für die Analyse der Beschäfti- 
gungswirkung vorgezeichnet ist. Dies kann jedoch zurückgewiesen werden, 
wenn man bedenkt, welche große Bedeutung die Arbeitsnachfrage in der 
heutigen Zeit hat. In den meisten OECD-Ländern sind in den vergange- 
nen Jahren Arbeitslosenquoten von über 5% - in einigen Staaten deutlich 
mehr — zu beobachten. Da dies ein dauerhaftes Phänomen ist, muß daraus 
die Schlußfolgerung gezogen werden, daß sich auf dem Arbeitsmarkt nicht 
ein Gleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage einstellt, sondern sich 
die Arbeitsnachfrage z.B. aufgrund von Lohnrigiditäten nach unten durch- 
setzt. Vor diesem Hintergrund scheint es gerechtfertigt, bei der Analyse der 
Beschäftigungswirkungen der Schattenwirtschaft lediglich die Effekte auf 
die Arbeitsnachfrage zu untersuchen. 

Die gesamtwirtschaftliche Arbeitsnachfrage ist eine fallende Funktion 
des Lohnsatzes, die sich im Rahmen der Produktionstheorie aus der Produk- 
tionsfunktion eines repräsentativen Unternehmens herleiten läßt.’€ Dazu ist 
es nötig, von einer Produktionsfunktion mit der Eigenschaft positiver aber 
abnehmender Grenzerträge des Faktors Arbeit auszugehen. Außerdem sind 
Voraussetzungen für die Herleitung die Annahmen der Gewinnmaximie- 
rungshypothese des Unternehmens sowie vollkommene Konkurrenz sowohl 
auf den Faktor- als auch auf den Gütermärkten. Als Optimalitätsbedingung 
der Firma ergibt sich dann, die Produktion durch den Einsatz zusätzlicher 
Arbeit solange auszudehnen, bis das Wertgrenzprodukt des Faktors Arbeit 
dem Nominallohnsatz entspricht. Unter Berücksichtigung staatlicher Akti- 
vität ist darunter der von dem Unternehmen zu zahlende Bruttolohnsatz 
einschließlich der Lohnnebenkosten (Sozialabgaben) zu verstehen. Die Ar- 
beitsnachfragefunktion stellt sich graphisch als eine monoton fallende Funk- 
tion des realen Lohnsatzes dar, wenn die Produktion — wie angenommen - 
mit abnehmender Rate monoton wachsend im Arbeitseinsatz ist. 

Ausgehend von dem in Abschnitt 3.5.2 und dort insbesondere aus der 
Abbildung 3.10 auf Seite 57 hergeleiteten Ergebnis, daß die Existenz der 
Schattenwirtschaft aufgrund von Komplementär- und Multiplikatoreffekten 
zu einer Ausdehnung der gesamtwirtschaftlichen Produktion führt, läßt sich 
nun folgende erste Beschäftigungswirkung beschreiben, die als Outputeffekt 
bezeichnet werden soll. Eine Ausdehnung der Produktion ist nämlich bei 


T6Vgl. Mankiw (1998), S. 58 ff. sowie Dornbusch und Fischer (1995), S. 309 ff. 
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unveränderter Produkionstechnologie nur durch den Einsatz zusätzlicher 
Produktionsfaktoren -- hier Arbeit — möglich.’” Gleichzeitig läßt sich eine 
Ausdehnung des Faktors Arbeit bei unveränderter Produktionsfunktion nur 
mit einem Rückgang des Lohnsatzes vereinbaren. Dies ist auch tatsächlich 
zu beobachten, da der von den Unternehmen zu zahlende Bruttolohnsatz 
durch die im Schattensektor nicht abzuführenden Steuern und Abgaben 
sinkt. Man kann also festhalten, daß sich aufgrund des Outputeffekts die 
Beschäftigungsnachfrage erhöht.” 

Eine weitere positive Wirkung auf die Beschäftigung ergibt sich durch 
den hier als Ineffizienzeffekt bezeichneten Zusammenhang. Wie in Kapi- 
tel 3.2 auf den Seiten 23 ff. gezeigt wurde, führen die unterschiedlichen 
Risikoprämien der beiden Produktionsfaktoren zu einer ineffizienten Pro- 
duktionsstruktur der Ökonomie. Das bedeutet, daß mit derselben Menge 
an Produktionsfaktoren weniger Output erzeugt werden kann - dies ist in 
Abbildung 3.2 auf Seite 25 durch den Punkt C dargestellt. Umgekehrt gilt 
bereits bei einer Konstanz der Produktion der Ökonomie bei der Existenz 
der Schattenwirtschaft, daß gegenüber der Referenzsituation nun mehr Fak- 
toren (Arbeit) zur Produktion benötigt werden. Dieser Effekt verstärkt sich 
noch, wenn — wie oben dargelegt - die Produktion durch die Steuerhinter- 
ziehung zunimmt.’ 

Zu diesen beiden eindeutig auf eine Ausweitung der Beschäftigung wir- 
kenden Effekte kommt nun noch ein weiterer hinzu, der sich uneindeutig auf 
die Arbeitsnachfrage auswirkt. Diese als Produktionsstruktureffekt bezeich- 
nete Wirkung stellt auf die im Abschnitt 3.2 dargestellte Verschiebung der 
Produktionsstruktur der beiden Sektoren der Ökonomie ab. Ergebnis dort 
ist, daß die Schattenwirtschaft arbeitsintensiver und der offizielle Sektor ka- 
pitalintensiver produziert. Die dortige Analyse wurde der Anschaulichkeit 


"7 Vgl. Abschnitt 3.2 auf den Seiten 23 ff., in dem dargelegt wird, warum davon auszu- 
gehen ist, daß die Produktionsfunktion in beiden Sektoren dieselbe ist. 

78 Vgl. Schmidt (1982), S. 21. 

"9 Verschiedene Autoren, z.B. Schmidt (1988), S. 12 und Jakoby (1983), S. 64, kom- 
men an dieser Stelle zu dem gleichen Ergebnis einer beschäftigungserhöhenden Wirkung 
der Schattenwirtschaft. Allerdings wird dies nicht mit Produktionsineffizienzen, sondern 
mit Produktivitätsunterschieden begründet, indem es heißt, daß im Schattensektor einer 
geringere Produktivität des Faktors Arbeit gegeben ist. Um einen bestimmten Output 
herzustellen, benötigt man in der Schattenwirtschaft dementsprechend eine größere Men- 
ge an Arbeit. Produktivitätsunterschiede lassen sich jedoch nicht mit der Argumentation 
vereinbaren, daß es keinen Grund dafür gibt, daß im Schattensektor eine andere Produk- 
tionstechnologie angewandt wird als in der offiziellen Ökonomie. Vielmehr ist nur davon 
auszugehen, daß sich die Sekundärwirtschaft durch die Wahl einer anderen Faktorein- 
satzkombination an die Risikosituation anpaßt. Dieser Argumentation wird im Rahmen 
vorliegender Arbeit Folge geleistet. 

80Vgl. dazu auch Pommerehne und Kirchgässner (1994), S. 856. 
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halber unter der Annahme konstanter Faktormengen durchgeführt - ihre 
Ergebnisse dürften jedoch auch bei variablen Mengen der Faktoren Gültig- 
keit behalten. Ergäbe sich nun die beschriebene Erhöhung der Produktion 
nur durch das zusätzliche Auftreten der Schattenwirtschaft bei unveränder- 
tem Umfang der offiziellen Ökonomie, dürfte für die gesamte Wirtschaft ge- 
rechnet eine Verschiebung der Produktionsstruktur zugunsten des Faktors 
Arbeit stattfinden. Umgekehrt kann argumentiert werden, daß eine relativ 
starke Ausdehnung der offiziellen Ökonomie im Verhältnis zum irregulären 
Sektor durch das Auftreten der Schattenwirtschaft eine Verschiebung der 
gesamtwirtschaftlichen Produktionsstruktur zugunsten des Faktors Kapital 
zur Folge hätte. Für die Beschäftigungssituation würde erstere Situation 
eine zusätzliche Verbesserung bedeuten, während letztere Situation die bei- 
den zunächst dargestellten positiven Effekte abschwächen würde. Bezüglich 
der tatsächlichen Veränderung der Produktionsstruktur gibt es jedoch kei- 
ne Hinweise, so daß die Wirkung dieses Effekts auf die Beschäftigung als 
uneindeutig zu behandeln ist. 

Als Fazit ist nun festzuhalten, daß trotz des uneindeutigen Produktions- 
struktureffekts und der uneindeutigen Wirkung der Schattenwirtschaft auf 
das Arbeitsangebot die beiden beschäftigungssteigernden Effekte Output- 
und Ineffienzeffekt mit einer hohen Wahrscheinlichkeit für eine positive Wir- 
kung der Steuerhinterziehung auf die Beschäftigung führen. Im Rahmen die- 
ser Arbeit wird daher von einer gesamtwirtschaftlich beschäftigungserhöhen- 
den Wirkung der Existenz der Schattenwirtschaft ausgegangen. 


5.5 Preisniveaustabilität 


Was die Wirkungen der Schattenwirtschaft auf die Preise anlangt, so darf 
auch hier wieder die Analyse nicht auf die Preise der offiziellen Ökono- 
mie beschränkt werden, sondern es müssen die Effekte auf die gesamtwirt- 
schaftlichen Größen betrachtet werden. Zudem ist darauf zu achten, daß 
ein Unterschied zwischen Preisniveaueffekten und Preisniveaustabilitätsef- 
fekten der Steuerhinterziehung besteht, wobei letztere die eigentlich ökono- 
misch relevanten sind, die es hier zu untersuchen gilt. Nichtsdestotrotz muß 
die Analyse bei den Wirkungen starten, die die Schattenwirtschaft auf das 
gesamtwirtschaftliche Preisniveau ausübt. Dabei ist das gesamtwirtschaftli- 
che Preisniveau als ein gewichteter Index aus den Preisen aller Güter und 
Dienstleistungen der Ökonomie — also sowohl die der Schattenwirtschaft als 
auch die des regulären Sektors — zu begreifen. 
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Der wichtigste Effekt, der diesbeziiglich von der Existenz der Schatten- 
wirtschaft ausgeht, ist der, daß die im irregulären Sektor hergestellten Güter 
nicht mit Steuern und sonstigen Abgaben belastet sind.! Damit reduzieren 
sich die Kosten der schattenwirtschaftlichen Güter und Dienstleistungen, 
was sich letztlich in einem niedrigeren Preis für diese äußert und zu einem 
Sinken des gesamtwirtschaftlichen Preisniveaus führen dürfte. 

Außer der Hinterziehung von Steuern und Abgaben ist die Produkti- 
on in der Schattenwirtschaft noch mit der Umgehung anderer kostenstei- 
gernder Normen, wie z.B. Kündigungsschutzbestimmungen, Sicherheitsauf- 
lagen etc., verbunden, was sich ebenfalls in der Tendenz gesamtwirtschaft- 
lich preissenkend auswirkt.” Auf der anderen Seite lastet jedoch auf den 
Produkten der Schattenökonomie eine Risikoprämie, die diese gegenüber 
den Gütern und Dienstleistungen des offiziellen Sektors verteuert. Insge- 
samt dürften jedoch die ersten beiden Effekte überwiegen, so daß Produkte 
der Sekundärwirtschaft kostengünstiger hergestellt werden, was wiederum 
— zumindest teilweise Überwälzung durch die Produzenten unterstellt - zu 
einem Rückgang des gesamtwirtschaftlichen Preisniveaus führt.®° 

Die Frage nach dem Ausmaß der Überwälzung führt zur Analyse der 
Wirkung der Schattenwirtschaft auf die Wettbewerbssituation der Gesamt- 
wirtschaft. Wie Abschnitt 3.1 auf den Seiten 20 ff. zeigt, ist die Existenz der 
Schattenwirtschaft mit den preissenkenden Effekten der potentiellen Kon- 
kurrenz und der tatsächlichen Konkurrenz für die Produzenten der offiziellen 
Ökonomie durch die Schattenwirtschaft verbunden. Andererseits kommt es 
allerdings zu einem Rückgang der Transparenz durch die Existenz des irre- 
gulären Sektors, der eine eher preistreibende Wirkung haben dürfte. In der 
Summe dürften jedoch die wettbewerbsintensivierenden Effekte überwiegen, 
so daß gefolgert werden kann, daß es zumindest zu einer Teilüberwälzung der 
eingesparten Kosten kommt und damit das gesamtwirtschaftliche Preisni- 
veau mit großer Wahrscheinlichkeit niedriger ist als in der Referenzsituation. 

Nach allgemeiner Auffassung ist das Preisniveau selbst allerdings in der 
wirtschaftspolitischen Praxis irrelevant. Zumindest hat die Veränderung des 
Preisniveaus eine ungleich größere Bedeutung. Die Wirkungen der Schatten- 
wirtschaft auf die Inflation werden jedoch von den Ökonomen höchst unter- 
schiedlich eingeschätzt, wobei die Mehrheit davon ausgeht, daß die Wirkung 
neutral ist bzw. daß keine Belege für eine von der offiziellen Ökonomie ab- 
weichende Preissteigerung in der Schattenwirtschaft gesehen werden.®? 

81Vgl. Langfeldt (1984b), S. 115 f. sowie Pyle (1989), S. 139, Fußnote 10. 
82V gl. Schmidt (1982), S. 16 f. 


83 Vgl. Alford und Feige (1989), S. 67. 
84Eine solche Aussage findet sich z.B. bei Gretschmann und Ulrich (1980), S. 448, 
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Dennoch werden Effekte diskutiert, die auf systematisch unterschiedliche 
Inflation in beiden Sektoren hinwirken. Als einer der Griinde fiir eine gerin- 
gere Inflation in der Schattenwirtschaft gegenüber der Preissteigerungsrate 
in der offiziellen Okonomie, die dementsprechend die gesamtwirtschaftliche 
Preissteigerungsrate stabilisierend beeinflusse, wird gesehen, daf eine der 
Hauptdeterminanten der Preiserhöhung im offiziellen Sektor die steigende 
Abgaben- und Regulierungslast ist.?° Da diese die Schattenwirtschaft nicht 
trifft, bleiben die Preise dort in einer solchen Situation unverändert. Die 
gesamtwirtschaftliche Inflationsrate ist also nicht so hoch wie die der offizi- 
ellen Ökonomie. Abschwächend ist diesem Argument jedoch hinzuzufügen, 
daß sich auch die administrativ bedingten Preiserhöhungen über den Me- 
chanismus der relativen Preise auch auf den irregulären Sektor übertragen 
und somit die vorgenannte preisstabilisierende Wirkung der Existenz der 
Schattenwirtschaft abschwächen bzw. aufheben .®® 

Ein weiterer preisstabilisierender Effekt der Schattenwirtschaft beruht 
auf einer permanenten Verlagerung wirtschaftlicher Aktivität in den irre- 
gulären Sektor. Da dort die Preise für vergleichbare Güter niedriger sind 
als in der offiziellen Ökonomie, ist die Verlagerung gleichbedeutend mit sin- 
kenden Durchschnittspreisen für diese Produkte.®” Gleichzeitig ist jedoch 
ein damit verbundener Wechsel der Nachfrage vom offiziellen in den Schat- 
tensektor auch mit einem Preisdruck dort verbunden, der eventuell vorste- 
henden preisstabilisierenden Effekt konterkariert.°® D.h. auch hier ist keine 
eindeutige Tendenz der Effekte zu beobachten. Hinzu kommt, daß nicht von 
einem permanenten und systematischen Abwandern wirtschaftlicher Akti- 
vität in die Schattenwirtschaft auszugehen ist, da der Staat das Überschrei- 
ten einer gewissen Obergrenze im relativen Ausmaß der Steuerhinterziehung 
mit großer Wahrscheinlichkeit nicht tolerieren wird. 

Von der intensivierenden Wettbewerbswirkung der Schattenwirtschaft 
können ebenfalls Effekte ausgehen, die in Richtung eines Rückgangs des 
Preisauftriebs wirken. Das in Abschnitt 3.1 auf den Seiten 20 ff. aufgeführte 
Auftreten potentieller und tatsächlicher Konkurrenz für die Produzenten 
des offiziellen Sektors durch die Schattenwirtschaft kann sich auch dyna- 
misch auswirken, indem verhindert wird, daß ein Kostendruck von den Un- 
ternehmen an die Verbraucher weitergegeben wird. Stattdessen muß der 
offizielle Sektor wegen der erhöhten Konkurrenz Rationalisierungspotential 


Gretschmann (1984b), S. 119, Langfeldt (1985), S. 305 f., Schäfer (1986), S. 81, Karmann 
(1988), S. 104 sowie bei Pyle (1989), S. 139. 

85 Vgl. Cassel (1984a), S. 175. 

86 Vgl. Cassel (1984a), S. 176 sowie Pyle (1989), S. 139, Fußnote 10. 

87 Vgl. Schäfer (1986), S. 81 sowie Langfeldt (1984a), S. 194. 

88V gl. Langfeldt (1984b), S. 116. 
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nutzen bzw. seine Produktionsabläufe optimieren.®? Für die Preissteigerung 
bedeutete dies einen durch die Existenz der Schattenwirtschaft bedingten 
geringeren Anstieg, als es in der Referenzsituation der Fall wäre. 

Eine Wirkung, die eher auf das Gegenteil, nämlich eine Verstärkung der 
gesamtwirtschaftlichen Inflation durch die Existenz der Schattenwirtschaft, 
hinweist, stellt auf einen Vergleich der Struktur der Produkte beider Sek- 
toren ab. Im irregulären Sektor, so lautet der Ansatz, werden überwiegend 
Dienstleitungen wie etwa handwerkliche Tätigkeiten erstellt. Bei diesen liegt 
jedoch eine unterdurchschnittliche Produktivitätssteigerung vor, die zu einer 
überdurchschnittlichen Preiserhöhung dieser Güter im Zeitablauf fiihrt.°° 
Die Preissteigungsrate ist mithin in der inoffiziellen Ökonomie größer als im 
regulären Sektor, so daß sich die gesamtwirtschaftliche Teuerungsrate durch 
die Existenz der Schattenwirtschaft erhöht. 

Problematisch an dieser Argumentation ist jedoch, die Verlagerung 
von Dienstleistungen in die Schattenwirtschaft von Veränderungen in der 
Nachfrage- und Produktionsstruktur zugunsten von Dienstleistungen zu 
trennen. Ist lediglich ersteres der Fall, kann nicht gefolgert werden, daß 
die Existenz der Sekundärökonomie die Inflation anheizt, da ohne diese die 
Dienstleistungen mit ihrem geringen Produktivitätsanstieg in der offiziellen 
Wirtschaft produziert würden. Somit würde sich dann durch die Dienst- 
leistungen die Inflation in der offiziellen Ökonomie erhöhen. Nur bei einer 
echten Veränderung in der Nachfrage- und Produktionsstruktur zugunsten 
von schattenwirtschaftlichen Dienstleistungen wirkt oben dargestellter Ef- 
fekt in Richtung einer inflationssteigernden Wirkung der Schattenwirtschaft. 
Da dafür jedoch keine Evidenz vorliegt, muß im Zusammenhang mit obigen 
unklaren Resultaten vorerst von einer uneindeutigen Wirkung der Schat- 
tenwirtschaft auf die gesamtwirtschaftliche Preissteigerungsrate ausgegan- 
gen werden, wobei jedoch aufgrund der Intensivierung des Wettbewerbs eine 
leichte Tendenz in Richtung Reduktion der Inflation durch die Existenz der 
Schattenwirtschaft besteht. 


5.6 Wachstum 


Ökonomisches Wachstum drückt sich durch eine Zunahme des Sozialpro- 
dukts einer Volkswirtschaft aus. Man unterscheidet extensives Wachstum, 
bei dem die absolute Zunahme gemeint ist, von intensivem, wobei es sich um 


89 gl. Cassel (1986), S. 90. 
90Vgl. Gutmann (1985), S. 6 sowie Schäfer (1986), S. 81. 
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einen Anstieg des Sozialprodukts pro Kopf handelt.9! Da sich die Existenz 
der Schattenwirtschaft wohl kaum auf das Bevölkerungswachstum auswirkt, 
ist diese Unterscheidung im Rahmen vorliegender Arbeit jedoch unerheb- 
lich. Zu untersuchen sind hier also die Effekte der Steuerhinterziehung auf 
die Produktion der Ökonomie im Zeitablauf. Da die Produktion über die 
Zeit die Zielgröße ist, stellt die Produktionsfunktion zusammen mit den 
Produktionsfaktoren den Ausgangspunkt für die Analyse dar. 

Die Produktionsfunktion als Grundlage der Wachstumstheorie wird all- 
gemein folgendermaßen dargestellt:?? 


Y(t) = F (L(t), H(t), K(t),t), (5.6) 


wobei t den Zeitindex repräsentiert und L für den ’rohen’ Arbeitseinsatz 
in Zeiteinheiten, H für das Humankapital und K für das physische Kapital 
stehen. Der Zeitindex als erklärende Variable der Produktionsfunktion ist so 
aufzufassen, daß damit der technologische Fortschritt abgebildet wird, der 
dafür sorgt, daß im Zeitablauf mit denselben Mengen der Produktionsfak- 
toren eine zunehmende Menge an Gütern und Dienstleistungen hergestellt 
werden kann.”? 

Nach Gleichung (5.6) sind vier Ansatzpunkte für Wachstumswirkungen 
der Schattenwirtschaft auszumachen. Zunächst könnte die Steuerhinterzie- 
hung auf den ’rohen’ Arbeitseinsatz der Ökonomie im Zeitablauf wirken. Da- 
neben sind Veränderungen des Zeitpfades des Kapitalstocks, sowohl was das 
physische als auch was das Humankapital angeht, möglich. Und schließlich 
kann es zu Veränderungen des Prozesses der techologischen Innovationen 
über die Zeit kommen. 

Was die Veränderung des ’rohen’ Arbeitseinsatzes durch die Schatten- 
wirtschaft angeht, sind keine systematischen und dauerhaften Effekte auszu- 
machen.’* Das Bevölkerungswachstum wird sicherlich nicht durch die Exi- 
stenz des Sekundärsektors tangiert. Aber auch bezüglich der durchschnitt- 
lichen Arbeitszeit eines Individuums dürften sich keine dauerhaften Effek- 
te ergeben. Zwar ist es möglich, daß die Existenz der Schattenwirtschaft 
zu einer einmaligen Veränderung der durchschnittlichen Arbeitszeit in der 
Ökonomie kommt. Wachstumswirkungen ergäben sich daraus jedoch nur, 
wenn dies dauerhaft geschähe. Dafür gibt es jedoch keinen Hinweis. 


91vgl. Bartling und Luzius (1998), S. 24 ff. 

92Vgl. Maußner und Klump (1996), S. 10. 

93\Vgl. Barro und Sala-I-Martin (1995), S. 15. 

946s wird wie üblich in der Wachstumstheorie angenommen, daß jederzeit Voll- 
beschäftigung herrscht. 
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Bezüglich der Veränderung des physischen Kapitalstocks im Zeitablauf 
sind wiederum zwei Größen entscheidend: zum einen der Aufbau des Kapi- 
talstocks in Form von Investitionen und zum anderen die Abschreibungen, 
die den Kapitalbestand der Ökonomie dezimieren. Abschreibung steht öko- 
nomisch für den Gebrauchswertverlust von Kapitalgütern über die Zeit, in 
erster Linie bedingt durch Verschleiß. 

Was den Verschleiß von Kapital angeht, wird diskutiert, daß das Pro- 
duktionskapital wie z.B. Maschinen oftmals zusätzlich zu ihrem Einsatz 
in Handwerksbetrieben, der Landwirtschaft oder in anderen Unternehmen 
auch nach Feierabend oder am Wochenende im Schattensektor eingesetzt 
wird.°® Eine solche zusätzliche Nutzung führt dann dazu, daß ein höherer 
Verschleiß auftritt und die Abschreibungsrate pro Zeiteinheit größer wird. 
Daher wird der Schattenwirtschaft angelastet, sie erhöhe den Verschleiß und 
damit die Abschreibungen der Ökonomie. 

Dies ist zwar in der Tat nicht von der Hand zu weisen, aber eine ökono- 
misch irreführende Aussage, denn mit der zusätzlichen Nutzung des Kapitals 
kommt es auch zu einer zusätzlichen Leistungsabgabe, denn die Kapitalgüter 
tragen nun zusätzlich am Wochenende und nach Feierabend zur Produktion 
von Gütern und Dienstleistungen bei. Damit muß der höhere Verschleiß der 
Kapitalgüter nun einer ebenfalls höheren Nutzung des Kapitals gegenüber- 
gestellt werden, und es kann nicht eindeutig von einem Anstieg der Ab- 
schreibungsrate pro Produktionseinheit ausgegangen werden. 

Folgende weitere Argumente schwächen die Hypothese eines höheren 
Verschleißes durch die Schattenwirtschaft außerdem etwas ab. Bei manchen 
Kapitalgütern steigt der Verschleiß mit höherer Beanspruchung nicht oder 
nur unterproportional an. Dieser Effekt ist z.B. bei Verbrennungsmotoren zu 
beobachten. Nutzt man sie selten können Schäden im Bereich der Schmie- 
rung der Lager auftreten. Insofern kann es bei manchen motorgetriebenen 
Baumaschinen sogar im Interesse des Firmeneigentümer — oder zumindest 
nicht zu seinem Nachteil - sein, wenn seine Maschinen von seinen Angestell- 
ten bei ihren schattenwirtschaftlichen Nebentätigkeiten mitgenutzt werden. 
Ein anderer Effekt tritt z.B. bei Spezialwerkzeugen etwa im Automobilhand- 
werk auf, die nur zur Reparatur eines bestimmten Bauteils eines bestimmten 
Fahrzeugtyps benötigt werden. Diese Werkzeuge werden meist nicht deswe- 
gen im Zeitablauf unbrauchbar, weil sie nicht mehr funktionsfähig sind, 
sondern weil der Fahrzeugtyp durch einen anderen ersetzt wird. In diesem 
Fall würde eine zusätzliche Nutzung nach Feierabend die Abschreibungen 
für die Volkswirtschaft nicht erhöhen. 


95 Vgl. Langfeldt (1984b), S. 123. 
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In Würdigung der genannten Aspekte, insbesondere der erhöhten Lei- 
stungsabgabe der Kapitalgüter in Verbindung mit der zusätzlichen Nutzung 
derselben, ist eine eindeutige Schlußfolgerung schwierig. Dennoch dürften 
die Effekte in etwa gleichstark wiegen, so daß insgesamt im folgenden von 
einer neutralen Wirkung der Schattenwirtschaft auf die gesamtwirtschaftli- 
che Abschreibungsrate des physischen Kapitalstocks ausgegangen wird. 

Was die Investitionen der Ökonomie angeht, ist festzustellen, daß die- 
se kreislauftheoretisch bei einer geschlossenen Volkswirtschaft identisch mit 
der gesamtwirtschaftlichen Ersparnis sind. Daher ist es möglich, bei der 
Analyse der Wirkung der Schattenwirtschaft auf die Investitionen ihre Ef- 
fekte auf die Konsum-Spar-Entscheidung der Individuen zu betrachten. Dies 
ist in vorliegender Arbeit bereits in Abschnitt 3.4 auf den Seiten 36 ff. ge- 
schehen, weshalb an dieser Stelle lediglich die einzelnen Effekte dieser Ana- 
lyse wiedergegeben werden sollen. 

Zunächst steigt durch die Hinterziehung der Kapitalertragsteuer die Net- 
tokapitalrendite der Privaten. Aus der ökonomischen Theorie ist bekannt, 
daß dies zwei Effekte auslöst und in der Summe uneindeutig auf die Erspar- 
nis wirkt.°° Zum einen kommt es aufgrund eines Substitutionseffekts zu 
einer Verlagerung des Konsums in die Zukunft, was mit einem Anstieg der 
Ersparnis verbunden ist. Dem gegenüber steht, daß aufgrund eines Einkom- 
menseffekts auch der gegenwärtige Konsum ansteigt und dies bei Konstanz 
des Nettoeinkommens bedeutet, daß man über die Reaktion der Ersparnis 
nichts eindeutiges mehr sagen kann. Die Hinterziehung von Lohnsteuer als 
komplementärer Bestandteil der Einkommensteuer weist hingegen eindeutig 
positive Effekte sowohl auf den Konsum als auch auf die Ersparnis auf. Ein 
zusätzlich positiver Effekt entsteht aufgrund des Anstiegs des Volkseinkom- 
mens durch die Existenz der Schattenwirtschaft, den der Abschnitt 3.5.2 
sowie die Modelle des Kapitels 7 zeigen. Eine Erhöhung des Volkseinkom- 
mens führt bei einer marginalen Konsumquote von unter eins eindeutig zu 
einem Anstieg der Ersparnis. 

Ein negativer Effekt auf die Ersparnis der Privaten scheint möglich, 
wenn man davon ausgeht, daß Ersparnisbildung aus Einkommen, das in der 
Schattenwirtschaft erzielt wurde, mit einem zusätzlichen Entdeckungsrisi- 
ko verbunden ist, wenn Banken Kontrollmitteilungen über die periodischen 
Vermögensveränderungen an den Staat weitergeben.®’ In Abschnitt 3.4 wird 
diese Möglichkeit jedoch relativiert, indem gezeigt wird, daß die Individuen 
dieses Risiko durch ihre geschickte Portfoliowahl ausschalten können. 


96 Vg]. Jha (1998), S. 149 ff. 
97Vgl. Peacock und Shaw (1982a), S. 274. 
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Insgesamt diirften daher die Investitionen der Privaten durch die Exi- 
stenz der Schattenwirtschaft mit großer Wahrscheinlichkeit ansteigen. Man 
kann sogar von einem positiven Multiplikatoreffekt sprechen: Die Erhöhung 
des Sozialprodukts durch die Existenz der Schattenwirtschaft bedingt höhe- 
re Investitionen und damit einen Anstieg des Kapitalstocks. Gleichzeitig 
bedeutet der Anstieg auch einen Anstieg der gesamtwirtschaftlichen Nach- 
frage mit der Folge, daß dadurch wiederum das Volkseinkommen steigt und 
zusätzliche Investitionen verbunden mit einem Anstieg des Kapitalstocks 
induziert werden.?® 

Bei der bisherigen Analyse unberücksichtigt geblieben ist jedoch die Rol- 
le des Staates, der neben seinen Konsumausgaben auch Investitionen tätigt. 
Auch hier zeigt die Existenz der Schattenwirtschaft Wirkungen in Form von 
zwei Effekten. Zum einen dürfte der wahrscheinliche Rückgang der Steuer- 
einnahmen durch die Steuerhinterziehung zu einer Reduktion staatlicher 
Ausgaben führen, der auch die Ausgaben für staatliche Investitionen träfe. 
Zum anderen kommt es darüber hinaus zu einer Strukturverschiebung bei 
den staatlichen Ausgaben. Wegen der Inflexibilität staatlicher Konsumaus- 
gaben dürfte der Rückgang staatlicher Ausgaben sich überproportional bei 
den Investitionen äußern. 

Aufgrund der Gegenläufigkeit beider Entwicklungen von privaten und 
staatlichen Investitionen ist daher in der Summe eine uneindeutige Wirkung 
der Existenz der Schattenwirtschaft zu konstatieren. Das in Kapitel 8 auf 
den Seiten 175 ff. dargestellte neoklassische Wachstumsmodell beschreibt 
diese gegenläufigen Effekte noch einmal modelltheoretisch und zeigt, daß 
die Wirkung der Steuerhinterziehung entscheidend von dem Verhältnis von 
privater Spar- und staatlicher Investitionsquote abhängt. Zusammen mit 
der festgestellten Wirkung auf die Abschreibungen, die relativ neutral sein 
dürften, ist der Gesamteffekt der Schattenwirtschaft auf die Entwicklung 
des Kapitalstocks der Ökonomie als uneindeutig anzusehen. 

Die Veränderung des Humankapitals im Zeitablauf erfährt ebenfalls ei- 
ne Veränderung durch die Existenz der Schattenwirtschaft. Auch hier ist 
eine Zweiteilung der Analyse in die Betrachtung der Abschreibungen und 
der Investitionen vorzunehmen. Anders als beim physischen Kapital äußern 
sich die Abschreibungen nicht in Form von Verschleiß, sondern als Dequa- 
lifikation der Individuen. Zu Dequalifikation kann es durch die Existenz 
der Schattenwirtschaft kommen, weil die Tätigkeiten, die dort zu verrichten 
sind, oftmals keine hohen Anforderungen an die Beschäftigten stellen. Was 
z.B. Reparaturen im Bereich Kfz-Handwerk angeht, handelt es sich meist 
um einfache Arbeiten. Auch im Bereich Hausbau kommt es zu Schwarzar- 


98Vgl. Gretschmann (1984b), S. 109. 
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beit vornehmlich in Form manueller Verrichtungen und selten bei konzeptio- 
nellen Tätigkeiten wie z.B. Architektur- oder Ingenieurarbeiten.?? Daher ist 
anzunehmen, daß die Beschäftigung in der Schattenwirtschaft im Gegensatz 
zum offiziellen Sektor in eher geringem Umfang den Effekt des ’learning-by- 
doing’ beinhaltet.!°° In der Summe über alle Individuen ist die Arbeitszeit, 
die im Sekundärsektor aufgewandt wird, daher aus Qualifizierungssicht we- 
niger positiv zu beurteilen als die Arbeit in der offiziellen Ökonomie. 

Dem entgegen stehen jedoch zwei Argumente: Zum einen führt die Schat- 
tenwirtschaft für die Ökonomie auch zu einem Mehr an Wirtschaftsleistung, 
was sich zumindest partiell positiv auf die Beschäftigung von sonst Arbeit- 
losen auswirkt. Damit bleibt diesen Personen die Arbeitslosigkeit erspart, 
die ebenfalls mit einer Dequalifikation verbunden ist, die im Zweifel sogar 
stärker ist als die, die bei Schwarzarbeit auftritt.1°! Zum anderen muß be- 
dacht werden, daß ein großer Teil der schattenwirtschaftlichen Tätigkeit in 
der Referenzsituation in der offiziellen Ökonomie stattfindet.!% D.h., in der 
Referenzsituation müßten viele der Arbeiten, die für die Individuen keine 
zusätzliche Qualifikation bringen, trotzdem ausgeführt werden. Umgekehrt 
bedeutet das, daß nur echte Verschiebungen in der Nachfrage- und Produkti- 
onsstruktur zugunsten von einfachen Arbeiten ohne Qualifizierungspotential 
nachteilig auf das gesamtwirtschaftliche Humankapital wirken. Daher ergibt 
sich zusammengefaßt, daß sich vermutlich aufgrund der Schattenwirtschaft 
die ’Abschreibungsrate’ des Humankapitals erhöhen wird. Das Ausmaß die- 
ses Effekts dürfte jedoch weitaus geringer sein, als es auf den ersten Blick 
aussieht. 

Auch bezüglich der Investitionen in das Humankapital einer Ökonomie 
bedarf es einer anderen Betrachtungsweise als bei physischem Kapital. Hier 
sind nicht die gesamtwirtschaftlichen Ersparnisse die Determinante der Inve- 
stition, sondern die Ausgaben für Aus- und Weiterbildung. Diese vollziehen 
sich in der Trägerschaft zweier Wirtschaftssubjekte: vornehmlich durch den 
Staat und in einem gewissen Umfang auch durch die Unternehmen. Was den 
Staat angeht, gelten die Überlegungen, die im Kapitel 3.5 auf den Seiten 


99 Vgl. Niessen und Ollmann (1986), S. 178. 

100 Djes läßt sich anhand eines Beispiels aus dem Kfz-Handwerk verdeutlichen: Während 
Beschäftigte in einer offiziellen Werkstatt mit komplexen Reparaturen an neueren Autos 
mit modernerer Technik betraut werden, bei denen sie durch ’learning-by-doing’ neue 
Kenntnisse erlangen, die sie während der Ausbildung nicht gelernt haben, kommt dies 
in der Schattenökonomie selten vor. Dort werden von den Beschäftigten eher einfache 
Arbeiten an weniger modernen Automobilen verlangt, aus deren Verrichtung sie keinen 
zusätzlichen Lerneffekt haben. 

101 Vgl. Gross (1988), S. 46. 
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50 ff. angestellt wurden. Einerseits ist es uneindeutig, ob bedingt durch die 
Existenz der Schattenwirtschaft mehr oder weniger öffentliche Güter bereit- 
gestellt werden sollen — und als solche haben die Bildungsinvestitionen zu 
gelten. Andererseits ist relativ unklar, ob der Staat aufgrund der finanziellen 
Restriktionen durch reduzierte Steuereinnahmen überhaupt noch dasselbe 
Bildungsangebot wie in der Referenzsituation anbieten kann, wobei letzte- 
rer Aspekt eher dafür spricht, daß die Bildungsinvestitionen in staatlicher 
Trägerschaft aufgrund zurückgehender Steuereinnahmen reduziert werden 
müssen. 

Unternehmen investieren in Fort- und Weiterbildung ihrer Mitarbeiter, 
wenn dies mit einem positiven erwarteten (Netto-)Ertrag in der Zukunft 
verbunden ist. Bei der durch die Existenz der Schattenwirtschaft entstehen- 
den Verlagerung wirtschaftlicher Aktivitäten verändert sich dieser Ertrag 
nicht und insofern dürften die Fort- und Weiterbildungsinvestitionen der 
Unternehmen vom irregulären Sektor unbeeinflußt sein. Als Schlußfolge- 
rung ergibt sich allerdings, daß aufgrund der zurückgehenden Humankapi- 
talinvestitionen durch den Staat insgesamt die Investitionen in Aus- und 
Weiterbildung durch die Schattenwirtschaft sinken werden. Zusammen mit 
der tendenziellen Erhöhung der Abschreibungsrate für Humankapital ist in 
dieser Beziehung mit negativen Wachstumseffekten durch die Existenz des 
Sekundärsektors zu rechnen. 

Der Prozeß der technologischen Innovationen im Zeitablauf dürfte in er- 
ster Linie durch die Anstrengung der Ökonomie im Bereich Forschung und 
Entwicklung bestimmt sein. Daher ergibt sich die Frage, inwiefern die Schat- 
tenwirtschaft diesen beeinflußt. Ähnlich wie bei den Humankapitalinvesti- 
tionen durch die Unternehmen gilt hier, daß Verfahrensverbesserungen dann 
finanziert werden, wenn der erwartete zukünftige (Netto-)Ertrag positiv ist. 
Dieser wird jedoch durch die Verlagerung von wirtschaftlicher Aktivität 
vom offiziellen in den Schattensektor nicht verändert. Einzig Änderungen 
in der Nachfrage und Produktionsstruktur zugunsten von in der Schatten- 
wirtschaft vornehmlich produzierten handwerklichen Dienstleistungen zei- 
gen Wirkungen. Da letztere nämlich ein geringes Potential für Produkti- 
vitätsfortschritte haben, dürfte dies gesamtwirtschaftlich wachstumshem- 
mend wirken.!? 

Ein weiterer negativer Effekt hinsichtlich des Wachstums durch Prozeß- 
und Verfahrensinnovationen könnte sich aus der Veränderung der Betriebs- 
größenstruktur durch die Schattenwirtschaft ergeben. Im irregulären Sektor 
dürften aufgrund des Entdeckungsrisikos eher kleinere Unternehmensein- 
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heiten sowie selbständig Tätige vorherrschen,!°? so daß sich gesamtwirt- 
schaftlich eine Reduktion der durchschnittlichen Betriebsgröße ergibt.!0? 
Bezüglich Forschungs- und Entwicklungsinvestitionen muß man jedoch da- 
von ausgehen, daß diese hauptsächlich von großen Unternehmen getätigt 
werden, die sich deren erheblichen Finanzierungsaufwand leisten und auf- 
grund ihrer Größe betriebswirtschaftlich besser verkraften können. Die ge- 
samtwirtschaftliche Änderung der Betriebsgrößenstruktur durch die Exi- 
stenz der Schattenwirtschaft führt daher tendenziell auch zu einem Rück- 
gang der Investitionen in die Forschung und Entwicklung und damit zu einer 
Verlangsamung des technologischen Fortschritts. 

Zu einem zusätzlichen Effekt der Schattenwirtschaft auf das Wachstum 
kann es aufgrund eines Sekundäreffekts der Wirkung des irregulären Sektors 
auf die Verteilung kommen. Bhattacharyya!’ verweist diesbezüglich auf 
das Forschungsergebnis einer Arbeit von Persson und Tabellini bezüglich 
des Zusammenhangs zwischen Einkommensverteilung und Wachstum. Die 
beiden Autoren zeigen dort, daß ein Anstieg der Ungleichheit der Einkom- 
mensverteilung das zukünftige Wachstum einer Ökonomie reduziert.!07 Zur 
Beurteilung der Wachstumswirkung sind daher auch die Ergebnisse von 
Abschnitt 4.3 auf den Seiten 84 ff. bezüglich der personellen Einkommens- 
verteilung zu beachten. Allerdings waren die Resultate dort uneindeutig, so 
daß sich bezüglich der Sekundäreffekte auf das Wachstum der Ökonomie 
dasselbe ergibt. 

Insgesamt ist also über die Wirkung der Existenz der Schattenwirtschaft 
auf das gesamtwirtschaftliche Wachstum ein differenziertes und leider etwas 
diffuses Bild zu zeichnen. Die Effekte des irregulären Sektors auf die einzel- 
nen Wachstumsfaktoren ’roher’ Arbeitseinsatz, physisches und Humankapi- 
tal sowie technologischer Fortschritt sind sehr unterschiedlich. Bezüglich des 
Arbeitsvolumens ist eine neutrale Wirkung der Steuerhinterziehung festzu- 
stellen. Auf das physische Kapital ist diese nicht neutral, in ihrer Richtung 
aber uneindeutig. Was das Humankapital angeht, ist der Effekt vermutlich 
leicht negativ. Gleiches gilt für die Wirkung auf den technologischen Fort- 
schritt. Daher ist insgesamt auf einen eher negativen Effekt der Existenz 
der Schattenwirtschaft auf das gesamtwirtschaftliche Wachstum zu schlie- 
ßen, wobei das Gegenteil jedoch nicht ausgeschlossen werden kann. 


104g]. Kesselman (1997), S. 298. 

105 Reuter (1982), S. 130 liefert noch eine weitere Erklärung, warum in der Schatten- 
wirtschaft nur kleine Unternehmen tätig sind: Großunternehmen sind in der Lage, legale 
Steuervermeidungsmöglichkeiten zu nutzen, zu denen kleinere Betriebe keinen Zugang 
haben. 

106\gl. Bhattacharyya (1999), S. F357. 

107g], Persson und Tabellini (1994), S. 617. 
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Kapitel 6 


Wohlfahrtsökonomische 
Würdigung der 
Wirkungen von 


Steuerhinterziehung und 
Schattenwirtschaft 


Der erste Teil vorliegender Arbeit hat insbesondere mit seinen Kapiteln 3 
bis 5 einen umfassenden Überblick über die gesamtwirtschaftlichen Wirkun- 
gen der im Abschnitt 2.1 begrifflich näher eingegrenzten Schattenwirtschaft 
geboten. Außerdem wurden im Abschnitt 2.2 die einzelwirtschaftlichen 
Aspekte der Sekundärökonomie kurz angerissen sowie die nichtökonomisch- 
gesellschaftlichen Effekte dargestellt. In diesem Kapitel soll nun eine wohl- 
fahrtsökonomische Bewertung des mit Steuerhinterziehung verbundenen ir- 
regulären Wirtschaftens vorgenommen werden. Daher wird zunächst eine 
kurze Zusammenfassung der bisherigen Ergebnisse präsentiert. 

Die individuellen Wirkungen der Schattenwirtschaft stellen sich unter- 
schiedlich dar, je nachdem, ob und wie sich das Individuum an den wirt- 
schaftlichen Transaktionen des irregulären Sektors beteiligt. Da jedes einzel- 
ne Wirtschaftssubjekt vor seinen Entscheidungen mutmaßlich ein persönli- 
ches Nutzenkalkül anstellt, kann man davon ausgehen, daß sich rational ver- 
haltende Teilnehmer an der Schattenwirtschaft einen individuellen (Netto-) 
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Nutzengewinn durch ihr Hinterziehungsverhalten erlangen, während Nicht- 
teilnehmer einen Verlust durch eine Teilnahme erwarten, daher nur im of- 
fiziellen Sektor ökonomisch aktiv werden und somit abgesehen von nut- 
zenrelevanten Rückwirkungen gesellschaftlicher oder gesamtwirtschaftlicher 
Art zunächst keine Nutzenverluste realisieren. Auf der einzelwirtschaftli- 
chen Ebene betrachtet — ohne Berücksichtigung möglicher gesellschaftlicher 
und gesamtwirtschaftlicher Rückwirkungen auf den Nutzen einzelner In- 
dividuen — dürfte die Existenz der Schattenwirtschaft mithin eine enorme 
Wohlfahrtsverbesserung der Gesellschaft bedeuten, da hier lediglich die Nut- 
zenverbesserungen der teilnehmenden Individuen zu zählen sind. Dies gilt 
sowohl ex-ante, wenn sich die Rechnung nur auf die erwarteten Nutzenge- 
winne der Individuen bezieht, als auch ex-post. Denn wenn die Individuen 
keine systematischen Erwartungsfehler begehen - was angenommen wird -, 
entspricht die durchschnittliche ex-post-(Netto-)Nutzenverbesserung jedes 
Individuums dem erwarteten ex-ante-Nutzengewinn. 

Um die gesamtwirtschaftlichen Effekte darzustellen, wird im folgenden 
eine Struktur gewählt, die sich von der Dreiteilung in Allokation, Distri- 
bution und Stabilisierung unterscheidet. Stattdessen wird in Wirkungen 
der Schattenwirtschaft und Steuerhinterziehung separiert, die zum einen die 
Funktionsweise von Märkten bzw. deren Ergebnisse direkt beeinträchtigen, 
und die zum anderen die Funktionsweise bzw. die Ergebnisse staatlicher 
Markteingriffe stören. Die Ökonomie, die es zu beurteilen gilt, wird dabei 
als die Einheit von offiziellem und Schattensektor angesehen. 

Zunächst einmal ist festzuhalten, daß sich die Produktionsstruktur der 
Ökonomie, bedingt dadurch, daß in der Schattenwirtschaft Maßnahmen ge- 
gen eine mögliche Entdeckung getroffen werden müssen, ändert. Zum einen 
kommt es zu einer direkten Verschwendung von Ressourcen, um die Ent- 
deckung der Steuerhinterziehung bzw. auf der Seite des Staates ein völliges 
Nichtbeachten von Steuergesetzen und sonstigen staatlichen Regelungen zu 
verhindern. Zum anderen verschiebt sich das Faktoreinsatzverhältnis in der 
offiziellen Ökonomie zugunsten des Faktors Kapital, während im Schatten- 
sektor arbeitsintensiver gearbeitet wird. Die Existenz der Schattenwirtschaft 
führt also zu einem Verlust der Produktionseffizienz. Darüber hinaus ist dem 
Sekundärsektor zu bescheinigen, daß er die Arbeitsteilung, die sich im Laufe 
des Prozesses der Industrialisierung entwickelt hat, umkehrt. Wegen der Ge- 
fahr der Entdeckung wird die gesamte Wertschöpfung im Schattensektor auf 
wenigen, wenn möglich einer, Produktionsstufe(n) erbracht. Wohlfahrtsöko- 
nomisch wird diese Entwicklung ebenfalls negativ beurteilt.! 


Vgl. z.B. Langfeldt (1984b), S. 127. 
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Die Effekte der Steuerhinterziehung auf das Angebot an Produktionsfak- 
toren sind hingegen nicht so eindeutig bestimmbar, denn sowohl das Arbeits- 
als auch das Kapitalangebot in Form der Ersparnisbildung reagieren unein- 
deutig auf die Existenz des irregulären Sektors. Da es zu einer zusätzlichen 
Nutzung von Produktionsfaktoren — die sonst für die Produktion ökono- 
misch knapper Güter brachlägen - durch den irregulären Sektor kommen 
kann, sind an dieser Stelle durchaus wohlfahrtsteigernde Effekte möglich.? 

Zur Beurteilung der gesamten Leistung einer Ökonomie in Form des 
Outputs muß auch ein Blick auf die Nachfrageseite geworfen werden. Hier 
ergibt sich eine eindeutige Tendenz der Wirkung der irregulären Wirt- 
schaft in Richtung eines induzierten Nachfrageanstiegs, bedingt durch den 
günstigeren Preis schattenwirtschaftlicher Erzeugnisse sowie ökonomische 
Multiplikator- und Komplementäreffekte. Es ist daher festzuhalten, daß 
trotz der Ineffizienz der Produktionsstruktur das ’wahre’ Sozialprodukt 
als Wohlstandsmaß? durch die Existenz der Schattenwirtschaft mit großer 
Wahrscheinlichkeit steigt. Interpretiert man darüber hinaus die Beschäfti- 
gung der Faktoren als über das Sozialprodukt durch die Nachfrage be- 
stimmt, ergibt sich daraus ein Beschäftigungsanstieg insbesondere für den 
Faktor Arbeit. 

Zum Funktionieren des Gütertauschs auf Märkten trägt die Schatten- 
wirtschaft ebenfalls positiv bei — dies gilt zumindest in der Summe. Zwar 
reduziert sich durch den Drang zur Verheimlichung die Transparenz der 
Märkte. Dem gegenüber stehen jedoch zwei gravierende Effekte: Wegen der 
potentiellen und tatsächlichen Konkurrenz, die der Schattensektor ausübt, 
kommt es zum einen gegenüber der Referenzsituation zu einer Reduktion 
der Preise für die Konsumenten, die dadurch ein höheres Versorgungsni- 
veau erreichen und sich aus wohlfahrtsökonomischer Sicht besser stellen 
können. Zum anderen wird das Preissystem in der Schattenwirtschaft als 
gegenüber der offiziellen Ökonomie flexibler angesehen.* Daraus ergibt sich 
eine wohlfahrtserhöhende Wirkung durch bessere die Knappheitssituation 
widerspiegelnde Preissignale, die zu einer ökonomisch vorteilhafteren Allo- 
kation führen. 

Die Begutachtung der Effekte der Schattenwirtschaft auf die Funktions- 
weise des Marktes zeigt bereits, daß eine eindeutige ökonomische Bewertung 
der Steuerhinterziehung nicht möglich ist. Es existieren sowohl positive als 
auch negative Wirkungen. 

2Vgl. Schäfer (1986), S. 82. 
3Zur Eignung des Sozialprodukts als Wohlstandsmaß vgl. Frenkel und John (1996), S. 


152 ff. 
4Vgl. Schäfer (1986), S. 82. 
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Auch hinsichtlich der Effektivität staatlicher Eingriffe in die Markt- 
wirtschaft wirkt die Existenz der Schattenwirtschaft ambivalent. Das wohl 
wichtigste Kriterium in diesem Zusammenhang ist die Finanzsituation des 
Staates, die durch die Hinterziehung von Steuern und Abgaben vermeint- 
lich verschlechtert wird. Davon leitet sich in mehreren Bereichen die Ver- 
schlechterung der Effektivität staatlicher Wirtschaftspolitik ab. Zunächst 
ist diesbezüglich die Versorgung der Bevölkerung mit öffentlichen Gütern 
zu nennen. Darüber hinaus wirken sich Finanzierungsengpässe auch auf die 
staatliche Wachstumspolitik in Form von Ausbildungs-, Forschungs- und 
Infrastrukturinvestitionen aus. Eine nähere Analyse der Effekte der Schat- 
tenwirtschaft auf das Budget zeigt jedoch, daß ein eindeutiger Rückgang 
der Steuereinnahmen zwar wahrscheinlich, aber nicht endgültig gesichert ist. 
Wichtig ist hierbei jedoch, daß der Rückgang der Steuereinnahmen sicher- 
lich deutlich geringer ausfällt als vielfach befürchtet und daher die möglichen 
negativen Wirkungen nicht sehr gravierend sein dürften. 

Ein ähnliches Bild zeichnet sich ab, wenn man die finanzielle Lage der So- 
zialversicherungen durch die Existenz der Schattenwirtschaft im Vergleich 
zur Referenzsituation betrachtet. Auch hier sind zwar negative Wirkun- 
gen festzustellen, diese sind jedoch ebenfalls nicht so gravierend wie in der 
öffentlichen Diskussion dargestellt. Bei der Rentenversicherung kommt es 
langfristig sogar zu keinen finanziellen Einbußen durch die Hinterziehung 
der Sozialversicherungsbeiträge im irregulären Sektor. 

Ein weiteres Problem wird dort gesehen, wo sich zum einen die staat- 
liche Wirtschaftspolitik wegen der Nichterfassung schattenwirtschaftlicher 
Transaktionen auf falsche Daten stützt oder sich zum anderen durch die 
Existenz der Schattenökonomie der unterstellte Transmissionsmechanismus 
ändert. Bezüglich der Datengrundlage kann nach einer eingehenden Ana- 
lyse der Zusammenhänge Entwarnung gegeben werden: In keinem Bereich 
ist bei einem einigermaßen moderaten Umfang des irregulären Sektors die 
Gefahr einer fehllaufenden Wirtschaftspolitik durch ein Diagnoseproblem 
zu befürchten. Der Aspekt einer Änderung des Transmissionsmechanismus 
stellt sich ähnlich dar. Auch hier ist die Gefahr gering, da insbesondere im 
Bereich der Fiskalpolitik der Schattensektor die Transmission der Maßnah- 
men überhaupt nicht tangiert. Was die geldpolitische Transmission angeht, 
dürften sich einerseits aufgrund von theoretischen Überlegungen und ande- 
rerseits wegen der vorhandenen empirischen Beobachtungen ebenfalls keine 
Schwierigkeiten ergeben. 

Lediglich im Bereich der Verteilungspolitik kommt es zu Effekten 
durch die Schattenwirtschaft, die die Ergebnisse staatlicher Umverteilung 
verändern. Die Richtung der Veränderungen sind jedoch unbekannt. Auf 
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der einen Seite stehen Argumente fiir einen nivellierenden Effekt der Exi- 
stenz des Schattensektors auf die personelle Verteilung. Andererseits spre- 
chen auch Argumente fiir eine Polarisierung der Verteilung. Wegen der Un- 
eindeutigkeit kann hier keine wohlfahrtsökonomische Beurteilung vorgenom- 
men werden. 

Insgesamt kann daher festgehalten werden, daß die Effektivität staat- 
licher Eingriffe in die Marktprozesse einer Volkswirtschaft nicht von ei- 
ner gravierenden Gefahr durch die Existenz der Schattenwirtschaft bedroht 
wird. Die damit verbundenen Einschränkungen der gesamtgesellschaftlichen 
Wohlfahrt dürften im Vergleich zu der Summe der individuellen Wohlfahrts- 
verbesserungen der Teilnehmer an der Schattenwirtschaft gering sein. Aus 
dieser Gegenüberstellung ist daher zu folgern, daß zwar in bestimmten Be- 
reichen gesellschaftliche Wohlfahrtsverschlechterungen durch die Existenz 
der Schattenwirtschaft zu befürchten sind, denen auf der anderen Seite aber 
auch gesamtwirtschaftliche Zustandsverbesserungen sowie die Summe der 
individuellen Wohlfahrtsgewinne gegenüber stehen. Daher sind die eindeu- 
tig negativen Einschätzungen, die der Schattenwirtschaft in der öffentlichen 
Diskussion entgegen gebracht werden, aus ökonomischer Sicht so nicht zu 
rechtfertigen. 

Eine eindeutige Gefährdung stellt die Schattenwirtschaft nur dar, wenn 
man den Beurteilungsrahmen erweitert und die nichtökonomischen Effekte 
des irregulären Sektors miteinbezieht. Durch ihre inhärente kumulative Wir- 
kung besteht die Möglichkeit eines Überbordens des Sekundärsektors. Damit 
verbunden ist die Gefahr der Auflösung des Gesellschaftsvertrags mit der 
Konsequenz eines möglichen Zerfalls der Gesellschaft. Zwar erfüllt die Schat- 
tenwirtschaft auch an dieser Stelle eine wichtige Funktion, nämlich die eines 
Signals zur Veränderung ökonomischer und nichtökonomischer Rahmenbe- 
dingungen. Aber hinsichtlich der erwähnten, möglicherweise dramatischen 
Folgen auf das Zusammenleben eines Volkes in einer Gemeinschaft dürfte 
eine entschiedene Bekämpfung zumindest einer weiteren Ausdehnung der 
Schattenwirtschaft nicht nur notwendig, sondern sogar unabdingbar sein. 
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Teil II 


Modelltheoretische 
Analysen der Wirkungen 
von Schattenwirtschaft 
und Steuerhinterziehung 


Kapitel 7 


Statische Einsektoren- 
Makromodelle 


7.1 Vorbemerkungen zu den modelltheoreti- 
schen Analysen 


Nachdem im ersten Teil vorliegender Arbeit ein Überblick über die mögli- 
chen gesamtwirtschaftlichen Wirkungen der Existenz der Schattenwirtschaft 
gegeben wurde, sollen in diesem zweiten Teil einzelne Aspekte einer beson- 
deren modelltheoretischen Betrachtung unterzogen werden. Dabei werden 
mit Hilfe eines höheren Abstraktionsgrads klarere Aussagen bezüglich der 
Richtung verschiedener Effekte der Steuerhinterziehung möglich. Daneben 
ermöglicht es die modelltheoretische Analyse, einen direkten Bezug zwischen 
den Ergebnissen und den dazu nötigen Annahmen herzustellen und damit 
Zusammenhänge besser zu identifizieren. 


7.2 Einleitung 


Folgende Modelle dienen zur Darstellung der Wirkung der Schattenwirt- 
schaft auf das Volkseinkommen und damit die Beschäftigung, auf die Steuer- 
einnahmen des Staates sowie auf dessen Budgetdefizit in einem einfachen 
statischen Kontext einer einzelnen Volkswirtschaft ohne außenwirtschaftli- 
che Verflechtungen. Dabei werden insbesondere der in Abschnitt 3.5.2 auf 
den Seiten 54 ff. beschriebene Multiplikatoreffekt und dessen Determinan- 
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ten dargestellt. Außerdem wird gezeigt, welchen entscheidenden Einfluß das 
Ausgabenverhalten des Staates auf die Ergebnisse hat. Untersucht werden 
die drei Regime konstante Ausgaben pro Kopf, konstante Staatsquote und 
materieller Budgetausgleich. Ein Teilergebnis vorwegnehmend kann hier be- 
reits gesagt werden, daß sich unter diesen verschiedenen Staatsausgabenzie- 
len sehr unterschiedliche Effekte der Schattenwirtschaft auf die zu untersu- 
chenden Größen ergeben. 

Zunächst werden dazu die Grundannahmen eines einfachen Modells 
präsentiert und unter drei verschiedenen Ausgabenregimen des Staates ana- 
lysiert. In Abschnitt 7.7 wird das Modell um eine differenzierte Konsum- 
funktion ergänzt, die berücksichtigt, daß eventuell aus hinterzogenem Ein- 
kommen mehr konsumiert wird, um das Risiko der Entdeckung aufgrund 
von Kontrollmitteilungen von Banken zu reduzieren. Abschnitt 7.8 präsen- 
tiert nochmals das Grundmodell, allerdings ergänzt um indirekte Besteue- 
rung. Nach einem kurzen Zwischenfazit in Abschnitt 7.9 wird in Abschnitt 
7.10 ein um den Geldmarkt erweitertes Modell analysiert, das in der Litera- 
tur als IS-LM-Modell bekannt ist. Hebt man nun die Exogenität des Preisni- 
veaus und die Annahme eines sich an die Nachfrage anpassenden Angebots 
auf, erhält man das in Abschnitt 7.11 dargestellte Modell der neoklassischen 
Synthese, in das die Möglichkeit der Steuerhinterziehung auch auf der An- 
gebotsseite integriert wird. Abschnitt 7.12 rundet dieses Kapitel mit einer 
Zusammenfassung der Modellergebnisse ab. 


7.3 Annahmen des einfachen Einnahmen- 
Ausgaben Modells 


Will man Steuerhinterziehung in einem makroökonomischen Kontext be- 
trachten, bietet sich als Einstieg das einfache keynesianische Einnahmen- 
Ausgaben-Modell an. Dies impliziert, daß man zunächst vom monetären 
Sektor abstrahiert und die Angebotsseite der Volkswirtschaft außer acht 
läßt. Ebenfalls ist es notwendig, von einem konstanten Preisniveau auszuge- 
hen und alle makroökonomischen Aggregate als Realgrößen zu beschreiben. 

Das einfachste Modell, welches dann entsteht und auf einer Arbeit von 
Peacock und Shaw beruht,! wird durch folgende Definitions- und Verhal- 
tensgleichungen beschrieben: Die gesamtwirtschaftliche Nachfrage (Y%) der 
als geschlossen angenommenen Ökonomie ergibt sich aus der Summe von 


1Vgl. Peacock und Shaw (1982a), S. 269 ff. 
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privatem Konsum (C), privaten Investitionen (I) und Staatsausgaben (G): 
Y?=C+I+G. (7.1) 


Der Konsum wird als abhängig vom Nettoeinkommen der Privaten (Y”) an- 
genommen [C = C(Y”)]. Die Besteuerung erfolgt in diesem Modell durch ei- 
ne proportionale Einkommensteuer mit einem exogen gegebenen Steuersatz 
t (mit 0 < t < 1). Haben die privaten Wirtschaftssubjekte die Möglichkeit, 
einen Teil e (mit 0 < e < 1) ihres Einkommens bei der Angabe der steuer- 
pflichtigen Einkünfte zu verheimlichen, so ergibt sich das Nettoeinkommen 
als Y” = (1-t(1-e))Y.? Demnach erhält man als Konsumfunktion 


c=C((1-t(1-e))¥) (7.2) 


mit Cy(-) := an Außerdem wird angenommen, daß 0 < Cy(-) < 1 gilt. 
Die Investitionen werden in diesem Grundmodell zunächst als exogene 
Größe betrachtet, so daß gilt: 


Der Staat erzielt im vorliegenden Modell Steuereinnahmen (T) gemäß fol- 
gender Funktion: 


T = t(1 — e)Y. (7.4) 


Öffentliche Ausgaben für Güter und Dienstleistungen werden durch die 
Regierung gemäß drei alternativer Zielsetzungen getätigt: 


1. Der Staat hält seine Pro-Kopf-Ausgaben auf einem vorgegebenen Ni- 
veau. Diese Zielsetzung bedeutet in dem hier gegebenen statischen 
Modell mit konstanter Bevölkerung Exogenität der Staatsausgaben: 


G = Go. (7.5) 


2. Der Staat plant Ausgaben gemäß einer exogenen Staatsquote g (mit 
0<g< 1). Damit sind die Staatsausgaben modellendogen: 


G= gY. (7.6) 


2Wie in Kapitel 2.1 dargestellt, ist die Betrachtung von Steuerhinterziehung und 
Schattenwirtschaft unter den dort gemachten Annahmen äquivalent. Die Vorstellung 
einer Verheimlichung bzw. Nichtdeklaration von Einkommen deckt sich also mit einer 
Situation, bei der ein Teil (1 — e) des Einkommens im offiziellen Sektor und der andere 
Teil e im Schattensektor erwirtschaftet wird. Eine Erhöhung von e entspricht dann einer 
relativen Ausdehnung der Schattenökonomie. 
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3. Der Staat ist durch die Verpflichtung zu materiellem Budgetausgleich 
gebunden, wonach seine Ausgaben den Steuereinnahmen entsprechen 
und sich folgendermaßen ergeben: 


G = t(1 - e)Y. (7.7) 


Das Modell wird durch die Annahme sich an die Nachfrage anpassen- 
den Güterangebots und ständigen Gütermarktgleichgewichts geschlossen. 
Es gilt: 


very (7.8) 


7.4 Konstante Pro-Kopf- Ausgaben 


Das System der zwei interessierenden Variablen Volkseinkommen (Y) und 
Steuereinnahmen (T) erhält man durch Zusammenführung der Gleichungen 
(7.1), (7.2), (7.3), (7.5) und (7.8) zur Gütermarktgleichgewichtsbedingung 
bzw. direkt durch Gleichung (7.4). Die strukturelle Form des zu analysie- 
renden Modells lautet damit: 


Y = c(( ide e))Y) Ten 
T = t(1 — e)Y | 


(7.9) 


Werden diese Gleichungen als implizite Funktionen dargestellt, kann 
man daraus die Jacobi-Matrix dieses Systems bestimmen: 


Die Determinante dieser Matrix lautet: 
det J; = Ay =1-Cy()(l-t(l-e)) > 0. (7.10) 


Mit Hilfe der Cramer’schen Regel lassen sich nun folgende komparativ- 
statischen Ergebnisse ableiten. Zunächst ergibt sich die Wirkung der Hin- 
terziehung auf das Volkseinkommen als: 


OY _ tCy(-) ; 
TY > (7.11) 


wobei Y das gleichgewichtige Volkseinkommen der Ausgangslage bezeichnet. 
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Ein Anstieg der Schattenwirtschaft steigert in diesem Modellzusammen- 
hang das gleichgewichtige Volkseinkommen. Ein marginal höherer Hinterzie- 
hungsanteil erhöht zunächst das verfügbare Einkommen der Privaten mar- 
ginal. Dies führt gemäß der Grenzneigung zum Konsum zu einem Anstieg 
der privaten Konsumnachfrage. Dieser Anstieg der gesamtwirtschaftlichen 
Nachfrage schafft neues Einkommen, das wiederum nachfragewirksam wird. 
Dadurch kommt es zu Multiplikatoreffekten, die für die Erhöhung des Volks- 
einkommens in dem oben angegebenen Ausmaß verantwortlich sind. 

Bezüglich der Wirkung der Hinterziehung auf die Steuereinnahmen er- 
gibt sich in allgemeiner Form: 


OT OY 
bzw. in diesem Modell konkret: 
OT _ ~tl— Cy()) Y <0, (7.13) 


ðe u A] 
mit T als den Steuereinnahmen im Ausgangsgleichgewicht. 

Auf die Veränderung der Steuereinnahmen durch erhöhte Steuerhinter- 
ziehung wirken zwei Effekte, wie Gleichung (7.12) formal beschreibt. Zum 
einen sinkt der effektive Steuersatz t(1 — e), wenn e steigt, was die Steuer- 
einnahmen tendenziell reduziert und durch den ersten Term der rechten 
Seite von Gleichung (7.12) dargestellt wird. Zum anderen steigt die Bemes- 
sungsgrundlage, nämlich das Volkseinkommen, durch die gestiegene Hin- 
terziehung. Dies wird durch den zweiten Term auf der rechten Seite von 
Gleichung (7.12) ausgedrückt. Im vorliegenden Fall überwiegt der erste, ne- 
gative Effekt, und es kommt zu einem Rückgang der Steuereinnahmen bei 
einem Anstieg der Schattenwirtschaft. Die Reduktion ist jedoch nicht so 
stark, wie man es aufgrund einer ’naiven’ Vorstellung erwartet hätte. In 
diesem Fall hätte man den Rückgang der Steuereinnahmen als Produkt aus 
Steuersatz und Anstieg des absoluten Ausmaßes der Schattenwirtschaft be- 
rechnet; das komparativ-statische Ergebnis für die Steuereinnahmen lautete 
of — —tY. Da aber annahmegemäß gilt 1-t(1-e) < 1, kommt man durch 
einfache Umformungen dieser Ungleichung zu der Aussage 


—t(1 = Cy (-)) Y 


= <4 6d) 


(7.14) 


und damit zur Widerlegung obiger ’naiver’ Aussage bezüglich des Rückgangs 
der Steuereinnahmen. 
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Die Reduktion der Staatseinnahmen hat bei der gewählten Formulierung 
der Staatsausgaben keine negativen Rückwirkungen auf die Veränderung 
des Volkseinkommen, da die Ausgaben unabhängig von den Einnahmen 
gewählt werden. Die Hinterziehung der Privaten muß jedoch durch Staats- 
verschuldung alimentiert werden. Die Veränderung des Staatsdefizits lautet 
in diesem Fall: 


0(Go - T) = _ oT = tl -Cy()) 5 > 0. (7.15) 


de de Ai 


Sie entspricht wegen der Konstanz der Staatsausgaben gerade der Verände- 
rung der Steuereinnahmen mit umgekehrtem Vorzeichen. 

Dem in diesem Abschnitt präsentierten Modell wird kritisch entgegen ge- 
halten, daß es Anpassungsreaktionen des Staates auf die sich durch die Steu- 
erhinterziehung verändernden ökonomischen Daten Volkseinkommen und 
Steuereinnahmen ausschließt. Aus diesem Grund werden in den nächsten 
beiden Abschnitten Modellmodifikationen präsentiert, welche die zwei un- 
terschiedlichen möglichen Reaktionen des Staates in ihrem Extrem bein- 
halten. Im nächsten Abschnitt wird gezeigt, welche Modellergebnisse sich 
ergeben, wenn der Staat positiv auf den Anstieg der gesamten Wirtschafts- 
leistung der Volkswirtschaft reagiert, während der darauffolgende Abschnitt 
ein Modell präsentiert, bei dem der Staat seine Ausgaben an die durch 
die Hinterziehung zurückgehenden Steuereinnahmen anpaßt. Die Trennung 
zwischen den unterschiedlichen Staatsausgabenregimen wird dabei bewußt 
vorgenommen, um die sich daraus ergebenden Effekte auseinander halten 
zu können. In der Realität wird sich das staatliche Handeln sicherlich nicht 
an einem der drei Extremfälle orientieren, sondern eine spezifische Kombi- 
nation darstellen, die sich aus den aktuellen ökonomischen Gegebenheiten 
und der wirtschaftspolitischen Tradition eines Staates ergibt. Bei der Ab- 
leitung wirtschaftspolitischer Handlungsempfehlungen aus den Ergebnissen 
der folgenden Modelle sollte dies beachtet werden. 


7.5 Konstante Staatsquote 


Betrachtet man das System (7.9) um die Staatsausgabenhypothese (7.6) 
modifiziert, die eine Anpassung der Staatsausgaben an das sich ändernde 
Volkseinkommen postuliert, verändert sich die strukturelle Form des Mo- 


Vgl. Mettelsiefen (1984), S. 72. 
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dells zu: 


Y= c(a -t(1— e))Y ) + Io + gY 


(7.16) 
T = t(1 — e)Y 
Die Jacobi-Matrix dieses Systems lautet: 
a [1-00O0-1-e)-g 0 
u —t(1 -e) 1 
mit 
det Jo = Ap = 1 — Cy (-)(1 — t(1 -e)) — g. (7.17) 


Um ein positives gleichgewichtiges Volkseinkommen zu erhalten, muß 
A. größer als Null sein. Damit ist das System nur für den Fall g+Cy(-)(1- 
t(1 — e)) < 1 definiert. Diese Bedingung stellt sicher, daß eine zusätzliche 
Einkommenseinheit nicht vollständig vom Staat und den Privaten veraus- 
gabt wird, sondern daß es noch zu einer gesamtwirtschaftlichen Ersparnis 
kommt, die dann kreislauftheoretisch den Investitionen entspricht. Im fol- 
genden wird davon ausgegangen, daß diese Bedingung erfüllt ist. 

Unter diesen Modellannahmen kommt man zu folgenden komparativ- 
statischen Ergebnissen: 


OY _ tC’y (-) 


a a a (7.18) 


und 


aT _ -t-Cy()-9) > 


5 i? (7.19) 


Wie auch im Fall konstanter Pro-Kopf-Ausgaben steigt bei Staatsaus- 
gaben gemäß konstanter Staatsquote das Volkseinkommen durch einen An- 
stieg der Schattendkonomie. Bei einem Vergleich der beiden Ausgabenre- 
gime kann man ceteris paribus sagen, daß steigende Hinterziehung sich bei 
konstanter Staatsquote stärker auf eine Erhöhung des Volkseinkommens 
auswirkt, da der Nenner des Multiplikators kleiner ist als im Fall konstanter 
Pro-Kopf- Ausgaben. Dies erklärt sich ökonomisch dadurch, daß das durch 
die Hinterziehung steigende Volkseinkommen in diesem Modellkontext ne- 
ben dem privaten Konsum auch die Ausgaben des Staates positiv anregt 
und damit einen zusätzlichen Multiplikatoreffekt induziert. 
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Interessant ist hier die Betrachtung der Veränderung der Steuereinnah- 
men. In vorliegenden Fall läßt sich nun nicht mehr eindeutig sagen, daß 
die Steuereinnahmen durch steigende Hinterziehung zurückgehen. Entschei- 
dende Bedeutung kommt in diesem Zusammenhang dem Verhältnis von 
Grenzneigung zum Sparen 1 — Cy(-) und Staatsquote g zu. Es gilt: 
OT _ 2 a g>l-Cy() (7.20) 
ðe <0 für g<1-Cy() 


Wie schon beschrieben, kommt es durch steigende Hinterziehung zu ei- 
ner Erhöhung des verfügbaren Einkommens, was gemäß der Grenzneigung 
zum Konsum neues Einkommen schafft. Dieser Multiplikatoreffekt ist ver- 
bunden mit Sickerverlusten nach Maßgabe der Grenzneigung zum Sparen. 
Bei einem Modell mit Staatsausgaben gemäß konstanter Staatsquote. ste- 
hen dem Injektionen gegenüber, da ein höheres Einkommen auch höhere 
Staatsausgaben induziert. Sind nun diese Injektionen größer als die Sicker- 
verluste, entsteht eine derart starke Erhöhung des Volkseinkommens und 
damit der Bemessungsgrundlage der Besteuerung, daß der Rückgang des 
effektiven Steuersatzes überkompensiert wird und es zu einem Anstieg der 
Steuereinnahmen kommt. In jedem Fall gilt jedoch auch hier, daß die ’naive’ 
Einschätzung bezüglich des Ausmaßes des Rückgangs der Steuereinnahmen 
zu hoch gegriffen ist. 

Dem zunächst überraschenden Ergebnis eines möglichen Anstiegs der 
Erlöse der Besteuerung, welches unter Umständen als Rechtfertigung für die 
Steuerhinterziehung anzusehen ist, muß aber hinzugefügt werden, daß auch 
hier die Steuerhinterziehung durch Staatsverschuldung alimentiert wird. 
Man erhält die Veränderung des Staatsdefizits aus: 


Sie beträgt: 


AE-N _tI-HU)U-9 p 


F x (7.21) 


und ist immer positiv. D.h. auch in der Konstellation, in der die Steuer- 
einnahmen bei steigender Hinterziehung steigen, kommt es zu einem Bud- 
getdefizit, da die Ausgaben stärker wachsen als die Einnahmen aus der Be- 
steuerung. 
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7.6 Materieller Budgetausgleich 


Ein materieller Budgetausgleich bei einem Anstieg des Hinterziehungsan- 
teils läßt sich auf zwei Arten erreichen. Erstens durch eine Erhöhung des 
Steuersatzes, um bei konstanten Ausgaben die Einnahmen anzupassen. Und 
zweitens durch eine Senkung der Ausgaben bei Konstanz des Steuersatzes, 
um die Einnahmenausfälle aufzufangen. Eine Wirkung auf die Größen Volks- 
einkommen und Steuereinnahmen hat jedoch nur der zweite Fall, der hier 
durch das um (7.7) modifizierte Gleichungssystem (7.9) beschrieben wird: 


Y = c(a 4G e))Y) + Ip +t(1—e)Y 


(7.22) 
T=t(l-e)Y 
Die Jacobi-Matrix dieses Systems lautet: 
J= 1-Cy()1-t(l-e))-t(l-e) 0 
= -t(1- e) 1 jf? 
mit 
det J3 = Az = (1 — Cy(-))(1 — t(1 — e)) >0. (7.23) 


Damit ergeben sich als komparativ-statische Ergebnisse dieses Modells: 


ðY _—t(1-Cy()) - 
Se xo (7.24) 


und 


OT t(l = Cy) 
ðe u Az 
Fordert man also den materiellen Ausgleich des Budgets, wird durch zu- 
nehmende Steuerhinterziehung das Volkseinkommen sinken. Den expansiven 
Effekten durch die Erhöhung des verfügbaren Einkommens der Privaten und 
den damit verbundenen Mulitplikatorprozessen durch induzierten Konsum 
steht nun ein Rückgang der Staatsausgaben, bedingt durch die Einnahmen- 
ausfälle gegenüber. Jede hinterzogene Einheit Einkommen führt im vollen 
Maße zu einem Rückgang der Staatsausgaben, während sie nur gemäß der 
Grenzneigung zum Konsum (diese ist kleiner als eins) zu einer Erhöhung 
der privaten Nachfrage beiträgt. 
Wie im Fall konstanter Pro-Kopf-Staatsausgaben kommt es auch hier zu 
einem Rückgang der Steuereinnahmen. Diese sind in vorliegendem Fall sogar 


Y <0. (7.25) 
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größer als im Modell mit konstanten Pro-Kopf-Ausgaben, da der Nenner des 
Ausdrucks = hier um t(1 — e) kleiner ist, während der Zähler in beiden 
Modellen gleich ist. Mit einer Veränderung des Budgetdefizits ist dieses 


Modell definitionsgemäß nicht verbunden, so daß 
8(G-T) 


Oe =" 


gilt. 


7.7 Erweiterung um eine differenziertere 
Konsumfunktion 


Die in Abschnitt 7.3 vorgestellte Konsumfunktion läßt sich insofern kriti- 
sieren, als sie keinen Unterschied zwischen versteuertem und unversteuer- 
tem Einkommen macht. Tatsächlich liegt aber die Vermutung nahe, daß 
die Wirtschaftssubjekte bezüglich hinterzogenem Einkommen eine niedrige- 
re Grenzneigung zum Sparen haben. Der Grund dafür besteht darin, daß 
die Wirtschaftssubjekte befürchten können, daß ihr Sparvermögen durch 
die Steuerbehörde überprüft wird und somit die Hinterziehung eher ent- 
deckt werden könnte als bei konsumtiver Verwendung des hinterzogenen 
Einkommens.? Dementsprechend wird Gleichung (7.2) bei dieser Verhal- 
tensannahme durch 


C= c(a -t)(1-e)Y, er) (7.26) 


ersetzt, wobei das erste Argument der Konsumfunktion das versteuerte 
und das zweite Argument das unversteuerte Nettoeinkommen darstellen. 
Die partiellen Ableitungen dieser Funktion sind definiert als Cy(-) := 
OEDI bzw. Cy(-) := S. Bezüglich der partiellen Ableitungen wird 
angenommen, daß 0 < Cy (-) < 1, 0 < Cy(-) < 1 und Cy(-) < Cu(-) gilt. 
An dieser Stelle soll darauf hingewiesen werden, daß die Annahme der 
differenzierten Konsumfunktion nach Gleichung (7.26) nicht den Ergebnis- 
sen von Abschnitt 3.4 auf den Seiten 36 ff. entgegensteht. Dort wird dar- 
gelegt, daß es mit großer Wahrscheinlichkeit nicht zu einem Rückgang der 
gesamten Ersparnis kommt, wenn die Individuen aufgrund von Kontrollmit- 
teilungen von Banken beim Sparen im offiziellen Sektor mit einem höher- 
en Entdeckungsrisiko rechnen müssen. Begründet wird diese Einschätzung 
mit der Möglichkeit der Individuen, die Ersparnisbildung aus versteuertem 


4Vgl. Peacock und Shaw (1982a), S. 274. 
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Einkommen vorzunehmen und aus hinterzogenem lediglich zu konsumieren. 
Genau diese Reaktionsmöglichkeit der Individuen impliziert die durch Glei- 
chung (7.26) beschriebene differenzierte Konsumfunktion. 


7.7.1 Konstante Pro-Kopf-Ausgaben 


Die strukturelle Form des Modells, welches sich unter dem Staatsausgaben- 
regime konstanter Pro-Kopf-Ausgaben aus den Gleichungen (7.1), (7.26), 
(7.3), (7.5) und (7.8) bzw. aus Gleichung (7.4) ergibt, lautet: 


Y = c(a ge e)¥,eY) thet 


(7.27) 
T=t(1-e)Y 
mit der dazugehörigen Jacobi-Matrix: 
3,-( 1 CvOA-HU-e)-Cu(Je 0 
a -t(1-e) 1j’ 
Die Determinante der Jacobi-Matrix lautet: 
det J4 = Ag = 1 — [Cy (-)(1 — t)(1 — e) + Cu (-)e] (7.28) 


und ist immer positiv.” Die Cramer’sche Regel liefert für das System (7.27) 
nun folgende komparativ-statischen Ergebnisse: 


dr CuO -COl -8 „_ (CoO - Cv) +00 p 


æ Ay YS A; Bu 
(7.29) 
6T -t(1—Cy(-)) = <0 für Cy(-)<1 
Sa. nn 
de ^4 =0 für Cy(-)=1 di 
und 
O(Go — T) OT t(1-Cvu(-)) = >0 fiir Cy(-) <1 
Se SS SS ey > A 
de de A; =0 für Cy() <1 73) 


5Der Ausdruck in der eckigen Klammer wird immer kleiner eins sein, da die Faktoren 
Cy (-)(1 — t) bzw. Cy(-) mit den Anteilen (1 — e) bzw. e multipliziert werden, die sich 
jeweils zu eins ergänzen. Die genannten Faktoren sind aber für sich genommen jeweils 
kleiner bzw. kleinergleich eins, so daß deren gewichtete Summe kleiner eins sein muß. 
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Man erkennt, daß die Ergebnisse sich im allgemeinen in qualitativer 
Hinsicht wenig von denen unterscheiden, die schon die einfache Konsum- 
funktion geliefert hat: Mit einem Anstieg der Hinterziehung steigt auch in 
diesem Modell das Volkseinkommen. Gegenüber dem vergleichbaren Aus- 
druck (7.11) ist der Zähler des Multiplikators jedoch mindestens genauso 
groß, wenn man zum Vergleich unterstellt, daß Cy(-) dem Cy(-) in Aus- 
druck (7.11) entspricht (das Gelten der Ungleichung Cy(-) < Cy(-) wurde 
bereits oben angenommen). D.h. bei einer differenzierten Konsumfunkti- 
on mit einer höheren Konsumquote aus unversteuertem Einkommen wirkt 
der positive Multiplikatoreffekt der Hinterziehung (bis auf den Spezialfall 
gleicher Konsumquoten aus beiden ’Einkommensquellen’) stärker auf das 
Volkseinkommen als im einfachen Modell. 

Der Effekt der Hinterziehung auf die Steuereinnahmen ist gegenüber 
dem einfachen Modell weniger negativ, da man analog zur Ungleichung 
Cy(-) < Cu(-) für den Vergleich unterstellen kann, daß Cy(-) kleiner sein 
wird als Cy(-). In diesem Fall ist der Zähler des Ausdrucks (7.30) absolut 
gesehen kleiner als der Zähler des Ausdrucks (7.13) und somit der Verlust 
an Steuereinnahmen in diesem Modell geringer. 

Ein gravierender Unterschied zum Vergleichsmodell ergibt sich jedoch 
dann, wenn jede zusätzliche Einheit Einkommen, die nicht versteuert wird, 
vollständig für Konsum verwendet wird (Cy(-) = 1). In diesem Fall sind 
die Veränderungen der Ergebnisse bemerkenswert: Durch steigende Hinter- 
ziehung erhöht sich das Volkseinkommen, während es zu keinen Steuerein- 
nahmenausfällen kommt. Das bedeutet dann auch, daß das erhöhte Volks- 
einkommen nicht durch ein Budgetdefizit alimentiert werden muß. Dieser 
Spezialfall würde also tatsächlich Steuerhinterziehung aus makroökonomi- 
schen Gesichtspunkten insofern ’rechtfertigen’, als sich keine der im Modell 
beschriebenen Größen durch den Anstieg der Hinterziehung negativ ent- 
wickelt und sich gleichzeitig das Volkseinkommen erhöht. 


7.1.2 Konstante Staatsquote 


Um die strukturelle Form dieses Ausgabenregimes zu ermitteln, wird das 
Gleichungssystem (7.27) um Gleichung (7.6) anstelle von Gleichung (7.5) 
modifiziert, und man erhält das System: 


Y= c(a ee e)Y,eY) er 
T =t(1—e)Y | 


(7.32) 
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Die Jacobi-Matrix dieses Gleichungssystems ist: 


b= Cy) =2)-Cyljex9 0 
p= u er 2) 


mit der Determinante: 
det Js = As = 1 — Cy (-)(1 — t)(1 — e) — Cu (Je — g. (7.33) 


As kann bei bestimmten Parameterkonstellationen negativ werden, was öko- 
nomisch unplausibel wäre, da es ein negatives gleichgewichtiges Volksein- 
kommen implizierte. Deswegen ist das System (7.32) nur fiir 1 — [Cy (-)(1 — 
t)(1—e)+Cu(-)e] > g definiert. Die komparativ-statischen Ergebnisse lauten 
nun: 


7 CuO -OU -t) p 


x >0 (7.34) 


und 


OT -t1-Cv()-g) = <0 für g<1-Cyl) 
ee a E E A V ’ 7.35 
de As >0 für g>1-Cy(-) en 


Die Wirkung der Hinterziehung auf die Steuereinnahmen ist in diesem 
Fall uneindeutig. Wie schon in Abschnitt 7.5 hängt sie vom Verhältnis zwi- 
schen Staatsquote und Grenzneigung zum Sparen ab. In diesem Fall, bei 
dem es gedanklich zwei verschiedene Nettoeinkünfte und damit auch zwei 
verschiedene Sparentscheidungen gibt, ist es interessant, daß hier nur die 
Grenzneigung zum Sparen aus hinterzogenem Einkommen eine Rolle spielt. 
Die Bedingung für einen Anstieg der Steuereinnahmen bei steigendem Hin- 
terziehungsanteil sind mit großer Wahrscheinlichkeit erfüllt, da Cy(-) in der 
Realität wegen der mit dem Sparen verbundenen zusätzlichen Risiken für 
die Steuerhinterzieher sicherlich nahe bei eins liegt. Trotz dieser Beziehung 
ergibt sich auch hier, daß Steuerhinterziehung durch ein Budgetdefizit ali- 
mentiert wird, denn es gilt: 


6-7 sl - vo) +#(1- Col) - t9(1- Cv) | 
sei Ei a E E R eee ee 
de As 
(7.36) 
mit 
%G-T) =0 für Cvl)=Cv()=1 
de >0 sonst l 
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D.h. nur bei vollständiger Konsumtion jeder zusätzlichen Einkommensein- 
heit — egal ob versteuert oder hinterzogen — kommt es nicht zu einem Defizit 
durch einen Anstieg des Hinterziehungsanteils.® 


7.7.3 Materieller Budgetausgleich 


Werden die Staatsausgaben gemäß Gleichung (7.7) so gewählt, daß das Bud- 
get ausgeglichen bleibt, verändert sich das System zu folgender strukturellen 
Form: 


Y = c(( piney er) +Io+t(l-e)Y 
T = t(1 — e)Y 


(7.37) 


Die Jacobi-Matrix dieses Systems lautet nun: 


tt e OHO a a a 0 
Jo= ( É a 7 1 | 


mit 
det Js = As = 1 — [Cv (.)(1 — t)(1 — e) + Cu (-)e] — t(1 — e). (7.38) 


Ag ist immer größer als Null.” Man gelangt damit zu folgenden komparativ- 
statischen Ergebnissen: 


af -t(1-Cv()) + (Cu) - Cv) | 
mit 


ðY J>0 fir Cul) >t+(1-t)Cy(- 
de |<0 für Cy(-)<t+(1-t)Cy(- 


ft 


6Die formale Erklärung für das Ergebnis vorstehender partieller Ableitung lautet fol- 
gendermaßen: Der Zähler des Multiplikators in Gleichung (7.36) läßt sich als lineare 
Funktion von Cy(-) mit negativer Steigung —g(1 — t) interpretieren. Der Wertebereich 
von Cy(-) geht dabei von 0 bis Cy(-). Da diese Funktion für den maximalen Wert 
Cv(-) = Cyu(-) den positiven Wert (t — tg)(1 — Cy(-)) annimmt, muß sie im gesamten 
Wertebereich positiv sein. 

”Die Determinante der Jacobi-Matrix läßt sich als lineare Funktion von Cy (-) mit der 
negativen Steigung —(1-t)(1-e) interpretieren. Der Wertebereich von Cy(-) geht dabei 
von 0 bis Cy(-). Da diese Funktion für den maximalen Wert Cy (-) = Cy(-) den positiven 
Wert (1 — Cy(-))(1 — t(1 — e)) annimmt, muß sie im gesamten Wertebereich positiv sein. 
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Brutto- 
einkommen 


(1-e) e 


zu versteuerndes hinterzogenes 
Einkommen Einkommen 


(l-t) t 1 


versteuertes Staatseinkommen unversteuertes 
Nettoeinkommen (Steuereinnahmen) Nettoeinkommen 


SC) 1 Ge) 


private staatliche private 
Konsumnachfrage Konsumnachfrage Konsumnachfrage 


Abbildung 7.1: Einkommen als Determinante der gesamtwirtschaftlichen 
Nachfrage 


und 


OT u —t(1 — Cy(-)) 


= <0 für Cy(-)<1 
es rs Y | (7.40) 


=0 für Cy(-)= I: 


Im Gegensatz zu dem in Abschnitt 7.6 vorgestellten Modell mit ein- 
heitlicher Konsumentscheidung bei materiellem Budgetausgleich kann es in 
diesem Fall auch zu einem Anstieg des Volkseinkommens durch einen stei- 
genden Hinterziehungsanteil kommen. Das ist genau dann möglich, wenn 
Cy(-) >t+(1-t)Cv(.) ist. Abbildung 7.1 verdeutlicht dies. Ein marginaler 
Anstieg der Hinterziehung bedeutet, daß ein höherer Anteil des Brutto- 
einkommens dem rechten Ast der Abbildung zufällt. Von dem damit ge- 
stiegenen hinterzogenen Einkommen kommt der Anteil Cy(-) der gesamt- 
wirtschaftlichen Nachfrage zugute. Demgegenüber steht ein Rückgang des 
zu versteuernden Einkommens, welches die beiden linken Äste darstellen. 
Dort fallen zum einen t Einheiten öffentlicher Nachfrage und zum anderen 
(1 — t)Cy (-) Einheiten private Nachfrage durch einen Anstieg von e aus. 

Die Reaktion der Steuereinnahmen auf einen Anstieg des Hinterzie- 
hungsanteils ist — wie Gleichung (7.40) zeigt - im allgemeinen negativ mit 
der Ausnahme des Grenzfalls Cy (-) = 1. Ist die Grenzneigung zum Konsum 
aus hinterzogenem Einkommen gleich eins, so wird der negative Effekt der 
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Reduktion des ’effektiven’ Steuersatzes auf die Steuereinnahmen durch den 
positiven Effekt der Ausdehnung der Bemessungsgrundlage konterkariert. 
Die Wirkung der Steuerhinterziehung auf das Budget ist annahmegemäß 
gleich Null. 


7.8 Erweiterung um indirekte Besteuerung 


Die in den Abschnitten 7.4 bis 7.6 dargestellten Modelle lassen sich alter- 
nativ modifizieren, indem man einer Idee von Peacock und Shaw folgt? 
die von Zameck ausgeführt wurde.” Dabei wird zusätzlich zur direkten ei- 
ne indirekte Besteuerung in Form einer allgemeinen Konsumsteuer in das 
System integriert. Die Konsumbesteuerung erfolgt mit dem Steuersatz T 
(0 < T < 1). Es wird angenommen, daß die indirekte Besteuerung nicht 
umgangen werden kann.!° Die einkommenswirksame gesamtwirtschaftliche 
Konsumnachfrage lautet damit: 


C=(1- rc(( Ale e))¥) (7.41) 


mit Cy(-) := #4 und der Annahme 0 < Cy(-) < 1. 
Die Ergebnisse der Modelle mit indirekter Besteuerung bleiben jedoch 
qualitativ gegenüber den Abschnitten 7.4 bis 7.6 unverändert, weshalb an 


dieser Stelle lediglich eine vergleichende Übersicht angegeben wird. 


Konstante Pro-Kopf- Ausgaben 


(a) Strukturelle Form 
y=(1- no(a =the e))Y ) #546 
T=t(1—e)¥ + ro(( se e))Y ) 

(b) Jacobi-Matrix und Jacobi-Determinante 


_{ 1-Q-7)Cy()G-td-e)) 0 
m ( -t(1 — e) E #1 —e)) 1 ) 


8Vgl. Peacock und Shaw (1982a), S. 275. 

9Vgl. Zameck (1989), S. 308 ff. 

10Diese Annahme entspricht zwar nicht der Vorstellung über die Aquivalenz von Steuer- 
hinterziehung und Schattenwirtschaft, da bei einer Verlagerung wirtschaftlicher Aktivität 
in den irregulären Sektor auch die Umsatzsteuer umgangen werden kann. Dieser Fall ist 
jedoch bereits im Grundmodell abgehandelt. Will man dort eine Hinterziehung der Kon- 
sumbesteuerung betrachten, muß man lediglich die Besteuerung als eine Kombination 
aus Einkommens- und Umsatzsteuer interpretieren. 
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det J7 = A7 = 1 — (1 - T)Cy (-)(1 — t(1 — e)) >0 
(c) Komparativ-statische Ergebnisse 


oY _ t(1 — r)Cy(-) Y 


de Ar an 


aT _ -t(1-Cy(-)) ș 
Oe u Ar x = 


d(Go -T) __ oT _ t1-Cy(-)) ș 
de de Ar r A 


Konstante Staatsquote 


(a) Strukturelle Form 


Y=(1- alte: = e))Y ) Far 
Felge rc (1 - e))Y) 


(b) Jacobi-Matrix und Jacobi-Determinante 
(ne 9) 
—t(l1—e)—7rCy(-)(1-t(1-e)) 1 
det Js = Ag = 1 —(1-—7)Cy(-)(1-—t(1-—e)) -g 
(c) Existenzbedingung 
1-(1-7)Cy()(1-t(1-e)) >g 
(d) Komparativ-statische Ergebnisse 


ƏY _t(1-7)Cy(-) g 
eo ae Y > 0 


at -t1-CrC)-9+3970r()) : 


de As 
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mit 
-< A 1-Cy(-) 
OT É 0 für g> Tort) 


de |<0 für g< pe 


G-T) _tU-NU-CrO) ¢ 


de Ag a 


Materieller Budgetausgleich 
(a) Strukturelle Form 
Y = c(a -t(1— e))Y) + Io + t(1 — e)Y 
T=t1-e)Y+ ro(( pe e))Y ) 
(b) Jacobi-Matrix und Jacobi-Determinante 
Ja = 1 — Cy()(1-—t(1 —e))-t(1-e) 0 
?— (t(l -e)-rCy()(1-t(1-e)) 1 
det Jg = Ag = (1 — Cy(-))(1 — t(1 — e)) >0 
(c) Komparativ-statische Ergebnisse 


oY = -t(1 7 Cy (-)) Y 


ðe Ag = 
OT  -t(1—Cy(-)) - 
a A Y <0 
aG-T) _, 
Oe u 


7.9 Zwischenfazit 


Die bis hierhin ermittelten Modellergebnisse bestätigen die Aussagen aus 
dem ersten Teil vorliegender Arbeit: Das Sozialprodukt der Okonomie steigt 
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im allgemeinen durch die Existenz von Steuerhinterziehung und Schatten- 
wirtschaft wegen des expansiven Multiplikatoreffekts. Dies gilt zumindest 
solange, wie der Staat seine Ausgaben nicht strikt an den Steuereinnahmen 
orientiert. Im Fall derartiger Staatsausgabenbegrenzungen ist ein Anstieg 
des Volkseinkommens jedoch nicht ausgeschlossen. Möglich ist dies, wenn 
die Injektionen in den Wirtschaftskreislauf durch zusätzlichen Konsum aus 
Einkommen aus dem Schattensektor größer sind als die Sickerverluste durch 
den Rückgang an Staatsausgaben und Konsum aus versteuertem Einkom- 
men. 

Was die Steuereinnahmen des Staates angeht, dürfte der Regelfall ein 
Rückgang sein, der aber geringer ausfällt als nach ’naiver’ Vorstellung. Es 
kann jedoch auch zu Ausnahmen von dieser Regel kommen: Voraussetzung 
für einen Anstieg der Steuererlöse ist einerseits, daß der Staat seine Aus- 
gaben gemäß einer konstanten Staatsquote an das steigende Sozialprodukt 
ankoppelt und andererseits, daß diese Staatsquote größer als die Sparquo- 
te der Privaten ist, wobei beim Modell mit differenzierter Konsumfunktion 
dabei lediglich die Ersparnis aus unversteuertem Einkommen relevant ist. 
Umgekehrt gilt zumindest im Modell mit differenzierter Konsumfunktion 
im Fall einer marginalen Konsumquote aus Schattenwirtschaftseinkommen 
von eins, daß ein Rückgang der Steuereinnahmen ausgeschlossen ist. In den 
Fällen, die von größerer empirischer Relevanz sein dürften, ist jedoch ein 
Einnahmenverlust für den Staat zu verzeichnen. Unter dem Regime des per- 
manenten materiellen Budgetausgleichs ist dieser Verlust unter Umständen 
sogar größer als nach ’naiver’ Vorstellung angenommen, d.h. er beträgt mehr 
als das Produkt aus Steuersatz und Zuwachs an Einkommen aus dem Schat- 
tensektor. 

Die unter dem Finanzierungsaspekt des Staates entscheidende Größe ist 
das Budgetdefizit, also die Differenz aus den durch den Anstieg der Schat- 
tenwirtschaft induzierten Staatsausgaben und den Steuereinnahmen. Was 
diesen Wert angeht, weisen die Modelle in fast allen Fälle ein negatives 
Ergebnis in Form einer Erhöhung des Defizits aus. Eine Ausnahme davon 
bilden die Modelle, in denen ein materieller Budgetausgleich definitorisch 
festgeschrieben ist. Einen weiteren Spezialfall stellt eine Situation dar, in der 
die marginalen Konsumquoten eins betragen. Dann nämlich bleibt es bei ei- 
nem ausgeglichenen Budget, auch wenn der Anteil der Steuerhinterziehung 
steigt. Eine solche Konstellation ’rechtfertigt’ dann aus ökonomischer Sicht 
die Schattenwirtschaft: Es ist ein Anstieg von Sozialprodukt und Beschäfti- 
gung zu verbuchen, ohne daß es zu finanziellen Einbußen des Staates kommt. 
Wirtschaftspolitisch könnte man daraus folgende Handlungsempfehlung ab- 
leiten: Gelingt es dem Staat, z.B. durch Kontrollmitteilungen von Banken, 
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dafür zu sorgen, daß hinterzogenes Nettoeinkommen nicht gespart wird, 
erreicht er durch einen Anstieg der Steuerhinterziehung bzw. der Schatten- 
wirtschaft eine Verbesserung der wichtigsten makroökonomischen Aggrega- 
te, ohne daß dies negativ auf irgendeine Variable des Modells wirkt. 


7.10 Erweiterung zum IS-LM-Modell 


Bei der Erweiterung zum IS-LM-Modell wird nach wie vor von einer ge- 
schlossenen Ökonomie ohne Außenbeziehungen ausgegangen und Konstanz 
des Preisniveaus unterstellt. Vom Arbeitsmarkt und damit von der Ange- 
botsseite der Ökonomie wird abstrahiert, indem das gesamtwirtschaftliche 
Angebot als sich an die Nachfrage anpassend angenommen und jederzeiti- 
ges Gütermarktgleichgewicht unterstellt wird. Die Möglichkeiten der Steu- 
erhinterziehung sind dieselben wie in den bisherigen Modellen, weshalb die 
Konsumfunktion aus Gleichung (7.2) und die Steuereinnahmenfunktion aus 
Gleichung (7.4) weiterhin Gültigkeit haben. Die gesamtwirtschaftlichen In- 
vestitionen werden jedoch nun nicht mehr als exogen gegeben, sondern als 
vom Zinssatz r abhängig angenommen, so daß gilt: 


I =I(r) (7.42) 


mit = = Le )<0, 

Die im Modell implizierten Staatsausgaben ergeben sich nach den Glei- 
chungen (7.5) bis (7.7). Gleichsetzen der Komponenten der gesamtwirt- 
schaftlichen Nachfrage gemäß der Gleichungen (7.2), (7.42) und (7.5), (7.6) 
bzw. (7.7) mit dem gesamtwirtschaftlichen exogen gegebenen Angebot er- 
gibt die Gütermarktgleichgewichtsbedingung und damit die IS-Kurve. 

Bezüglich des Geldmarktgleichgewichts werden folgende Annahmen ge- 
troffen: Das reale Geldangebot ist exogen durch die gegebene Geldmenge 
M und das konstante Preisniveau P bestimmt. Die reale Geldnachfrage ist 
wegen des Keynes’schen Spekulationsmotivs abhängig vom Zinssatz und we- 
gen des klassischen Transaktionsmotivs durch das Einkommen determiniert, 
wobei dieser Einkommensbegriff im folgenden näher erläutert werden muß. 
Werden auf das Einkommen der Privaten Steuern erhoben, so treffen die In- 
dividuen ihre Kaufentscheidung — wie durch die Konsumnachfrage in Glei- 
chung (7.2) beschrieben - in Abhängigkeit vom verfügbaren Einkommen. 
Die Bestimmungsgröße für die Transaktionen in der Ökonomie ist demnach 
nicht das Volkseinkommen insgesamt, sondern das verfügbare Einkommen, 
das daher als Argument der Geldnachfragefunktion dient.!! Entsprechend 


Il Vgl. Holmes und Smyth (1972), S. 179 bzw. in der hier modellierten Form mit Hin- 
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ergibt sich als Geldnachfragefunktion: 
g= L(r, fai e))Y) (7.43) 


mit 2£ = £,(-) < 0 und uam = Ly(-) > 0. Die Geldmarktgleich- 
gewichtsbedingung, also die Gleichung der LM-Kurve, erhält man nun durch 
Gleichsetzen des exogen gegebenen realen Geldangebots M/P mit der Geld- 
nachfrage £. 


7.10.1 Konstante Pro-Kopf-Ausgaben 


Durch die Kombination der IS-Kurven-Gleichung, bei der mit Gleichung 
(7.5) exogene Staatsausgaben unterstellt werden, mit der LM-Kurven- 
Gleichung und der Steuereinnahmenfunktion erhält man folgendes Glei- 
chungssystem: 


Y = c(a -t(1- e))Y ) FITO 
Z = £(r, (1-t(1 -))¥) (7.44) 
T=t(l-e)Y 


Es stellt die strukturelle Form des nun zu untersuchenden Systems dar und 
bestimmt die drei Variablen Y, r und T. Die Jacobi-Matrix dieses Systems 


lautet: 
La Cy U= =e) =t) 0 j 
Jio= | —Ly()(1-t(1-e)) -Lr() 0 
-t(1-e) 0 1 
mit der Determinante 
det Jio = A10 = (1 Uy belle e))) (-£,(-)) = 
-Ly()1-t(1-e))I,(-) > 0. (7.45) 


Die Veränderung des Volkseinkommens bei einer Erhöhung des Hinter- 
ziehungsanteil kann nun wieder mit Hilfe der Cramer’schen Regel hergeleitet 
werden. Das Ergebnis lautet: 


or _ (EOLO = CrOL() 5 
de ` A10 
terziehung Ricketts (1984), S. 421 f. 


(7.46) 
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Y 


Abbildung 7.2: Steuerhinterziehung im IS-LM-Modell 


und hat ein uneindeutiges Vorzeichen, tiber das man folgende Aussage tref- 
fen kann: 


OY |>0 für Cy(-)L,() <Lrl)Irl) 
de |<0 für Cy(-)L,(-) > Ly()I-(-) 

Die mit der Erhöhung des Hinterziehungsanteils in diesem Modell ver- 
bundenen Effekte sollen nun im einzelnen betrachtet werden, wobei zur 
Veranschaulichung anhand des Hicks’schen Diagramms des IS-LM-Modells 
in dem in Abbildung 7.2 dargestellten Zins-Einkommen-Raum argumentiert 
wird. Die Kurven, die das Gleichgewicht auf Güter- und Geldmarkt beschrei- 
ben, haben dabei aufgrund der Annahmen über die partiellen Ableitungen 
von Konsum-, Investitions- und Geldnachfrage den üblichen Verlauf, d.h. 
die IS-Kurve verläuft fallend, während die LM-Kurve eine positive Steigung 
aufweist. 

Eine Erhöhung der Hinterziehung bedeutet nun zunächst eine bereits 
aus dem Einnahmen-Ausgaben-Modell bekannte Erhöhung des verfügba- 
ren Einkommens, die zu einem Anstieg der Konsumnachfrage führt. Ein 
Gleichgewicht auf dem Gütermarkt ist in diesem Modell unter der Annah- 
me zinsreagibler Investitionen mit einem höheren Zins verbunden, der dazu 
führt, daß die Investitionen in demselben Ausmaß zurückgehen, in dem der 
Konsum steigt. Graphisch gesprochen führt ein Anstieg der Steuerhinter- 
ziehung zu einer Verschiebung der IS-Kurve nach oben bzw. nach rechts 
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zur IS’-Kurve. Auf dem Geldmarkt bedeutet der Anstieg des verfügbaren 
Einkommens eine erhöhte Geldnachfrage aufgrund des Transaktionsmotivs. 
Um wieder ein Gleichgewicht der Nachfrage mit dem unveränderten An- 
gebot herzustellen, muß auch hier eine Zinserhöhung stattfinden, die die 
Geldnachfrage aufgrund des Spekulationsmotivs reduziert. Die LM-Kurve 
verschiebt sich also durch die Hinterziehung ebenfalls nach oben bzw. nach 
links zur LM ’-Kurve. Damit ist klar, daß das neue Gleichgewicht zwischen 
IS’- und LM’-Kurve zwar in jedem Fall mit einem gestiegenen Zinssatz 
verbunden ist. Ob es jedoch zu einem Anstieg oder Rückgang des gleichge- 
wichtigen Volkseinkommens kommt, ist nicht eindeutig. 

Der im Einnahmen-Ausgaben-Modell expansive Effekt des durch die 
Hinterziehung steigenden Konsums führt in diesem Modellkontext nur noch 
zum Teil zu einer Erhöhung des Volkseinkommens. Daneben kommt es hier 
ebenfalls zu einem expansiven Effekt auf den Zinssatz aufgrund der zins- 
elastischen Investitionsnachfrage. D.h. der positive Multiplikatoreffekt der 
Steuerhinterziehung verpufft zum Teil in einem Zinseflekt. 

Zu einer weiteren Wirkung der Existenz der Schattenwirtschaft kommt 
es auf dem Geldmarkt. Dort führt der durch die Hinterziehung bedingte An- 
stieg des verfügbaren Einkommmens zu einem Anstieg der Geldnachfrage. 
Diesem steht mit der exogenen realen Geldmenge ein konstantes Angebot 
gegenüber. Damit kommt es zu dem bereits in Kapital 5.1 auf den Seiten 
89 ff. beschriebenen Effekt: Eine durch die Steuerhinterziehung verursachte 
Unterversorgung der Ökonomie mit Geld wirkt kontraktiv. Da es sich bei 
diesem Modell um ein Fixpreis-Modell handelt, bewirkt dieser negative Ef- 
fekt keine Deflation, sondern eine Kontraktion des Volkseinkommens und 
eine Erhöhung des Zinssatzes. 

Damit ist klar, daß der Grund für die gegenüber dem einfachen 
Einnahmen-Ausgaben-Modell uneindeutige Wirkung der Schattenwirtschaft 
auf das Volkseinkommen im direkten Effekt der Hinterziehung auf die Geld- 
nachfrage liegt. Dabei wird als direkter Effekt die Wirkung der Hinterzie- 
hung über das verfügbare Einkommen auf die Geldnachfrage bezeichnet. 
Dieser ist vom indirekten Effekt zu unterscheiden, bei dem eine durch die 
Hinterziehung bedingte Erhöhung des Volkseinkommens auf die Einkom- 
mensabhängigkeit der Geldnachfrage wirkt. Graphisch unterscheiden sich 
beide Effekte dadurch, daß letztere die positive Steigung der LM-Kurve im- 
pliziert, während der direkte Effekt die Verschiebung der LM-Kurve verur- 
sacht. Käme es nicht zu einer Verschiebung der LM-Kurve durch den Anstieg 
des Steuerhinterziehungsanteils, würde es trotz zinsbedingten crowding-outs 
dennoch auf jeden Fall zu einer Erhöhung des Sozialprodukts kommen. 
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Griinde fiir ein Ausbleiben des direkten Effekts auf die Geldnachfrage 
gibt es aus theoretischer wie auch aus empirischer Sicht. Von der theoreti- 
schen Warte aus ist zunächst anzumerken, daß bei einer Abhängigkeit der 
Geldnachfrage vom verfügbaren Einkommen der Privaten die Transaktio- 
nen des Staates unberücksichtigt bleiben. Zwar sind die Staatsausgaben in 
diesem Modell exogen und konstant, die Steuereinnahmen verändern sich 
aber, wie unten noch gezeigt wird. Da der primäre Effekt der Hinterzie- 
hung eine Verschiebung von Kaufkraft vom Staat zu den Privaten ist, ist 
ein durch Erhöhung von e bedingter Anstieg des verfügbaren Einkommens 
mit einem primären Rückgang der Steuereinnahmen verbunden. Deshalb 
gilt: Die Privaten benötigen nun zwar mehr Geld, um Konsumtransaktionen 
durchzuführen, aber dafür weniger Geld für die Begleichung ihrer Steuer- 
schuld. Von daher stellt sich die Frage, ob ein Anstieg der Hinterziehung 
eine Erhöhung der Geldnachfrage auslöst. Zumindest kann aufgrund dieser 
Argumentation von einer weniger starken Wirkung des direkten Fffekts auf 
die Geldnachfrage ausgegangen werden. 

Ein weiteres Argument wird von Feige vertreten. Er ist der Meinung, 
daß der sekundäre Sektor stärker integriert ist als der offizielle. Aus dieser 
Ansicht heraus folgert er, „it requires a smaller number of financial and in- 
termediate transactions to produce a dollar of final output“.!? Unabhängig 
davon, ob diese Meinung tatsächlich zutrifft, liefert Langfeldt eine empi- 
rische Untersuchung für die Bundesrepublik Deutschland,!* die zumindest 
die von Feige getroffene Schlußfolgerung unterstützt. Eine kurze Darstellung 
der Vorgehensweise von Langfeldt wurde bereits im Abschnitt 5.1 vorgenom- 
men; in Tabelle 5.1 auf der Seite 97 sind die Schätzergebnisse seiner Studie 
angegeben. Langfeldt führt dabei sukzessive Schätzungen für einen jeweils 
um vier Quartale verlängerten Stützbereich in einem Untersuchungszeit- 
raum durch, in dem die Steuerhinterziehung deutlich zugenommen hat. Er 
schließt dann aus der Tatsache, daß die Koeffizienten der Schätzgleichun- 
gen relativ stabil bleiben, daß die Existenz der Schattenwirtschaft keinen 
signifikanten Einfluß auf die Geldnachfrage hat. Für das vorliegende Modell 
bedeutet dieses Ergebnis, daß der direkte Effekt der Steuerhinterziehung 
auf die Geldnachfrage als unbedeutend einzuschätzen ist und im folgenden 
davon ausgegangen werden kann, daß mit = > 0, also mit einem Anstieg 
des Volkseinkommens aufgrund einer Erhöhung des Hinterziehungsanteils 
zu rechnen ist. 

Dies gilt um so mehr, als in der Praxis das Geldangebot nicht als fix 
anzusehen ist. Im Gegensatz zur Ausgabenpolitik des Staates als Reaktion 


12 Feige (1979), S. 7. 
13Vgl. Langfeldt (1984a), S. 196 ff. 
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auf eine Veränderung des Hinterziehungsanteils, die als nicht sehr flexibel 
erachtet werden kann, dürfte die Notenbank sehr wohl auf einen Anstieg 
der Schattenwirtschaft reagieren können. Der Grund dafür liegt darin, daß 
die Zentralbank viel zeitnäher als der Träger der Fiskalpolitik die für sie 
relevanten Daten bekommt - die umlaufende Geldmenge kann täglich beob- 
achtet werden, während Konjunkturberichte in der Regel nur quartalsweise 
zur Verfügung stehen. Im Zusammenhang mit vorliegendem Modell bedeu- 
tet dies, daß die Zentralbank einem durch die Steuerhinterziehung beding- 
ten Ungleichgewicht auf dem Geldmarkt entgegensteuern kann, während die 
Fiskalpolitik dies nicht kann. Eine Verschiebung der LM-Kurve und der da- 
mit verbundene kontraktive Effekt auf das Volkseinkommen (oder in einem 
erweiterten Modell auf das Preisniveau) kann also verhindert werden. 

Was die Wirkung der Schattenwirtschaft auf die Steuereinnahmen des 
Staates in diesem Modell angeht, ist der Effekt eindeutig negativ. Es gilt: 


sr t(2-()-CyQ)+ FOLr()) | 
dee 


Die Begründung dafür besteht darin, daß zu der Reduktion des effektiven 
Steuersatzes durch die Hinterziehung als negativer Effekt eventuell noch ein 
Rückgang der Bemessungsgrundlage hinzukommt. Aber selbst wenn diese 
sich positiv entwickelt, reicht deren Anstieg nicht aus, um den Rückgang 
des effektiven Steuersatzes zu konterkarieren. Sogar im Fall eines der Steu- 
erhinterziehung gegenüber neutralen Geldmarktes, d.h. ri) = 0, kommt 
es zu Steuerausfällen. Eine Ausnahme davon ergibt sich lediglich in dem 
besonderen Spezialfall, daß die Wirkung des Multiplikatoreffekts über die 
induzierte Konsumnachfrage maximal ist. Ist nämlich die marginale Kon- 
sumquote gleich eins, und kommt es gleichzeitig nicht zu einer Verschiebung 
der LM-Kurve durch die Hinterziehung, bleiben die Steuereinnahmen durch 
die Existenz der Schattenwirtschaft unverändert. 

Bei einem Vergleich der Steuerausfälle in diesem Modell mit dem vor- 
hergesagten Rückgang der Steuereinnahmen aufgrund einer ’naiven’ Multi- 
plikation von Ausmaß der Schattenwirtschaft mit durchschnittlicher Steu- 
erquote kommt man zu einem uneindeutigen Ergebnis. Der Grund besteht 
darin, daß hier neben dem effektiven Steuersatz durch die Hinterziehung mit 
Y auch die Bemessungsgrundlage zurückgehen kann. Wegen dieser Tatsache 
ist die Grenze, für die der Rückgang der Steuereinnahmen zumindest nicht 
so stark ist wie nach ’naiver’ Vorstellung, dieselbe wie die, wonach = > 0 
ist, nämlich dann, wenn gilt Cy(-)£,(-) < Ly(-)I,-(-). Wie oben dargelegt, 
kann im allgemeinen von der Erfiillung dieser Bedingung ausgegangen wer- 
den. 


< 0. (7.47) 
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Bezüglich der Veränderung des Budgetdefizits aufgrund einer Erhöhung 
des Hinterziehungsanteils gelten wegen der Konstanz der Staatsausgaben 
dieselben Aussagen wie bei den Steuereinnahmen, nur mit umgekehrtem 
Vorzeichen. Formal ausgedrückt bedeutet dies: 


AGa- sr _-LOM-rO)+LOLYE) 


Je Be An Y > 0. 


(7.48) 


7.10.2 Konstante Staatsquote 


Unter der Annahme der Staatsausgabenhypothese einer konstanten Staats- 
quote verändert sich die strukturelle Form des Systems im letzten Term der 
ersten Gleichung und wird zu: 


Y= c((1 Gis e))Y ) + I(r) + 9Y 


M _ ate (7.49) 
== L(r, (1-11 e))Y) 
T=t(l-e)Y 
Die Jacobi-Matrix dieses Systems lautet 
LaC(i=ii=2) <9. 0 
Jıı = 


=fy (i-th) Lt) 0 
-t(1-e) 0 1 


und hat folgende Determinante: 


det Jıı = Aıı = (1 — Cy(-)(1 -t(1 -— e)) - 9) (—C,(-)) 
AUT): (7.50) 


Wie auch bei den vorangegangenen Modellen unter der Hypothese einer 
konstanten Staatsquote muß durch eine Existenzbedingung sichergestellt 
werden, daß der Staat nicht zuviel vom Sozialprodukt verbraucht, und es 
damit zu einem negativen gleichgewichtigen Volkseinkommen kommt. In 
diesem Fall lautet diese Bedingung: 


Ly(-)(1 -t0 - e))Ir(-) 

£,(+) 
und es wird angenommen, daß sie erfüllt ist. Gleichzeitig bedeutet diese 
Annahme, daß Aj; größer als Null ist. 


g<1l-Crl)1-t(il-e))+ 
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Die Reaktion des Volkseinkommens auf eine Erhöhung des Hinterzie- 
hungsanteils läßt sich nun wieder mit Hilfe der Cramer’schen Regel bestim- 
men. Sie lautet: 


ay _ !(LrOLC) u Cr )LrC)) z 
ðe Au 


und fiihrt genauso wie im vorangegangenen Modell zu einer bedingten Aus- 
sage: 


(7.51) 


OY |>0 für OL) < Ly (-)i-(-) 
de \<0 für Cy(-)Lp(-) > Ly) 


D.h. beziiglich der auftretenden Effekte dieses Modells gelten dieselben Aus- 
sagen, die bereits bei konstanten Pro-Kopf-Ausgaben beschrieben wurden. 
Eine Ausnahme steckt in der Dynamik, die durch die Hypothese einer kon- 
stanten Staatsquote bedingt ist. Wie bereits in den einfacheren Modellen 
kommt es auch hier zu einem zusätzlichen Multiplikatoreffekt, wenn der 
Staat auf die primäre Veränderung des Volkseinkommens durch eine zusätz- 
liche gleichgerichtete Ausgabenvariation reagiert. Allerdings ist dieser Ef- 
fekt im Gegensatz zu den obigen Modellen nicht unbedingt positiv. Wenn 
nämlich aufgrund der Parameterkonstellation die Erhöhung des Hinterzie- 
hungsanteils im privaten Sektor bereits negativ auf das Volkseinkommen 
wirkt, führt die induzierte Staatsausgabenvariation zu einem weiteren Rück- 
gang des Sozialprodukts. Formal steckt dieser Effekt in Gleichung (7.51) in 
der im Nenner stehenden Determinante A,;. Diese ist gegenüber der in Glei- 
chung (7.46) zu findenden Determinante Ajo kleiner, was zu einem größeren 
Gesamteffekt führt. 

Auch bezüglich der Wirkungen der Steuerhinterziehung auf die Steuer- 
einnahmen sind die Effekte in diesem Modell ähnlich denen des vorangegan- 
genen IS-LM-Modells. Es gilt: 


Po t(L,()[1-Cy() -—g) + (Ly ¢- 
arl (I — O60) , ae 


Dieser Ausdruck ist immer negativ, d.h. in diesem Modell führt die 
Erhöhung des Hinterziehungsanteils in jedem Fall zu einer Reduktion der 
Steuereinnahmen."? 

14 Ausnahme ist auch hier wieder eine Sparquote von Null und die Neutralität der 


Geldnachfrage im Hinblick auf eine Veränderung der Steuerhinterziehung. In diesem Fall 
beträgt der Verlust an Steuereinnahmen ebenfalls Null. 
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Beim Vergleich dieses Terms mit dem äquivalenten Ausdruck aus dem 
Modell mit konstanten Pro-Kopf-Ausgaben fällt auf, daß die in der eckigen 
Klammer des Zählers angegebene Sparquote in Gleichung (7.52) c.p. kleiner 
ist als im vorangegangenen Modell. Da allerdings auch die im Nenner ste- 
hende Determinante Aj, kleiner ist als Ajo, läßt sich zum Vergleich beider 
Größen keine eindeutige Aussage treffen. 

Die Veränderung des staatlichen Budgetdefizits bei einer Änderung des 
Hinterziehungsverhaltens ergibt sich aus folgender Beziehung: 


aG-T)_ oF ot 
de de de 
In vorliegendem Modell läßt sich damit der Ausdruck 


+. ed ebd 
mG —1) | t -= 9) (L-(-)I — EC) , en 


errechnen, der immer positiv ist. D.h. auch in diesem Modell bedeutet die 
Zunahme der Steuerhinterziehung einen Anstieg des Staatsdefizits. 


7.10.3 Materieller Budgetausgleich 


Ersetzt man die bisherige Staatsausgabenhypothese durch die aus Gleichung 
(7.7), erhält man ein neues System in folgender struktureller Form: 


Y= c(a tie e))Y ) + Ir) +t- eY 
M _ (7.54) 
== C(r,(1 -t01 - e))Y ) 
T =t(1 —e)Y 
Die dazugehörige Jacobi-Matrix lautet: 


( l- ey ee) lee =1,(:) .0 
J2= =Ly( I =A 1=e)) -L,() 0 
-t(1-e) 0 1 
und hat die Determinante: 
det Jiz = Ara = (1- Cr) (1 - t0 - ))(-£,()) - 
— Ly(-)(1 — t(1 - e))J,(-) > 0. (7.55) 
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Aus diesem System läßt sich nun folgendes komparativ-statisches Ergeb- 
nis herleiten: 


ay _ (G08 -CrO1+ £040) , 


eee < 0. 7.06 
Oe An 56) 


Mit einem Anstieg der Hinterziehung geht das Volkseinkommen in jedem 
Fall zurück.! Der Grund dafür besteht aus zwei gleichgerichteten Effekten. 
Zum einen der aus den einfachen Einnahmen-Ausgaben-Modellen bekannte 
Rückgang des Volkseinkommens aufgrund der kontraktiven Ausgabenpoli- 
tik des Staates: Auf die durch die Steuerhinterziehung bedingte Umvertei- 
lung reagiert der Staat mit einer vollständigen Rücknahme der Ausgaben, 
während die Privaten im Gegenzug nur einen Teil - gemäß ihrer margina- 
len Konsumquote - des zusätzlichen Einkommens konsumieren. Der zweite 
Effekt ist der nun neu hinzutretende, oben beschriebene Fffekt über die 
Unterversorgung der Ökonomie mit Geld, bedingt durch die von der Steu- 
erhinterziehung induzierte Erhöhung der Geldnachfrage. 

Die Reaktion der Steuereinnahmen auf eine Ausdehnung der Schatten- 
wirtschaft ist in diesem Modellkontext genauso groß wie die des Volksein- 
kommens. Auch dieses Verhalten ist bereits aus den einfacheren Modellen 
unter dieser Staatsausgabenhypothese bekannt und bedarf keiner weiteren 
Erläuterung. Es gilt: 


af LOM-rO]+LrOL0) | 
FF Pe ee (7.57) 


Zu einer Veränderung des Budgetdefizits kommt es definitionsgemäß nicht, 
so daß an = 0 gilt. 


Die Erweiterung der obigen Ansätze zum IS-LM-Modell führt also zu 
folgenden neuen Effekten: Zum einen wirkt der positive Multiplikatoreffekt 
des Konsums nicht nur expansiv auf das Volkseinkommen, sondern auch auf 
den Zinssatz. Dies führt dann bei der zinselastischen Investitionsnachfrage 
zu einer induzierten Kontraktion. Mithin verpufft der expansive Multiplika- 
toreffekt zum Teil in einer Zinserhöhung. Bestimmend dafür sind die Zins- 
elastizität der Investitionen sowie für die Stärke des expansiven Effekts die 
marginale Konsumquote. 


15Die Ausnahme ist wieder der Fall einer Konsumquote von eins und das Ausblei- 
ben eines Effekts der Hinterziehung auf die Geldnachfrage. Dann ist die Reaktion des 
Volkseinkommen auf einen Anstieg der Schattenwirtschaft gleich Null. 
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Ein kontraktiver Effekt tritt in diesem Modell hinzu, wenn aufgrund der 
durch die Steuerhinterziehung bedingten Erhöhung des verfügbaren Ein- 
kommens der Privaten die Geldnachfrage zunimmt und dadurch ein Un- 
gleichgewicht auf dem Geldmarkt entsteht. Da das Geldangebot annahme- 
gemäß fix ist, kann dieses Ungleichgewicht nur durch eine Zinserhöhung ab- 
gebaut werden, die die Investitionsnachfrage als Teil der gesamtwirtschaft- 
lichen Nachfrage reduziert. Die Folge davon ist ein kontraktiver Effekt auf 
das Volkseinkommen. Wie die Diskussion in Abschnitt 7.10.1 gezeigt hat, ist 
die Relevanz letzteren Effekts umstritten. Daher wird im folgenden davon 
ausgegangen, daß dieser Effekt sich nicht so stark auswirkt wie der Mul- 
tiplikatoreffekt des Konsums und somit insgesamt mit einer Erhöhung des 
Volkseinkommens zu rechnen ist, solange die Staatsausgaben sich nicht am 
materiellen Budgetausgleich orientieren. 


7.11 Erweiterung zur neoklassischen Synthe- 
se 


Die neoklassische Synthese ergibt sich aus einer Kombination des keynes- 
ianischen IS-LM-Modells, das die gesamtwirtschaftliche Nachfrageseite be- 
schreibt, und des gesamtwirtschaftlichen Angebots. Im Gegensatz zu den 
vorangegangenen Abschnitten wird hier nicht unterstellt, daß sich letzte- 
res zu jeder Zeit an die Nachfrage anpaßt, sondern es wird angenommen, 
daß sich das gesamtwirtschaftliche Angebot aus der gesamtwirtschaftlichen 
Produktionsfunktion und dem Arbeitsmarkt ableiten läßt. Die Effekte der 
Steuerhinterziehung auf die Nachfrage sind im vorangegangenen Abschnitt 
bereits diskutiert worden. Die hier vorzunehmende Endogenisierung des 
Preisniveaus bedingt lediglich, daß die durch das IS-LM-Modell determi- 
nierte Nachfrage nun für nur ein bestimmtes Preisniveau gilt. Erhöht sich 
dieses, kommt es zu einer Änderung der Lage der LM-Kurve mit der Folge 
eines Rückgangs der Nachfrage. Die gesamtwirtschaftliche Nachfrage stellt 
mithin eine negative Funktion des Preisniveaus dar. Da weitere Effekte nicht 
auftreten, werden im folgenden lediglich die Wirkungen der Schattenwirt- 
schaft auf das hier neu hinzutretende gesamtwirtschaftliche Angebot unter- 
sucht. Die dem Modell zugrunde liegende Idee entstammt einem Artikel von 
Lai und Chang.!® Die im folgenden präsentierte Variation geht jedoch auf 
Wrede zurück.!7 


16Vgl. Lai und Chang (1988), S. 138 ff. 
17 Vgl. Wrede (1993), S. 214 ff. 
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Das gesamtwirtschaftliche Güterangebot wird gemäß einer neoklassi- 
schen Produktionsfunktion aus dem kurzfristig fixen Kapital und der auf 
dem Arbeitsmarkt ermittelten gleichgewichtigen Menge an Arbeit herge- 
stellt. Es wird unterstellt, daß diese Funktion positive, aber abnehmende 
Grenzerträge des Faktors Arbeit impliziert. Es gilt mithin: 


Y’=F(L,K), (7.58) 


mit L gleich Arbeit und K gleich Kapital sowie = = F, > 0 und oF < 0. 
Wegen des kurzfristigen Zeithorizonts der Analyse wird Konstanz des Fak- 
tors Kapital unterstellt, was formal durch den Balken tiber der Variablen 
ausgedriickt wird. In Abbildung 7.3 auf Seite 169 ist diese Produktionsfunk- 
tion in dem mit römisch drei bezeichneten Quadranten eingezeichnet. Eine 
Winkelhalbierende im Quadranten IV ermöglicht es, das gesamtwirtschaft- 
liche Angebot Y* auf der Abszisse des Quadranten I abzutragen. 

Die Nachfrage nach Arbeit ergibt sich aus dieser Gleichung durch das 
Gleichsetzen von Grenzprodukt der Arbeit und Reallohn als Quotient aus 
Nominallohn w und Preisniveau P: 


F,(L4) = = 


P 
Diese Funktion ist in Abbildung 7.3 im Quadranten II als Funktion L? 
dargestellt. 

Auf die Arbeitsangebotsentscheidung der Individuen hat die Möglich- 
keit der Steuerhinterziehung nun einen entscheidenden Einfluß. Da sich die- 
se mutmaßlich an ihrem Nettoreallohn orientieren,!8 kommt es zu einer 
Veränderung des Arbeitsangebots, wenn sich, bedingt durch einen Anstieg 
der Hinterziehung, der Nettolohn erhöht. Formal ausgedrückt ergibt sich: 


Psr (a -t(1- es); (7.60) 


(7.59) 


mit HIE = L§'(-) > 0.1? Bezüglich des gesamtwirtschaftlichen Ar- 
beitsangebots wird also angenommen, daß es mit steigender Hinterziehung 


18Die Abhängigkeit des Arbeitsangebots vom Netto- statt vom Bruttolohn hielt bereits 
früh in makroökonomischen Modellen mit Staat und Steuererhebung Einzug. Vgl. Blinder 
(1973), S. 295 f., Beck (1979), S. 495, Adams (1981), S. 426 sowie Lephardt (1981), S. 
122. 

19Vgl. Lai und Chang (1988), Gleichung (6), S. 140 sowie Wrede (1993), Gleichung 
(6.4.c), S. 215. Dem Verfasser vorliegender Arbeit ist bewußt, daß hierbei das Risiko der 
Entdeckung der Hinterziehung durch die Steuerbehörden unberücksichtigt bleibt, auf das 
bereits Peacock und Shaw (1982a), S. 271 im Zusammenhang mit makroökonomischer 
Modellbildung hingewiesen haben. Mit einem Verweis auf Lai und Chang (1988), S. 144, 
Fußnote 4 soll jedoch auf eine Berücksichtigung einer möglichen Risikoprämie verzichtet 
werden, und insofern gilt: „the model ... may be regarded as a limiting case.“ 
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wächst — eine Annahme, die später noch einer kritischen Diskussion un- 
terzogen wird. In dem in Abbildung 7.3 im Quadranten II dargestellten 
Arbeitmarkt verläuft diese Funktion mit positivem Anstiegsmaß und wird 
als L° bezeichnet. 

Eine Variation des als flexibel angenommenen Nominallohns sorgt nun 
dafür, daß sich Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt ausglei- 
chen und ein Gleichgewicht entsteht, das den gesamtwirtschaftlichen Ar- 
beitseinsatz festlegt.” Da sich die Arbeitnehmer in ihrem Arbeitsangebot, 
wie Gleichung (7.60) beschreibt, am preisbereinigten, d.h dem realen Net- 
tolohn orientieren, ist das gesamtwirtschaftliche Güterangebot preisinvari- 
ant. Die Arbeitnehmer unterliegen also keiner Geldillusion. Die gesamtwirt- 
schaftliche Angebotskurve stellt unter dieser Voraussetzung in dem im er- 
sten Quadranten von Abbildung 7.3 abgebildeten Einkommen-Preis-Raum 
eine vertikale Kurve dar. Das bedeutet, daß für die Höhe des gesamtwirt- 
schaftlichen Angebots letztlich nur die Determinanten des Arbeitsangebots 
sowie das Grenzprodukt des Faktors Arbeit relevant sind, nicht aber die 
Höhe des Preisniveaus. 

Steigt nun der Hinterziehungsanteil an, reagieren die Individuen mit ei- 
ner Ausdehnung ihres Arbeitsangebots, da sie nun einen höheren Netto- 
reallohn pro eingesetzter Einheit Arbeit erhalten. Dies führt auf dem Ar- 
beitsmarkt zu einer Rechtsverschiebung der Angebotskurve, was bei einer 
unveränderten Nachfragekurve mit einer Ausdehnung des gleichgewichtigen 
Arbeitseinsatzes und einer Reduktion des (Brutto-)Reallohns verbunden ist. 
Der gestiegene Arbeitseinsatz führt gemäß der Produktionsfunktion nun zu 
einem höheren Güterangebot und damit einer Rechtsverschiebung der ge- 
samtwirtschaftlichen Angebotskurve. Da diese gemäß den Modellannahmen 
preisinelastisch ist, bestimmt die Höhe dieses Vollbeschäftigungsoutputs das 
gesamtwirtschaftliche Volkseinkommen. Damit ist unerheblich, welche Wir- 
kungen die Steuerhinterziehung auf die gesamtwirtschaftliche Nachfrage hat, 
denn diese bestimmt letztlich nur das gesamtwirtschaftliche Preisniveau: Ei- 
ne Linksverschiebung der gesamtwirtschaftlichen Nachfragekurve führt in 
jedem Fall zu einem Rückgang des Preisniveaus; eine Rechtsverschiebung 
macht das Resultat uneindeutig. 

Es stellt sich nun die Frage, ob aus diesen Modellergebnissen auf eine be- 
dingungslos positive Wirkung der Existenz der Schattenwirtschaft auf das 
Volkseinkommen in der Realität zu schließen ist. Dies muß verneint wer- 
den, da die getroffenen Modellannahmen sehr restriktiv sind bzw. die Wirk- 


20Vgl. Felderer und Homburg (1999), S. 136. Wie bei Lai und Chang (1988) sowie bei 
Wrede (1993) soll auch hier von einer Analyse von Unterbeschäftigungsgleichgewichten 
abgesehen werden. 
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Abbildung 7.3: Wirkung einer Erhöhung der Steuerhinterziehung auf das 
gesamtwirtschaftliche Angebot bei Abwesenheit von Geldillusion der Ar- 
beitnehmer 


lichkeit nicht treffend beschreiben. Wie bereits erwähnt, hängen der oben 
beschriebenen Effekte bei einem Anstieg des Hinterziehungsanteils entschei- 
dend von den Annahmen bezüglich des gesamtwirtschaftlichen Angebots ab. 
Was dies bewirkt wird deutlich, wenn man statt der hier dargestellten Mo- 
dellvariation von Wrede das Orginalmodell von Lai und Chang betrachtet. 
Diese unterstellen den Individuen eine partielle Geldillusion bei der Wahl 
ihres Arbeitsangebots; d.h. daß die Individuen keine vollständige Kompen- 
sation einer eventuellen Preisänderung durch den Nominallohn verlangen, 
damit ihr Reallohn unverändert bleibt. Aus der makroökonomischen Theo- 
rie ist dazu jedoch bekannt, daß in diesem Fall die gesamtwirtschaftliche 
Angebotskurve nicht mehr preisinvariant ist, sondern in der kurzen und 
mittleren Frist eine positive Steigung aufweist. 
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In einem solchen Fall führt die durch die Erhöhung des Hinterziehungs- 
anteils bedingte Ausdehnung des Arbeitseinsatzes ebenfalls zu einer Rechts- 
verschiebung der gesamtwirtschaftlichen Angebotskurve. Wenn diese aber 
ein positives Steigungsmaß aufweist, ist der Anstieg des gleichgewichtigen 
Volkseinkommens auf dem Gütermarkt bei einer unveränderten Nachfrage- 
kurve kleiner als bei einer vertikalen Angebotskurve. Der Grund besteht dar- 
in, daß bei einer Angebotskurve mit positiver Steigung ein Teil des expan- 
siven Angebotseffekts aufgrund der Erhöhung des Arbeitseinsatzes durch 
einen sekundären Rückgang des Angebots aufgrund des sinkenden Preis- 
niveaus konterkariert wird. Ablauftheoretisch läßt sich dieser Vorgang fol- 
gendermaßen beschreiben: Die Rechtsverschiebung der Angebotskurve führt 
zu einem Angebotsüberhang auf dem Gütermarkt, der eine Reduktion des 
Preises nach sich zieht. Bei preisunelastischem Angebot muß das Preisni- 
veau nun solange sinken bis das neue Gleichgewicht erreicht und der Ange- 
botsüberhang beseitigt ist. Bei preiselastischem Güterangebot baut sich der 
Angebotsüberhang auch dadurch ab, daß bei fallendem Preis das Angebot 
sich wieder reduziert. Es ist also ein weniger starker Rückgang des Preisni- 
veaus nötig, um wieder ein Gleichgewicht zu erreichen. Allerdings ist dieses 
Gleichgewicht dann mit einem geringeren Volkseinkommen verbunden als 
bei einer preisunelastischen Angebotskurve. Festzuhalten ist an dieser Stelle 
jedoch, daß der expansive Angebotseffekts der Steuerhinterziehung auf das 
Volkseinkommen - mit Ausnahme eines Modells mit einem fixen Preisniveau 
und damit horizontaler Angebotskurve - immer positiv wirkt. 

Berücksichtigt man nun noch die oben bereits hergeleitete Erkenntnis, 
daß die gesamtwirtschaftliche Nachfrage ebenfalls durch die Existenz der 
Schattenwirtschaft tangiert wird, kann es zu Konstellationen kommen, bei 
denen sogar ein Rückgang des gleichgewichtigen Volkseinkommens zu kon- 
statieren ist: Sind auf dem Geldmarkt etwa die kontraktiven Effekte der 
durch das Anwachsen der Geldnachfrage bedingten Unterversorgung der 
Ökonomie mit Geld so stark, daß sie den positiven Multiplikatoreffekt des 
Konsums überkompensieren, kommt es zu einem Rückgang der gesamtwirt- 
schaftlichen Nachfrage. Die Y?-Kurve verschiebt sich also nach links. Ist 
diese Verschiebung größer als die Rechtsverschiebung der gesamtwirtschaft- 
lichen Angebotskurve durch den expansiven Angebotseffekt der Steuerhin- 
terziehung, tritt der Fall eines Rückgangs des gleichgewichtigen Volksein- 
kommens ein. Damit verbunden wäre dann auch eine eindeutig negative 
Reaktion der Steuereinnahmen auf die Erhöhung der Hinterziehung. 

Außer dieser modellimmanenten Überlegung bezüglich der Relevanz des 
angenommenen Grads an Geldillusion muß noch eine weitere Annahme ei- 
ner kritischen Beurteilung unterzogen werden. Dabei handelt es sich um die 


170 


Annahme, daf mit steigender Steuerhinterziehung das Arbeitsangebot zu- 
nimmt. Aus der Analyse der Wirkungen der Existenz der Schattenwirtschaft 
auf das Arbeitsangebot eines einzelnen Individuums in Kapitel 3.3 auf den 
Seiten 29 ff. ist bekannt, daß deren Gesamteffekt uneindeutig ist. D.h. es 
kann durchaus sein, daß das Individuum sein Arbeitsangebot einschränkt, 
wenn es die Möglichkeit zur Steuerhinterziehung hat. Der Grund dafür liegt 
im Einkommenseffekt der Steuerhinterziehung begründet. Zwar kommt es 
einerseits zu einem Substitutionseffekt, aufgrund dessen das Arbeitsange- 
bot ausgedehnt wird, weil Arbeitszeit gegenüber Freizeit lohnender wird, 
da der Nettostundenlohn durch die Hinterziehung steigt. Andererseits tritt 
auch ein Einkommenseffekt auf, der sich aus der Tatsache ergibt, daß das 
Individuum durch den höheren (Durchschnitts-)Nettolohn ein höheres Ein- 
kommen erzielt, das es ihm ermöglicht, mehr Freizeit zu konsumieren und 
weniger Arbeit anzubieten. 

Auf die obige Darstellung des Angebotseffekts der Steuerhinterziehung 
im gesamtwirtschaftlichen Modell übertragen bedeutet dies, daß es auf dem 
Arbeitsmarkt durch die Erhöhung des Hinterziehungsanteils auch zu ei- 
ner Linksverschiebung der Arbeitsangebotskurve kommen kann. Die Fol- 
ge davon wäre ein Rückgang des gesamtwirtschaftlichen Arbeitseinsatzes 
und daraus folgend eine Reduktion des gesamtwirtschaftlichen Angebots. 
Bleibt man vereinfachend bei der Annahme der Abwesenheit von Geldillu- 
sion, verschöbe sich die vertikale Angebotskurve nach links, und es käme in 
jedem Fall zu einem Rückgang des Volkseinkommens. Die Reaktion der aus 
dem IS-LM-Modell abgeleiteten gesamtwirtschaftlichen Nachfragefunktion 
bestimmte dann lediglich die Höhe des Preisniveaus im neuen Gleichgewicht. 


7.12 Fazit der statischen Einsektoren- 
Makromodelle 


In diesem Kapitel wurde die Integration der Steuerhinterziehung in einfache 
statische, makroökonomische Modelle vorgenommen, wobei die Steuerhin- 
terziehungsentscheidung selbst als exogen betrachtet wurde. Der Übergang 
von der Referenzsituation zum Zustand unter Berücksichtigung der Exi- 
stenz der Schattenwirtschaft ist dabei — wie an allen anderen Stellen vor- 
liegender Arbeit - als Veränderung in der moralischen Einstellung der In- 
dividuen zu verstehen. Bei dem ersten Modell, das der Analyse unterzogen 
wurde, handelte es sich um das aus der Literatur bekannte Einnahmen- 
Ausgaben-Modell keynesianischer Prägung. Allerdings kam dabei der Rolle 
des Staates im Modell eine besondere Bedeutung zu, indem nämlich drei 
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alternative Ausgabenhypothesen untersucht wurden: erstens die Annahme, 
daß der Staat seine Ausgaben pro Kopf unverändert läßt, was in diesem 
Modell ohne Bevölkerungswachstum konstanten Ausgaben gleich kommt, 
zweitens die Beibehaltung einer konstanter Staatsquote bei den Ausgaben 
und schließlich drittens der permanente materielle Budgetausgleich. 

Im einfachen Einnahmen-Ausgaben-Modell kann dabei deutlich der ex- 
pansive Multiplikatoreffekt der Konsumausgaben auf das Volkseinkommen 
beobachtet werden. Je nach Steuerausgaben wird dieser sogar noch un- 
terstützt (bei konstanter Staatsquote) oder konterkariert (bei materiellem 
Budgetausgleich). Verhält sich der Staat gemäß der Vorgabe konstanter Pro- 
Kopf-Ausgaben, wirkt dies neutral, und das Modell beinhaltet ausschließlich 
den reinen Multiplikatoreffekt. Bezüglich der Steuereinnahmen zeigen die 
Modellergebnisse einen geringeren Rückgang, als es aufgrund der ’naiven’ 
Hypothese ’Steuereinnahmenrückgang entspricht dem Umfang der Schat- 
tenwirtschaft multipliziert mit dem durchschnittlichen Steuersatz’ zu erwar- 
ten gewesen wäre. Allerdings ist in der Regel mit Einnahmeausfällen seitens 
des Staates zu rechnen, wobei es zu einer Ausnahme von dieser Regel kom- 
men kann, wenn sich ein zusätzlicher expansiver Effekt aus der expansiv 
wirkenden Staatsausgabenhypothese konstante Staatsquote ergibt. Ledig- 
lich im dem Fall, daß der expansive Multiplikatoreffekt durch den kontrak- 
tiven Effekt staatlicher Ausgabekürzungen bei materiellem Budgetausgleich 
überkompensiert wird, kommt es zu einem Rückgang der Steuereinnahmen, 
der über das Maß nach ’naiver’ Hypothese hinaus geht. Der Grund dafür 
liegt darin, daß in einem solchen Fall das Volkseinkommen als Bemessungs- 
grundlage der Besteuerung zurückgeht. 

Eine Erweiterung des Modell um eine differenzierte Konsumfunktion, 
die eine getrennte Konsumentscheidung für versteuertes und unversteuer- 
tes Einkommen ermöglicht, führt zu keinen grundsätzlich veränderten Mo- 
dellergebnissen. Allerdings ist es in einem solchen Modell möglich, wenn 
die marginale Konsumquote aus unversteuertem Einkommen gleich eins ist, 
daß es zu gar keinen Steuereinnahmeausfällen kommt, da in dieser Situation 
der expansive Multiplikatoreffekt maximal ist. Die Erweiterung des Grund- 
modells um eine zusätzliche indirekte Besteuerung, bei der allerdings nicht 
die Möglichkeit der Hinterziehung besteht, bringt keine neuen Erkenntnisse, 
weshalb lediglich deren Ergebnisse dargestellt wurden. 

Die Erweiterung des Modells durch Hinzunahme des Geldmarktes zum 
IS-LM-Modell ermöglicht es, einen weiteren Effekt der Erhöhung des Hinter- 
ziehungsanteils analysieren. Erhöht sich nämlich durch die Ausdehnung der 
Schattenwirtschaft die Nachfrage nach Geld, kommt es bei der unterstellten 
Konstanz des realen Geldangebots zu einer Unterversorgung der Ökonomie 
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mit Geld, die wiederum kontraktiv auf das gleichgewichtige Volkseinkom- 
men wirkt. Somit steht dem expansiven Multiplikatoreffekt nun ein kontrak- 
tiver Effekt entgegen, der die Gesamtwirkung des Anstiegs der Steuerhinter- 
ziehung uneindeutig werden läßt. Der kontraktive Geldnachfrageeffekt der 
Steuerhinterziehung muß dabei jedoch einer kritischen Würdigung unterzo- 
gen werden. Zum einen ist es aufgrund von theoretischen Uberlegungen und 
den Ergebnissen empirischer Untersuchungen unklar, ob es tatsächlich zu 
einer Erhöhung der Geldnachfrage bei einer Erhöhung der Steuerhinterzie- 
hung kommt, und zum anderen ist es ebenso fraglich, ob in der Realität der 
gestiegenen Geldnachfrage ein unverändertes Geldangebot gegenübersteht, 
wo doch die Zentralbank den Geldmarkt relativ gut beobachten kann. Aus 
diesen Gründen wird gefolgert, daß trotz des kontraktiven Effekts im Re- 
gelfall von einer insgesamt positiven Wirkung der Steuerhinterziehung auf 
das Volkseinkommen auszugehen ist, die jedoch gegenüber dem einfachen 
Einnahmen-Ausgaben-Modell geringer ist. 

Eine weitere Modifikation des Modell zur neoklassischen Synthese durch 
die Endogenisierung des Preisniveaus und die explizite Modellierung des 
gesamtwirtschaftlichen Angebots beschreibt einen dritten Effekt, den die 
Ausdehnung der Steuerhinterziehung induziert. Geht man nämlich von Ar- 
beitnehmern aus, die ihre Arbeitsangebotsentscheidung positiv vom Netto- 
lohnsatz abhängig machen, führt ein Anstieg der Hinterziehung über eine 
Erhöhung des Nettolohns zu einer Ausdehnung des Arbeitsangebots. Die- 
se wiederum hat einen höheren Arbeitseinsatz in der Ökonomie zur Folge, 
der bei einer neoklassischen gesamtwirtschaftlichen Produktionsfunktion zu 
einem Anstieg des gesamtwirtschaftlichen Angebots führt. Der isolierte An- 
gebotseffekt der Steuerhinterziehung ist also positiv. Allerdings ist auch die 
diesem Effekt zugrundeliegende Annahme eines positiven Zusammenhangs 
zwischen Steuerhinterziehung und Arbeitsangebot kritisch zu betrachten. 
Abschnitt 3.3 im ersten Teil vorliegender Arbeit zeigt nämlich, daß dieser 
Zusammenhang uneindeutig ist. D.h. es kann durchaus auch zu einem kon- 
traktiven Angebotseffekt der Steuerhinterziehung kommen. 

Insgesamt ist den Modellergebnissen also zu entnehmen, daß es erstens 
einen Multiplikatoreffekt des Konsums gibt, der expansiv auf das Volksein- 
kommen wirkt. Zweitens muß festgehalten werden, daß der Ausgabenstrate- 
gie des Staates eine entscheidende Rolle auf die Veränderung des Volksein- 
kommens zukommt. Drittens kann ein kontraktiver Effekt aufgrund einer 
Unterversorgung mit Geld auftreten, der jedoch nicht sehr große empiri- 
sche Relevanz haben dürfte. Als letztes ist zu konstatieren, daß es zu einem 
uneindeutigen Angebotseffekt kommt, der von der Reaktion des Arbeitsan- 
gebots auf die Erhöhung der Steuerhinterziehung abhängt. In der Summe ist 
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die Wirkung der Schattenwirtschaft auf das Volkseinkommen also ebenfalls 
als uneindeutig einzuschätzen. Gleiches gilt fiir die Reaktion der Steuer- 
einnahmen des Staates, wobei diese mit größerer Wahrscheinlichkeit eher 
sinken. 
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Kapitel 8 


Ein neoklassisches 
Wachstumsmodell 


8.1 Einleitung 


Folgendes Modell untersucht, wie sich Steuerhinterziehung in einem neo- 
klassischen Wachstumsmodell auswirkt. Dabei muß jedoch vorab klarge- 
stellt werden, daß damit keine Aussagen über die Wachstumswirkungen der 
Schattenwirtschaft getroffen werden können. In der im folgenden präsen- 
tierten Standardversion des Solow-Swan-Modells ohne exogenen technolo- 
gischen Fortschritt sind die Wachstumsraten aller Pro-Kopf-Variablen des 
Modells im Gleichgewicht immer gleich Null. Effekte auf die Wachstumsra- 
te haben modellexogene Störungen lediglich im Anpassungszeitraum zum 
neuen Gleichgewicht. Dieser wird jedoch im folgenden nicht betrachtet, da 
ausschließlich eine komparativ-statische Analyse zwischen Referenzsituation 
und Situation mit Steuerhinterziehung und Schattenwirtschaft vorgenom- 
men wird. 

Gleichwohl stellt das Modell innerhalb vorliegender Arbeit einen wich- 
tigen und sinnvollen Beitrag dar. Es fungiert nämlich als Ergänzung zu 
dem im vorangegangenen Kapitel dargestellten Makromodell. Während je- 
nes hauptsächlich die Wirkung der Steuerhinterziehung auf die Nachfrage- 
seite der Ökonomie beleuchtet und mit den beiden Multiplikatoreffekten 
des privaten Konsums und der staatlichen Ausgaben eine wichtige Wirkung 
der Schattenwirtschaft auf das Volkseinkommen identifiziert hat, gestattet 
es das folgende Modell, die Effekte der Steuerhinterziehung auf die Ange- 
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botsseite der Okonomie zu beschreiben. Insbesondere wird analysiert, wie 
sich eine durch die Erhöhung des Hinterziehungsanteils bedingte Verände- 
rung der gesamtwirtschaftlichen Ersparnis auf die Investitionen der Ökono- 
mie und damit auf den für die Produktion notwendigen Kapitalstock der 
Volkswirtschaft auswirkt. Dokumentiert werden außerdem die sich daraus 
ergebenden Effekte auf das verfügbare Einkommen der Privaten, den Kon- 
sum der Privaten, die Steuereinnahmen und Ausgaben des Staates sowie 
den gesamten Konsum der Ökonomie. 

Im folgenden Abschnitt werden die Grundannahmen des Modells darge- 
stellt, wobei zunächst eine Version präsentiert wird, bei der Staatsverschul- 
dung durch die Annahme eines permanenten materiellen Budgetausgleichs 
ausgeschlossen ist. Abschnitt 8.3 beschreibt die Eigenschaften des Wachs- 
tumsgleichgewichts dieses Modells, bevor sich der darauffolgende Abschnitt 
der komparativ-statischen Analyse der interessierenden Variablen widmet. 
In Abschnitt 8.5 wird ein Zwischenfazit präsentiert, an das sich mit Teil 
8.6 ein Abschnitt anschließt, in dem die zusätzlichen Annahmen dargestellt 
werden, die für die Modellerweiterung benötigt werden, in der die Möglich- 
keit der Staatsverschuldung nicht mehr ausgeschlossen wird. In Abschnitt 
8.7 werden zunächst die Wachstumsgleichgewichte des erweiterten Modells 
beschrieben und dann deren Stabilitätseigenschaften untersucht. Abschnitt 
8.8 stellt im Anschluß die komparativ-statischen Ergebnisse der Variablen 
im Modell mit Staatsverschuldung dar, bevor das Kapitel mit einem Fazit 
in Abschnitt 8.9 endet. 


82 Annahmen des Grundmodells ohne 
Staatsverschuldung 


In dem diesem Kapitel zugrundeliegenden Modell werden drei verschiede- 
ne Agenten unterschieden. Private Haushalte besitzen die Eigentumsrechte 
an den Firmen und einen Teil des Kapitals der Ökonomie - den komple- 
mentären Anteil besitzt der Staat. Sie stellen den Unternehmen gegen Be- 
zahlung eines Zinses Kapital zur Produktion zur Verfügung und bieten den 
Firmen außerdem ihre Arbeitskraft als Input an. Die Unternehmen pro- 
duzieren durch Einsatz der beiden Faktoren Kapital und Arbeit mittels 
der ihnen zugänglichen Technologie ein homogenes Outputgut, das sowohl 
konsumiert als auch investiert werden kann und dadurch den Kapitalstock 
vergrößert. Bei diesem Prozeß sehen sich die Firmen auf den Faktormärkten 
und auf dem Gütermarkt vollständiger Konkurrenz gegenüber. Der dritte 
Agent im Modell ist der Staat. Er erhebt eine proportionale Einkommen- 
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steuer mit dem Satz t und verausgabt seine Einnahmen in derselben Periode 
wieder vollständig. Damit wird zunächst ausgeschlossen, daß der Staat ein 
materiell unausgeglichenes Budget hat. 

Die Haushalte haben bei der Angabe ihrer Einkünfte die Möglichkeit, 
einen exogen gegebenen Anteil e zu verschweigen und somit Steuern zu 
hinterziehen.! Als Einnahmen erlöst der Staat somit den t(1—e)-ten Teil des 
Volkseinkommens Y. Von diesen Einnahmen investiert er einen konstanten 
Anteil k und erhöht so seinen Kapitalstock, den er den Unternehmen zur 
Produktion kostenlos zur Verfügung stellt.” Den anderen Anteil (1 — x) 
seiner Einnahmen konsumiert der Staat.’ 

Die Haushalte haben ein verfügbares Einkommen in Höhe (1-t(1-e))Y, 
wovon sie einen konstanten Anteil s sparen. Es wird angenommen, daß der 
Kapitalmarkt ausgeglichen ist, was bedeutet, daß die Ersparnis der Pri- 
vaten ihren Investitionen entspricht. In dem Maße, wie die Privaten und 
der Staat investieren, vergrößert sich der gesamtwirtschaftliche Kapitalstock 
K. Weiterhin wird angenommen, daß der vorhandene Kapitalstock mit ei- 
ner konstanten Rate ô abgeschrieben werden muß. Somit ergibt sich als 
Veränderung des gesamtwirtschaftlichen Kapitalstocks folgender Ausdruck: 


K= (s(1 —t(1—e)) +t(1 - e)x)Y - ôK, (8.1) 


wobei hier und im folgenden ein Punkt über einer Variablen darstellen soll, 
daß es sich bei dem Ausdruck um die Ableitung der Variablen nach der Zeit 
handelt. Der Term in der großen Klammer kann dabei als gesamtwirtschaft- 
liche Sparquote interpretiert werden. 

Der Output der Ökonomie wird von den Firmen mittels folgender Pro- 
duktionsfunktion erzeugt: 


Y = F(K, L). (8.2) 


Es wird angenommen, daß es sich bei F(-) um eine neoklassische Produk- 
tionsfunktion handelt, die folgende Eigenschaften hat: zum einen positive, 


1Wie in Kapitel 7 auch ist diese Hinterziehung als eine Einkommenserzielung in der 
Schattenwirtschaft zu interpretieren. 

2Es handelt sich dabei um nichtreine öffentliche Güter, die von den Firmen produktiv 
verwendet werden können, ohne daß diese dafür eine Gegenleistung (außer der Einkom- 
mensteuer der Eigentümer) zu entrichten haben. Man denke dabei etwa an Bildungslei- 
stungen durch den Staat wie z.B. das Schul- oder Universitätssystem oder an die Nutzung 
von Infrastruktur wie z.B. Straßen. 

3Dahinter verbergen sich Käufe von öffentlichen Gütern, die von den Unternehmen 
nicht produktiv verwendet werden können, wie z.B. die Kosten des Gerichtssystems oder 
die Verteidigungsausgaben. 
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ae 2 2 
aber abnehmende Grenzerträge, d.h. 55,35 > 0 und $4,255 < 0, zum 


anderen konstante Skalenerträge, also F(AK,AL) = AF(K, L) für alle A > 0 
und schließlich, daß sie die Inada-Bedingungen 


lim oe = lim or = 00 

K>00K L-00L 
sowie 

lim en = lim i =0 

K>œ 0K Low OL 
erfüllt.? 


Wegen der Annahme konstanter Skalenerträge läßt sich die Produkti- 
onsfunktion auch in der sogenannten intensiven Form darstellen: 


y = f(k), (8.3) 


mit y = Y/L und k = K/L. Unterstellt man nun noch ein exogenes Bevölke- 
rungswachstum mit der konstanten Rate n, ergibt sich als fundamentale 
Differentialgleichung des Modells folgende Funktion: 


k = (s(1 -t(1-e))+t(1 = e)r) f(k) — (n + 8)k. (8.4) 


Der Pro-Kopf-Kapitalstock wächst demnach durch die Bruttoinvesti- 
tionen, die sich als Produkt aus gesamtwirtschaftlicher Sparquote und 
Pro-Kopf-Produktion ergeben und sinkt durch die ’effektive’ Abschreibung 
des vorhandenen Pro-Kopf-Kapitalstocks. Die ’effektive’ Abschreibungsra- 
te setzt sich zusammen aus der tatsächlichen Abschreibungsrate 6 und der 
Rate n, mit der der vorhandene Pro-Kopf-Kapitalstock auf die wachsende 
Bevölkerung aufgeteilt wird. Um eine ökonomisch sinnvolle Lösung sicher- 
zustellen, wird angenommen, daß (s(1 — t(1 — e)) + t(1 — e)k) < 1 ist, was 
in einem Modell ohne Staat der Annahme s < 1 gleich käme. Außerdem ist 
bei s,x > 0 sichergestellt, daß die Investitionen in jedem Zeitpunkt positiv 
sind. 


8.3 Das Wachstumsgleichgewicht im Modell 
ohne Staatsverschuldung 


Das Wachstumsgleichgewicht (steady-state) eines dynamischen Modells wie 
dieses ist durch die Konstanz der Wachstumsraten der Variablen gekenn- 


Vgl. Inada (1963), S. 119-127. 
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zeichnet, in diesem Fall also k = k/k = konstant.” Man kann zeigen, daß 
dies in vorliegendem Modell nur bei k = 0 erfüllt ist. Damit ergibt sich 
folgende Bedingung für die steady-state-Kapitalintensität k*: 


(s(1 — t(1 — e)) + t(1 — e)r) f(k*) = (n +6)k*. (8.5) 


Wegen der Eigenschaften der neoklassischen Produktionsfunktion lassen 
sich die Existenz, Stabilität und Eindeutigkeit eines positiven Pro-Kopf- 
Kapitalstocks im Wachstumsgleichgewicht einfach zeigen,’ was hier nur gra- 
phisch angedeutet werden soll. 


[s(1-t(1-e))+#(1-e) «}f{k) 


k* 


Abbildung 8.1: Das Wachstumsgleichgewicht im Modell ohne Staatsver- 
schuldung 


In Abbildung 8.1 sind drei Kurven eingezeichnet. Die erste ist die der 
’effektiven’ Abschreibung in Abhängigkeit von der Höhe der Kapitalinten- 
sität ((n + 6)k). Die zweite ist die Produktionsfunktion f(k), die wegen 


5Ein Dach über einer Variablen bezeichnet hier und im folgenden, daß es sich bei dem 
Ausdruck um die Wachstumsrate der Variablen handelt. 

6Die Wachstumsrate lautet & = [s(1 — t(1 — e)) + t(1 — en] A) — (n + ô). Die eckige 
Klammer sowie die Parameter n und 6 sind Konstanten, so daß die Bedingung 4/U4U/® = 
0 erfüllt sein muß. Es gilt en = if) S (e)k) k, Setzt man nun realistischerweise 
fest, daß die Kapitalintensität größer als Null jedoch kleiner als unendlich sein muß und 
beachtet gleichzeitig, daß der Ausdruck f(k) — f’(k)k, der das Grenzprodukt der Arbeit 
darstellt, positiv ist, besteht die einzige Möglichkeit zur Erfüllung der Bedingung k= 
konstant darin, daß k = 0 ist. 

7Vel. z.B. Barro und Sala-I-Martin (1995), S. 19, Fußnote 2. 
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der Eigenschaft sinkender Grenzerträge die Linie der ’effektiven’ Abschrei- 
bung schneiden muß. Multipliziert man die Produktionsfunktion mit der 
gesamtwirtschaftlichen Sparquote [s(1 — t(1 — e)) +t(1-e)k], erhält man 
die dritte Kurve - die Bruttoinvestition der Ökonomie. Der Wert des Pro- 
Kopf-Kapitalstocks im Wachstumsgleichgewicht ist dann der Schnittpunkt 
dieser Kurve, welche die linke Seite von Gleichung (8.5) beschreibt, mit 
der Linie der ’effektiven’ Abschreibung als Ausdruck der rechten Seite von 
Gleichung (8.5). 

Zur Veranschaulichung soll im folgenden eine einfache neoklassische Pro- 
duktionsfunktion vom Cobb-Douglas-Typ mit einem konstanten Technolo- 
gieparameter A > 0 verwendet werden: 


Y SAK'L Y, 
Die intensive Form dieser Produktionsfunktion lautet: 
y = f(k) = Ak? 
mit f'(k) = Apk?! und f"(k) = -Ad(1 — p)kt-?. Daraus ergibt sich 
folgende steady-state-Kapitalintensität: 
A(s(1 —t(1—e)) + t(1 - e)r) = 


k* = 
nt+é 


Wird dieser Wert in die Produktionsfunktion eingesetzt, erhält man den 
Output der Okonomie im Wachstumsgleichgewicht. Er lautet: 


y* = Ars e EDEL 


8.4 Komparativ-statische Analyse der Wir- 
kung der Steuerhinterziehung auf die Va- 
riablen im Wachstumsgleichgewicht 


8.4.1 Pro-Kopf-Kapitalstock 


Die zentrale Variable dieses Modells ist die Pro-Kopf-Kapitalintensität, wes- 
halb es sinnvoll erscheint, zunächst die Wirkung einer Anderung des Hin- 
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terziehungsverhaltens auf das steady-state-Niveau dieser Variablen zu be- 
trachten. Dazu einige Voriiberlegungen. Das Wachstumsgleichgewicht des 
Modells ist durch folgende Bedingung gekennzeichnet: 


k = (s(1 -t(1-e))+t(1- e)s) f(k") -(n+ö)k*=0. (8.6) 


Wegen des Theorems der Differentiation impliziter Funktionen kann man 
schreiben: 


* OH 
= = E ’ (8.7) 
ý ök* 


mit H(k*,e) = (s(1 -t(1 -e))+t(1-e)r) f(k*) —-(n+6ö)k* und H entspricht 
im Gleichgewicht dem Wert Null. 

Der Zähler des Bruchs auf der rechten Seite, H, läßt sich aus der fun- 
damentalen Differentialgleichung (8.4) des Modells entwickeln und lautet: 


OH i 
Aus derselben Gleichung erhält man auch den Ausdruck für a, nämlich: 
= = (s(1 —t(1—e)) +¢(1 -e)r) f'E- (ntô). (8.9) 


Dieser Ausdruck ist im Wachstumsgleichgewicht kleiner als Null, was an- 
hand von Abbildung 8.1 ersichtlich ist. Dort sieht man, daß im steady-state 
die Steigung der Bruttoinvestitionsfunktion (der erste Term auf der rech- 
ten Seite in Gleichung (8.9)) kleiner ist als die Steigung der ’effektiven’ 
Abschreibung (der Term ganz rechts in Gleichung (8.9)). 

Aus Gleichung (8.8) und (8.9) läßt sich nun die Veränderung der steady- 
state-Kapitalintensität aufgrund einer Änderung des Hinterziehungsanteils 
bestimmen. Sie lautet: 

Ək" HS ART) (8.10) 
de (s(1 — (1 - €)) + (1 — e)r) f'(k*) — (n +ô) 


mit 
>0 für s>kK 


=0 für s=«k. (8.11) 
<0 für s<k 


Ok* 
Oe 
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Entscheidende Bedeutung fiir das qualitative Ergebnis von (8.10) hat of- 
fensichtlich das Verhältnis von s zu «. Ist s > «, so ist der Zähler von 
(8.10) kleiner als Null und damit der gesamte Bruch positiv. D.h. der Wert 
des Pro-Kopf-Kapitalstocks im Wachstumsgleichgewicht erhöht sich durch 
einen Anstieg der Steuerhinterziehung der Privaten. Der Grund dafür be- 
steht darin, daß in diesem Fall ein Anstieg des Hinterziehungsanteils die 
gesamtwirtschaftliche Sparquote erhöht. Der Teil der hinterzogenen Einheit 
Einkommen, den vorher der Staat investiert hat, steht nun den Privaten zur 
Verfügung, die in diesem Fall eine höhere Sparneigung haben als die Inve- 
stitionsquote des Staates und somit den Kapitalstock der Ökonomie stärker 
erhöhen, als dieser durch den Verlust an staatlicher Investition zurückgeht. 
Man kann das Ergebnis auch verstehen, indem man sich die gesamtwirt- 
schaftliche Sparquote als einen mit den jeweiligen Einkommen gewogenen 
Durchschnitt aus der Sparneigung der Privaten und der des Staates vor- 
stellt. Wenn die Sparquote der Privaten größer ist als die des Staates, führt 
die durch die Erhöhung der Steuerhinterziehung bedingte Erhöhung des 
Gewichtungsfaktors der privaten Sparneigung zu einer höheren gesamtwirt- 
schaftlichen Sparquote. Zu einer analogen, nur umgekehrten Argumentation 
gelangt man, wenn man den Fall s < « betrachtet. In einer solchen Situation 
reduziert eine Erhöhung der Steuerhinterziehung den steady-state-Wert des 
Pro-Kopf-Kapitalstocks. 
Am Anschauungsbeispiel der Cobb-Douglas-Technologie erhält man: 
Ok* —t(s — K)A(k*)? 


wobei fiir das Vorzeichen dieses Terms die bedingte Aussage nach (8.11) 
gilt. 


8.4.2 Pro-Kopf-Output 


Die Veränderung des Pro-Kopf-Outputs im Wachstumsgleichgewicht auf- 
grund einer Veränderung des Hinterziehungsanteils beträgt wegen Gleichung 
(8.3) 


Oy" df Ək* | Ok* 


de dk* de | FR") de’ en 
also 
yt tsa ARIK) (8.13) 


Oe (s(1 -t(1-e)) +t(1- e)r) f'(k*) - (n +6) 


182 


Damit ergeben sich dieselben qualitativen Ergebnisse wie bei der Verände- 
rung der Kapitalintensität: Der steady-state-Output pro Kopf steigt durch 
eine Erhöhung des Hinterziehungsanteils, wenn s > «x ist, et vice versa. Die 
Wirkung der Steuerhinterziehung auf die Wirtschaftsleistung einer Ökono- 
mie kann also auch in diesem Modell nicht als eindeutig negativ bezeich- 
net werden. Zwar ist im Gegensatz zu dem im vorangegangenen Modell 
beschriebenen Multiplikatoreffekt die Wirkung dieses ’Kapitalintensitatsef- 
fekts’ nicht eindeutig positiv, aber dennoch besteht die Möglichkeit, daß die 
Erhöhung des Schattenwirtschaftsanteils expansiv auf das Volkseinkommen 
wirkt. 

Für den Cobb-Douglas-Fall erhält man als Ergebnis für die Wirkung der 
Erhöhung des Hinterziehungsanteils 


ML Mm 
de (sa -t(1-e))+t(1- e)k) Ad(k*)9-1 - (n + ô) 


8.4.3 Verfügbares Einkommen und Konsum der Priva- 
ten 


Das verfügbare Einkommen der Privaten ist das Produkt aus Volkseinkom- 
men und eins minus ’effektivem’ Steuersatz. Somit wird die Veränderung des 
verfügbaren Einkommens als Reaktion auf eine Veränderung des Hinterzie- 
hungsanteils durch zwei Effekte gespeist. Zum einen durch die Verände- 
rung des ’effektiven’ Steuersatzes und zum anderen durch die Veränderung 
des Volkseinkommens. Zur formalen Analyse sei zunächst der Ausdruck des 
verfügbaren Pro-Kopf-Einkommens angegeben: 


y = (1-t(1- e))y*. (8.14) 


Demnach gilt für die Veränderung dieser Größe aufgrund einer Veränderung 
des Steuerhinterziehungsanteils: 


Oy*” a E ðy* 
= =ty*+(1-t(1-e)) Be 


bzw. 


OY” epi sen OR 
pe TEA- eA ECK") Zn 


(8.15) 
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Auf der rechten Seite der Gleichung weist der Term, der vor dem Addi- 
tionszeichen steht, stets ein positives Vorzeichen auf; ebenso wie die beiden 
ersten Terme nach dem Additionszeichen. Wie oben bereits gezeigt, ist das 
Vorzeichen von abhängig vom Verhältnis von s zu k. Bei s > x ist auch 
der Ausdruck aus Gleichung (8.15) positiv, so daß in dieser Situation das 
verfügbare Einkommen der Privaten durch eine Erhöhung des Hinterzie- 
hungsanteils in jedem Fall steigt. Dieses Ergebnis entspricht der ökonomi- 
schen Intuition, denn bei dieser Konstellation sinkt zum einen der effektive 
Steuersatz durch die gestiegene Hinterziehung. Zum anderen erhöht sich 
der Kapitalstock und damit die Produktion bzw. das Volkseinkommen im 
Wachstumsgleichgewicht. Im umgekehrten Fall, bei s < «, ist das Resultat 
zunächst uneindeutig. Das Sinken der Ausgangsgröße zur Bestimmung des 
verfügbaren Einkommens der Privaten (y*) durch die Hinterziehung läuft 
dem Effekt der Reduktion des effektiven Steuersatzes entgegen. Aufgrund 
einer im Anhang C.1 dokumentierten Umformung läßt sich jedoch folgendes, 
präziseres Ergebnis ableiten: 


>0 für s>x oder 


oy für s<x und gleichzeitig «x < FRS . (8.16) 


ðe 


<0 für s<x und gleichzeitig « > Pk 


Die Interpretation des Ausdrucks (8.16) führt nun für den Falls < x 
zu interessanten Folgerungen, wenn man sich dazu die "Goldene Regel der 
Kapitalakkumulation’ betrachtet.2 Die ’Goldene Regel’ besagt in diesem 
Modell, daß der gesamte Konsum der Ökonomie, d.h. die Summe aus pri- 
vatem und staatlichem Konsum,? im Wachstumsgleichgewicht maximal ist, 
wenn der steady-state-Wert der Kapitalintensität so gewählt wird, daß die 
Bedingung n + 6 = f'(kj,) erfüllt ist. In einem mit der ’Goldenen Regel’ 
verbundenen Wachstumsgleichgewicht wäre also der Bruch TAS gerade 
gleich eins. Für eine Kapitalintensität, die größer als k,, ist, wird dieser 
Bruch wegen der Annahme sinkender Grenzerträge größer als eins. Damit 
ist die Bedingung k < Fey erfiillt, da « wegen seiner Definition als Anteil 
nicht größer eins werden kann. Da man den Bereich, in dem k* größer als 
kjr ist, als dynamisch ineffizient bezeichnet, weil die Okonomie durch eine 
Erhöhung des Gesamtkonsums auf einen Anpassungspfad gebracht werden 
kann, bei dem der Konsum dauerhaft höher ist als in der Ausgangslage, kann 


8Vgl. dazu z.B. Barro und Sala-I-Martin (1995), S. 19 f. sowie Maußner und Klump 
(1996), S. 50. 

9Wobei anzumerken ist, daß der staatliche Konsum hier keine Entscheidungsvariable 
darstellt, da er sich als fixer Anteil (1 — x) des Volkseinkommens ergibt. 
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man folgende Aussage treffen: Ausgehend von einem Wachstumsgleichge- 
wicht im Bereich dynamischer Ineffizienz steigt das verfügbare Einkommen 
der Privaten durch eine Erhöhung des Steuerentzugsanteils in jedem Fall. 
D.h., wenn sich die Ökonomie in der Referenzsituation im Bereich dynami- 
scher Ineffizienz befindet, können die Individuen ihr verfügbares Einkom- 
men durch eine Erhöhung des Hinterziehungsanteils nicht nur temporär, 
sondern auch permanent, nämlich im neuen Wachstumsgleichgewicht, stei- 
gern. Bemerkenswert ist, daß dieser Effekt nicht deswegen entsteht, weil die 
Individuen kurzfristig mehr Ressourcen beanspruchen, sondern weil durch 
diese Mehrbeanspruchung die Ökonomie auf einen Zeitpfad einschwenkt, 
der den Privaten dauerhaft ein höheres verfügbares Einkommen ermöglicht. 
Das primäre, kurzfristige Eigennutzstreben führt in einer solchen Situation 
also dazu, daß die ökonomischen Kräfte die Volkswirtschaft über eine Re- 
duktion der Kapitalintensität in eine für die Individuen langfristig bessere 
Situation lenken. 

Aber auch im Bereich, in dem keine dynamische Ineffizienz vorliegt, kann 
es für den Fall s < « dazu kommen, daß das verfügbare Einkommen der Pri- 
vaten steigt. Dazu ist es nötig, daß der Wert der Kapitalintensität im Wachs- 
tumsgleichgewicht ’nahe’ bei kj, liegt und dadurch der Bruch F = nur ein 
wenig kleiner als eins und somit nicht kleiner als x wird. Es ist also ins- 
gesamt festzuhalten, daß es eine weite Bandbreite von steady-state-Werten 
des Pro-Kopf-Kapitalstocks gibt, bei denen das verfügbare Einkommen der 
Privaten steigt, wenn diese den Anteil ihres nichtdeklarierten Einkommens 
erhöhen. 

Da sich der private Konsum im Wachstumsgleichgewicht als cpr = (1- 
s)y*” ergibt, kommt man bezüglich dieser Variablen zu einem qualitativ 
gleichwertigen Ergebnis. Es gilt folgende bedingte Aussage: 


>0 für s>x oder 


ð * 
Ze für s<x und gleichzeitig «x < Fries) (8.17) 


<0 fiir s<x und gleichzeitig «> TRS 


die analog zur Veränderung des verfügbaren Einkommens der Privaten zu 
interpretieren ist. 

Geht man von dem Spezialfall einer Cobb-Douglas- Technologie aus, kann 
man den Bereich von k* bestimmen, in dem der private Konsum durch 
eine erhöhte Hinterziehung immer steigt. Dazu bestimmt man zuerst durch 
Einsetzen der Produktionsfunktion in die Bedingung n + 6 = f'(k*) den 
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Wert für k,,. Dieser lautet: 


1 
Ä Fer} 
kum ae 
n+6ö 
Im nächsten Schritt wird die Produktionsfunktion in die Ungleichung x < 
FRS eingesetzt und diese nach k* aufgelöst. Man erhält daraus die Bedin- 


gung: 


Steht der Ökonomie also eine Cobb-Douglas-Produktionsfunktion zur 
Verfügung, läßt sich folgende Aussage für den Konsum der Privaten treffen: 


1 
cpr <0 für s<x und gleichzeitig k* < (4%) =. 


n+ö6 
de >0 sonst 


8.4.4 Steuereinnahmen und Staatsausgaben 


Da annahmegemäß das Staatsbudget jederzeit ausgeglichen ist, kann man 
die Veränderung der Staatsausgaben an den Veränderungen der Steuerein- 
nahmen ablesen. Bezeichnet man mit 7 die Steuereinnahmen pro Kopf, so 
gilt im Wachstumsgleichgewicht folgende Beziehung: 


T* = t(1 = ejy*. (8.18) 


Also ergibt sich als Veränderung der Steuereinnahmen bzw. Staatsausgaben 
im steady-state aufgrund einer Veränderung des Hinterziehungsanteils der 
Ausdruck 


OT* E , dy" 
F ty* +t(1-e) De 


bzw. 
OT* " bey en Ok" 
De = —tf(k*) + 11 — ef RI) ZZ 


Das qualitative Ergebnis ist in diesem Fall, wie auch bei der Veränderung 
des verfügbaren Einkommens, davon abhängig, ob s < x oder s > x gilt. 


(8.19) 
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Liegt die Situation s < « vor, sind beide Summanden der rechten Seite 
negativ, und somit führt eine Erhöhung der Steuerhinterziehung eindeutig 
zu einer Verringerung der Steuereinnahmen im Wachstumsgleichgewicht, 
was wegen der Annahme materiellen Budgetausgleichs mit einem Rückgang 
der Staatsausgaben verbunden ist. Für die Konstellation s > « scheint das 
Ergebnis zunächst wieder uneindeutig. Eine ähnliche Umformung wie in 
obigem Fall führt jedoch zu folgender zusammengefaßten Lösung: 


<0 für s<x oder 
für s>x« und gleichzeitig s< Pike) (8.20) 
>0 für s>x und gleichzeitig s> Pike 


OT* 
Oe 


Im Fall s < « kommt es also in jedem Fall zu einem Riickgang der 
Steuereinnahmen. Dies ist plausibel, da zum einen durch den Anstieg der 
Hinterziehung der ’effektive’ Steuersatz zuriickgeht und sich zum anderen 
die Bemessungsgrundlage (y*) durch die Hinterziehung reduziert. Fiir den 
Fall s > « wirken diese beiden Effekte entgegengesetzt. Befindet sich die 
Ökonomie in der Ausgangslage im Bereich dynamischer Ineffizienz, über- 
wiegt der Rückgang des ’effektiven’ Steuersatzes, und es kommt auf jeden 
Fall zu einem Rückgang der Steuereinnahmen. Dieses Ergebnis resultiert 
auch, wenn die Ausgangslage durch dynamische Nicht-Ineffizienz beschrie- 
ben wird, der Pro-Kopf-Kapitalstock aber ’nahe’ seines Wertes nach der 
’Goldenen Regel’ liegt.!? 

Eine Erhöhung der Steuereinnahmen aufgrund eines Anstiegs des An- 
teils nichtdeklarierten Einkommens ist jedoch möglich, wenn s > « gilt und 
die Ökonomie einen im Vergleich zum Niveau nach der "Goldenen Regel’ 
relativ geringen Kapitalstock hat. Dann sind nämlich die positiven Effekte 
eines durch die Erhöhung der gesamtwirtschaftlichen Sparquote bedingten 
Anstiegs des Kapitalstocks und damit des steady-state-Outputs stark ge- 
nug, um die Reduktion des ’effektiven’ Steuersatzes zu konterkarieren. Dies 
erklärt sich durch den mit einem niedrigen Kapitalstock verbundenen hohen 
Grenzertrag einer zusätzlichen Einheit Kapital. 

Dieses Ergebnis ist bemerkenswert und bedarf einer Kommentierung, 
bedeutet es doch, daß es Situationen gibt, in denen die Erhöhung des An- 
teils der Schattenwirtschaft zum einen das gleichgewichtige Volkseinkommen 
erhöht und darüber hinaus zum anderen auch zu einem Anstieg der Steuer- 
einnahmen führt. Geht man davon aus, daß es tendenziell unterentwickelte 
Volkswirtschaften sind, in denen der Pro-Kopf-Kapitalstock weit unterhalb 
des Niveaus der "Goldenen Regel’ liegt, kann man pauschal sagen, daß sich 


1OVgl. dazu auch die Argumentation im Abschnitt 8.4.3. 
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in unterentwickelten Okonomien, in denen s > « gilt, die Schattenwirtschaft 
positiv in dem Sinne auswirkt, daß sie das Sozialprodukt der Ökonomie und 
gleichzeitig die Steuereinnahmen erhöht. 

Unter Zugrundelegung der Cobb-Douglas-Technologie kann man den 
Ausdruck (8.20) vereinfachen zu: 


OT* >0 für s>x und gleichzeitig k* < (45) 
de <0 sonst 


und sieht obige Interpretation bestatigt. 


8.4.5 Gesamtkonsum 


Fiir den gesamten, d.h. die Summe aus staatlichem und privatem Pro-Kopf- 
Konsum der Okonomie im Wachstumsgleichgewicht gilt folgender Ausdruck: 


ct = (1 —[s(1—t(1—e)) + t(1 — )r]) f(k*). (8.21) 


Die Veränderung dieser Größe aufgrund einer Veränderung des Hinterzie- 
hungsanteils lautet dementsprechend: 
Oc* 
Oe 


= —t(s — K)f (k*) + 


+ (1 — [s(1-t(1-e)) + t(1 — IR) RT. (8.22) 


Die Trennung in die Fälle s < «x und s > « führt zunächst zu keinem 
Ergebnis, was das Vorzeichen dieses Ausdrucks anbelangt. Für den ersten 
dieser Fälle ist der erste Term positiv, während der zweite negativ ist und 
für den anderen Fall gilt das Umgekehrte. Man erhält also uneindeutige 
Aussagen bezüglich der Wirkungen der Steuerhinterziehung. Durch eine im 
Anhang C.2 dokumentierte Untersuchung erhält man jedoch folgende be- 
dingte Aussagen: 


>0 für s>« , wenn Ftey <1 und 


j fü <k ‚wenn #4% >1 
- ~ FR (8.23) 


Oe <0 fiir s>« , wenn F Er >1 und 
ʻ n+ô 
für s<x , wenn FR) < 1 


Damit hat Steuerhinterziehung positive Wirkung auf den Gesamtkon- 
sum, wenn die Hinterziehung die gesamtwirtschaftliche Sparquote erhöht 


188 


(Fall s > «) und sich die Okonomie in einer Situation mit einem im Vergleich 
zur ’Goldenen Regel’ zu niedrigen Kapitalstock befindet. Der Grund liegt 
darin, daß in diesem Fall durch die Steuerhinterziehung ein höherer Kapital- 
stock gebildet würde als ohne Hinterziehung und dieser somit näher an der 
Lösung nach der ’Goldenen Regel’ läge und der Ökonomie einen höheren Ge- 
samtkonsum ermöglichte. Diese Situation entspricht dem im vorangegange- 
nen Abschnitt beschriebenen Zustand einer unterentwickelten Nation in der 
s > x gilt. Das gerade abgeleitete Ergebnis bestätigt somit die dort bereits 
abgegebene Einschätzung, daß in einer solchen Situation die Erhöhung der 
Steuerhinterziehung positive Effekte nach sich zieht. Außer der Erhöhung 
von Volkseinkommen und Steuereinnahmen steigt auch der Gesamtkonsum 
der Ökonomie. In einer solchen Konstellation kann also tatsächlich von einer 
ökonomischen ’Rechtfertigung’ der Schattenwirtschaft gesprochen werden. 

Für die drei weiteren Kombinationen aus Verhältnis von s zu x und Höhe 
der Kapitalintensität der Ausgangslage im Vergleich zum Niveau nach der 
’Goldenen Regel’ vollzieht sich die Argumentation analog. An dieser Stelle 
soll deshalb auf eine ausführliche Interpretation verzichtet werden. 

Bei Cobb-Douglas-Technologie erhält man: 


Oc* $ 1 

ae *\¢ ee | g, tea 

Be t(s — k)A(k*) (1 + >_1 1-T] =) 

mit T = [s(1-t(1-e))+t(1-e)k]. Die Interpretation dieses Ausdrucks ist 
analog zu der Aussage bezüglich (8.23). 


8.5 Zwischenfazit 


Zusammenfassend ist zu sagen, daß Steuerhinterziehung sich zunächst in 
einer Veränderung der gesamtwirtschaftlichen Sparquote, die sich aus staat- 
licher Investitionsquote und privater Sparquote zusammensetzt, nieder- 
schlägt. Ob ein Anstieg der Hinterziehung eine Erhöhung oder Senkung 
dieser zentralen Größe zur Folge hat, hängt davon ab, ob der Staat oder die 
Privaten in der Ausgangslage mehr sparen bzw. investieren. Ein Anstieg der 
gesamtwirtschaftlichen Sparquote wirkt dann so, wie es das Solow-Modell 
vorgibt: Die Gleichgewichtswerte der Kapitalintensität und des Pro-Kopf- 
Einkommens erhöhen sich. Auch bezüglich einer möglichen Erhöhung des 
Gesamtkonsums der Ökonomie gibt das Solow-Modell Auskunft: Es muß 
dafür gesorgt werden, daß der Pro-Kopf-Kapitalstock sich in Richtung ’Gol- 
dene Regel’ bewegt. Befindet sich die Ökonomie in einem Zustand einer 
gegenüber der "Goldenen Regel’ zu niedrigen Kapitalintensität, wirkt Steu- 
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erhinterziehung dann positiv auf den Gesamtkonsum, wenn sie die gesamt- 
wirtschaftliche Sparquote erhöht. Hat die Ökonomie umgekehrt einen zu ho- 
hen Kapitalstock aufgebaut, kann die Hinterziehung von Steuern nur dann 
positiv auf die Summe aus staatlichem und privatem Konsum wirken, wenn 
sich durch sie die gesamtwirtschaftliche Sparquote reduziert. 

Betrachtet man jedoch den Fall, daß die Privaten ’kurzsichtig’ handeln, 
indem sie nur den privaten Konsum als ihre Zielgröße betrachten, liefert 
dieses Modell eine interessante Aussage. Die Privaten können nämlich aus- 
gehend von einem Zustand zu hohen Pro-Kopf-Kapitalstocks (d.h. oberhalb 
des Niveaus nach der ’Goldenen Regel’) ihren Konsum durch einen Anstieg 
des von ihnen nicht deklarierten Einkommens auf jeden Fall erhöhen. Dies 
gilt auch für bestimmte Bereiche, in denen der Kapitalstock geringer ist als 
nach der "Goldenen Regel’. 

Das Ziel der Maximierung des Gesamtkonsums der Ökonomie kann also 
in bestimmten Bereichen im Zielkonflikt zur Maximierung des Konsums der 
Privaten stehen. Da diese aber diejenigen sind, die die Entscheidung über 
die Höhe der Steuerhinterziehung treffen, kann von ihnen das ’falsche’ Ziel 
verfolgt werden. Es scheint also in einer solchen Situation eine Rechtfer- 
tigung für staatliches Handeln zu bestehen, um auf die Maximierung der 
richtigen’ Zielgröße zu achten. 

Weiterhin hat der Staat aufgrund dieses Modells die empirische Aufga- 
be festzustellen, auf welchem Niveau sich der Kapitalstock der Ökonomie 
in der Ausgangslage im Vergleich zur "Goldenen Regel’ befindet. Außer- 
dem muß festgestellt werden, ob die staatliche oder die private Investitions- 
quote größer ist. Sind diese empirischen Befunde gegeben, sind Situationen 
möglich, in denen der Staat unter dem Gesichtspunkt der Maximierung 
des Gesamtkonsums der Ökonomie keine Einwände gegen ein (beschränkte) 
Ausweitung der Steuerhinterziehung haben kann. 


8.6 Erweiterung zum Modell mit Staatsver- 
schuldung 


In dem in den vorangegangenen Abschnitten dargestellten Modell wur- 
de dem Staat eine Rationalität unterstellt, die dieser wahrscheinlich nicht 
erfüllen kann. Da der Staat das Ausmaß der Steuerhinterziehung der Steu- 
ersubjekte erst ex-post feststellen kann, ist es nicht plausibel, von ihm ei- 
ne Budgetplanung mit einem permanent materiell ausgeglichenen Haushalt 
zu verlangen. Aus diesem Grund wird im folgenden eine Modellvariation 
präsentiert, welche die Möglichkeit der Staatsverschuldung einschließt. 
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Die Modellstruktur wird bei dieser Erweiterung grundsätzlich nicht 
verändert, es werden jedoch einige abweichende Annahmen getroffen, die 
im folgenden kurz erläutert werden sollen. Der Staat erhebt auch hier eine 
proportionale Einkommensteuer mit dem Satz t, wobei die Privaten wieder 
die Möglichkeit der Steuerhinterziehung haben. Steuerobjekt der Abgabe ist 
dabei das gesamte Bruttoeinkommen der Privaten, das sich gegenüber dem 
vorangegangenen Modell etwas verändert, wie unten noch dargestellt wird. 
Die Ausgaben des Staates setzen sich nun zusammen aus den regulären 
Staatsausgaben, die gemäß einer konstanten Staatsquote g getätigt wer- 
den, sowie dem Zinsdienst für den aufgelaufenen Schuldenstand. Von den 
regulären Ausgaben investiert der Staat wieder einen konstanten Anteil «. 
Der Fiskus ist dabei nicht zu materiellem Budgetausgleich verpflichtet, so 
daß die Höhe der Staatsausgaben nicht der Höhe der Steuereinnahmen ent- 
sprechen muß. Die Differenz zwischen Ausgaben und Einnahmen des Staates 
entspricht der Neuverschuldung, die mit D bezeichnet wird und gleichzeitig 
die Veränderung des Schuldenstands in der Zeit angibt (D = B). 

Die privaten Haushalte besitzen auch hier die Eigentumsrechte an den 
Firmen und stellen diesen jeweils eine fixe Einheit ihrer Arbeitskraft gegen 
Bezahlung eines Lohns zur Verfügung. Wie bisher auch müssen die Privaten 
ihre Einkünfte versteuern, können dabei aber einen konstanten Anteil e ver- 
schweigen und somit Steuern hinterziehen. Dabei setzen sich Einkünfte der 
Privaten aus zwei Teilen zusammen: zum einen aus dem Volkseinkommen 
Y und zum anderen aus den Erträgen der Verzinsung der Staatsanleihen 
rB. Das Volkseinkommen entsteht wiederum als Summe aus Arbeitsein- 
kommen wL (mit w als dem Lohnsatz), Kapitaleinkommen rKpr (mit Kpr 
als der im Unternehmen genutzte Kapitalstock, der den privaten Haushalten 
gehört und zu verzinsen ist und r als der Zinssatz auf dem Kapitalmarkt) 
und einer dritten Komponente rK's;, auf die näher eingegangen werden 
muß: Es handelt sich dabei um den Ertrag aus dem Kapitalstock Kst, der 
den Firmen vom Staat zur Produktion zur Verfügung gestellt wird. Diese 
Kapitalgüter sind (nichtreine) öffentliche Güter, die von den Unternehmen 
produktiv verwendet werden und dementsprechend auch einen Ertrag er- 
wirtschaften. Allerdings müssen (und können) diese Inputfaktoren nicht di- 
rekt dem Staat gegenüber entlohnt werden, so daß im Unternehmen trotz 
konstanter Skalenerträge dennoch eine Art ’Pseudo-Gewinn’ entsteht, der 
dann an die Anteilseigner, nämlich die Privaten, ausgeschüttet wird. 

Das verfügbare Nettoeinkommen der Privaten lautet demnach: 


Y’=(1-t-e))(Y +rB). | (8.24) 


Dieses Nettoeinkommen verwenden die Privaten gemäß des Anteils (1 — s) 
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zum Konsum, während sie den Anteil s ihrer Einkünfte sparen und diese 
Ersparnis zinstragend am Kapitalmarkt anlegen. Der Kapitalmarkt wird als 
vollkommen angenommen, was bedeutet, daß die Verzinsung unabhängig 
von der Anlageart ist. Die privaten Haushalte erlösen also den Zinssatz r, 
egal ob sie den Firmen das Kapital zur Verfügung stellen (d.h. investieren 
und damit ihren Kapitalstock aufbauen) oder Staatsanleihen halten. 

Die in diesem Modell betrachteten Unternehmen verhalten sich genauso 
wie im vorangegangenen Modell. Sie produzieren durch Einsatz der beiden 
Faktoren Kapital und Arbeit mittels der ihnen zugänglichen Technologie ein 
homogenes Outputgut, das sowohl konsumiert als auch investiert werden 
kann. Die Technologie wird dabei durch die aus Gleichung (8.2) bekannte 
Produktionsfunktion beschrieben, die ebenfalls die dort angegebenen Ei- 
genschaften erfüllt. Die intensive Form dieses Produktionszusammenhangs 
wurde oben bereits in Gleichung (8.3) dargestellt. 

Beim Einsatz des Faktors Kapital wird eine Abschreibungsrate von Null 
angenommen, um bei den im folgenden angegebenen Formeln nicht den 
Blick auf das Wesentliche zu verlieren. Die Integration einer positiven Ab- 
schreibungsrate ist jedoch ohne Veränderung der Modellergebnisse möglich. 
Außerdem wird vollständige Konkurrenz auf dem Faktormarkt unterstellt, 
so daß der Zinssatz für eine eingesetzte Einheit Kapital dem Grenzprodukt 
f'(k) entspricht. 

Der formale Haushaltsausgleich erfordert es nun, daß die gesamten 
Staatsausgaben der Summe aus Steuereinnahmen und Kreditaufnahme ent- 
sprechen. Damit gilt: 


gY+rB=t(l-e)\(Y +rB)+B 
bzw. 
B=(g-t(l1-e))Y+(1-t(1-e))rB. (8.25) 


Bedient man sich der Pro-Kopf-Notation, der Produktionsfunktion aus 
Gleichung (8.3) sowie der Tatsache, daß r = f’(k) ist, erhält man folgende 
dynamische Budgetrestriktion: 


b=(g-t(1-e))f(k)+(1-t(1-e))f’(k)b-nb, (8.26) 


mit b= B/L. Diese stellt den ersten Teil des dynamischen Systems in den 
Variablen k und b dar. 

Die zweite Gleichung dieses Systems erhält man, wenn man das Wachs- 
tum des Kapitalstocks der Ökonomie betrachtet. Kapital wird sowohl durch 
private als auch durch staatliche Investitionen gebildet, wobei sich die Höhe 
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der privaten Investitionen bei geräumtem Kapitalmarkt als Differenz aus der 
privaten Ersparnis und der Kreditgewährung an den Staat ergeben. Formal 
drückt sich das Wachstum unter Einbeziehung obiger Informationen über 
private Ersparnis und staatliche Investitionen wie folgt aus: 


K=s(1-t(1-e))\Y+rB)-B+egY. (8.27) 
In Pro-Kopf-Notation ergibt sich daraus: 


k = s(1 — t(1 — e)) ( f(k) + f'(k)b) —~b—nb+ngf(k)—nk. (8.28) 


Substituiert man nun noch 6 durch Gleichung (8.26), erhält man als Akku- 
mulationsgleichung: 


k = (1-(1—s)(1- t(1 ~ e)) -(1-R)g)f(k) - 
-(1-s)(1-t(1-e))f’(k)b- nk. (8.29) 


Das Wachstum des Kapitalstocks der Ökonomie läßt sich besonders gut 
interpretieren, wenn man die Gleichung zu folgendem Ausdruck umstellt: 


k = f(k) - [a - 91-11 — e) (F(E) + F'(k)b) + (1 x)gf(k)] - nb. 
(8.30) 


Die Kapitalintensität sinkt, weil der gesamte Kapitalstock auf eine wach- 
sende Bevölkerung ’aufgeteilt’ werden muß, was durch den letzten Term der 
rechten Seite ausgedrückt wird. Andererseits steigt sie (sichergestellt durch 
die Bedingung 1 > (1-s)(1-t(1-e))- (1-«)g durch die Differenz aus So- 
zialprodukt f(k) und Gesamtkonsum der Ökonomie. Dieser wiederum setzt 
sich zusammen aus dem privaten Konsum (1-s)(1-t(1-e))(f(k)+ f'(k)b) 
und dem staatlichen Konsum (1 — «)gf(k). Die Struktur des Modells wird 
anhand von Abbildung 8.2 auf Seite 194 noch einmal deutlich. 

Das Bruttoeinkommen der Privaten setzt sich also aus dem Arbeitsein- 
kommen, den Unternehmens-(Pseudo-)Gewinnen und den Kapitaleinkünf- 
ten zusammen und wird nach Abzug der Steuerzahlungen zum privaten 
Nettoeinkommen. Nach Maßgabe der Konsumquote wird ein Teil dieses 
Einkommens konsumiert, während der andere Teil - die private Ersparnis 
- auf dem Kapitalmarkt als Kapitalangebot auftritt. Die Kapitalnachfrage 
setzt sich zusammen aus den Investitionen der Privaten und dem, was der 
Staat zur Finanzierung seines Haushaltes an Schulden aufnehmen muß. Die 
staatliche Kreditaufnahme bildet zusammen mit dem Steueraufkommen die 
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Arbeltseinkommen Untemehmensgewinn durch Kopttoleinkünfte aus Kapitaleinkünfte aus 


wL Nutzung staatlichen Kapitals Untermehmenstatigkelt Staatsanleihen 
IK K rB 
Bruttoeinkommen 
der Privaten 
+) 
ei er Zinschenst 
nn B 
Staatseinnahmen ! 
n en -(1-9))(¥ +18) s(ı rele a -0)+8 N 
private R 4 staatliche staatliche a 
i Staats- J Kreditaufnahme nvestitionen um 
$(7-1(1 -e))(Y+rB}-B antelhen D= xgY (1-x) gY 


Investitionen 


s(1-t(1-e))(¥+18)-8+« gY 


Abbildung 8.2: Schematische Darstellung der Einkommensflüsse im neoklas- 
sischen Wachstumsmodell mit Staatsverschuldung 


Einnahmenseite des Staatshaushalts. Wegen des formalen Budgetausgleichs 
entspricht dies den Ausgaben des Staates, die als konstanter Anteil des 
Sozialprodukts plus dem Zinsdienst modelliert wurden. Von den primären 
Staatsausgaben wird der Anteil (1 — x) konsumiert und der komplementäre 
Anteil « investiert. Staatliche Investitionen sind perfekte Substitute zu pri- 
vaten Investitionen, ergeben in ihrer Summe die gesamtwirtschaftlichen In- 
vestitionen und erhöhen somit den Kapitalstock der Ökonomie. 
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8.7 Wachstumsgleichgewichte im Modell mit 
Staatsverschuldung 


8.7.1 Beschreibung der Wachstumsgleichgewichte 


Das Wachstumsgleichgewicht eines dynamischen Modells ist generell durch 
die Konstanz der Wachstumsraten aller endogenen Variablen gekennzeich- 
net. In einem im Anhang C.3 dargestellten Beweis kann für dieses Modell 
darüberhinaus gezeigt werden, daß ein Wachstumsgleichgewicht nur für die 
beiden Bedingungen k = 0 und b = 0 ökonomisch plausibel ist, wobei die 
ökonomische Plausibilität in diesem Beweis nur verlangt, daß der Kapital- 
stock pro Kopf nicht infinitesimal klein wird, und daß g # t(1 — e) gilt. 
Für die meisten westlichen Ökonomien läßt sich wohl darüber hinausge- 
hend zumindest langfristig unterstellen, daß die Staatsquote strikt größer 
als der effektive Steuersatz ist. Für die weitere Betrachtung des Modells sei 
deshalb angenommen, daß stets die Beziehung g > t(1 - e) gilt. 

Das Wachstumsgleichgewicht ist somit dann erreicht, wenn folgendes, 
aus den Gleichungen (8.26) und (8.29) bestehendes Gleichungssystem si- 
multan für die beiden Variablen k und b erfüllt ist: 


B= (g-t -e))fk) +1- t- e))f'(kb-nbd =0 
Sws  (1-(1-s)(1-t(1-e)) -(A— ag) F(A)- (831) 
— (1 — s)(1 — t(1 — e))f'(k)b — nk = 0. 


Da eine explizite Bestimmung der steady-state-Werte von k und b ohne 
Kenntnis der Produktionsfunktion nicht möglich ist, soll hier eine qualitati- 
ve, graphische Analyse des Wachstumsgleichgewichts im Phasendiagramm 
vorgenommen werden. Die beiden Funktionen Sp und Sk beschreiben in 
diesem Zusammenhang implizit die 6 = 0-Isokline bzw. die k = 0-Isokline, 
und die Schnittpunkte dieser beiden Isoklinen im k-b-Raum stellen jeweils 
Wachstumsgleichgewichte dar. 

Formt man die erste Gleichung des Ausdrucks (8.31) um, erhält man für 
die b = 0-Isokline folgende Funktion: 


(g — t(l — €)) f(k) 
n= (= N E i 


Im Anhang C.4 ist eine Kurvendiskussion für diese Funktion durchgeführt 
worden, die einige charakteristische Eigenschaften belegt. Für den weiteren 
Verlauf der Analyse wird nun unterstellt, daß die 6 = 0-Isokline die in 
Abbildung 8.3 auf Seite 196 dargestellte Gestalt hat. 


b(k) = 
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Abbildung 8.3: Die b = 0-Isokline 


Aus dem zweiten Teil des Ausdrucks (8.31) ergibt sich als funktionale 
Form der k = 0-Isokline: 


vk (1 - (1-s)(1 - t(1 — e)) - (1 8) g) f(k) — nk u 
= -A0 FE) en 
In Anhang C.5 wird auch für diese Funktion eine Kurvendiskussion durch- 
geführt. Es wird daraus wiederum aus Vereinfachungsgründen ein Verlauf 
angenommen wie er in Abbildung 8.4 auf Seite 197 dargestellt ist. 

Führt man nun beide Graphiken zusammen, erkennt man, daß die Isokli- 
nen links von kyo; keinen und rechts davon keinen, einen oder zwei Schnitt- 
punkte haben können. Damit ist ein mit einer negativen Staatschuld verbun- 
denes Wachstumsgleichgewicht nicht möglich; eine Verschuldung der Priva- 
ten beim Staat scheidet also aus. Abbildung 8.5 auf der Seite 198 zeigt das 
Phasendiagramm für eine Situation, bei der zwei Wachstumsgleichgewichte 
auftreten. 
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Abbildung 8.4: Die k = 0-Isokline 


8.7.2 Stabilität der Wachstumsgleichgewichte 


Für die weitere Analyse sei unterstellt, daß das Modell zwei Wachstums- 
gleichgewichte aufweist. Volkswirtschaften, deren ökonomische Parameter 
dazu führen, daß sich kein Wachstumsgleichgewicht in diesem Modell bil- 
det, sind auch dem eigentlichen Ziel der vorliegenden Arbeit, nämlich 
der komparativ-statischen Untersuchung von steady-state-Zuständen, nicht 
zugänglich. Die Situation eines einzigen Wachstumsgleichgewichts ist, wie 
obige Graphik erkennen läßt, Ausdruck einer Tangentiallösung. Eine solche 
Lösung würde sich nur zufällig einstellen und ginge schon bei einer kleinen 
Parameteränderung zu den beiden allgemeineren Ergebnissen keines oder 
zweier Wachstumsgleichgewichte über. Aus diesem Grund sei der Fall eines 
einzigen Wachstumsgleichgewichts nicht weiter verfolgt. 

Der komparativ-statischen Untersuchung der Änderung des Hinterzie- 
hungsverhaltens in diesem Modell muß nun zunächst eine Stabilitätsanalyse 
vorangestellt werden. Instabile oder sattelpfad-stabile Wachstumsgleichge- 
wichte werden gegenüber stabilen bzw. lokal stabilen Lösungen diskrimi- 
niert, weil sich das ökonomische System schon bei kleinen Ausschlägen von 
ihnen entfernt und sie nicht wieder erreicht. Im Rahmen vorliegender Arbeit 
soll die Beurteilung der Stabilität lediglich graphisch vorgenommen werden. 
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Abbildung 8.5: Das Phasendiagramm 


Die Dynamik der Variablen k wird dabei durch folgende Gleichung be- 
schrieben: 


k = (2 Siesta x)g)(k) = nk| 2 
-(1- s)(1-t(1-e))f'(k)b. (8.34) 


Die k = 0-Isokline beschreibt Kombinationen von k und b, bei denen der 
Term in der großen eckigen Klammer gerade so groß ist wie der letzte Term 
der rechten Seite. Nimmt die Variable b nun bei konstantem k einen höher- 
en Wert an, überwiegt dieser letzte Term die eckige Klammer, der gesamte 
Ausdruck wird negativ und die Kapitalintensität der Ökonomie wird dem- 
nach sinken. Bei kleineren b-Werten als auf der Isokline gilt umgekehrtes: 
Der Kapitalstock pro Kopf steigt. Diese dynamische Entwicklung von k ist 
in Abbildung 8.6 auf Seite 200 durch den waagrechten Teil der kombinierten 
Pfeile gekennzeichnet. Die Pfeile verlaufen oberhalb der k = 0-Isokline nach 
links und unterhalb nach rechts. 
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Für die b = 0-Isokline lassen sich ähnliche Überlegungen anstellen. 
Befindet sich die Ökonomie in Situationen, die durch k-b-Kombinationen 
beschrieben werden, die auf der b = 0-Isokline liegen, verändert sich die 
Pro-Kopf-Verschuldung im Zeitablauf nicht. Veränderungen der Pro-Kopf- 
Verschuldung oberhalb und unterhalb der b = 0-Isokline können erklärt 
werden, wenn man anhand folgender Gleichung argumentiert: 


b = (g — t(1 — e)) f(k) + [(1 — t(1 — e)) f'(k) -n]b. (8.35) 


Zunächst sei der Fall k < kpo: betrachtet. In diesem Bereich ist die eckige 
Klammer positiv und Werte von b, die auf der Isokline liegen sind negativ. 
Nimmt die Variable b nun Werte an, die kleiner sind als die mit Punkten 
auf der Isokline verbundenen Werte, wird der Ausdruck (8.35) negativ und 
damit sinkt die Verschuldung pro Kopf - in diesem Bereich müssen also die 
senkrechten Teile der Pfeile in Abbildung 8.6 nach unten zeigen. Für k-b- 
Kombinationen, die in diesem Bereich oberhalb der b = 0-Isokline liegen, 
gilt das Gegenteil: die Pro-Kopf-Verschuldung erhöht sich, und die Pfeile in 
Abbildung 8.6 weisen nach oben. 

Für k > k,.ı ergibt sich folgendes: Der Term in der eckigen Klammer ist 
in dieser Situation negativ, so daß negative Werte von b in jedem Fall dazu 
führen, daß die Pro-Kopf-Verschuldung steigt. Dieses Ergebnis gilt auch für 
positive Werte von b, solange die k-b-Kombinationen unterhalb der b = 0- 
Isokline liegen. Ist die Staatsverschuldung hingegen größer als durch Werte 
von b auf der Isokline beschrieben, überwiegt der rechte, negative Term der 
Gleichung (8.35) den positiven ersten Term, und die Staatsverschuldung 
entwickelt sich zurück. 

Die Stabilitätsanalyse mit Hilfe von Abbildung 8.6 ergibt, daß der rech- 
te der beiden Schnittpunkte zumindest in seiner näheren Umgebung stabil 
ist, während das mit einer niedrigeren Kapitalintensität verbundene Wachs- 
tumsgleichgewicht nur sattelpfad-stabil ist. 

Für die weitere Untersuchung wird angenommen, daß das ökonomi- 
sche System in einem Punkt gestartet ist, von dem aus es möglich ist, 
einen Schnittpunkt, also ein Wachstumsgleichgewicht, zu erreichen. Darüber 
hinaus wird unterstellt, daß sich die Volkswirtschaft zum Zeitpunkt der 
Veränderung des Hinterziehungsanteils in dem lokal stabilen Wachstums- 
gleichgewicht bei einem relativ hohen Pro-Kopf-Kapitalstock befindet. 
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Abbildung 8.6: Stabilitätsanalyse im Phasendiagramm 


8.8 Komparative Statik im Modell mit 
Staatsverschuldung 


Im folgenden wird im Rahmen einer komparativ-statischen Analyse unter- 
sucht, wie sich eine Veränderung des Hinterziehungsanteils e auf die ma- 
kroökonomischen Pro-Kopf-Größen Kapitalstock, Sozialprodukt, Schulden- 
stand, verfügbares Einkommen, Steuereinnahmen, Konsum usw. in diesem 
neoklassischen Wachstumsmodell auswirkt. 


8.8.1 Kapitalstock und Produktion pro Kopf 


Der Effekt einer Änderung des Hinterziehungsanteils e auf die Kapitalinten- 
sität im Wachstumsgleichgewicht läßt sich in dem hier vorliegenden Diffe- 
rentialgleichungssystem (8.31) mit Hilfe des Theorems impliziter Funktio- 
nen bestimmen.!! Die im Anhang C.7 ausführlicher dargestellte Berechnung 


11 Vgl. Chiang (1984), S. 210 ff. 
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ergibt fiir das Verhalten des Pro-Kopf-Kapitalstocks: 


Ok“ _ _ mtl MS) + fe )O") 


de det Jeg =o (8:36) 


mit det Jeg als Determinante der Jacobi-Matrix im Wachstumsgleichge- 
wicht. 

Der Pro-Kopf-Kapitalstock im Wachstumsgleichgewicht reduziert sich 
also bei einer Erhöhung des Hinterziehungsanteils der Privaten. Dieses Er- 
gebnis ist - im Gegensatz zu dem Modell mit permanentem materiellen 
Budgetausgleich - unabhängig von Verhältnis der privaten Sparquote s zur 
staatlichen Investitionsquote k. 

Die Begriindung fiir diese Reaktion liegt in der Struktur des Kapital- 
marktes, auf dem die private Ersparnis auf die Kapitalnachfrage der Unter- 
nehmen und des Staates trifft.!? Für jede Geldeinheit, die dem Fiskus durch 
eine Erhöhung des Steuerhinterziehungsanteils an Steuereinnahmen verloren 
geht, muß er die Neuverschuldung um diesen Betrag anheben. Gleichzeitig 
kommt diese Geldeinheit den Privaten zugute. Sie konsumieren den Anteil 
1 — s davon und sparen den komplementären Anteil s. Auf dem Kapital- 
markt wird somit zusätzlich eine Geldeinheit durch den Staat als Kredit 
nachgefragt, während das zusätzliche Angebot nur s mal einer Geldeinheit 
beträgt. Die Konsequenz daraus ist, daß weniger Kapital für private Investi- 
tionen zur Verfügung steht. Die Erhöhung des Hinterziehungsanteils bedingt 
also ein crowding-out privater Investitionen, das letztlich zu dem Rückgang 
des gesamtwirtschaftlichen Kapitalstocks führt. 

Der Effekt einer Erhöhung des Hinterziehungsanteils der Privaten auf 
den Output der Ökonomie ist ebenfalls eindeutig negativ. Gemäß des durch 
Gleichung (8.12) beschriebenen Zusammenhangs erhält man hier: 


Oy* nl s)etlf(Ck*) + Fek*)b*] aa 
eo re 1! (8.37) 


Der Anstieg der Schattenwirtschaft löst also einen ökonomisch negativen 
Effekt auf der Angebotsseite aus: Es kommt wegen den mit einer größeren 
Hinterziehung verbundenen Einnahmeausfällen des Staates zu einer höheren 
staatlichen Kreditnachfrage, die die privaten Investitionen in den Kapital- 
stock der Ökonomie zurückdrängen. Isoliert betrachtet (ohne mögliche po- 
sitive Effekte auf der Nachfrageseite der Ökonomie zu beachten) reduziert 
dieser Effekt das gleichgewichtige Volkseinkommen. 


12Vgl. dazu auch den Bereich der schematischen Übersicht aus Abbildung 8.2, in dem 
der Kapitalmarkt darstellt wird. 


201 


8.8.2 Verschuldung des Staates 


Bezüglich der Veränderung der Staatsschulden pro Kopf ergibt sich algebra- 
isch — nach den ebenfalls im Anhang C.7 dokumentierten Vereinfachungen 
— folgender Ausdruck: 


Ob" _ _[(s(1—g) + ka) fi(A") n]elfar) + FRE) 


de det Jeg 10:39) 


Das Vorzeichen des Ausdrucks aus Gleichung (8.38) ist uneindeutig, da der 
Wert des Terms der ersten eckigen Klammer des Zählers größer, gleich oder 
kleiner als null sein kann. Aus diesem Grund kann man lediglich folgende 
bedingte Aussage treffen: 


abe >0 für f’(k*)< UEIT 
<0 für f'(k*)> EREET 


Ökonomisch erklärt sich dieses uneindeutige Ergebnis durch das ge- 
gensätzliche Wirken von verschiedenen Effekten, die man gut erkennt, wenn 
man sich den Haushalt des Staates in folgende zwei Teile zerlegt vorstellt. 
Den ersten Teil stellen die ’saldierten’ Primärausgaben [(g — t(1 — e))y] 
dar. Saldiert heißt in diesem Zusammenhang, daß den Primärausgaben als 
konstantem Anteil des Volkseinkommens die Steuereinnahmen gegenüber- 
gestellt werden. Den zweiten Teil des Budgets nimmt der ’saldierte’ oder 
’Netto-’ Zinsdienst [(1 — t(1 — e))rb] des Staates ein. Die Veränderung des 
Schuldenstands pro Kopf wird neben diesen haushaltlichen Komponenten 
noch durch einen weiteren Effekt bestimmt, der eher technischer Natur ist, 
indem nämlich der absolute Schuldenstand bei wachsender Bevölkerung auf 
mehr Personen aufgeteilt wird und dadurch der Pro-Kopf-Wert sinkt. 

Durch einen Anstieg des Hinterziehungsanteils der Privaten sinkt, wie 
Gleichung (8.36) zeigt, der Kapitalstock der Ökonomie im Wachstumsgleich- 
gewicht. Das hat zur Folge, daß der Output der Ökonomie zurückgeht, je- 
doch gleichzeitig auch, daß das Grenzprodukts des Kapitals und damit der 
Zinssatz ansteigen. 

Für die saldierten Primärausgaben hat dies dreierlei Effekte: erstens sin- 
ken die Ausgaben (formal: 93%) durch den Rückgang des Outputs als Be- 
stimmungsgröße der Staatsausgaben. Zweitens gehen auch die Steuereinnah- 
men aufgrund der Reduktion der el a ae bei zunächst 
konstantem effektivem Steuersatz zurück (formal: t(1 — e)5%). Annahme- 
gemäß gilt jedoch in der Ausgangssituation g>t(il-e), EA die bei- 
den Effekte zusammengenommen eindeutig zu der Tendenz führen, daß der 
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staatliche Schuldenstand im Wachstumsgleichgewicht zuriickgeht. Auf die 
Einnahmen des Staates wirkt jedoch noch ein dritter Effekt, ty, der sich 
durch den Rückgang des effektiven Steuersatzes ergibt und sich zusätzlich 
negativ auf die Steuereinnahmen auswirkt. Dieser läßt den staatlichen Schul- 
denstand tendenziell steigen. 

Auf die Veränderung des Nettozinsdienstes wirken ebenfalls wiederum 
drei Effekte. Formal lauten sie (1 — t(1 — e))b3E, trb sowie (1 — t(1 — e))r 2. 
Der erste dieser Effekte drückt die durch den Anstieg des Zinssatzes be- 
dingte Erhöhung der Zinszahlungen aus. Der zweite Effekt entsteht durch 
den Rückgang des effektiven Steuersatzes bei einem Anstieg der Hinterzie- 
hung. Die Individuen müssen nämlich die Zinszahlungen des Staates ver- 
steuern und somit mindert sich der ’saldierte’ Zinsdienst. Reduziert sich 
jedoch durch den Anstieg der Hinterziehung der effektive Steuersatz, geht 
auch dieser Effekt zurück und der Staat muß mehr Kredite aufnehmen. Der 
dritte der oben dargestellten Effekte auf den Nettozinsdienst ist eine als 
Basiseffekt zu bezeichnende Wirkung. Da der Nettozinsdienst von der Höhe 
der Verschuldung pro Kopf abhängt, ist dessen Veränderung auch von der 
Reaktion der Pro-Kopf-Verschuldung bei einer Erhöhung der Hinterziehung 
abhängig; die Veränderung des Nettozinsdienstes ist somit rekursiv. Laut 
dem Ergebnis aus dem Ausdruck (8.39) ist der Ausdruck = uneindeutig, 
was diesen dritten Effekt auf den Nettozinsdienst ebenfalls uneindeutig und 
abhängig von der Höhe des Kapitalstocks der Ausgangslage werden läßt. 
Damit reagiert auch der ’saldierte’ Schuldendienst uneindeutig auf einen 
Anstieg der Hinterziehung. 

In der Summe betrachtet hängt es also entscheidend von der Höhe des 
Kapitalstocks der Ökonomie in der Ausgangslage ab, welcher der dargestell- 
ten Effekt dominiert und es durch einen Anstieg der Steuerhinterziehung 
zu einer Erhöhung oder einer Reduktion der Verschuldung des Staates im 
Wachstumsgleichgewicht kommt. 


8.8.3 Verfiigbares Einkommen und Konsum der Priva- 
ten 


Das verfügbare Einkommen der Privaten lautet in Pro-Kopf-Größen ange- 
geben und im Wachstumsgleichgewicht betrachtet: 


y” = (1-t(1-e))[f(k*) + f'(k*) b). (8.40) 
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Für seine Veränderung aufgrund einer Veränderung der Steuerhinterziehung 
ergibt sich: 


PUT L HFR) + rar 


+(1 = ¢(1 —e)) [PENE + f(a) SE + a]. (8.41) 


In diesem Ausdruck sind der erste Term und der erste Faktor des zweiten 
Terms auf der rechten Seite immer positiv, wahrend der Ausdruck in der 
eckigen Klammer des zweiten Terms kein eindeutiges Vorzeichen hat. In 
dieser eckigen Klammer ist nämlich der erste Summand negativ, der zweite 
positiv und der dritte - wegen der Unbestimmtheit von = — größer, gleich 
oder kleiner Null. Eine im Anhang C.8 dargestellte Umformung läßt jedoch 
folgende bedingte Aussage zu: 


>0 für f'(k* a 
ðy*” ( ) i-(i—K)g 


<0 für f’(k*) sn EEST 


Da zwischen verfügbarem Einkommen und Konsum der Privaten im 
Wachstumsgleichgewicht die Beziehung cp, = (1 — s)y*” besteht, lautet die 
Veränderung des privaten Konsums aufgrund einer Veränderung des Hin- 
terziehungsanteils: 

Oc* ðy*” 
er = (]— 
ðe i de ’ 
und somit gilt ebenfalls folgende bedingte Aussage: 


(8.43) 


Act >0 für f'(k*) < ET] 
Cpr a 1(1* n 


Oe 
<0 für f'(k*)> Fan 


8.8.4 Primäre Staatsausgaben, staatlicher Konsum 
und Steuereinnahmen 
Die Primärausgaben des Staates in Pro-Kopf-Größen seien mit G bezeichnet. 
Im Wachstumsgleichgewicht ergeben sie sich als G* = gy*. Damit gilt für 
die Veränderung der Primärausgaben: 
OG" _ Pc 
de? de 


(8.45) 
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bzw. 


89° __ m 5) t (F(R) + FIFE) 


ae <0. (8.46) 


Steigt der Hinterziehungsanteil der Privaten an, so kommt es durch den 
Riickgang des Outputs im Wachstumsgleichgewicht zu einer Reduktion der 
primären Staatsausgaben, da von einer konstanten Ausgabenquote ausge- 
gangen wurde. 

Gleichermaßen verhält es sich mit dem staatlichen Konsum pro Kopf 
im steady-state. Da dieser als konstanter Anteil (1 — «) der staatlichen 
Primärausgaben definiert wurde, lautet die Veränderung des Staatskon- 
sums: 


* 


Och, _ Oy 

de de 

Die Veränderung der Steuereinnahmen aufgrund eines veränderten Hin- 
terziehungsverhaltens der Privaten ist a priori nicht eindeutig positiv oder 


negativ. Bezeichnet man die Steuereinnahmen pro Kopf wieder mit 7, so 
ergibt sich im Wachstumsgleichgewicht: 


T* = (1 —e)[F(k*) + FR) b]. eee) 


(1-K)g <0. (8.47) 


Man erhält also einen negativen Einfluß auf die Steuereinnahmen des Staates 
zum einen aufgrund des Rückgangs des effektiven Steuersatzes und zum 
anderen wegen der reduzierten Kapitalintensität und damit des Outputs als 
Teil der Steuerbemessungsgrundlage im Wachstumsgleichgewicht. Dagegen 
steht aber ein positiver Einfluß auf die Höhe der Bemessungsgrundlage, 
der durch die Erhöhung des Zinssatzes bedingt ist. Zusätzlich kommt es 
zu einem uneindeutigen Effekt auf die Höhe der Bemessungsgrundlage der 
Einkommensteuer durch die Veränderung der Staatsschuld. Formal wird 
mit: 
ð * * Ok* * 
u =t(l-e) (rE + FR + ren) 


—t[f(k*) + f'(k*)b*]. (8.49) 


die Uneindeutigkeit des Ergebnisses bestätigt, da in der großen runden 
Klammer der erste Term negativ, der zweite positiv und der dritte un- 
eindeutig ist. 


205 


8.8.5 Gesamtkonsum 


Der gesamtwirtschaftliche Konsum der Okonomie ist die Summe aus staat- 
lichem und privatem Konsum und lautet im Wachstumsgleichgewicht: 


c* = (1 — s)(1 — t(1 — e))[f(k") + F'(k*)b*] + (1—a«)gf(k*) (8.50) 
bzw. 
c* = [(1— s)(1 — t(1 —e)) + (1 — &) g] f (k*) 
+(1-s)(1-t(1-e))f'(k*)b*. (8.51) 
Dieser Ausdruck läßt sich erheblich vereinfachen, wenn man Gleichung 


(8.29) zur Hilfe nimmt und berücksichtigt, daß im steady-state k = 0 gilt. 
Es gilt dann nämlich nach Gleichung (8.29): 


(1 — s)(1 — t(1 — e)) f’ (k*) b* 
= [1 — (1 — s)(1 — t(1 — e)) — (1 — «)g]f (k*) — nk*. (8.52) 
Setzt man dieses Ergebnis in (8.51) ein, erhält man: 
c* = [(1 — s)(1 — t(1 — e)) + (1 — &) g] f (k*) 
+[1 — (1 — s)(1 — t(1 — e)) — (1-x«)glf(k*) — nk* (8.53) 
bzw. 
c* = f(k*) — nk". (8.54) 


Damit ergibt sich für die Veränderung des gesamtwirtschaftlichen Kon- 
sums aufgrund einer Änderung des Hinterziehungsverhaltens der Privaten: 


Oc* or Ok* 


Da der Ausdruck = negativ ist, läßt sich für die Veränderung des ge- 
samtwirtschaftlichen Konsums folgende bedingte Aussage treffen: 


>0 für f'(k*)<n 
=0 für f’(k*)=n. (8.56) 
<0 für f’(k*)>n 


Oc* 
Oe 


Der Kapitalstock, der sich in dem Ausdruck (8.56) als kritischer Kapital- 
stock erweist, ist in Abschnitt 8.4.3 bereits als Kapitalstock nach der ’Gol- 
denen Regel’ identifiziert und mit k*?" bezeichnet worden.!? Zusammen mit 


13Dort allerdings bei einer Abschreibungsrate von größer als Null. 
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dem Ergebnis, daß in diesem Modell ein Anstieg des Hinterziehungsanteils 
dazu führt, daß die gleichgewichtige Kapitalintensität zurückgeht, bedeutet 
dies zunächst einmal, daß sich die Eigenschaften des neoklassischen Wachs- 
tumsmodells durch die Integration der Steuerhinterziehung nicht verändert 
haben: Ist das Ausgangsgleichgewicht mit einem Kapitalstock verbunden, 
der größer ist als derjenige nach der ’Golden Regel’, führt eine Störung, 
die einen Rückgang der Kapitalintensität bedingt, zu einem dauerhaften 
Anstieg des Gesamtkonsums der Individuen. Auf die Analyse der Wirkung 
der Steuerhinterziehung übertragen, drängt sich nun folgende Interpreta- 
tion auf: Wenn die Kapitalintensität in einer Nation zu niedrig, gemessen 
am Kapitalstock nach der ’Goldenen Regel’ ist, dann wirkt ein Anstieg der 
Schattenwirtschaft negativ in dem Sinne, daß er den Konsum der Ökonomie 
noch weiter reduziert. Umgekehrt gilt, daß in Staaten, in denen der Kapital- 
stock sehr hoch ist, eine Erhöhung der Steuerhinterziehung positive Effekte 
auf den Gesamtkonsum der Individuen zeigt. 

Einer konkreten Beurteilung der Wirkung einer Zunahme der Schatten- 
wirtschaft steht jedoch die Tatsache entgegen, daß nicht genau festgestellt 
werden kann, welche Kapitalintensität verschiedene Staaten im Vergleich 
zum Kapitalstock der ’Goldenen Regel’ aufweisen. Der Grund dafür liegt 
in der Schwierigkeit der Bestimmung des dem Modell entsprechenden rea- 
len Zinssatzes einer Ökonomie.!* Eine Untersuchung, die sich dennoch mit 
einer empirischen Beantwortung der Frage, ob eine Nation sich im Bereich 
dynamischer Ineffizienz befindet, beschäftigt, kommt jedoch zu dem Ergeb- 
nis, daß sich die untersuchten G-7 Staaten nicht im Bereich dynamischer 
Ineffizienz befinden.!? Für weniger entwickelte Staaten dürfte dies dement- 
sprechend auf jeden Fall gelten. Damit ist klar, daß sich zumindest für un- 
terentwickelte Staaten mit niedrigem Pro-Kopf-Kapitalstock empfiehlt, die 
Steuerhinterziehung zu unterbinden, damit es nicht zu den negativen Effek- 
ten eines weiteren Abbaus des Kapitalstocks kommt. 


8.9 Zusammenfassung und Fazit 


Der im neoklassischen Wachstumsmodell abgebildete angebotsseitige Effekt 
der Schattenwirtschaft auf die Kapitalakkumulation der Okonomie ist im 
einfachen Modell unter der Annahme eines permanent materiell ausgegli- 
chenen Budgets des Staates abhängig vom Verhältnis von Sparquote der 
Privaten zur Investitionsquote des Staates. Ist die Sparquote der Priva- 


14 Vgl. Romer (1996), S. 84. 
15Vgl. Abel et al. (1989), S. 9 ff. 
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ten größer als die Quote staatlicher Investitionen, wirkt eine Erhöhung der 
Steuerhinterziehung positiv auf den Aufbau des Kapitalstocks und umge- 
kehrt. Da Kapitalstock und Volkseinkommen über die Produktionsfunktion 
in direkten positiven Zusammenhang zueinander stehen, gilt dieses Ergebnis 
auch für den Output: Im Fall s > x steigt das Sozialprodukt der Ökonomie, 
wenn sich der Hinterziehungsanteil erhöht. 

Im einfachen Modell ohne Staatsverschuldung ist es auch möglich, daß 
die Steuereinnahmen des Staates steigen, wenn mehr hinterzogen wird. Die- 
ser Fall tritt ein, wenn der expansive Effekt der Steuerhinterziehung auf 
die Bemessungsgrundlage der Besteuerung (Y) den kontraktiven Effekt, der 
von der Reduktion des ’effektiven’ Steuersatzes (t(1 — e)) ausgeht, über- 
kompensiert. Möglich ist dies natürlich nur, wenn s > « ist und es zu einem 
expansiven Effekt auf die Bemessungsgrundlage kommt. Zusätzlich dazu 
muß die Sparquote auch noch den Wert F £ überschreiten. 

Bezüglich des Effekts der Hinterziehung auf den Gesamtkonsum, der die 
entscheidende Beurteilungsvariable für die Wirkung der Schattenwirtschaft 
unter ökonomischen Gesichtspunkten darstellt, ist das Ergebnis im einfachen 
Modell ohne Staatsverschuldung ebenfalls uneindeutig. Allerdings entspricht 
dieser Effekt den Erkenntnissen des neoklassischen Wachstumsmodells ohne 
Steuerhinterziehung: Der Gesamtkonsum steigt, wenn ausgehend von einer 
Kapitalintensität im Bereich dynamischer Ineffizienz die Hinterziehung den 
Kapitalstock reduziert, was in der Situation s < « der Fall ist. Der Gesamt- 
konsum steigt auch, wenn die Referenzsituation durch einen Kapitalstock 
gekennzeichnet ist, der niedriger ist als der nach der ’Goldenen Regel der 
Kapitalakkumulation’ und der Anstieg der Hinterziehung - im Falls > x 
— zu einer Erhöhung der gesamtwirtschaftlichen Sparquote und damit der 
Investitionen führt. Umgekehrt verhält es sich, wenn zum einen die Kapital- 
intensität gemessen an k,, niedrig ist und die Steuerhinterziehung die Ka- 
pitalakkumulation reduziert, oder zum anderen der Kapitalstock durch eine 
Erhöhung des Hinterziehungsanteils steigt, sich die Ökonomie aber bereits 
im Bereich dynamischer Ineffizienz befindet. In diesen beiden Fällen redu- 
ziert die Erhöhung der Steuerhinterziehung den Gesamtkonsum der Ökono- 
mie im Gleichgewicht. 

Geht man zu dem allgemeineren Modell über, in dem der Staat auch ein 
materiell unausgeglichenes Budget haben darf, erhält man zum Teil deutlich 
andere Ergebnisse. Die Relevanz des Modells mit Staatsverschuldung dürfte 
jedoch höher sein als die des Modells mit materiellem Budgetausgleich, da 
der Staat die mit der Hinterziehung verbundene unsichere Einnahmensitua- 
tion nun nicht permanent mit den Ausgaben abgleichen muß. Die wichtigste 
Änderung gegenüber dem spezielleren Modell ohne Staatsverschuldung ist, 


208 


daß die Kapitalintensität durch eine Erhöhung des Hinterziehungsanteils in 
jedem Fall zuriickgeht. Dieses eindeutige Ergebnis entsteht durch einen Se- 
kundäreffekt, der sich durch die Veränderung von Angebot und Nachfrage 
auf dem Kreditmarkt ergibt. Während der Staat durch die Hinterziehung 
seine Ausgaben nun kredit- statt steuerfinanzieren muß und sich damit die 
Nachfrage am Kreditmarkt um eine Geldeinheit erhöht, stellen die Privaten 
nur einen Bruchteil dieser Einheit in Form von Ersparnis dem Kreditmarkt 
als Angebot wieder zur Verfügung. Auf dem Kreditmarkt kommt es mithin 
zu einem crowding-out von Investitionen durch die Erhöhung der Steuer- 
hinterziehung, was zu einem Rückgang des Pro-Kopf-Kapitalstocks führt. 

Da in diesem Modell das Volkseinkommen angebotsseitig determiniert 
ist und seine Pro-Kopf-Höhe lediglich vom Kapitalstock abhängt, sinkt auch 
dieses, wenn sich die Steuerhinterziehung erhöht. Somit identifiziert dieses 
Makromodell einen weiteren Effekt der Existenz der Schattenwirtschaft, der 
das Sozialprodukt beeinflußt. Neben dem im vorangegangenen Kapitel ein- 
gehend untersuchten positiven Multiplikatoreffekt auf der Nachfrageseite 
tritt ein negativer Kapitalakkumulationseffekt, der das volkswirtschaftliche 
Angebot beeinflußt. Bemerkenswert ist, daß dieser nicht direkt über eine 
Einschränkung staatlicher Investitionen wirkt, wie es etwa in dem Modell 
ohne Staatsverschuldung der Fall ist, sondern daß es zu einem Sekundaref- 
fekt kommt, der sich aus dem Zwang zur Verschuldung beim Ausbleiben der 
Giesen haen ergibt. 

Erstaunlich ist es allerdings, daß es trotz des eindeutig negativen Ef- 
fekts auf das Volkseinkommen, der zudem auch noch durch einen aufgrund 
zunehmender Verschuldung ausgelösten Wirkungszusammenhang entsteht, 
zu einer uneindeutigen Wirkung der Steuerhinterziehung auf die Pro-Kopf- 
Verschuldung des Staates kommt. Dies liegt an dem komplexen Zusammen- 
spiel mehrerer Veränderungen in der Budgetrestriktion des Staates. Einer- 
seits steigt der zu leistende Zinsdienst des Staates, weil zum einen durch 
den Rückgang des Kapitalstocks das Grenzprodukt des Kapitals und damit 
der Zinssatz steigt und zum anderen der beim Nettozinsdienst zu berück- 
sichtigende effektive Steuersatz (t(1 — e)) sinkt und sich dadurch die Be- 
messungsgrundlage des Kapitaldienstes erhöht. Auf der anderen Seite sin- 
ken die Primärausgaben das Staates, die nach den Modellannahmen mit 
einer festen Quote an das zurückgehende Volkseinkommen gekoppelt sind. 
Überwiegt letzterer Effekt, ist ein Rückgang des Schuldenstands pro Kopf 
möglich. Dieser Fall tritt ein, wenn die Kapitalintensität im Wachstums- 
gleichgewicht der Referenzsituation niedriger ist als implizit durch die Be- 


dingung f'(k*) = süzayrrg beschrieben. 
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Ebenfalls auf den ersten Blick verwunderlich ist es, daß die Reaktion der 
Steuereinnahmen aufgrund einer Erhöhung der Steuerhinterziehung in die- 
sem Modell auch uneindeutig ist, da sowohl der ’effektive’ Steuersatz sinkt 
als auch die Bemessungsgrundlage in Form des Volkseinkommens zurück- 
zugehen scheint. Letzteres ist jedoch nicht richtig, da sich die Einkommen- 
steuer in diesem Modell nicht nur am Volkseinkommen, sondern darüber 
hinaus auch an den Zinseinnahmen der Privaten bemißt. Diese sind wie- 
derum abhängig von der Höhe der Staatsschuld und des Zinssatzes. Da 
in diesem Modell die Staatsschuld steigen kann und der Zinssatz wegen 
des Rückgangs des Kapitalstocks und des damit verbundenen Anstiegs des 
Grenzprodukts des Kapitals in jedem Fall zunimmt, ist ein Anstieg der Be- 
messungsgrundlage der Besteuerung möglich. Ist dieser groß genug, um den 
Rückgang des ’effektiven’ Steuersatzes überzukompensieren, kann es auch 
zu einem Anstieg der Steuereinnahmen aufgrund einer Erhöhung des Hin- 
terziehungsanteils kommen. Eine exakte Bedingung für das Eintreten dieser 
Möglichkeit läßt sich jedoch für dieses Modell nicht berechnen, da das re- 
levante Ergebnis der komparativen Statik (Gleichung (8.49)) bereits sehr 
komplex ist. Ob ein Anstieg der Steuereinnahmen empirisch relevant ist, 
kann daher nicht beantwortet werden. Vor dem Hintergrund der ökonomi- 
schen Rationalität und den Ergebnissen anderer Modelle in vorliegender 
Arbeit dürfte der Rückgang der Steuereinnahmen auch an dieser Stelle je- 
doch der wahrscheinlichere Fall sein. 

Was den Gesamtkonsum der Ökonomie angeht, kommt das allgemeinere 
Modell mit Staatsverschuldung zu denselben Ergebnissen wie sein Spezial- 
fall ohne Staatsverschuldung: Der Gesamtkonsum nimmt zu, wenn sich die 
Ökonomie in der Referenzsituation in einem Bereich dynamischer Ineffizienz 
befindet und die Steuerhinterziehung einen Rückgang der Kapitalintensität 
bewirkt, und umgekehrt. Die Wirkungen der Hinterziehung auf den Gesamt- 
konsum stimmen jedoch nicht mit denen auf den privaten Konsum überein. 
Letzterer steigt bei einer Erhöhung des Hinterziehungsanteils, wenn die Ka- 
pitalintensität in der Ausgangssituation kleiner ist als der Kapitalstock, der 
implizit durch f’(k*) = EET ausgedrückt und im folgenden als kj, 
bezeichnet wird, et vice versa. Damit ergibt sich einerseits eine Parallele 
zum Modell ohne Staatsverschuldung, da dort ebenfalls ein kritischer Ka- 
pitalstock existierte, bei dessen Unterschreitung der private Konsum stieg, 
wenn mehr Steuern hinterzogen wurden. Dieser kritische Kapitalstock wur- 
de in jenem Modell durch die Bedingung f'(k*) = 2 beschrieben. Ande- 
rerseits kann hier konstatiert werden, daß ein Bereich des Kapitalstocks 
existiert, in dem die Reaktionen des gesamtwirtschaftlichen und des priva- 
ten Konsums auf einen Anstieg der Hinterziehung auseinanderfallen. Bei 
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einer Kapitalintensitat der Ausgangssituation, die nur knapp unterhalb des 
Niveaus der ’Goldenen Regel’ liegt, wirkt ein Mehr an Steuerhinterziehung 
negativ auf den Gesamtkonsum als Summe aus staatlichem und privatem 
Konsum, wohingegen der Konsum der Privaten fiir sich betrachtet in diesem 
Bereich steigt. Ahnlich wie dies auch im Modell mit permanentem materiel- 
len Budgetausgleich auftritt, könnte es hier zu einem Zielkonflikt zwischen 
der Optimierung des gesamtwirtschaftlichen Konsums und der Erhöhung 
des Konsums der Privaten kommen. Anhand von Abbildung 8.7, bei der 
auf der Achse der Pro-Kopf-Kapitalstock der Ausgangssituation aufgetra- 
gen ist, sei dieser Zielkonflikt noch einmal verdeutlicht. 


Bereich des 
Zielkonflikts 


Abbildung 8.7: Zielkonflikt bei Optimierung des privaten im Vergleich zum 
gesamtwirtschaftlichen Konsum 


Oberhalb der k*-Achse sind, durch die Rechtecke angedeutet, die bei- 
den Bereiche eingezeichnet, für die der private Konsum fällt bzw. steigt. 
Die Trennlinie verläuft dabei bei dem oben bezeichneten kritischen Kapi- 
talstock, der implizit durch die Bedingung f’(k*) = sg Esra beschrieben 
wird. Die Bereiche der beiden Reaktionsméglichkeiten für den Gesamtkon- 
sum sind, durch die Kapitalintensität nach der ’Goldenen Regel der Kapi- 
talakkumulation’ getrennt, unterhalb der Achse dargestellt. Es ergibt sich 
nun zwischen den beiden eingezeichneten Werten von kj,.,,, und kj, ein Be- 
reich, in dem ein Zielkonflikt entsteht. Der Gesamtkonsum der Ökonomie 
fällt in diesem Bereich, wenn der Hinterziehungsanteil erhöht wird, während 
der Konsum der Privaten steigt. 

Es sind nun Situationen vorstellbar, in denen die privaten Wirtschafts- 
subjekte nicht erkennen, daß ihnen auch der Konsum des Staates zugute 
kommt. In diesem Fall besteht dann die Gefahr, daß sich die Individuen bei 
ihrer Entscheidung über den Anteil ihres Einkommens, den sie den Steu- 
erbehörden nicht angeben, lediglich am privaten Konsum orientieren. Star- 
tet die Ökonomie in einem solchen Fall bei einem Pro-Kopf-Kapitalstock 
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im kritischen Bereich, fiihrt ein Anstieg der Steuerhinterziehung zu einer 
gesellschaftlich zwar negativen, von den entscheidenden Individuen jedoch 
kurzfristig als optimal erachteten Lösung. 

Als Schlußfazit kann nun auf der Grundlage der Modellergebnisse fest- 
gestellt werden, daß zum einen ein negativer Kapitalakkumulationseffekt 
der Steuerhinterziehung auf das angebotsseitig bestimmte Volkseinkommen 
identifiziert worden ist. Zum anderen muß die Gefahr einer suboptimalen 
Entscheidung der Steuerpflichtigen beachtet werden, die durch Kurzsichtig- 
keit bezüglich der Begünstigung der Privaten durch den staatlichen Konsum 
entsteht. 
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Kapitel 9 


AbschlieBende Würdigung 


Im Hinblick auf die durch die Abschnitte 7.12 und 8.9 bereits gegebenen 
Zusammenfassungen der Ergebnisse der beiden in diesem Teil der Arbeit 
untersuchten Modelle soll nun lediglich eine Ergänzung zu der in Kapitel 
6 vorgenommenen Würdigung der Wirkungen der Schattenwirtschaft und 
Steuerhinterziehung präsentiert werden. Dabei ergibt sich als erste wichtige 
Aussage, daß die vermutete Wirkung des Multiplikatoreffekts der Nachfrage 
aus hinterzogenem Einkommen tatsächlich einen bedeutsamen Einfluß auf 
das Volkseinkommen der Ökonomie hat und zu dessen Erhöhung führt. Dies 
gilt zumindest solange, wie dieser nicht durch einen gegenläufigen Effekt 
aufgrund der Reduktion staatlicher Ausgaben konterkariert wird. Darüber 
hinaus zeigt sich auch modelltheoretisch, daß zum einen eher mit einem 
Rückgang der Steuereinnahmen des Staates zu rechnen ist, daß zum an- 
deren aber theoretisch auch ein Anstieg möglich ist, und schließlich, daß 
im allgemeinen der Rückgang der Steuereinnahmen geringer ist als nach 
'naiver’ Einschätzung. 

Was den Einfluß der Steuerhinterziehung auf die Geldpolitik angeht, 
bestätigt sich ebenfalls der bereits im ersten Teil angesprochene kontrakti- 
ve Effekt durch eine Unterversorgung der Ökonomie mit Geld wegen eines 
zusätzlichen Bedarfs im Sekundärsektor. Allerdings gilt bezüglich dieses Er- 
gebnisses dieselbe Beurteilung wie im Abschnitt 5.1: Wegen theoretischer 
und empirischer Einwände darf an der praktischen Relevanz dieses kontrak- 
tiven Effekts gezweifelt werden. 

Die Wirkungen der Existenz der Schattenwirtschaft auf das gesamtwirt- 
schaftliche Angebot werden sowohl im statischen Einsektoren-Makromodell 
des Kapitels 7 als auch im neoklassischen Wachstumsmodell des Kapitels 8 
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untersucht. Im statischen Modell werden sie durch den im Rahmen der neo- 
klassischen Synthese hinzutretenden Arbeitsmarkt abgebildet. Es zeigt sich, 
daß es vermutlich zu einem positiven Effekt auf das Volkseinkommen bzw. 
den Output der Okonomie kommt, wenn man eine positive Reaktion des Ar- 
beitsangebots bei Existenz des Schattensektors unterstellt. Wie Abschnitt 
3.3 aus dem ersten Teil der Arbeit dazu ebenfalls modelltheoretisch zeigt, 
ist eine solche Annahme jedoch nicht gerechtfertigt, da es durchaus auch zu 
einer umgekehrten Reaktion des Arbeitsangebots kommen kann. Insofern 
muß man letztlich von einem uneindeutigen Effekt der Steuerhinterziehung 
auf das gesamtwirtschaftliche Angebot über den Einfluß des Faktors Arbeit 
ausgehen. 

Durch das neoklassische Wachstumsmodell läßt sich jedoch noch ein 
zweiter Angebotseffekt identifizieren. Er beruht auf der gesamtwirtschaftli- 
chen Kapitalakkumulation und dem für die Produktion zur Verfügung ste- 
henden Kapitalstock. Es zeigt sich, daß man, was diesen Effekt angeht, mit 
einer negativen Wirkung der Schattenwirtschaft rechnen muß: Im allgemei- 
nen darf man einen Rückgang der Kapitalakkumulation durch die Steuerhin- 
terziehung und damit eine Reduktion des Kapitalstocks und der Produktion 
erwarten. 

Diese negative Wirkung der Schattenwirtschaft ist im ersten Teil der 
Arbeit noch nicht in die Diskussion eingegangen, und insofern muß an die- 
ser Stelle die wohlfahrtsökonomische Würdigung von Kapitel 6 leicht korri- 
giert werden: Die Reaktion des Sozialprodukts auf einen Anstieg der Hin- 
terziehung darf nun nicht mehr als wahrscheinlich steigend angesehen wer- 
den, sondern muß als uneindeutig bezeichnet werden, da es gegenüber den 
positiven Multiplikator- und Komplementäreflekten auch einen negativen 
Angebotseffekt gibt. Welcher dieser gegenläufigen Effekte überwiegt, läßt 
sich a priori nicht bestimmen. Die Wirkung der Schattenwirtschaft auf die 
Steuereinnahmen muß jedoch aufgrund der Ergebnisse aus dem neoklassi- 
schen Wachstumsmodell nicht korrigiert werden, da der negative Effekt der 
Kapitalakkumulation auf das Volkseinkommen und damit einen Teil der 
Bemessungsgrundlage der Besteuerung sich nicht eindeutig negativ auf die 
Steuererlöse auswirkt. Der Grund besteht in der uneindeutigen Reaktion 
des anderen Teils der Bemessungsgrundlage, nämlich den Zinserträgen. 

Insgesamt läßt sich jedoch am grundsätzlich Fazit der Analyse der Steu- 
erhinterziehung und Schattenwirtschaft festhalten: Die ökonomischen - ins- 
besondere die gesamtwirtschaftlichen - Wirkungen sind nicht so eindeu- 
tig negativ, wie es in der öffentlichen Diskussion den Eindruck macht. Die 
Bekämpfung zumindest eines Ausdehnens der Schattenwirtschaft ist jedoch 
aufgrund der nichtökonomisch-gesellschaftlichen Wirkungen unerläßlich. 
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Anhang 


Anhang A: Schattenwirtschaft und Vergleich 
der wirtschaftlichen Leistungskraft von Indu- 
strienationen 


In folgendem Beispiel wird versucht, ein Bild davon zu zeichnen, wie sich die 
relative Wirtschaftskraft eines Landes verschieben kann, wenn man, statt le- 
diglich das offiziell angegebene Sozialprodukt zu betrachten, zusätzlich auch 
den Umfang der Schattenwirtschaft berücksichtigt. Dabei wurden bewußt 
einige Unzulänglichkeiten in Kauf genommen. So ist ignoriert worden, daß 
die nationalen Statistikbehörden bei der Ermittlung des Sozialprodukts ver- 
suchen, die Wertschöpfung des irregulären Sektors mehr oder minder mit- 
einzubeziehen. Außerdem ist der geschätzte Umfang der Schattenwirtschaft, 
der in Spalte 2 von Tabelle 1 angegeben wurde, in den einzelnen Ländern 
teilweise mittels geringfügig unterschiedlicher Verfahren bestimmt worden. 
Der weitere Aufbau der Tabelle ist wie folgt: Neben der Angabe des Landes 
in Spalte 1 und des geschätzten Umfangs der Schattenwirtschaft in Spalte 
2 gibt die Spalte 3 der Tabelle das Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen 
je Einwohner in konstanten Preisen und Wechselkursen von 1990 in US-$ 
an. Die in dieser Größenordnung ausgedrückte Wirtschaftskraft wird nun in 
Spalte 4in Relation zum Wirtschaftsstärksten, das ist aus dem Kreis der in 
der Tabelle angegebenen Nationen die Schweiz, dargestellt. In Spalte 5 wird 
dieser Relation eine Rangzifler in absteigender Reihenfolge zugeordnet. Der 
Bereinigungsfaktor, der in Spalte 6 steht, ermittelt sich aus dem Wert der 
Spalte 2 geteilt durch 100 plus eins und gibt an, um welchen Faktor das 
offiziell veröffentlichte Sozialprodukt korrigiert werden muß, damit man die 
Wirtschaftsleistung aus beiden Sektoren erhält. Spalte 7 ist das Produkt 
von Spalte 3 und 6. Auch hier wird nun wieder in den Spalten 8 und 9 ähn- 
lich wie in in 4 und 5 eine Relation zum Wirtschaftsstärksten vorgenommen 
und dann eine Rangziffer zugeordnet. 

Als Ergebnis erhält man bei einem Vergleich der Rangziffern aus Spalte 
5 und 9 eine zum Teil deutliche Verschiebung der Reihenfolge in der Wirt- 
schaftskraft der betrachteten Länder. So stiege beispielsweise Belgien durch 
die Berücksichtigung der Schattenwirtschaft in der Wirtschaftsleistung pro 
Kopf von Platz 11 auf den Platz 9.1 Noch extremer ist das Beispiel Itali- 
en. Unter Berücksichtigung der Schattenökonomie verbesserte sich das Land 
vom Rang 12 auf den 6. Platz und hätte damit eine höhere Wirtschaftskraft 


l Bei der Interpretation wird absichtlich der Konjunktiv benutzt, weil nochmals die 


Warnungen bezüglich der Vergleichbarkeit zwischen den verschiedenen Ländern betont 
werden sollen. 
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als Deutschland und Frankreich. Umgekehrt fiele Osterreich von Rang 7 auf 
den Platz 11 zurück. 


Rangziffer 


Ausmaß der Wirtschafts- in Prozent Rangziffer Bereinigungs- Wirtschafts- in Prozent 


Schattenwirt leistung zum faktor leistung 1994 zum 
schaft 1994 Wirtschafts- bereinigt Wirtschafts- 
offiziell stärksten stärksten 


om A WwW a MOO 


1,068 22866 63,42 
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Quelle: Schneider (1998), Tabelle 3.2, S. 24, Statistisches Bundesamt (1997), S. 342 f. sowie eigene Berechnungen 


Abbildung 1: Wirtschaftsleistung ohne und mit Berücksichtigung der Schat- 
tenwirtschaft 
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Anhang B: Zusammenhang zwischen Arbeits- 
losenquote und Lohnsteigerungen in den G7- 
Landern 


Im folgenden wird im Rahmen einer Korrelationsanalyse die Frage unter- 
sucht, ob die Arbeitslosenquote bzw. deren Veränderung einen Einfluß auf 
die Tarifverhandlungen hat. Ausgangspunkt dazu sind die in den Tabellen 
1 und 2 angegebenen Zeitreihen über die Veränderung der Arbeitslosenquo- 
ten nach nationalen Definitionen sowie der Veränderungsraten der ,,Com- 
pensation per employee in the business sector“ für die sieben wichtigsten 
Industrienationen im Zeitraum 1983 bis 1997. 


USA Japan Deutsch- Frank- Italien Groß- Kanada 
land reich britannien 
-0,1 1,5 0,8 0,8 0,8 
-2,1 0 0,8 0,2 -0,6 
-0,3 0,1 0,1 0,2 -0,8 
-0,2 -0,3 1,3 0,2 -0,9 
-0,8 -0,1 0,3 -1,6 -0,8 
-0,7 0 0,3 -2,4 -1,0 
-0,2 -0,7 -0,3 -1,7 -0,3 
0,3 -0,7 -1,1 -0,2 0,7 
1,2 -0,5 2,3 2,2 
0,7 0,2 2,0 0,9 
-0,6 1,4 0,1 -0,1 
-0,8 1,1 -0,8 
-0,5 0,7 -0,9 
-0,2 0,1 0,2 
-0,5 0,2 -0,5 
Quelle: OECD (1998), Annex Table 21, S. 211 und eigene Berechnungen. 


Tabelle 1: Veränderung der Arbeitslosenquote 


Bildet man nun für jedes Land einen Korrelationskoeffizienten zwischen 
der Veränderungsrate der Bruttoentgelte und der Veränderung der Arbeits- 
losenquote des Vorjahres, erhält man die in Tabelle 3 angegebenen Werte. 
Wegen des lags beträgt der Stichprobenumfang 14 Beobachtungen. 

Bis auf den Wert für die Vereinigten Staaten nehmen die Koeffizienten 
das erwartete Vorzeichen an: Eine Erhöhung der Arbeitslosenquote sollte bei 
den Tarifverhandlungen zu einem niedrigen Lohnabschluß führen.? Aller- 
dings sind in Deutschland und Frankreich die Koeffizienten nicht statistisch 


2Der hochsignifikante Koeffizient für die Vereinigten Staaten läßt sich nicht plausibel 
erklären. Wegen der Einfachheit des unterstellten Zusammenhangs zwischen Verände- 
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Deutsch- Frank- Italien Groß- Kanada 


land reich britannien 


Japan 


1983 5,1 2,5 3,8 10,2 15,9 8,0 5,0 
1984 5,0 4,2 3,8 8,1 11,9 6,3 4,9 
1985 4,0 3,4 3,1 6,8 10,4 8,5 5,5 
1986 4,0 2,4 3,7 4,1 7,0 8,4 2,9 
1987 4,5 2,5 3,3 4,0 7,7 6,4 6,9 
1988 4,8 3,0 3,2 4,3 7,8 7,9 7,1 
1989 3,2 3,8 3,0 4,1 9,3 9,1 4,9 
1990 4,9 5,1 4,2 5,3 8,5 10,2 4,5 
1991 3,9 4,3 4,8 4,4 8,8 8,5 5,2 
1992 5,6 0,9 10,3 4,0 6,3 4,6 2,9 
1993 2,8 0,6 3,6 2,9 4,1 1,8 1,7 
1994 2,2 2,0 3,6 1,8 2,8 3,5 1,1 
1995 2,2 0,8 3,4 2,6 5,3 2,7 1,6 


3,9 
4,9 


2,4 3,1 
1,7 2,3 
Quelle: OECD (1998), Annex Table 12, S. 202. 


Tabelle 2: Jährliche Veränderungsrate der Bruttoentgelte im privaten Sektor 


Land USA Japan D F Italien GB Kanada 
Koefh- 0,2843 -0,5582 -0,0072 -0,1162 -0,1658 -0,5085 -0,2765 
zient 
t-Wert (1,11)** (-2,52)** (-0,03) 
** (*) = Signifikant auf dem 1%- (5%-) Niveau 
Quelle: Eigene Berechnungen. 


(-0,44)  (-0,63)* (-2,21)** (-1,08)** 


Tabelle 3: Ergebnisse der Korrelationsanalyse 


gesichert; der kritische Wert lautet hier 0,5324 bzw. 0,6614 fiir das 5%- bzw. 
1%-Niveau. Es muß gefolgert werden, daß in diesen Ländern die Höhe der 
Arbeitslosenquote keinen signifikanten Einfluß auf die Lohnverhandlungen 
hat. 


rung der Arbeitslosenquote und der Veränderungsrate der Bruttoentgelte könnte es sein, 
daß im Fall der Vereinigten Staaten andere wichtige ökonomische Größen, die hier nicht 
berücksichtigt wurden, einen entscheidenden Einfluß haben. 
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Anhang C: Anhang zu Kapitel 8 


C.1: Herleitung des Ergebnisses fiir % bei s < « im 
Modell ohne Staatsverschuldung 


Ausgangspunkt ist Gleichung (8.15): 
oy Ok* 


=tf(k")+(1-ta- Te (8.15) 
Für den Falls < x ist ok < 0, so daß % nur dann größer als Null ist, 
wenn gilt: 
1px Ok” 
10) > \a- 10-376 vent 
e 
bzw 
t f(k*) Ok* 
1 —t(1 —e) f'(k*) Oe 


Setzt man nun fiir 2 ER - ~ das Ergebnis aus Gleichung (8.10) ein, erhält man: 


—t(s — K)f(k*) 
(s(1 — t(1— e)) + t(1 - e)r) f'(k*) ~(n +6) 


t A) 
1-11 —e) fi(k*) ” 


bzw. 


tf) > t(s — K)f (k*) 
1-11 —e) f(r) ” sf'(k*) — (sta -e)f (kr) (n +) 


Umstellen der Gleichung unter Beachtung der Vorzeichen liefert: 
sf'(k*) - (s — w)t(1 — e) f'(k*) — (n+ 6) < (s= RK) — t(1 — e)) f'(k*). 
Nach Wegfall einiger Terme reduziert sich diese Ungleichung zu: 
—(n+6) < —Kf'(k*) 


bzw. 


n+ö 


C.2: Herleitung der bedingten Aussage fiir ĉ im Modell 
ohne Staatsverschuldung 


Ausgangspunkt ist der Ausdruck fiir = gemäß Gleichung (8.22), wobei für 
oe das Ergebnis nach Gleichung (8.10) eingesetzt, die gesamtwirtschaftliche 
Sparquote durch T = [s(1 — t(1 — e)) + t(1 — e)k] abgekürzt und (s — x) 
ausgeklammert wird. Man erhält: 


Oc* _ : bass tf (k*) 
Fa tf(k*)+(1-T)f (k Te) ~(n 45) : 


Um zu den Aussagen der Gleichung (8.23) zu gelangen, unterscheidet man 
nun die Fälle s < x und s > x. 


Fall (1): s< x 
In diesem Fall ist 2e nur dann positiv, wenn gilt: 


tf(k*) 


oe 


tf(k*) + (1-T)f'(k*) 


bzw. 
HE > =D Mage 
bzw. 
[f'(k*) — (n+) < -(1-T)f'(k*) 
bzw. 
n+6> f'(k*) 

bzw. 

n+o 

f'(k*) 


Damit gilt fiir die Umkehrung des Ungleichheitszeichens in dieser Unglei- 
chung, daß der gesamtwirtschaftliche Konsum im Fall s > « durch eine 
Erhöhung der Steuerhinterziehung sinkt. 
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Fall (2): s >k 


In diesem Fall ist sE nur dann positiv, wenn gilt: 


tf(k*) 


ej- (nr) 


tf(k*) + (1-T)f'(k*) 


Von dieser Ungleichung kommt man durch ähnliche tautologischen Umfor- 
mungen wie im Fall (1) zu folgender Bedingung: 


n+ö i 

f'(k*) 
Auch hier gilt wiederum, daß eine Umkehr des Ungleichheitszeichens in 
diesem Fall ein Sinken des Konsums zur Folge hätte. 


C.3: Beweis dafür, daß im Wachstumsgleichgewicht die 
Bedingungen k = 0 und b = 0 erfüllt sein müssen (Modell 
mit Staatsverschuldung) 


Zunächst sei noch einmal das Gleichungssystem in den beiden Variablen k 
und b wiederholt: 


b = (g—t(1—e))f(k) + (1 —t(1 — e)) f'(k)b — nb (8.26) 


k = (1- (1 -8)(1 — e(1 — e)) - (1 — «)g) F(R) 
-(1- s)(1 — t(1 — e)) f'(k)b — nk. (8.29) 


Teilt man letztere Gleichung durch k, erhält man die Wachstumsrate des 
Kapitalstocks pro Kopf k: 


I 
k = pL) - (1-s)(1-t(1- Er n, 
k k 
wobei Y hier und im folgenden für den Term [1- (1-s)(1-t(1-e))-(1-x)g] 

steht. 

Qualitativ lassen sich nun folgende drei Fälle für die konstante Wachs- 
tumsrate im Wachstumsgleichgewicht k* unterscheiden: 

(a) k* <0, 

(b) k* > 0 sowie 

(c) k* =0. 
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Im Fall (a) würde die Kapitalintensität im steady-state kontinuierlich 
zurückgehen und irgendwann eine ökonomisch unplausibel geringe Größe 
annehmen. Dieser Fall ist deshalb auszuschließen. 

Im Fall (b) würde der Kapitalstock pro Kopfim Wachstumsgleichgewicht 
stetig wachsen und gegen ’unendlich’ konvergieren. Damit würde aber auf- 
grund der Inada-Bedingungen f’(k) gegen Null gehen und der Ausdruck ie) 
gemäß der Regel von L’Hospital ebenfalls dem Wert Null zustreben. Diese 
Teilergebnisse bedeuteten fiir die Interpretation Gleichung fiir die Wachs- 
tumsrate k, daß die beiden ersten Terme auf der rechten Seite gegen Null 
konvergieren, was bedeutet, daß, bedingt durch ein permanentes positives 
Bevölkerungswachstum, die gesamte rechte Seite negativ wird. Dies wider- 
spricht jedoch der Annahme, daß k* und damit die linke Seite der Gleichung 
positiv ist. 

Aufgrund dieser Überlegungen bleibt nur noch der Fall (c) übrig. Es muß 
also im Wachstumsgleichgewicht die Bedingung k=0 gelten. 

Betrachtet man nun noch die Wachstumsrate der Staatsverschuldung 
pro Kopf, die sich aus der Division der Gleichung (8.26) durch b ergibt, 
zeigt sich, daß auch b = 0 gelten muß. Die Wachstumsrate ô lautet: 


ô = (g — t(1 — e) ŻE +(1-t(1-e))f(k) —n. 


Die Konstanz der Wachstumsrate im steady-state ist gleichbedeutend damit, 
daß deren Ableitung nach der Zeit gleich Null sein muß, also gilt: 


f'(k)kb — f(k)b 


galt) Te ake e))f"(k)k = 0 
Durch das Ausmultiplizieren des Bruchs in dieser Gleichung erhält man: 
k k)b 
g-t -EE -0-10 - ey) 


+(1 — t(1 — e)) f” (k)k = 0, 
bzw. 
(g — t(1 — e))b = [(g — t(1 — e)) f'(k) + (1 — t(1 — e)) f” (k)b]k. 


Wie oben nachgewiesen wurde, gilt im Wachstumsgleichgewicht k = 0, was 
bedeutet, daß die rechte Seite dieser Gleichung den Wert null annimmt. 
Abstrahiert man nun von der nur zufällig erreichbaren und für westliche 
Industrienationen irrelevanten Bedingung g = t(1 — e), ist die Gleichung 
nur fiir den Fall 6 = 0 bzw. b = 0 erfüllt. 
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C.4: Kurvendiskussion für die b = 0-Isokline 


Die 6 = 0-Isokline hat folgende funktionale Form: 


(g — (1 — e))f (k) 
n-(1-t(1-e))f’(k) 


Man erkennt anhand dieser Gleichung bereits, daß zum einen die Isokline 
wegen f(0) = 0 durch den Ursprung verläuft und zum anderen, daß sie einen 
Pol an der Stelle hat, an der der Nenner gleich Null wird, d.h. dort, wo gilt 
n = (1—t(1—e))f' (kpo). Links von dieser Polstelle ist der Nenner aufgrund 
der Inada-Bedingungen negativ. Da angenommen wurde, daß g > t(1 — e) 
ist, muß die b = 0-Isokline im Bereich 0 < k < k,.ı im 2.Quadranten verlau- 
fen. Ausgehend vom Ursprung wird der Nenner des Bruchs mit steigendem 
k dem Betrage nach immer kleiner, während der Zähler mit wachsendem k 
steigt. Die b = 0-Isokline nimmt also den Wert b = —oo an, wenn sie sich 
von links an die Polstelle annähert. Rechts von kpo; sind sowohl Zähler als 
auch Nenner des Bruchs positiv. Die Isokline verläuft also im 1. Quadran- 
ten. Werte von k, die nur geringfügig größer als kyo; sind, führen dazu, daß 
der Nenner nahe bei Null liegt und somit b(k) gegen den Wert +00 konver- 
giert. Mit weiter steigendem k wächst sowohl der Zähler als auch der Nenner 
des Bruchs obiger Gleichung, wobei letzterer wegen der angenommenen Ei- 
genschaften der Produktionsfunktion schneller wächst. Der gesamte Bruch 
sinkt also zunächst, was bedeutet, daß die Isokline eine negative Steigung 
hat. Geht k gegen +00, nimmt der Zähler ebenfalls diesen Wert an, während 
der Nenner gegen n konvergiert. Aus diesem Grund steigt die Isokline ab 
einem bestimmten k wieder an, um dann gegen +00 zu konvergieren. Das 
Minimum der $ = 0-Isokline läßt sich durch folgende Bedingung beschrei- 
ben: 


b(k) = 


_ (g- tl -e))f kn -(g-tll-e))-EL-e))[fR 


iR In (1-1 -e) E 
n (g — t(1 — e)) f(A) -t0 -e)f"(k) _ 0 
[n — (1 — t(1 — e)) f'(k)]? 
bzw. 
1-1(1-e) _ f'(Kmin) 
n [f'(kmin)]? zu S (kmin) f" (kmin) 
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C.5: Kurvendiskussion fiir die k = 0-Isokline 


Die funktionale Form der k = 0-Isokline lautet folgendermaßen: 


(1 - (1- 9) -(1-e)) - (1- R)g)f(k) - nk 
(I—s)(1— t(1 —e)) F'() 


Der Graph der Funktion verläuft durch den Ursprung, da f(0) = 0 gilt. Er 
hat eine weitere Nullstelle bei k = knu, mit 


0= (1 Seiad ie 9) f (knw) ea 


Ausgehend vom Ursprung verläuft die Isokline zunächst mit positiver Stei- 
gung im 1. Quadranten, da wegen der Eigenschaften der neoklassischen Pro- 
duktionsfunktion f(k) schneller wächst als k selbst und damit der Zähler 
des Bruchs positiv ist und für kleine k zunächst steigt, während der Nenner 
gleichzeitig fällt. Die Funktion besitzt einen Extremwert, für den folgende 
Bedingung gilt: 


b(k) = 


Wf'(k)—n 
(1 — s)(1 — t(1 — e)) f' (k) 


_ W f(k)—nk 1—s)(1—t(1—e)) f” (k) __ 0 
(1=s)(1-t(1—e)) f(k) (1—s)(1—t(1—e)) fF’ (k) — 


' Fk) _ 
Da für den Extremwert im folgenden nachgewiesen wird, daß er kleiner 
ist als knu, muß er ein Maximum der Funktion sein, weshalb er als kmaz 
bezeichnet wird. 

Grundsätzlich könnten für das Verhältnis zwischen knuu und kmaz fol- 
gende drei Bedingungen gelten: 

(a) kmaz = knull, 

(b) kmaz > knuu und 

(c) Kmaz < Knull- 

Im Fall (a) ist die rechte Seite der letzten Gleichung gemäß der Bedin- 
gung für die Nullstelle der k = 0-Isokline gleich null. Demnach müßte auch 
die linke Seite dieser Gleichung gleich null sein, damit sie erfüllt ist. Wegen 
f'(k) > 0 und f"(k) < 0 müßte gelten Wf’(k) = n bzw. f'(k) = 2. We- 
gen der Bedingung für die Nullstelle der k = 0-Isokline gilt jedoch gleich- 
zeitig, daß E(k) = 5%. Hierin besteht jedoch ein Widerspruch, da bei ei- 
ner neoklassischen Produktionfunktion das Grenzprodukt nicht gleich dem 
Durchschnitts-Output sein kann. 


b'(k) = 


bzw. 
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Würde gemäß des Falles (b) gelten, daß kmaz > knuy ist, dann wäre die 
rechte Seite der letzten Gleichung genau dann positiv, wenn die Ungleichung 
Y f'(k) —n > 0 gilt, denn dann würde rechts von knuı gelten F f(k) > nk. 
Bei dieser Konstellation ergäbe sich jedoch ebenfalls ein Widerspruch, da 
nun die rechte Seite von der letzten Gleichung ein anderes Vorzeichen hat 
als die linke Seite dieser Gleichung. 

Damit steht als Ergebnis fest, daB nur im Fall (c) die Bedingung aus 
der letzten Gleichung erfiillt sein kann und die Isokline somit ein Maximum 
aufweist. 


C.6: Die Jacobi-Matrix und ihre Determinante 


Die Jacobi-Matrix im Gleichgewicht ~ im folgenden durch die Kennzeich- 
nung der Variablen mit einem Stern ausgedrückt und als Jgg bezeichnet - 


lautet: 
8 88 
Jog = Qb Ok 
(28) 
(1-t1-e))f(k*)—-n ge tLe) i(k") + 
_ Atl ae 
ie (Les (et bee) se (k") Yi (k= 


-(1 = s)(1 = t(1 — e)) f"(k*) bY = n 
Als Determinante ergibt sich: 
det Jog = (a — t(1 —e)) f'(k*) - n) (wF'(e") 
—(1 = s)(1 ~ t(1 — e)) f"(k*) bt -= n) 
+((1-s)(1- (1 -e))f(R*)) 
((g — t(1 - FR) + (1 - #(1 = €)) f") Br). (*) 


C.7: Komparative Statik im Modell mit Staatsverschul- 
dung 


Aufgrund des generalisierten Theorems impliziter Funktionen lautet das 
allgemeine Lösungsgleichungsystem in Matrixschreibweise:® 


OS, IJ, 96” _ 99 
ð = 
(R #)( & )=( a ) 
ðb Ok de de 
3Vgl. Chiang (1984), S. 212. 
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Nach der Cramer’schen Regel ergeben sich nun die Lösungen als: 


. _9& Ok 
Ob = de TE 
Oe det Jac 
bzw. 
|. os, 
b 
A ð -9$ 
Ok* en “Bb de 
de det Jeg 


Zur Berechnung dieser beiden Ausdriicke ist mit Gleichung (*) bereits der 
jeweilige Nenner bekannt. Uber diesen weiß man wegen der Annahme, daß 
die Ausgangssituation durch lokal-asymptotische Stabilität gekennzeichnet 
ist, daß er positiv ist. Es fehlen lediglich die beiden Größen, die durch den 
Vektor auf der rechten Seite der ersten Gleichung dieses Abschnitts beschrie- 
ben werden. Dieser Vektor lautet hier: 


( -2s ) -t(f(k) + f'(k)b) 
ð = i 

E (1 — s)t( f0) + f'(k)b) 

Die Lösungen der komparativ-statischen Analyse ergeben sich dann als: 


ab _ (ws (k*) — (1 — s)(1 — t(1 — e)) f” (k*) 8” - n) (— CFC") + 8°) B*)) 


de det Jea 
((g — #1 — e)) f'(k*) + (1 - tC — e)) f" (k) b) (1 - SIE) + 7°C”) 6) 
u det Jog 
bzw. 


de det Joc 
(EEE + FE) (a - 91-11 -))f'R*)) 
7 det Joc 


Durch Vereinfachung dieser beiden Ausdrücke erhält man: 


6 _ _[(s(1 - g) + rg) f'(k*) — n] t[f(k*) + f'(k*)b*] 
ðe det Jeg a) 


Okt _ _n(1— stf (k*) + F(R") b] 


ðe det Jog l (8.36) 
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C.8: Herleitung der bedingten Aussage fiir die Verände- 
rung des verfügbaren Einkommens im Modell mit 
Staatsverschuldung 


Ausgangspunkt für diese Herleitung ist die Gleichung (8.41), wobei diese 
jedoch etwas zu folgendem Ausdruck umgestellt wurde: 


Oy*” * l * * 
FR) + FR) 
Ok* Ob* 


+ (1~t(1 E(P) + (1-41 — OK) Zn 


Setzt man in diese Gleichung die Ergebnisse der Gleichungen (8.36) und 
(8.38) ein, erhält man nach kleineren Umformungen: 


ayy (FR) + PR) 8) 
“de det Jac [det Joe 
- (1 ~ t(1 - €))n(1 — 8)( f(r) + f” (k*) 0") 
- (1 = t(1 =e) ((s(1 - 9) + Kg) P'E) = n) FR"). 


Da der Bruch auf der rechten Seite dieser Gleichung immer positiv ist, kann 


oy nur dann positiv sein, wenn der Term in der großen eckigen Klammer 


dieses Ausdrucks ebenfalls positiv ist. D.h. es muß gelten, daß 


det Jeg > (L-t(1-e)) [na = s)( fi(kt) + f"(k*) b*) 
+ ((s(1 — 9) + x9) f'E) — n) F'(k*)| 


ist. Setzt man nun fiir det Jea den Ausdruck aus Gleichung (x) ein und 
vereinfacht die sich ergebende Ungleichung, erhält man: 


> (1— (1 - «)9) f'(k*) 
und kann die bedingte Aussage (8.42) treffen: 


>0 für f'(k*)< Ir) 
<0 für f'(k*)> isting 


Oy*” 
Oe 
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Abkiirzungs- und 
Symbolverzeichnis 


Abkiirzungen 

ABM Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 

AV Arbeitslosenversicherung 

BIP Bruttoinlandsprodukt 

BSP Bruttosozialprodukt 

Bsp. Beispiel 

c.p. ceteris paribus (unter sonst gleichen Umständen) 

DDR Deutsche Demokratische Republik 

d.h daß heißt 

etc. et cetera 

f. folgende (Seite) 

ff. fortfolgende (Seiten) 

GKV Gesetzliche Krankenversicherung 

GNP gross national product (englische Bezeichnung für das BIP) 
GRS Grenzrate der Substitution 

GRT Grenzrate der Transformation 

GRtS Grenzrate der technischen Substitution 

G7 Gruppe der sieben wichtigsten Industrienationen 

OECD Organisation für ökonomische Zusammenarbeit und Entwicklung 
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PNP EO RTH AHS 


Rentenversicherung 
Sozialversicherungen 
Technischer Uberwachungsverein 


und ähnlichem 
Union der Sozialistischen Sowietrepubliken 


und so weiter 
zum Beispiel 


Ausgaben der Rentenversicherung 

Technologieparameter 

Staatlicher Schuldenstand 

monetäre Basis 

privater Konsum (gesamtwirtschaftliches Aggregat) 
Ableitung des Konsums nach dem verfügbaren Einkommen 


partielle Ableitung des Konsums nach dem versteuerten Nettoein- 
kommen 

partielle Ableitung des Konsums nach dem unversteuerten Ein- 
kommen 

Bargeldumlauf 


Defizit bzw. Neuverschuldung des Staates 

Sichteinlagen 

Erwartungswertoperator 

Beitragseinnahmen der Rentenversicherung 
Produktionsfunktion 

partielle Ableitung der Produktionsfunktion nach der Arbeit 
Staatsausgaben 

Primärausgaben des Staates in Pro-Kopf-Notation 
Humankapitaleinsatz 


Hilfsfunktion 
private Investitionen (gesamtwirtschaftliches Aggregat) 


Ableitung der Investitionen nach dem Zinssatz 
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oe 


SSSHIHUS 


Jacobi-Matrix i 
Kapitaleinsatz bzw. Kapitalstock der Okonomie 


Kapitalstock im Besitz der Privaten 

Kapitalstock im Besitz des Staates 

Lagrangefunktion 

Geldnachfrage 

partielle Ableitung der Geldnachfrage nach dem verfügbaren Ein- 
kommen 

partielle Ableitung der Geldnachfrage nach dem Zinssatz 
Arbeitseinsatz 

Arbeitseinsatz im offiziellen Sektor 

Arbeitseinsatz im Schattensektor 

Arbeitsnachfragefunktion 

Arbeitsangebotsfunktion 

Geldmenge 

Zahl der Erwerbstätigen 

Zahl der Individuen 

Preisniveau 

gesamtwirtschaftliche Preissteigerungsrate 

Preissteigerungsrate der offiziellen Ökonomie 
Preissteigerungsrate von Produkten, die in beiden Sektoren pro- 
duziert werden 

Preissteigerungsrate von Produkten, die ausschließlich im offiziel- 
len Sektor produziert werden 

Kapitaleinkommen in der Ökonomie 

Soziale Wohlfahrtsfunktion 

Steuereinnahmen des Staates 

Steuereinnahmen pro Kopf 

Nutzen bzw. Nutzenfunktion 

Grenznutzen des Konsums 

Grenznutzen aus Konsum des Öffentlichen Gutes 
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Grenznutzen aus Konsum des privaten Gutes 
Grenznutzen der Freizeit 
Summe der Bruttoarbeitsentgelte 


Lohneinkommen in der Okonomie 
Output der Okonomie bzw. Volkseinkommen 


gesamtwirtschaftliche Nachfrage 
gesamtwirtschaftliches Angebot 

verfügbares Einkommen 

Sozialprodukt des offiziellen Sektors 
Sozialprodukt der Schattenwirtschaft 
Sozialprodukt in der Referenzsituation 
Mindestreserveeinlagen 

Umfang der Schattenwirtschaft im Verhältnis zum offiziellen So- 
zialprodukt 

Schuldenstand pro Kopf 

Konsum pro Kopf 

Konsum der Privaten pro Kopf 

Konsum des Staates pro Kopf 

Konsum der ersten bzw. der Erwerbsperiode 
Konsum der zweiten bzw. der Rentenperiode 


Determinate einer Matrix 
Anteil des Einkommens, das hinterzogen wird 


Betrag an hinterzogener Steuer 

partielle Ableitung des Hinterziehungsbetrags nach der Menge an 
öffentlichem Gut 

partielle Ableitung des Hinterziehungsbetrags nach dem Steuer- 
satz 

Produktionsfunktion 

Staatsquote 

konsumierte Menge des öffentlichen Gutes 

Ertragsfunktion des Faktors Arbeit im Schattensektor 
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Bargeldquote 

Kapitalstock pro Kopf 
Geldschépfungsmultiplikator 
Wachstumsrate der Bevölkerung 
Entdeckungswahrscheinlichkeit 
Produzentenpreis des öffentlichen Gutes 


Zinssatz 
Sparquote der Privaten 


Einkommensteuersatz 
(Nominal-) Lohnsatz 
konsumierte Menge an privaten Gut 


Output pro Kopf, Pro-Kopf-Einkommen bzw. Einkommen eines 
repräsentativen Individuums 


y” verfügbares Pro-Kopf-Einkommen der Privaten 


SH ETUI J mm 


z Mindestreservesatz 
3 Hilfsfunktion 
Sk Hilfsfunktion 
£ Freizeit 
r Hilfsfunktion 
® Budgetausgleichsfunktion 
Y Hilfsfunktion 
a Verhältnis von Umsatz der Schattenwirtschaft zum Umsatz der 
offizielle Ökonomie bei Gütern, die in beiden Sektoren produziert 
werden 
B Anteil der Güter, die ausschließlich im offiziellen Sektor produziert 
werden 
gesamtwirtschaftliche Wachstumsrate 
Q Wachstumsrate des offiziellen Sektors 
S Wachstumsrate der Schattenwirtschaft 
Abschreibungsrate 
durchschnittliches Nettoeinkommen eines Erwerbstätigen 


B MR 2 Y 
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xe 2A Aw 


€ 


Risikoprämie für den Faktor Arbeit 
Risikoprämie für den Faktor Kapital 
Investitionsanteil an den staatlichen Ausgaben 
Hilfsoperator bei der Lagrangefunktion 


Rentenhöhe in Relation zum durchschnittlichen Nettoeinkommen 
der Erwerbstätigen 


Strafsatz 
Beitragssatz der Rentenversicherung 


Steuersatz der indirekten Konsumsteuer 

Produktionselastizität des Faktors Kapital 

Verhältnis von Zahl der Erwerbstätigen zu Zahl der Renten- 
empfänger 

durchschnittliches Bruttoeinkommen eines Erwerbstätigen 
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